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8. Sitzung 


Bonn, den 20. Januar 1977 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Es liegt Ihnen folgende Liste von Vorlagen vor, 
die keiner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden sollen: 


Betr.: Tagung der parlamentarisdien Versammlung des 
Europarates vom 15. bis 22. September 1976 
in Straßburg (Drucksache 7/5859) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zum Ent- 
schließungsantrag über die Regionalpolitik der Ge- 
meinschaft bezüglich der Regionen beiderseits der 
Binnengrenzen der Gemeinschaft (Drucksache 7/5920) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 


Betr.: Entschließung mit der Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments zu dem Vorschlag der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
für eine Entscheidung zur Verabschiedung des Jah- 
resberichts über die Wirtschaftslage der Gemein- 
schaft sowie zur Festlegung der wirtschaftspoliti- 
schen Leitlinien für 1977 (Drudesache 7/5921) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Betr.: Zweiter Teil der 22. ordentlichen Sitzungsperiode 
der Versammlung der Westeuropäischen Union vom 
29. November bis 2. Dezember 1976 in Paris (Druck- 
sache 8/14) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 


Betr. : 

zuständig: 
Betr. ; 

zuständig: 

Betr.: 

zuständig : 
Betr.; 

Bezug: 

zuständig : 
Betr. : 


Bezug: 
zuständig: 
Betr. ; 


Bezug: 

zuständig: 


Rechnung und Vermögonsrethnung des Bundesrech- 
nungshofes für das Haushaltsjahr 1974 — Einzel- 
plan 20 — (Drucksache 7/4018) 

Haushaltausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Haus- 
haltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes 
für das Haushaltsjahr 1974 (Jahresrechnung 1974) 
(Drucksache 7/4978) 

Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zur Bun- 
deshaushaltsrechnung (einschließliäi der Bundesver- 
mögensrechnung für das Haushaltsjahr 1974 (Druck- 
sache 7/5849) 

Haushaltsausschuß 

Überplanmäßige Haushaltsausgabe im Haushaltsjahr 
1976 bei Kap. 0902 Tit. 697 04 
§ 37 Abs. 4 BHO 
(Drucksache 8/15) 

Haushaltsausschuß 

Außerplanmäßige Ausgaben bei Kap, 1111 — Lei- 
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und 
gleidiartige Leistungen — 

Titel apl. 681 51 — Mobilitätshilfen — 

Titel apl. 681 52 — Eingliederungshilfen — 

§ 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 8/16) 

Haushaltsausschuß 

überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 23 02 Tit, 896 02 
— Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum 
Europäischen Entwicklungsfonds der Europäischen 
Gemeinschaften — 

§ 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 8/23) 

Haushaltsausschuß 


Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zu den 
Den Haager Tagungsergebnissen des Europäischen 
Rats vom 29. und 30. November 1976 (Drucksache 8/24) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 


Betr.: Erweiterter Verkehrswegeplan für das Zonenrandge- 
biet; 

hier: Bericht des Bundesministers für Verkehr 1976 
über den Fortgang der Verkehrserschließung 
des Zonenrandgebietes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. Januar 
1969 (Drucksache 8/31) 

zuständig: Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federfüh- 
rend), Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen, Haushaltsausschuß 


Betr.: Bericht des Bundesrechnungshofes nach § 99 der BHO 
zu Nr. 158 der Bemerkungen des Bundesrechnungsho- 
fes zur Bundeshaushaltsrechnung für das Halbjahr 
1973 (Drucksache 8/5) 

zuständig: Haushaltsausschuß 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 

1973 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/1312) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 

Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 

1973 


Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/2113) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1974 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/2463) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der Haushalts- 
rechnung und Vermögensrechnung des Bundes für 
das Haushaltsjahr 1973 (Jahresrechnung 1973) (Druck- 
sache 7/3585) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben ira 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1974 

Öezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/2942) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung (einschließlich der Bundesvermö- 
gensrechnung) für das Haushaltsjahr 1973 (Druck- 
sache 7/4306) 

zuständig; Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1974 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/3693) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 
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Vizepräsident Frau Renger 

Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1975 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksadie 7/3925) 
zuständig: Haushaltsaussdiuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außer|rfanmäßigen 
Ausgaben im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1975 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drudcsadie 7/4321) 
zuständig: Haushaltsaussdiuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben ira 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 

1975 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/5191) 
zuständig: Haushaltsaussdiuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 

Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 

1976 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksadie 7/5685) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

(erneute Überweisung in der 8. Wahlperiode) 


Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 
1976 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksache 7/5910) 
zuständig: Haushaltsausschuß 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgabe im 
Haushaltsjahr 1976 bei Kap. 09 02 Tit. 698 02 
Bezug: § 37 Abs. 4 BHO (Drucksadie 7/5925) 
zuständig: Haushaltsausschuß 


— Es erhebt sich kein Widerspruch; es ist so be- 
schlossen. 


Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 17. Dezember 1976 
dem 

Gesetz zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse der Mitglie- 
der des Deutschen Bundestages 
(Bl zugestimmt. 

In der gleichen Sitzung hat der Bundesrat der vom Deutschen 
Bundestag am 14. Dezember 1976 beschlossenen Weitergeltung 
der 

Geschäftsordnung des Gemeinsamen Ausschusses nach Ar- 
tikel 53 a des Grundgesetzes 

Geschäftsordnung für das Verfahren nach Artikel 115 d des 
Grundgesetzes 

sowie der Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bundestages 
und des Bundesrates für den Ausschuß nach Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 
zugestimmt. 

Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat mit Schreiben vom 10. Januar 1977 unter Be- 
zugnahme auf § 17 Abs. 5 Postverwaltungsgesetz den Nachtrag 
zum Voranschlag der Deutschen Bundespost für das Rechnungs- 
jahr 1976 übersandt. Der Nachtrag liegt im Archiv zur Einsicht- 
nahme aus. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 10. Januar 1977 das Gutachten der Kommission 
für wirtschaftlichen und sozialen Wandel übersandt. Sein Schrei- 
ben wird als Drucksache 8/51 verteilt. 


Wir kommen nun zur 

Fortsetzung der Aussprache über die Erklä- 
rung der Bundesregierung 


fQ 

wir hier im Hause allerdings haben erwartet, daß ' ^ 
der Bundeskanzler klärende Worte zu dem finden 
wird, was vor und nach den Wahlen das Vertrauen 
des Bürgers in die parlamentarische Demokratie zu- 
tiefst erschüttert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Tatsächlich kann von der selbstkritischen Offen- 
heit des Bundeskanzlers, zu der Herr Kollege Brandt 
unsere Anerkennung vermißt hat, überhaupt keine 
Rede sein. Der versuchte Wortbruch ist und bleibt 
eine unentschuldbare Ungeheuerlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Versprochen wurde, die bruttolohnbezogene Ren- 
tendynamik beizubehalten. Statt dessen sollen 1979 
und 1980 die Renten jedoch an die Nettolöhne min- 
destens angepaßt werden; das heißt, sie sollen ge- 
kürzt werden. Versprochen wurde von Ihnen eine 
jährliche Rentenanpassung. In Wahrheit soll im Jahr 
1978 eine Rentenanpassung ausfallen. Versprochen 
wurde schließlich, keine Beiträge zu erhöhen. Schon 
in diesem Jahr aber sollen die Beitragsbemessungs- 
grenze und damit die Beiträge in der Krankenver- 
sicherung drastisch erhöht werden. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben der Union und 
mir persönlich im Wahlkampf unchristliches Verhal- 
ten vorgeworfen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Sie haben gesagt, wir hätten gegen das 8. Gebot 
„Du sollst kein falsches Zeugnis geben" verstoßen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Pfui!) 

Dies, Herr Bundeskanzler, hat uns schwer getroffen, p) 
Nach all dem, was nach dem 3. Oktober geschehen 
ist, überlasse ich das Urteil über diese unfaire Ent- 
gleisung getrost der deutschen Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Barzel 
[CDU/CSU]: Der Kanzler hat kein Interesse 
für die Rentner! Sonst wäre er hier! — 

Franke [CDU/CSU]: Wo ist der Kanzler? — 

Dr. Barzel [CDU/CSU]: Ja, wo ist der Kanz- 
ler? — Franke [CDU/CSU]: Wo ist wenig- 
stens der Stellvertreter? Nur Frau Hamm- 
Brücher ist hier! — Dr. Barzel [CDU/CSU]: 
Unerhört! — Stücklen [CDU/CSU]: Die Rent- 
ner interessieren ihn nicht! — Dr. Barzel 
[CDU/CSU]: Er macht eine neue Rechnung 
auf! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Redner, fahren 
Sie bitte fort! 


Das Wort hat der Abgeordnete Katzer. 

Katzer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, 

(Franke [CDU/CSU]: Er wird ja wohl noch 
kommen!) 

Sie haben in Ihrer Regierungserklärung am 16. De- 
zember 1976 ein Wort zur Rentenreform vorange- 
stellt. Ich verstehe, daß die Regierung bemüht ist, 
ihr sehr unangenehme Dinge vorweg zu behandeln 
und vom Tisch zu bringen. Die Bürger im Lande und 


Katzer (CDU/CSU): Diese Ungeheuerlichkeit, Herr 
Bundeskanzler, wird nicht dadurch besser, daß sich 
daran leider auch — ich muß das sagen: leider auch 
— Teile der Gewerkschaften beteiligt haben. So gab 
der Vorsitzende der IG Metall, Eugen Loderer, als 
Begründung für eine Rentnerveranstaltung der IG 
Metall mit Walter Arendt an — ich zitiere — : 

Es ist sogar unsere Pflicht, unsere Rentner zu 
einer Aufklärungskampagne mit Arbeitsmini- 
ster Arendt einzuladen, wenn die CDU mit 
ihrem Krisengerede die Rentner verunsichert. 
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Katzer 

Den Arbeitnehmern und Rentnern hat Herr Loderer 
damit keinen Gefallen getan, und dieser Bundesre- 
gierung nebenbei auch nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die in der Regierungserklärung vorgelegten Pläne 
zur Sanierung der Rentenversicherung bedeuten ein- 
schneidende Kürzungen sozialer Leistungen. Das von 
Ihnen damals geprägte Wort von der sozialen De- 
montage machen Sie jetzt selbst wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach den bisher vorliegenden Plänen würde ein 
Rentner, der heute eine monatliche Rente von 900 
DM bezieht, 1979 wegen der Anpassungsverschie- 
bung und der Nettolohnanpassung im Jahr rund 
900 DM weniger bekommen als nach der jetzigen 
Rentenformel, also eine — auf die heutige Rente 
bezogen — volle Monatsrente verlieren. 

Für den neuen Bundesarbeitsminister war das un- 
mittelbar nach seinem Amtsantritt „kein Grund 
zur Dramatisierung". Ich muß sagen: Die Betroffe- 
nen denken darüber ganz anders, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ich füge hinzu: Wenn wir, jeder einzelne 
von uns persönlich betroffen wären, würden wir 
ganz anders darüber denken. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — 
Gansei [SPD]: Daran hätten Sie einmal bei 
der Diätenerhöhung denken sollen! — Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Wen meinen Sie 
denn damit? — Weitere Zurufe von der 
(B) CDU/CSU) 

— Herr Kollege Gansei, wenn Sie das Bedürfnis 
haben, sich zu profilieren, setzen Sie sich mit Ihrer 
eigenen Fraktion auseinander! Da müssen Sie, 
glaube ich, anfangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur allen empfehlen, sich immer bewußt 
zu sein: Hier geht es doch nicht um Zahlenspiele, 
hier geht es doch nicht um Statistiken, hier geht es 
doch nicht darum, aneinanderzureihen. Diesen be- 
klemmenden Eindruck mußte man ja in den letzten 
Wodien haben, wenn man das Fernsehen verfolgt 
hat. Jeden Abend neue Tataren-Meldungen, die 
einfach darüber hinweggingen und -gehen, daß es 
sidi hier doch um Menschenschicksale handelt, mit 
denen Sie umgehen, und nidit um Statistiken, mit 
denen Sie Politik zu betreiben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Regierungserklärung und die Einlassung des 
Kanzlers haben eins deutlich gemacht — das ist 
das erste Fazit, das ich ziehen möchte — : Diese " 
Bundesregierung ist im Amt, weil sie keine Skrupel 
hatte, mit einem großangelegten Täusdiungsmanö- 
ver Wählerstimmen zu erschleichen. Das muß Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, leider gesagt werden. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Damit nicht genug, Herr Bundeskanzler: Um Ihre 
Wahl als Kanzler nicht zu gefährden, durfte Walter 
Arendt seinen Rücktritt erst bekanntgeben, nach- 


dem Sie gewählt waren — mit der knappsten Mehr- (C) 
heit, die möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben uns — das ist Ihr 
gutes Recht — nach unserer sachpolitischen Alter- 
native gefragt. 

(Bundeskanzler Schmidt betritt den Ple- 
narsaal — Zurufe von der CDU/CSU: Auch 
schon da? — Morgen!) 

Ich werde Ihnen darauf klar antworten und Ihnen 
ganz klar und präzise sagen, welche Politik wir 
wollen. 

Bevor ich das tue, lassen Sie mich eine Bemerkung 
machen und die Frage zu beantworten versuchen: 

Wie kam es eigentlich zu dieser Entwicklung? Wal- 
ter Arendt hat, wenn ich es richtig sehe, einen ent- 
scheidenden Fehler gemacht, der zu der heutigen 
Entwicklung geführt und ihn schließlich und letztlich 
zum Rücktritt veranlaßt hat. Er hat den Fehler ge- 
macht, den ich ihm in den letzten sieben Jahren hier 
im Hause oft habe vorwerfen müssen — darüber 
haben wir häufig kontroverse Diskussionen mitein- 
ander gehabt — , Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik nicht als Einheit zu sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Von dieser Stelle aus habe ich Herrn Arendt immer 
wieder gesagt: Dies muß zusammen gesehen werden, 
sonst führt der Weg in die Irre. Er aber meinte, er 
müsse sich von uns distanzieren, indem er sagte, 
nein, das sei keine Einheit, das sei, um es so zu for- 
mulieren, ein Anhängsel an die Wirtschaftspolitik. 

— • Nein, meine Damen und Herren, mitnichten! Un- 
sere Formulierung ist so, daß Wirtschafts- und 
Finanzpolitik im Dienste der Sozialpolitik, der Ge- 
sellschaftspolitik, im Dienste des Menschen stehen. 
Aber es muß zusammen gesehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich füge hinzu: Eine der Grundbedingungen unse- 
rer Politik und wesentliche Voraussetzung für un- 
sere Mitarbeit bei der Lösung der anstehenden Pro- 
bleme ist es, diesen Zusammenhang zwischen den 
verschiedenen Politikbereichen wiederherzustellen. 

Und ich ergänze: Dazu gehört nicht minder die Fami- 
lienpolitik. Es muß aufhören, daß gerade die kinder- 
reichen Familien in unserem Lande permanent dis- 
kreditiert und geradezu als etwas abgestempelt wer- 
den, was aus dem vorigen Jahrhundert stamme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß die Bundesregierung aus diesen Fehlern 
nichts, aber auch gar nichts gelernt hat, beweist die 
Regierungserklärung in aller Deutlichkeit. Nicht nur 
der Form nach, Herr Bundeskanzler, haben Sie das 
Rententhema vor die Regierungserklärung gezogen, 
sondern auch inhaltlich wird an keiner Stelle der 
Erklärung der Zusammenhang der Rentenpolitik mit 
anderen Politikbereichen sichtbar. Die isolierte Be- 
handlung einzelner Fragenkomplexe war und ist 
charakteristisch für diese Bundesregierung. 

CDU und CSU haben frühzeitig darauf hingewie- 
sen, daß eine langfristige finanzielle Sicherung der 
Rentenversicherung ntir gewährleistet ist, wenn das 
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wirtschaftliche Wachstum nicht auf Dauer gefährdet 
wird. Ihr monotoner Hinweis auf die Weltwirt- 
schaftskrise — ich mache noch einmal darauf auf- 
merksam, daß wir bereits eine Million Arbeitslose 
hatten, als der deutsche Export noch auf dem höch- 
sten Nachkriegsniveau war 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

und daß der Anstieg des Exports im Jahre 1976 an 
der Arbeitslosigkeit nichts geändert hat — dies 
macht die Bundesregierung zum Gefangenen ihrer 
eigenen Diagnose. Wer wie ein Wetterfrosch auf die 
Veränderung des ausländischen Konjunkturhimmels 
starrt, ist zur politischen Ohnmacht, zur Handlungs- 
unfähigkeit im eigenen Lande verurteilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die — trotz der Lippenbekenntnisse — krasse 
Mißachtung grundlegender Zusammenhänge der So- 
zialen Marktwirtschaft hat dazu geführt, daß zigtau- 
send Betriebe in den letzten Jahren stillgelegt wor- 
den sind und die gesamte wirtschaftliche Investi- 
tionstätigkeit zurückgegangen ist. 

Zum drittenmal in Ihrer Regierungszeit treten wir 
in ein neues Jahr mit über einer Million Arbeits- 
losen ein. Es ist die längste und höchste Arbeits- 
losigkeit seit den Wiederaufbaujahren. Die Wieder- 
herstellung der Vollbeschäftigung ist unter Ihrer 
Verantwortung zum brennendsten Problem unserer 
Gesellschaft geworden. Nun haben endlich — ich 
betone: endlich — in dieser zentralen Frage unserer 
Wirtschaftsordnung auch die Gewerkschaften ihre 
lange Zeit geübte Zurückhaltung gegenüber der 
Bundesregierung aufgegeben. Die deutschen Ge- 
werkschaften können und wollen nicht länger eine 
Politik mitverantworten, die an den fundamentalen 
Interessen der Arbeitnehmer vorbeigeht. 

Es sind in den letzten Wochen von den verschie- 
densten Seiten zum Teil widersprüchliche, zum Teil 
ergänzende Vorschläge zur Beseitigung der Arbeits- 
losigkeit gemacht worden. Man mag zu diesen Vor- 
schlägen — und auch zur Forderung des DGB-Vorsit- 
zenden Vetter, der hier zumindest mit einem muti- 
gen Schritt deutlich gemacht hat, daß dies der zen- 
trale Punkt ist, an dem wir anfangen müssen — im 
einzelnen stehen, wie man will; sie machen deutlich, 
wie drängend die Lösung dieser sozialen Frage ge- 
worden ist. Sie machen allerdings — das ist wenig 
schmeichelhaft für Sie, Herr Bundeskanzler — auch 
deutlich, daß dieser Bundesregierung in dieser Frage 
kein Vertrauen mehr entgegengebracht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat dieses Problem lange 
vernachlässigt, verharmlost nach dem Motto: Den 
Arbeitslosen geht es doch gut! Ich erinnere mich 
noch sehr wohl an eine Debatte im vergangenen 
Jahr hier im Hause, als ich dieses Thema anschnitt 
und mir ein SPD- Abgeordneter zurief: Aber was 
wollen Sie denn eigentlich, das Arbeitslosengeld ist 
doch erhöht worden?! In der Tat ist dies der fun- 
damentale Unterschied: Sie beschränken sich darauf, 
Arbeitslosigkeit zu bezahlen, wir wollen Arbeits- 


losigkeit beseitigen. Das ist unsere Aufgabe, der wir 
uns stellen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu- 
rufe von der SPD) 

Für die Arbeitslosen war und ist die finanzielle 
Seite sicherlich wichtig; aber Sie täuschen sich, wenn 
Sie glauben, dies sei das Wichtigste. Wir haben 
immer darauf hingewiesen — dies ist erstmals durch 
eine wissenschaftliche Untersuchung des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung bestätigt 
worden — : Am schwersten wiegt die psychische Be- 
lastung. Wer aus meiner Generation, wer wie ich 
aus einer kinderreichen Familie kommt und erleben 
mußte, wie sein Vater 1933 arbeitslos war, der stellt 
fest: Materiell ging es uns noch viel schlechter als 
den Arbeitslosen heute, und dennoch ist mir — ich 
war damals ein kleiner Junge — nicht dies in Er- 
innerung geblieben, sondern in Erinnerung ist mir 
ein Vater, der in der vollen Kraft seiner Jahre un- 
tätig zu Hause sitzen und das Gefühl haben mußte, 
an den Rand der Gesellschaft gedrängt zu werden. 
Das ist das Problem, um das es geht, das ist die 
Frage, die wir zu stellen haben! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch für die Gesellschaft ist es mit der Bezahlung 
von Arbeitslosigkeit nicht getan. Der Wachstums- 
und Beschäftigungsrückgang bedeutet allein für die 
Rentenversicherung einen Einnahmeausfall von 
rund 10 Milliarden DM pro Jahr; ganz zu schweigen 
von den sonstigen Ausfällen an Steuern und Abga- 
ben. Wenn es allerdings — Herr Bundeskanzler, 
dies sage ich mit großem Ernst, und Sie werden uns 
an Ihrer Seite finden, wenn es darum geht, dieses 
Problem anzugehen — Kräfte in unserer Gesellschaft 
geben sollte, die darauf spekulieren, die Finanzpro- 
bleme, die hier anstehen, durch mehr Inflation zu 
lösen, dann muß diesen Kräften rechtzeitig eine 
klare, unmißverständliche Absage erteilt werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn dies wäre zwar möglicherweise für den Au- 
genblick das Leichteste. Wir haben ja oft von dem 
süßen Gift der Inflation gesprochen. Aber es würde 
die Probleme und den Problemstau nur in unerträg- 
licher Weise verstärken, vor sich herschieben. 

Die leidvollen Erfahrungen der Vergangenheit 
sollten uns Lehre genug sein. Ich würde unsere wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Kollegen sehr bitten, 
bei diesem Aspekt das wahrzumachen, was ich von 
der Einheit von Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik bis zur Familienpolitik angesprochen habe: 
daß wir bei der Frage der Mehrwertsteuer auch die- 
sen Aspekt sehen müssen, weil er auch hier Rück- 
wirkungen hat, über die wir nicht einfach hinweg- 
gehen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man hätte erwarten können und müssen, daß 
diese Zusammenhänge in der Regierungserklärung 
dargestellt werden, weil sie in der Tat die Haupt- 
ursache der Probleme in der Rentenversicherung 
sind. Hier muß deshalb auch angesetzt werden. Statt 
dessen versucht man, in der Rentenreform von 1972 
einen „Schwarzen Peter" zu finden. Dazu kann ich 
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nur folgendes sagen. Der Herr Bundesarbeitsmini- 
ster Arendt hat am 4. September 1972 betont — Zi- 
tat — : 

Aktualisierte Berechnungen haben ergeben, daß 
es möglich ist, sowohl das Rentenreformpro- 
gramm der Bundesregierung wie auch die An- 
passung zum 1. 7. 1972 anstelle des 1. 1. 1973 zu 
verwirklichen. 

Der damalige Bundesfinanzminister und heutige 
Bundeskanzler hat damals zugleich — ich vermute, 
ungewollt — den Hauptgrund für die derzeitige 
Rentenmisere genannt, als Herr Schmidt am 22. Sep- 
tember 1972 vor dem Deutschen Bundestag erklärte 
— als damaliger Finanzminister — : 

. . . daß unsere gestrigen Rentenbeschlüsse . . . 
in Zukunft nur dann finanziert sein werden, 
wenn Sozialdemokraten bis 1985 für kontinuier- 
liche Vollbeschäftigung in diesem Lande sor- 
gen . . . 

(Lachen und Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nur dann sind sie finanziert. Aber sie werden 
finanziert sein, denn wir werden dafür sorgen. 

(Erneutes Lachen) 

So Herr Finanzminister Schmidt, damals. 

(Beifall und anhaltendes Lachen bei der 
CDU/CSU — Franke [CDU/CSU]: Der Welt- 
ökonom!) 

Was dem folgte, war in einer leidvollen Phase 
jgj deutscher Innenpolitik Verschleierung, Schönfär- 
berei und Flickschusterei — , wobei wir den Namen 
„Flickschusterei" einem Kollegen der FDP verdan- 
ken. Ich bedanke mich ausdrücklich dafür, daß er 
dieses sein eigenes Werk so nannte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie noch vor vier Wochen in der Regie- 
rungserklärung, die ja eigentlich wirklich nicht für 
vier Wochen, sondern für vier Jahre gelten sollte — 
der Meinung waren wir damals; heute sehen wir 
das natürlich ganz anders, unter dem Eindruck die- 
ser letzten Wochen — , was Sie im Dezember noch 
als endgültig entschiedenes, sozial ausgewogenes 
und ausreichendes Regierungskonzept bis 1980 ver- 
kündet haben, ist seitdem immer wieder Gegen- 
stand von neuen Koalitionsverhandlungen. Es ist 
ja für alle bedrückend gewesen, jeden Abend diese 
Nachrichten zu sehen und zu hören. Wie ich nun 
erfahren habe: Graf Lambsdorff war gestern so 
freundlich, im „Morgen-Magazin" zu sagen „Natür- 
lich ist das nicht zu Ende, das wird selbstverständ- 
lich weitergeführt werden". Nun schön, und wir 
hören jetzt intern, die nächste Koalitionsrunde, das 
nächste Koalitionsgespräch über das, worüber wir 
heute sprechen, fängt am nächsten Montag an und 
wird am Montag weitergeführt. Meine Damen und 
Herren, das ist eben das Ergebnis der Flickschu- 
sterei, mit der Sie hier anfangen zu arbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Alternative!) 

Herr Bundeskanzler, haben Sie eigentlich kein 
Gespür und kein Gefühl dafür, daß dies eine Zu- 


mutung ist für dieses Haus, für die Opposition, tQ 
aber noch mehr für die Menschen draußen im 
Lande? Ich muß Ihnen ganz ehrlich sagen, nach 
Ihrer gestrigen Einlassung muß ich sagen: nein. 

Sie haben überhaupt kein Gespür dafür, daß dies 
so nicht geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unser Angebot, an der 
Lösung der schwierigen aufgestauten Probleme mit- 
zuwirken, liegt Ihnen seit August 1975 vor; 

(Franke [CDU/CSU]: Seit Januar 1975!) 

wir haben dies damals hier im Hause wiederholt an- 
gesprochen. Damals haben Sie in dem Stil „Wir 
brauchen keine Opposition" dieses Angebot ausge- 
schlagen. Sogar im Wahlkampf haben wir auf die 
finanzielle Situation der Rentenversicherung hinge- 
wiesen und damit der Regierung — was für eine 
Oppositionspartei weiß Gott nicht leicht ist — die 
Chance gegeben, dieses Thema im Wahlkampf posi- 
tiv aufzugreifen. Sie haben diese Chance nicht ge- 
nutzt. Die Oppostion ist dabei an die äußerste Grenze 
dessen gegangen, was in einem Wahlkampf möglich 
ist. Wir sagten: Es gibt Probleme. Die Regierung be- 
zichtigte uns daraufhin der Panikmache und Schwarz- 
malerei. Der Bundeskanzler sah noch zwei Tage vor 
der Wahl allenfalls „Problemchen". Meine Damen 
und Herren, und dann erwarten Sie von uns, daß 
wir Probleme lösen, von denen Sie behaupten, sie 
gebe es überhaupt nicht! Meine Damen und Herren, 
so eine Opposition können Sie überhaupt nicht krie- 
gen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus all dem folgt: Wir lehnen es ab, durch Betei- 
ligung an leeren Formelkompromissen mitverant- 
wortlich zu werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Politik der Flickschusterei muß ein Ende haben. 
Was sind denn die Nachrichten, die Sie uns perma- 
nent geben? 

(Zuruf von der SPD: Regen Sie sich doch 
nicht so auf!) 

— Ja, wenn Sie sich darüber nicht aufregen, dann, 
muß ich sagen, wundere ich mich. Ich rege mich in 
der Tat darüber auf, wie man in dieser Frage mit 
uns und dem deutschen Volke umgeht. Das ist aller- 
dings bedauernswert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was für eine Flickschusterei! Da wird einmal die 
Rezeptgebühr für Rentner von sage und schreibe 
3,50 DM als wesentlicher Bestandteil der Koalitions- 
vereinbarungen bezeichnet; aus der SPD hört man 
gleichzeitig, in dieser Frage sei überhaupt noch nicht 
entschieden und in dieser Form auch noch nicht. Da 
erklärt der Bundeskanzler: Es wird kein Kranken- 
versicherungsbeitrag für Rentner eingeführt; die Bei- 
tragssätze , zur Rentenversicherung bleiben unver- 
ändert. Im Gegensatz dazu wird von der FDP die 
Beteiligung der Rentner an der Krankenversicherung 
ins Gespräch gebracht, und vom neuen Arbeitsmini- 
ster wird — so in der „FAZ" vom 22. Dezember 1976 

— auch eine Erhöhung der Rentenbeiträge nicht aus- 
geschlossen. 
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(A) Wie diese Widersprüdie in der Regierungskoali- 
tion sdiließlidi aufgelöst werden, bleibt bis zur 
Stunde ein völliges Geheimnis. Aber selbst in den 
Kernpunkten der bisher vorliegenden Pläne ist vie- 
les unklar und kann so von uns nicht akzeptiert 
werden. 

Deshalb fragen wir die Bundesregierung: Warum 
weigert sie sich, die von der Rentenversicherung ge- 
stundeten Zusdiüsse in Höhe von 9 Milliarden DM 
zurückzuzahlen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

obwohl Sie, Herr Bundeskanzler, doch in einer Be- 
triebsversammlung vor der Belegschaft der Opel- 
Werke in Rüsselsheim am 23. März 1976 zur Frage 
der Bundeszuschüsse — von denen Sie dann sagen, 
das sei eine Einrichtung der Union — folgendes 
ausgeführt haben — ich zitiere — : 

Da gab es in den 60er Jahren einen Arbeits- 
minister, der hieß Katzer, und der andere, der 
Finanzminister, hieß Strauß. Die haben ange- 
fangen, sich bei der Rentenversicherung Geld zu 
leihen, und damit nun die Skeptiker endlich auf- 
hören, darüber sich aufzuregen, will ich das nun 
mal laut und deutlich sagen. Der Arbeitsmini- 
ster Arendt 

— damals noch — 

und der Finanzminister Apel und der Bundes- 
kanzler Schmidt sind sich darüber einig, daß für 
den theoretischen Fall — von dem ich weiß, der 
tritt gar nicht ein — , 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— ich zitiere — 

aber für den theoretischen Fall ich hier heute 
schon versichern darf, 

(Franke [CDU/CSU]: Das ist der Weltöko- 
nom! Der löst die Probleme außerhalb!) 

sind wir darauf vorbereitet von Staats wegen, 
die Schulden sofort bar an die Rentenversiche- 
rung zurückzuzahlen . . . 

Meine Damen und Herren, das ist ein stolzes 
Wort. Nehmen Sie 9 Milliarden DM bar in die Hand, 
zahlen Sie sie zurück, dann sind wir eine Sorge in 
der Rentenversicherung los! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Glaubt die Bundesregierung wirklich ernsthaft, 
mit der Verschiebung von 30 Milliarden DM von der 
Rentenversicherung auf die Krankenversicherung 
eine dauerhafte Lösung des Problems erreichen zu 
können? Abgesehen davon, daß die Krankenver- 
sicherungsbeiträge weiter werden steigen müssen, 
führt die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
zu einer drastischen Belastung der Facharbeiter und 
der mittleren Einkommensbezieher. Meine Damen 
und Herren, es ist doch Augenaus Wischer ei, wenn es 
auf der einen Seite heißt „Wir wollen die Beiträge 
der Rentenversicherung nicht erhöhen", auf der an- 
deren Seite aber über die Krankenversicherung die 
Versicherungsträger zu Erhöhungen gezwungen wer- 
den. Betroffen werden doch die Aufsteiger, betrof- 


fen wird der Facharbeiter, betroffen werden die 
Leute der mittleren Einkommensschichten. 

Ich bekomme in den letzten 14 Tagen pro Tag an 
die 200 Briefe. 

(Zuruf des Abg. Sund [SPD]) 

— Ja, das weiß ich haarscharf. Das sind zum Teil 
5 000 Unterschriften. Die haben das letzte Mal SPD 
gewählt, da können Sie sicher sein! Die sind das 
leid, vollkommen leid! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So werden sich z. B. die Höchstbeiträge der Kran- 
kenversicherung gegenüber 1969 am 1. Juli dieses 
Jahres schließlich vervierfacht haben. 

Der gravierendste Eingriff ist für 1979 und 1980 
geplant. Die laufenden Renten sollen dann nicht 
mehr bruttolohnbezogen, sondern nettolohnbezogen 
angepaßt werden. Ich glaube, wenn unser Freund 
Sdiellenberg noch hier säße, er hätte das nicht mit- 
gemacht. Lediglich die Berechnungsgrundlage für die 
erste Rente soll sich noch an der Bruttolohnentwick- 
lung orientieren. 

Wie man es angesichts dieser Handhabung ver- 
meiden will, daß zwei Arbeitnehmer, die zu unter- 
schiedlichen Zeiten in Rente gehen, aber in ihrem 
Erwerbsleben die gleichen Leistungen erbracht 
haben, dann unterschiedliche Beträge erhalten, 
bleibt mir völlig unerklärlich. 

Herr Kollege Gansei, ich hörte Sie zufällig vor- 
gestern im Dritten Programm des Westdeutschen 
Fernsehens, wo Sie dafür plädierten, die kleinsten 
Renten anzuheben. Ich kann nur sagen: Wenn Sie 
das wahrmachen wollen, was Sie im Fernsehen ge- 
sagt haben, können Sie einer Nettolohnberechnung 
in diesem Hause nicht Ihre Zustimmung geben; 
denn dies trifft genau die kleinen Rentner, die Sie 
angeblich schützen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir wollen doch red- 
lich miteinander umgehen. Es geht nicht, daß Sie 
sich draußen im Lande als Retter der kleinen Rent- 
ner aufspielen und hier mit Ihren Beschlüssen dazu 
beitragen, daß genau das Gegenteil von dem pas- 
siert, was Sie dem staunenden Publikum draußen 
im Lande per Fernsehen verkünden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch ganz logisch — das brauche ich Ihnen 
auch nicht zu sagen — , daß mit der Nettoanpassung 
vor allem die kleinen Renten betroffen werden; 
denn das Prinzip der steuerlichen Gerechtigkeit, 
wonach die unteren Einkommensgruppen von der 
Belastung mit Steuern und Beiträgen möglichst frei- 
gehalten werden, ist dann nicht mehr wirksam. 

Herr Bundeskanzler, die Diskussion mit Herrn 
Eppler über das, was er in der Fernsehsendung 
sagte, die wir alle gesehen haben, sollten Sie mit 
ihm selbst führen. Bei dieser Sendung hat mich 
eigentlich weniger der Inhalt als vielmehr die 
Süffisanz gestört, mit der er die Lernfähigkeit des 
Bundeskanzlers angesprochen hat. In derselben Sen- 
dung hat Herr Eppler davon gesprochen, daß wir 
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(A) 

eine Sockelrente einführen müßten. Meine Damen 
und Herren, es muß aufhören, daß Sie draußen im 
Lande so tun, wie wenn Sie das machen wollten, 
und hier mit Ihren Beschlüssen das Gegenteil vor- 
bereiten. Das ist keine redliche Politik. Und wenn, 
meine Damen und Herren, der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesarbeitsministerium in 
einem Kompendium, das der Fraktion vor der 
Weihnachtspause offenbar als Sprachregelung zu- 
gesandt wurde, behauptet „Das System der brutto- 
lohnbezogenen Rente bleibt erhalten", dann ist dies 
doch — damit mag sich Ihre Fraktion auseinander- 
setzen — 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Fauler Zauber ist 
das!) 

ein unerträglicher Umgang mit der Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer wesent- 
licher Punkt der Renten Vereinbarung der Koalition 
ist die Veränderung der Rücklagevorschriften. Ganz 
unabhängig von der Frage, ob diese Maßnahme 
kurzfristig überhaupt durchführbar ist — da gibt 
es, wie Sie wissen, erhebliche Zweifel — , wird 
sie hinsichtlich ihrer praktischen Auswirkungen 
vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträ- 
ger einer — wie ich glaube, zu Recht — scharfen 
Kritik unterzogen. Der Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger sagt: 

Auch längerfristig ist es deshalb nicht zu ver- 
antworten, die Rentenversicherung auf ein 
Rücklagevermögen von einer Monatsausgabe 
zu beschränken. Sie ist kaum ausreichend, um 
normale Einnahme- und Ausgabeschwankungen 
während des Jahres auszugleichen. Bereits bei 
geringsten Konjunkturschwankungen führt eine 
Ein-Monats-Rücklage mit Sicherheit zu erheb- 
lichen Finanzierungsproblemen. Die Rentenver- 
sicherung gerät über die Bundesgarantie in 
eine enge Abhängigkeit vom Bundeshaushalt. 

Daß diese Gefahren selbst in der Koalition gese- 
hen werden, zeigen die Äußerungen des FDP-Frak- 
tionsvorsitzenden, unseres Kollegen Mischnick, der, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe, Herr Kollege 
Mischnick, das Abschmelzen der Rücklagen nur als 
eine vorübergehende Maßnahme ansieht. Demge- 
genüber sagt der neue Bundesarbeitsminister in 
einer seiner ersten Äußerungen, er halte die Rück- 
lage von drei Monaten von vornherein für einen 
Systemfehler. Wenn ich dies dann mit den jüngsten 
Beschlüssen im Bereich der Arbeitslosenversiche- 
rung vergleiche, mit denen die berufliche Rehabilita- 
tion aus dem Aufgabenbereich der Rentenversiche- 
rungsträger herausgelöst und der Arbeitslosenver- 
sicherung zugeordnet wird, werde ich den Verdacht 
nicht los, daß dies gewollt ist und Sie die Gelegen- 
heit benutzen, um Ihr Traumziel, die Schaffung einer 
Einheitsversicherung, hintenherum zu verwirklichen. 
Dem werden wir entschiedenen Widerstand entge- 
gensetzen, meine verehrten Damen und Herren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Union hat ihre Positionen in dieser Ausein- 
andersetzung nie im unklaren gelassen. Ich darf sie 
charakterisieren. Die Politik der Regierung läuft auf 


eine allmähliche Ausplünderung unseres Systems 
der sozialen Sicherung hinaus: 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wenn die Kasse der Rentenversicherung nicht mehr 
stimmt, dann plündern Sie die Krankenkasse, 

(Dr, Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

wenn dort nichts mehr zu holen ist, dann gehen Sie 
zur Arbeitslosenversicherung, und wenn da nichts 
mehr zu holen ist, dann gehen Sie zu den Kommu- 
nen, über die Sozialhilfe holen Sie es dem Steuer- 
zahler aus der Tasche. Das ist der Kreislauf, den Sie 
hier praktizieren, meine Damen und Herren von der 
Koalition. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, aus diesem Teufels- 
kreis müssen wir heraus, 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

— Sie kommen ja nachher dran. — Dazu aber brau- 
chen wir keine alternativen Einzelmaßnahmen zu 
Ihrem Flickwerk, sondern wir brauchen eine andere, 
eine neue Politik 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 
mit einer klaren ordnungspolitischen Konzeption. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis heute fehlt für eine solche Politik, die Ver- 
trauen schafft, von Ihrer Seite jede Voraussetzung. 
Deshalb lautet unsere erste Forderung: Wir brau- 
chen endlich klares Zahlenmaterial. Herr Bundes- 
kanzler, was muten Sie uns eigentlich zu! Bis zu die- 
ser Stunde fehlt uns jedes Zahlenmaterial. Sie haben P) 
uns, was die Zahlen angeht, auf den nächsten Ren- 
tenanpassungsbericht vertröstet. Ich stelle fest: Wir 
haben bis zur Stunde nur das Zahlenmaterial des 
Verbandes der Rentenversicherungsträger vorliegen 
und kennen im übrigen nur die Zahlen, die wir über 
Presse und Rundfunk erfahren. Ich nenne dies einen 
Skandal. Sie fragen uns: Wo ist Ihre Alternative? 

Ich sage Ihnen: Legen Sie uns erst einmal die Zahlen 
auf den Tisch, damit wir Alternativen entwickeln 
können, denn ohne Zahlen geht das nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Alternativen sind doch ganz unterschied- 
lich, je nachdem, ob es sich um ein Minus von 70 
Milliarden, 80 Milliarden, 90 Milliarden oder 100 
Milliarden DM handelt. Sie sind sich doch im Au- 
genblick selbst nicht im klaren darüber, wie hoch 
das Defizit in Wahrheit eigentlich ist. Dies ist das 
erste. Wir arbeiten mit einem Taschenrechner, wäh- 
rend Ihnen Tausende von Beamten zur Verfügung 
stehen. Diese Beamten sollten nicht nur für die 
Regierung arbeiten, sondern auch dafür eingesetzt 
werden, daß die Opposition in die Lage versetzt 
wird, Ihnen saubere, solide Alternativen auf der 
Grundlage eines gesicherten Rechenwerkes vorzu- 
legen. Wir werden das gern tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein zweites. Herr Arbeitsminister, lassen Sie 
mich ein Wort zu den Beamten Ihres Hauses sagen, 
die ja jetzt zu „Sündenböcken" für die Rentenmi- 
sere gestempelt werden. Ich kenne die Herren ja 
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(Aj fast alle aus meiner Amtszeit. Es sind gute, solide 
und zuverlässige Mitarbeiter. Sie rechnen das aus, 
was die Politiker ihnen auszurechnen aufgeben. Nein, 
meine Damen und Herren, Sie können nicht die 
Mathematiker aus dem Arbeitsministerium für die 
Rentenmisere verantwortlich machen. Das wäre zu 
einfach und zu bequem. Die Verantwortung müssen 
Sie sdion selbst übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Strauß 
[CDU/CSU] : Dann muß die Mathematik 
reformiert werden!) 

Als weitere Voraussetzung fordern wir die Vor- 
lage eines umfassenden und geschlossenen Konzepts 
und die Vorlage alternativer Berechnungen, die — 
ich zitiere aus § 9 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums in der Wirtschaft — 
„Umfang und Zusammensetzung der voraussicht- 
lichen Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten in 
ihren Wechselbeziehungen zu der mutmaßlichen Ent- 
wicklung des gesamtwirtschaftlichen Leistungsver- 
mögens darstellen". 

Unter Berufung auf das Stabilitätsgesetz und auf 
§ 50 des Gesetzes über die Grundsätze das Haus- 
haltsrechts des Bundes und der Länder, wonach in 
einem anderen Zusammenhang die gesetzgebenden 
Körperschaften von der Regierung die Vorlage von 
Alternativrechnungen verlangen können, fordere 
ich Sie hiermit auf, zusammen mit dem seit Oktober 
überfälligen Rentenanpassungsbericht Berechnungen 
darüber vorzulegen, welches Ausmaß und welche 
Auswirkungen Ihre Vorschläge und die vom So- 
jgj zialbeirat in seinem Gutachten zum Rentenanpas- 
sungsbericht 1976 sowie die vom Sachverständigen- 
rat und vom Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger zur Diskussion gestellten Möglichkeiten 
haben werden. Dies ist keine formale Angelegen- 
heit. Es ist die prinzipielle Frage der Qualität von 
Politik, die den Gesetzgeber im Zusammenhang mit 
der Haushaltsreform bewogen hat, diese „Bestim- 
mung zur Verbesserung der Beurteilungsmöglich- 
keiten" festzulegen. Dies war im übrigen der Kom- 
mentar des ehemaligen Finanzministers Alex Möller. 

Meine Damen und Herren, damit habe ich den 
Rahmen abgesteckt, unter welchen Bedingungen 
eine Beteiligung der Opposition an der Lösung der 
Probleme sinnvoll erscheint. Wir meinen, daß wir 
vor allem aus diesem Hickhack herauskommen 
müssen. Dies wird nur dann möglich sein, wenn 
wir uns uneingeschränkt und konsequent auf die be- 
währten Grundsätze der bruttolohnbezogenen, dy- 
namisdien, einkommens- und beitragsgerechten 
Rente mit ihrer Lohnersatzfunktion besinnen, so wie 
wir sie im Jahre 1957 unter Konrad Adenauer und 
Anton Storch in diesem Hause eingeführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies bedeutet, daß wir daran festhalten, daß den 
Arbeitnehmern im Alter der erarbeitete Lebensstan- 
dard erhalten bleibt und sie darüber hinaus an der 
Steigerung des wirtschaftlichen Leistungsvermögens 
Anteil haben. Dies bedeutet schließlich ferner, daß 
die eigene Leistung und nicht ein willkürlich be- 
stimmter politischer Maßstab wie bei der Netto- 
berechnung in Zukunft über die Rentenhöhe be- 


stimmt, wie das der Fall wäre, wenn man einmal 
von diesem klaren ordnungspolitisch sauberen Weg 
abgeht. Auch das bringt Belastungen — das ver- 
schweigen wir überhaupt nicht — , aber diese sind 
sozial gerechter als alles das, was die Bundesregie- 
rung bisher vorgelegt hat, und wo sie in einem 
Zickzackkurs, um Löcher zu stopfen, andere Löcher 
aufreißt. Dies ist — und begreifen Sie dies als ein 
Angebot im Hause und für das, was im Bundesrat 
geschieht — unsere Alternative. 

(Zuruf von der SPD; Werden Sie sich bei 
den Ländern verwenden?) 

— Ja, das werden wir tun, Herr Kollege. — Dies 
ist unsere Alternative. Diese Alternative ist, anders 
als der Wechsel von der brutto- zur nettolohnbezo- 
genen Rente, in der Lage, das verlorengegangene 
Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung 
wieder herzustellen, denn dies, meine Damen und 
Herren, ist eine ehrliche Lösung. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Sund. 

Sund (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen, 
meine Herren! Ich frage; Wollen wir eigentlich diese 
Debatte so fortsetzen, wie sie hier heute morgen 
begonnen hat? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Amüsieren Sie sich! — Wem soll das eigentlich 
nützen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

— Hier ist so oft in diesen Tagen gesagt worden, 
daß diese oder jene Ermahnung auch für denjenigen 
gesprochen wird, der selbst diese Ermahnung an- 
bringt. So miteinander umzugehen 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und Politik zu Polemik verkommen zu lassen, ich 
glaube, das hilft hier nicht weiter. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Ich meine, wir sollten hier nicht Diskussionsmecha- 
nismen in Gang setzen, von denen wir nur ahnen 
können, wohin sie führen, wo solche Diskussions- 
mechanismen enden. Es geht doch nicht darum, hier 
Positionen aufzubauen, hier Scheinangebote zu ma- 
chen, die auf den Versuch hinauslaufen, seine Posi- 
tion als eine glaubwürdige, als eine alternative, als 
eine Gegenposition darzustellen, während man in 
Wirklichkeit nichts, aber auch gar nichts hat. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]; Sagen Sie doch 
erst einmal, was los ist!) 

Hier ist doch nicht eine neue Politik, wie angekün- 
digt, angeboten worden. Ihre neue Politik und das 
Angebot dazu bestand doch in nichts anderem, 

(Franke [CDU/CSU]; Wo habt ihr denn eure 
Lösungen?) 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Januar 1977 


239 


Sund 

(A) als daß Sie alternative Berechnungen im Renten- 
bericht gefordert haben, und die haben Sie seit dem 
vergangenen Jahr. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP — Franke [CDU/CSU]: Es liegen doch 
von euch keine Lösungen vor!) 

Herr Kollege Katzer, es geht nicht um Zahlen- 
spiele — so haben Sie gesagt — , es geht um Men- 
schen. In der Tat, aber das ist doch der Inhalt unse- 
rer Politik. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Falsche Zahlen!) 

— Ich bin ja nicht mehr ganz neu in diesem Haus, 
aber ich muß Ihnen offen gestehen, die Art und 
Weise, wie Sie hier reagieren, finde ich nicht in 
Ordnung. 

(Zuruf von der SPD: Das überrascht doch 
nicht!) 

Merken Sie denn nicht, daß der Versuch unternom- 
men wird, hier über Probleme wirklich sachlich und 
nicht in einer Art und Weise zu reden, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

die nur noch als Demagogie bezeichnet werden 
kann? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

Meine Damen und Herren, Sie sprechen hier von 
„Täuschungsmanövern"'. Herr Kollege Kohl, ich 
denke an den Wahlkampf, ich denke an die „So- 
fB] zialgarantie". Schieben wir doch nicht gegenseitig 
den Schwarzen Peter hin und her. Das ist doch die 
Quelle für den Überdruß von Bürgern, und nichts 
anderes. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Herr Kollege Katzer, es gibt sicherlich — hier dür- 
fen Sie nicht künstlich ein Mißverständnis aufbauen 
— einen untrennbaren Zusammenhang zwischen So- 
zialpolitik und Wirtschaftspolitik. Aber die Sozial- 
politik hat eigene Ziele, und sie ist keine bloße 
Funktion der Wirtschaftspolitik. Das hat Walter 
Arendt immer betont, und das ist auch die Position 
der Sozialdemokraten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Mertes? 

Sund (SPD): Frau Präsidentin, ich möchte im Zu- 
sammenhang sprechen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

[CDU/CSU]: Das ist schon schwer genug!) 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, fahren Sie fort. 

Sund (SPD): Die Bundesregierung, sagten Sie, habe 
die Arbeitslosigkeit verharmlost. Sozialdemokraten, 
Herr Kollege Katzer, wissen, was Arbeitslosig- 
keit bedeutet. Warum wollen wir denn ein Recht auf 
Arbeit? Das erreichen wir aber nicht mit plakativen 
Forderungen, sondern durch eine mühsame und 


praktische Politik, in der es darum geht, Zug um Zug 
die Vollbeschäftigung herzustellen, und dies unter 
Bedingungen, die nicht einfach sind. Das wissen Sie 
so gut wie wir. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Angebote zur Zusammenarbeit! Wir haben Ange- 
bote zur Zusammenarbeit nie ausgeschlagen. Wir 
prüfen alles, was vernünftig und was ernsthaft ge- 
meint ist; aber nur dies. Warum müssen denn An- 
gebote, wenn Sie sie machen, gewissermaßen im Ton 
einer Drohung vorgetragen werden? 

Ich meine, daß es nicht gut ist, wenn man hier so 
tut, als ob die bruttolohnbezogene Rente und die 
Lohnersatzfunktion der Rente in Zweifel gezogen 
würden. Sie tun so, als würfen wir dies alles in den 
Orkus. Sie wissen doch, daß das eine gemeinsame 
Grundlage ist. Warum sagen Sie das denn nicht? 

(Katzer [CDU/CSU]: Weil es eben nicht 
wahr ist!) 

Ich meine, die Bundesregierung hat ein Programm 
zur Konsolidierung der gesetzlichen Renten- und 
Krankenversicherung vorgelegt, 

(Pieroth [CDU/CSU]: Welches?) 

mit dem die sozialpolitisch notwendigen Konse- 
quenzen aus der weltwirtschaftlichen Situation und 
aus den schon lange spürbaren strukturellen Schwä- 
chen des Gesundheitswesens gezogen werden. Das 
Programm ist so angelegt, daß es nicht zu unver- 
tretbaren sozialen Härten kommen wird. Die nicht 
zu vermeidenden Lasten werden gerecht auf Rent- 
ner, auf Arbeitnehmer, auf Arbeitgeber und auf die P) 
Anbieter von Gesundheitsleistungen verteilt. Aller- 
dings wird nach Verwirklichung des Programms 
jeder Bürger feststellen können, daß sein schon 
erreichter Einkommensstandard gewährleistet 
bleibt. Hier geht es um das Ausmaß künftiger Stei- 
gerungen. Dieses Konsolidierungsprogramm bietet 
eine praktische Chance zur Zusammenarbeit aller 
Parteien bei der erforderlichen Lösung der Aufga- 
ben, vor denen die Sozialpolitik steht. 

Die mögliche Zusammenarbeit aber — ich finde, 
darauf sollten wir uns wirklich verständigen kön- 
nen — gebietet Sachlichkeit. Daran sollten sich 
auch die gesellschaftlichen Gruppen und deren Ver- 
bände beteiligen. Ein solches Vorgehen dient der 
Sache eher, als wenn Verbandsspitzen Protest- 
aktionen einleiten und steuern, bei denen das Argu- 
ment durch den undifferenzierten und einseitigen 
Angriff ersetzt wird, der lediglich das Klima der 
Auseinandersetzung aufrauht und das notwendige 
Gespräch belastet. Sie, Herr Kollege Katzer, haben 
hier von den Serien von Briefen gesprochen. Sie 
wissen inzwischen auch, daß es sich hierbei um 
Aktionen handelt, die aus einer bestimmten Inter- 
essenposition heraus systematisch und mit exakten 
Handlungsanweisungen versehen gesteuert sind. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Sie haben sicher- 
lich Dankschreiben erhalten!) 

— Das wissen doch auch Sie. Warum führen Sie das 
hier denn so in die Diskussion ein? 

(Breidbach [CDU/CSU]: Ein Bild des Jam- 
mers!) 
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(A) Es kann dabei nicht angehen, daß die Verbände 
die Probleme und Lösungsvorschläge nur aus einem, 
nämlich aus ihrem besonderen Gesichtswinkel se- 
hen und sich nicht auch für andere verantwortlich 
fühlen wollen. Darum verdienen auch Anregungen 
und gewiß nicht bequeme Vorschläge der Gewerk- 
schaften besonderen Respekt, die nicht durch die 
Devise gekennzeichnet waren, nur Leistungen an- 
derer Gruppen zu fordern, sondern die verantwor- 
tungsbewußt auch die eigene Beteiligung beinhal- 
teten. 

Wir haben unsere soziale Sicherung gemeinsam 
aufgebaut. Dabei hat es selbstverständlich vonein- 
ander abweichende grundsätzliche und aktuelle Po- 
sitionen gegeben. Die Auffassungsunterschiede sind 
häufig auch in scharfen Auseinandersetzungen ver- 
deutlicht worden. Das Ergebnis ist jedoch ein Sy- 
stem sozialer Sicherheit, das trotz seiner Mängel, 
die noch immer vorhanden sind, Vergleiche nicht 
zu scheuen braucht. Im Gegenteil, wir haben ein 
wesentliches Stück des Sozialstaatsgebots unserer 
Verfassung verwirklicht. 

Die Bundesrepublik war in der Vergangenheit 
und ist auch noch heute ökonomischen Belastungen 
ausgesetzt und wird ihnen in Zukunft ausgesetzt 
sein, die weder von der Bundesregierung und dem 
Bundesgesetzgeber, gleich, welcher politischen Her- 
kunft er auch immer wäre, noch von Landesregie- 
rungen, noch von den Gewerkschaften, noch von 
den Unternehmern voll steuerbar sind. 

Das weltweite Absacken der Konjunktur hat 
deutliche Spuren in die Finanzlage der Sozialver- 
sicherungsträger eingegraben. Statt konkrete Lö- 
sungsalternativen zu entwickeln, haben die Oppo- 
sitionsparteien versucht, allein die Bundesregierung 
für die schwierige Wirtschaftslage verantwortlich 
zu machen. Eine richtige und gebotene antizyklische 
Haushaltspolitik wurde unter dem Stichwort „Staats- 
verschuldung" in Mißkredit gebracht. Obwohl die 
Opposition, ausgehend von den gleichen Daten wie 
wir, allen Rentengesetzen der vergangenen Jahre 
zugestimmt hat, pendelt sie zwischen Sozialgarantie 
und Rentenhysterie. 

Unsere Probleme sind gemeinsame Probleme; Sie 
können es drehen und wenden, wie Sie wollen, 
meine Damen und Herren von der Opposition. Sie 
haben alle Entscheidungen in der Rentenversiche- 
rung genauso und auf den gleichen Grundlagen voll- 
zogen wie wir. Sie können sich hier nicht aus der 
Verantwortung stehlen. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Aber Sie regieren!) 

Und die Probleme sind nicht erstmalig. 

Erinnern wir uns: Bundesregierung und Parlament 
standen schon einmal vor der notwendigen Aufgabe, 
durch ein unabweisbares Konsolidierungsprogramm 
im Sozialbereich ihre Folgerungen aus einer rezes- 
siven Entwicklung zu ziehen. Damals, ab 1966, 
haben wir Sozialdemokraten daran mitgewirkt, ein 
Programm zur Absicherung des sozialen Leistungs- 
gefüges zu entwickeln und mitzutragen. Instrument 
war das Finanzänderungsgesetz 1967, durch das da- 
mals in 20 Artikeln 36 Bundesgesetze geändert wor- 
den sind. Ein Großteil dieser Änderungen bzw. Ein- 


sparungen bezog sich auf die soziale Sicherheit im 
weiteren Sinn, z. B. auch auf das Kindergeld, die 
Kriegsopferversorgung und das Wohngeld, vor- 
nehmlich aber auf die Sozialversicherung. 

Ich erinnere daran: Um den Bundeshaushalt zu 
entlasten, wurden vor allem die Mutterschaftshilfe 
in der Krankenversicherung und die Bundeszu- 
schüsse in der Rentenversicherung gekürzt. Diese 
Kürzungen mußten weitergegeben werden und führ- 
ten u. a. in der Rentenversicherung zu einer Er- 
höhung des Beitragssatzes. Die heutigen Beitrags- 
sätze mit ihren Steigerungen bis auf 18% stammen 
doch aus dieser Operation. Das werfen wir nieman- 
dem vor. Das soll hier nur fest'gehalten werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab- 
geordneten Pieroth? 

Sund (SPD): Frau Präsidentin, ich möchte im Zu- 
sammenhang' vortragen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir in dieser 
Zeit nicht nur die Erhöhung der Beiträge in der 
Rentenversicherung hinzunehmen hatten. Es wurde 
auch die Beitragsbemessungsgrenze erhöht. Weiter 
kamen hinzu: Wegfall der Versicherungspflicht- 
grenze für die Angestellten, Arbeitgeberbeitrag für 
beschäftigte Rentner, Fortfall der Heiratserstattung, 
die sogenannte Abschmelzung in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, ein Rentnerbeitrag zur 
Krankenversicherung, Erhöhung der Rezeptblattge- 
bühr. Alles in allem wurde damals ein Konsolidie- (D] 
rungsprogramm abgewickelt, das, wenn man die 
damaligen und die jetzigen Gesamtausgaben der 
Sozialversicherung als Maßstab heranzieht, ein we- 
sentlich größeres Volumen als das jetzt anstehende 
Programm hatte. 

(Franke [CDU/CSU]: Und ihr habt alles 
verwirtschaftet I) 

Das Konsolidierungsprogramm, das wir heute 
durchführen müssen, bricht nicht mit der Sozial- 
politik seit 1969. Die sozialen Reformen der Koali- 
tion von Sozialdemokraten und Freien Demokraten 
stehen nicht zur Disposition. 

Die Weltwirtschaftskrise hatte nachhaltige Fol- 
gen für die Finanzentwicklung der Rentenversiche- 
rung. Es gab und es gibt Beitragsausfäile infolge 
von Arbeitslosigkeit und Wegfall von Überstunden. 
Rezessionsbedingt haben viele Arbeiter und Ange- 
stellte von der Möglichkeit Gebrauch machen kön- 
nen, vorzeitig Rente zu beanspruchen. Dazu kommt 
das vorübergehende starke Ansteigen des Renten- 
niveaus wegen des Zusammentreffens hoher Ren- 
tenerhöhungen mit geringeren Lohnzuwächsen. 

Diese konjunkturellen Faktoren folgen wie schon 
in der Rezession 1966/67 zum großen Teil mit einer 
zeitlichen Verzögerung dem Ablauf der Konjunktur. 
Hinzu kommen die Auswirkungen des sogenannten 
Rentenbergs und vor allem der starken Kosten- 
steigerungen im Gesundheitswesen, die über die 
Zahlung zur Krankenversicherung der Rentner auf 
die Rentenversicherung durchschlagen. 
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Sund 

(A) Ich weiß, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren von der Opposition: Solche sachlichen Zusam- 
menhänge sich vor Augen zu führen, ist sicher 
nicht so zündend wie eine Rede, die in der Tat 
nichts anderes versucht, als aus schwierigen Pro- 
blemen der Sozialpolitik ein Melodrama zu ent- 
wickeln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben keine überstürzte und keine über- 
zogene Reaktion auf die Entwicklung gewollt. Ver- 
frühte Eingriffe auf der Beitrags- und Leistungs- 
seite wären zudem konjunkturpolitisch völlig ver- 
fehlt gewesen. Daher war es richtig, zunächst auf 
die Rücklagen zurückzugreifen. 

Dazu gab es bis zum Sommer 1976 Anlaß zu opti- 
mistischeren Annahmen über die weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung. Darin wurden wir von den 
Wirtschaftssachverständigen bestärkt. 

(Franke [CDU/CSU]: Das können Sie doch 
nicht im Ernst sagen!) 

Darauf gründete sich die Zusage von SPD und FDP, 
die Renten zum 1. Juli 1977 um 10 ^/o zu erhöhen. 
Auch Sie haben sich auf der gleichen Grundlage 
der gleichen Daten zu dieser Rentenerhöhung be- 
kannt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich betone: Sie haben hier genauso und auf der 
gleichen Grundlage entschieden. 

Im übrigen haben weder die Regierung noch die 
Koalitionsparteien in Abrede gestellt, daß zu einem 

(B) späteren Zeitpunkt Maßnahmen erforderlich sein 
können. Vor allem wurde klar in Aussicht gestellt, 
daß die sogenannten Überzahlungen in der Kran- 
kenversicherung der Rentner beseitigt werden müs- 
sen, wie es bereits ein Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung aus dem Jahr 1974 vorsah. Die Beseiti- 
gung der Überzahlung wurde aber vom Bundestag 
nicht beschlossen, weil es uns geboten erschien, 
sie durch ein umfassendes Programm zur Kosten- 
dämpfung im Gesundheitswesen zu flankieren. 

Jetzt zeigt sich ganz deutlich, daß die Weltwirt- 
schaftskrise sich viel nachhaltiger auf die Finanz- 
entwicklung der Rentenversicherung auswirken 
wird, 

(Franke [CDU/CSU]: Aha!) 

als noch vor Monaten unterstellt werden konnte. 
Der wirtschaftliche Aufschwung verläuft ruhiger, 
als erwartet. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ich denke, der 
war „wählbar", wenn man die SPD wählte!) 

Trotz fortdauernden Wirtschaftswachstums ist die 
Zahl der Arbeitslosen mit derzeit rund 1 Million 
noch immer zu hoch. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aufschwung 
wählen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die Erwartungen der Sachverständigen im In- und 
Ausland über die wirtschaftliche Entwicklung der 
nächsten Jahre sind zurückhaltender geworden. Ur- 
sachen dafür sind vor allem rezessive Tendenzen 
und zunehmende Zahlungsbilanzprobleme in wich- 


tigen Partnerländern unserer Wirtschaft. Dazu be- (Q 
darf es doch keines weiteren Beweises. 

Obwohl langfristige Vorausberechnungen immer 
auf tönernen Füßen stehen, ergab sich für die Koali- 
tion auf Grund der neuesten Daten eine neue Situa- 
tion. Sie hat sich deshalb sowohl in der mittelfristi- 
gen Finanzplanung als auch bei den langfristigen 
Vorausberechnungen für die Rentenversicherung 
entschieden, von zurückhaltenden wirtschaftlichen 
Annahmen auszugehen. Darin steckt ein Stück Vor- 
sicht und Vorsorge. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wir werden aber alle Kraft darauf verwenden, diese 
positiven Annahmen nicht als Ziele unserer Wirt- 
schaftspolitik hinzunehmen, sondern bessere Ergeb- 
nisse zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt vor allem für die Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung; sie bleibt vorrangiges Ziel. 

Woher kommt die Unsicherheit in der öffentlichen 
Diskussion, und was haben wir zu lernen? Da wird 
mit Milliarden-Defiziten hausiert. Dem Bürger muß 
angst und bange werden. In Wirklichkeit aber han- 
delt es sich um veränderte Annahmen für die Rech- 
nung künftiger Jahre. Nun kann niemand in die 
Zukunft schauen. Wir können alle miteinander keine 
sicheren Prognosen abgeben. Wir können nur, wie 
wir uns selber gesetzlich vorgeschrieben haben, mit 
geschätzten Annahmen rechnen. Diese Annahmen 
können sich als falsch erweisen. Darum können sich 
auch die finanziellen Perspektiven der Rentenver- 
Sicherung sehr schnell ändern, so wie z. B. die im ^ 
Sommer 1972 vom Kollegen Katzer errechneten 
Überschüsse von 200 Milliarden DM binnen 15 Mo- 
naten durch die Ölpreiskrise zur Makulatur gewor- 
den waren. 

(Beifall bei der SPD — Franke [CDU/CSU]: 

Das ist ja falsch! Der Niedergang war schon 
vorher! — Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : 

Sie hatten noch höhere Überschüsse berech- 
net!) 

In der 15- Jahresrechnung — das sollte man sich vor 
Augen halten — verursacht eine Veränderung der 
Einkommensannahmen um ein Prozent eine Diffe- 
renz von plus/minus 30 Milliarden DM für die Ren- 
tenversicherung. Das können Sie auch nachlesen in 
den Alternativrechnungen des Rentenberichtes 1976, 
der in diesem Zusammenhang überhaupt ein lesens- 
wertes Dokument ist. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Sie haben 
sich nur für keines der Modelle entschie- 
den!) 

Wenn wir nunmehr in unserer mittelfristigen Fi- 
nanzplanung wie auch in den Rentenberechnungen 
von anderen Voraussetzungen als noch bei der Ver- 
abschiedung des 19. Rentenanpassungsgesetzes aus* 
gehen, so nicht deshalb, weil nun — im Gegensatz 
zu den früher „falschen" Zahlen — die „richtigen" 
Zahlen auf den Tisch gelegt worden wären. Die 
Kenntnis der Rechnungsmethoden und der jeweils 
letzten Kassenergebnisse der Rentenversicherungs- 
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träger war jedem, der sich sachkundig machen woll- 
te, auch der Opposition, jederzeit zugänglich. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU]; Auch dem 
Bundeskanzler!) 

Geheimnisse, die man erst durch einen Kassensturz, 
wie Sie sagen, hätte aufdecken können, hat es nie 
gegeben und wird es auch nicht geben. Alle Diffe- 
renzen, die es in diesem Zusammenhang gegeben 
hat und die es weiterhin geben wird, haben ihre 
Ursache in verschiedenen Annahmen über die wirt- 
schaftliche Entwicklung. Und Streit über Annahmen 
wird stets möglich sein. 

Ein anderes kommt hinzu: Es ändern sich auch die 
Erfahrungswerte über die Lebenserwartung, und es 
ändern sich die Daten über die Zusaminensetzung 
der Rentner. Jeder kann sich vorstellen, daß das 
nicht ohne Einfluß auf künftige Ausgaben bleibt. 
Auch hier sind Änderungen in den Annahmen er- 
folgt, und zwar auf der Grundlage sorgfältiger Vor- 
bereitung und Abstimmung. 

Wer nicht bereit ist, diese Überlegungen und die 
in ihnen notwendigerweise enthaltenen Risiken mit- 
zuvollziehen, der muß sich fragen lassen, wie er 
denn solche Rechnungen sicherer machen will. Will 
er die Lohnentwicklung und die Gewinne, die Pro- 
duktion, die Preise, die Arbeitsplätze und damit die 
Freizügigkeit festschreiben? Denn das wäre genau 
die Konsequenz, die sich derjenige vor Augen füh- 
ren muß, der meint, er könne Abweichungen in An- 
nahmen und in ihren Rechenergebnissen vermeiden. 

Nein, wir sollten vorsorgliche Rechnungen als das 
nehmen, was sie sind: als Hilfen und Orientierungs- 
möglichkeiten für politische Entscheidungen und 
nicht als Veranstaltung zur Verunsicherung der Men- 
schen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Niemand darf so tun, als ob Abweichungen in sol- 
chen Rechnungen tatsächliche Defizite seien. Wer 
das macht, ist kein seriöser Diskussionspartner. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Rentenversicherung basiert auf der Solidarität 
der Generationen. Die jeweils arbeitende Generation 
muß für die Rentner die Renteneinkommen erwirt- 
schaften, so wie diese für die vorherige Rentner- 
generation gebürgt haben. Das bedeutet zugleich, 
daß alle Renten aus dem laufenden Volkseinkom- 
men geleistet werden müssen. Darum erfolgt die 
Aufbringung der Mittel durch das Umlage verfahren. 
Mit Rücklagen können nur Spitzen ausgeglichen wer- 
den. Deshalb eröffnet auch jede Steigerung des 
Volkseinkommens die Möglichkeit der Sicherung 
und des Ausbaus von Leistungen und wirft jede 
Stagnation Probleme auf. Weil wir in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung ein Umlageverfahren ha- 
ben, das auf dem Generationenvertrag aufbaut, ist 
es auch falsch, die Höhe der Rücklagen zu einem 
Dogma zu erheben. Die Rücklage der Rentenver- 
sicherung von gegenwärtig rund 35 Milliarden DM, 
die im Verlauf der vergangenen Hochkonjunktur an- 
gesammelt worden ist, soll zur Finanzierung der 
künftigen Rentenzahlung bis auf die tatsächlich er- 
forderliche Reserve herangezogen werden. 


Dieser Rücklagenabbau ist ein ökonomisch sinn- (C) 
voller Vorgang. Die Rücklage ist kein Selbstzweck, 
sondern sie dient geradezu dazu, um bei Bedarf ein- 
gesetzt zu werden. Andernfalls wäre sie keine Rück- 
lage, sondern eine letztlich sinnlose Zwangsspar- 
kasse, Wir müssen daraus erkennen, daß auch die 
bisherige Rücklagepraxis gesamtwirtschaftlich nicht 
immer sinnvoll gewesen ist. 

Lassen Sie es mich noch einmal ganz deutlich 
machen: Die gesetzliche Rentenversicherung beruht 
eben im Gegensatz zur individuellen privaten Le- 
bensversicherung auf dem Umlageverfahren, und 
keine noch so große Rücklage kann etwas daran 
ändern, daß die Rentenzahlungen einzig und allein 
aus dem laufenden Sozialprodukt, nicht aber aus 
aufbewahrten Teilen des Sozialprodukts früherer 
Jahre bestritten werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt in diesem Sinne kein volkswirtschaftliches 
Sparen im Sinne eines Hortens von Vorräten, die 
dann von späteren Generationen irgendwann ver- 
braucht werden können. 

Die bisherige Schwankungsrücklage hat nicht die 
versprochene antizyklische Wirkung gehabt, weil 
die — ich betone — rechnerischen Defizite bzw. 
Überschüsse der Rentenversicherung keineswegs 
pünktlich im Tiefpunkt bzw. auf dem Höhepunkt der 
Konjunkturbewegung aufgetreten sind, sondern mit 
einer störenden zeitlichen Verzögerung. 

Hinzu kommt doch, meine Damen und Herren, daß 
ernsthaft gefragt werden muß, ob den Beitragszah- 
lern höhere Beiträge zugemutet werden können, be- 
vor die Rücklagen in Anspruch genommen worden 
sind, die sie ja mit ihren Beiträgen aufgebaut ha- 
ben. Auch die Rentner müssen erwarten können, daß 
zunächst auf die Rücklagen zurückgegriffen wird, be- 
vor man sich für Änderungen des Leistungsrechts 
entscheidet. Deshalb ist der allmähliche Abbau der 
Rücklagen vertretbar. Er wird darüber hinaus einen 
durchaus positiven, belebenden Einfluß auf die Kon- 
sumgüternachfrage und auf den Konjunktur verlauf 
haben. 

Sorgen um die Liquidierbarkeit der Rücklagen sind 
unbegründet. Man muß nämlich bedenken, daß sich 
dieser Rücklagenabbau keinesfalls abrupt, sondern 
über vier Jahre verteilt vollziehen wird. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Unter Ver- 
lust für die Rentenversicherung!) 

— Die bruttolohnbezogene dynamische Rente bleibt 
grundsätzlich erhalten. 

(Franke [CDU/CSU]: Das ist falsch, was Sie 
da sagen!) 

— Bei der Festsetzung von Zugangsrenten wird auch 
künftig nach der bisherigen Formel die Bruttolohn- 
entwicklung zugrunde gelegt. 

Während also die Art der Ermittlung von Neu- 
renten unangetastet bleibt, wird sich die laufende 
Anpassung der Bestandsrenten ab 1. Januar 1979 
anders als bisher nicht mehr gleichsam schematisch 
an der Veränderung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage orientieren, sondern vorübergehend etwas 
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fA) niedriger ausfallen und sich an die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit der Rentenversicherungsträger an- 
passen. Für die Dauer des Finanzierungsengpasses 
werden wir also bei der Anhebung der Bestands- 
renten aus dem bisherigen Mechanismus ausklinken, 
jedoch nicht um ihn außer Kraft zu setzen, sondern 
um später wieder in eine bruttolohnbezogene Dyna- 
mik einzuschwenken. Dieses Verfahren entspricht 
voll und ganz dem geltenden Recht. Das ist wieder 
sehr technisch, und das, meine Damen und Herren, 
ist immer unser Problem bei der Diskussion über 
solche Fragen. Was heißt das? 

Die beabsichtigten Rentenanpassungen der näch- 
sten Jahre werden auf jeden Fall das Realeinkom- 
men der Rentner sichern und auch einen Zuwachs an 
Kaufkraft bringen. Das ist das Ergebnis einer sol- 
chen technischen Operation. 

Ohne Abweichung vom bisherigen Verfahren wer- 
den die Renten am 1. Juli dieses Jahres um 9,9 Vo 
erhöht. Die nächste Anpassung wird dann zum 
1. Januar 1979 erfolgen. Sodann werden die weite- 
ren Anpassungen jeweils zum Jahresbeginn vorge- 
nommen. Damit wird die von der CDU/CSU im 
Jahre 1972 durchgesetzte Vorziehung des Anpas- 
sungstermins zurückgenommen. Sozialdemokraten 
waren es, die schon damals auf die Überforderung 
der Rentenfinanzen hingewiesen haben, die aus der 
Vorziehung resultiert. 

Zudem wird die Bundesanstalt für Arbeit ab 
1. Januar 1979 für alle ihre Leistungsempfänger 
Rentenversicherungsbeiträge zahlen. Damit wird die 
Rentenversicherung zu einem Teil von den Einnah- 
meschwankungen befreit, die sich aus der unter- 
schiedlich großen Zahl der Beitragszahler zur Ren- 
tenversicherung ergeben. Schon heute übernimmt die 
Arbeitslosenversicherung die Rentenversicherungs- 
beiträge für die Bezieher von Kurzarbeitergeld, und 
eine so systematische Lösung wie die, die hier ge- 
funden worden ist, ist schon mehrfach im Bundes- 
tag diskutiert und als erstrebenswert angesehen 
worden. Daß die Bundesanstalt für Arbeit auch den 
Teil der beruflichen Rehabilitation übernehmen 
wird, der bisher noch von den Rentenversicherungs- 
trägern durchgeführt wird, bedeutet ohne Zweifel 
eine strukturelle Verbesserung im Rehabilitations- 
bereich, es bedeutet mehr Bürgernähe, und wir er- 
warten dabei auch eine erhebliche Verkürzung der 
Bearbeitungsdauer. 

In den vergangenen Tagen wurde vielfach dar- 
über diskutiert, ob diese Maßnahmen von der Bun- 
desanstalt ohne eine Anhebung des Beitragssatzes 
zur Arbeitslosenversicherung verkraftet werden 
können. Das wird der Fall sein, wenn es gelingt, die 
Arbeitslosenquote gemäß den Daten zurückzuführen, 
die der mittelfristigen Finanzplanung und den Ren- 
tenberechnungen zugrunde liegen. Wir werden un- 
sere ganze Kraft daran setzen, diese Daten nicht 
nur zu erreichen, sondern sie weitergehend abzu- 
bauen, zurückzuführen. 

Die vorgesehenen Maßnahmen im Rentenrecht 
vermeiden eine Beitragssatzsteigerung in der Ren- 
tenversicherung, und sie vermeiden einen Beitrag 
der Rentner zur Krankenversicherung. Bei der Be- 


wertung künftiger Rentensteigerungen sollte man (Q 
nicht außer acht lassen, daß die Stabilitätspolitik 
der sozialliberalen Koalition gegenüber dem Höhe- 
punkt der Preissteigerungswelle den Preisanstieg 
auch für die Rentnerhaushalte nahezu halbiert hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird nun vorgebracht, durch die schon ange- 
sprochene Beseitigung der Überzahlungen der Ren- 
tenversicherung an die Krankenkassen in der Kran- 
kenversicherung der Rentner werde das Finanzie- 
rungsproblem lediglich von der Renten- auf die 
Krankenversicherung verlagert oder „verschoben", 
wie Sie zu sagen belieben. Zunächst einmal muß 
festgehalten werden, daß die Krankenkassen von 
einer Rückzahlungsverpflichtung befreit werden, der 
sie auf Grund der bisherigen Rechtslage eigentlich 
nachkommen müßten. Zudem steht den Mehrbela- 
stungen aus der Rentnerkrankenversicherung ein 
breit gefächerter Katalog kostenentlastender Maß- 
nahmen für die Krankenversicherung gegenüber. 

Eine Kostendämpfung im Gesundheitssektor ist 

unausweichlich. Die zahlreichen Aktivitäten in den 
vergangenen Monaten und Jahren haben auch bei 
der Analyse der Kostensteigerungsursachen zu weit- 
gehend gleichen Ergebnissen geführt; es war ein 
mühsamer Weg. Die übereinstimmende Diagnose 
sollte für uns aber eine gemeinsame Grundlage der 
auf uns zukommenden Arbeit sein und die Therapie 
erleichtern. Anzusetzen ist dabei in der ambulanten 
Versorgung, in der stationären Versorgung sowie in 
der Versorgung mit Arzneimitteln. Die starke Ko- 
stenexpansion im Gesundheitsbereich geht vor allem (D) 
auf dessen strukturelle Probleme zurück. Wo anders 
sollten denn die Rationalisierungsreserven liegen, 
von denen Herr Geißler immer spricht? Deshalb 
sind genau an dieser Stelle die Hebel anzustezen. 

Die Bemühungen der Bundesregierung sind daher 
in erster Linie auf eine Stärkung der Selbstverwal- 
tung der Krankenversicherung gerichtet. Den Kassen 
sollen verbesserte Instrumente an die Hand gegeben 
werden, die ihnen, ihrer Selbstverwaltung einen 
größeren Einfluß auf die Kostenentwicklung ermög- 
lichen. 

Dieses Ziel der Bundesregierung wird von uns 
Sozialdemokraten nachhaltig unterstützt. Durch den 
erheblichen Ausbau der Position der Selbstverwal- 
tung der Krankenkassen, durch ihre Mitwirkungs- 
und Mitentscheidungsrechte bei der Krankenhaus- 
planung, bei der Festlegung der Pflegesätze, bei 
den Vereinbarungen über die Arzneimittelversor- 
gung und die Verbesserung ihrer Basis bei den 
Honorarverhandlungen wird eine alte Forderung 
von Sozialdemokraten und auch eine alte gewerk- 
schaftliche Forderung erfüllt. Nur auf diese Weise 
kann erreicht werden, daß sich die Schere zwischen 
den Ausgabensteigerungen und den Einnahmen, die 
von den Einkommen der Beitragszahler abhängen, 
nicht noch weiter öffnet, sondern geschlossen wird. 

Die Finanzlage der Krankenversicherung wird 
verbessert, indem alle Beitragszahler mit einem 
Einkommen zwischen 2 550 DM und 2 890 DM ab 
1. Juli 1977 stärker in den Solidarausgleich der so- 
zialen Krankenversicherung einbezogen werden. 
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(A) Das bedeutet, daß die Beitragsbemessungsgrenze 
in der Krankenversidierung von 75 auf 85 ®/o der 
Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversiche- 
rung angehoben wird. Die Versicherungspflicht- 
grenze wird auch weiterhin bei 75 Vo liegen. Die 
zunächst ins Auge gefaßte Anpassung der Beitrags- 
bemessungsgrenze auf 100 Vo wurde auf gegeben, um 
einer Abwanderung zur Privatversicherung zu be- 
gegnen und die Auswirkungen auf bestimmte Grup- 
pen abzumildern. 

Jeder Versicherte, der den Abschluß einer priva- 
ten Krankenversicherung erwägt, muß in seine 
Entscheidung einbeziehen, daß er als lediger Ver- 
sicherter zwar zeitweilig günstiger dasteht, aber 
als späterer Familienvater mit Kindern — das ist 
ja nicht auszuschließen — viel höhere Beiträge zu 
zahlen hat und nicht mehr in die gesetzliche Kran- 
kenversicherung zurückkehren kann. Darüber hinaus 
setzt künftig eine beitragsfreie Rentnerkrankenver- 
sicherung einschließlich ihrer Familienhilfe eine 
langjährige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung voraus. Eine Abwanderung in die 
private Krankenversicherung könnte sich schon als- 
bald für den freiwillig Versicherten als sehr nach- 
teilig erweisen. Das muß deutlich gesagt werden. 

Da die Rentnerdichte der einzelnen Krankenkassen 
stark voneinander abweicht, ergeben sich bisher sehr 
unterschiedliche Belastungen der Beitragszahler aus 
der Rentnerkrankenversicherung. Ein umfassender 
Belastungsausgleich wird die Aufwendungen für die 
Rentner gerecht verteilen. Dieser Ausgleich zwi- 
schen allen Kassen wird zu besseren Ergebnissen 

' * führen als der Ausgleich, den der Entwurf des Kran- 
kenversicherungsweiterentwicklungsgesetzes schon 
vorgesehen hatte. Das jetzt beabsichtigte Verfahren 
wird sich nämlich so auswirken, daß die Beitrags- 
zahler entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit solida- 
risch zur Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner beitragen werden. 

Mit der Verwirklichung dieses Ausgleichs kann 
dann auch ein Schlußstrich unter eine Auseinander- 
setzung gezogen werden, die die Sozialpolitiker be- 
reits seit den 60er Jahren beschäftigt. 

Vorgesehen sind auch einige Korrekturen im Lei- 
stungsrecht der Krankenversicherung, die Durchfor- 
stung des Leistungsangebots sowohl unter sozial- 
politischen Aspekten als auch hinsichtlich ihres ver- 
tretbaren Umfanges. 

Ob der wesentlich verstärkte Einfluß der Kran- 
kenkassen auf die Kostenentwicklung im Gesund- 
heitswesen zusammen mit den Einnahmeerhöhun- 
gen und Ausgabenverminderungen ausreichen wird, 
um schon bald die Mehraufwendungen aus der Rent- 
nerkrankenversicherung auszugleichen, das läßt sich 
nicht genau quantifizieren. Wir sind auf Schätzungen 
und auf Einschätzungen angewiesen. Niemand wird 
jedoch bestreiten können, daß zumindest Zug um 
Zug eine Kompensation erfolgen wird, die eine mög- 
liche Beitragssatzsteigerung in einem engen Rah- 
men hält. Wir gehen davon aus, daß auch die 1976 
deutlich verbesserte Finanzsituation der gesetzlichen 
Krankenversicherung dabei nicht ohne Einfluß 
bleibt. 


Um das Konsolidierungsprogramm in der Kran- 
kenversicherung durchzuführen, werden innerhalb 
der Bundesregierung alle für die Kostensteuerung 
wichtigen Regierungskompetenzen im Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung zusammenge- 
faßt. 

Bei den Aufgaben, die vor uns Parlamentariern 
liegen, werden wir uns immer wieder die Frage stel- 
len müssen, wie wir eigentlich — ich muß sagen, ich 
habe das heute wieder sehr empfunden — dem Bür- 
ger die Probleme wirklich deutlich machen können, 
um die es in der Sozialpolitik geht. 

Es ist zugegebenermaßen schwierig, komplizierte 
Zusammenhänge so zu vermitteln, daß alle, die es 
angeht, unsere jeweiligen Überlegungen mitvoll- 
ziehen können. Eine Expertensprache — und wir 
sind weitgehend in dieser Expertensprache gefan- 
gen — beschwört Gefahren herauf, sie sät Unsicher- 
heit, und sie schmälert auch das Vertrauen in den 
Rechtsstaat und in seine sozialen Einrichtungen. Die- 
se Wirkungen sollten wir alle zu verhindern suchen, 
unabhängig davon, ob unser Platz in der Koalition 
oder in der Opposition ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
werden alle Beiträge und Anregungen aufmerksam 
prüfen, und wir werden unseren Weg gehen und 
das tun, was im Interesse unseres Landes und zur 
Stärkung der Solidarität seiner Bürger notwendig 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr (P) 
Abgeordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP); Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Als ich heute vor 
Beginn der Sitzung die letzten Tage, die Aussagen, 
die Erklärungen, die Ergebnisse von Beratungen 
noch einmal überblickte, hatte ich eigentlich die 
Hoffnung — und ich glaube, diese Hoffnung haben 
alle Bürger in diesem Lande — und den Eindruck, 
daß heute mit dieser Debatte zum sozialpolitischen 
Teil der Regierungserklärung eine eineinhalb jährige 
Auseinandersetzung mit nicht immer sehr sach- 
lichen Argumenten und mit unterschiedlichen Auf- 
fassungen zu Ende gehen könnte und daß von dieser 
Regierungserklärung aus und von der Ausformung 
der Dinge, die in den letzten Tagen noch geschahen, 
und von den Erklärungen her, die in den letzten 
Tagen von der Opposition kamen, nunmehr in un- 
serem Lande Beruhigung in den brennenden Fragen 
der zukünftigen Konsolidierung unserer sozialen 
Sicherheit eintreten würde. 

Bestärkt wurde ich — und wurden wir Freien De- 
mokraten — dadurch, daß sich erstens die Schwer- 
punkte der Regierungserklärung des Herrn Bundes- 
kanzlers mit diesen brennenden Fragen befaßten, 
womit deutlich wurde, daß hier ein Schwerpunkt 
unserer Aufgaben in den nächsten Jahren liegt, daß 
zum zweiten die noch notwendige Ausformung in 
den Details in den letzten Beratungen und mit den 
neuesten Zahlen so gelungen ist, daß heute wohl 
anschließend ein klares Konzept vom Bundesar- 
beitsminister im Detail vorgelegt werden kann, und 
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daß zum dritten — das hat mich ganz besonders 
gefreut; allerdings ist die Freude jetzt schon etwas 
geringer geworden — der von mir immer sehr ver- 
ehrte Herr Kollege von Weizsäcker gestern als 
erster Redner am Beginn seiner Ausführungen in 
den Vordergrund stellte, bei der Debatte über die 
Regierungserklärung müsse die Lösung der Pro- 
bleme den Vorrang haben, und dann erst komme 
der Angriff auf die andere Seite des Hauses. Ich 
glaube, dies war ein guter Anfang und ein guter 
Hinweis für diese Debatte. 

Ich war auch sehr froh darüber, daß der Kollege 
Katzer und, wenn ich richtig im Bilde bin, auch der 
Fraktionsvorsitzende der Opposition, der Kollege 
Kohl, erklärt haben: „Die Opposition verfügt über 
ein geschlossenes Konzept, und wir werden das vor- 
tragen." Nun bin ich allerdings nach dem, was der 
Herr Kollege Katzer vorhin hier geboten hat, wie- 
der von meinen Hoffnungen sehr weit weg. Das, 
Herr Kollege Katzer, was Sie hier geboten haben 
— ich muß mich etwas damit auseinandersetzen — , 
war Fortsetzung des Wahlkampfes. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Das, was Sie hier geboten haben, war nichts ande- 
res als die Fortsetzung des Wahlkampfes. Ich gebe 
gern zu: Da hat es auf allen Seiten manches Mal 
Entgleisungen gegeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Katzer, wenn Sie hier hergehen 
und davon reden. Sie hätten keine genauen Zahlen, 
deshalb könnten Sie hier kein Konzept vorlegen, 
dann frage ich mich, wieso der CDU-Bundesvor- 
stand in seiner Sitzung — so eine Pressemeldung 
der CDU — ein klares Konzept beschlossen haben 
kann. Dann muß es ein Konzept sein, das ohne Zah- 
len ist; dann ist es also nichts wert! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn Sie ein Konzept beschlossen haben, dann 
legen Sie es hier bitte endlich auf den Tisch. 

Herr Kollege Franke, Sie haben recht — damit 
Sie gar nicht erst zwischenfragen, kann ich es 
gleich jetzt sagen — , und Herr Katzer hat es be- 
stätigt: Sie haben seit vielen Jahren in vielen De- 
batten, in denen ich oft etwas kritischer als man- 
che andere in diesem Hause — das kann ich wohl 
für mich in Anspruch nehmen — die zukünftige Si- 
tuation in der Rentenversicherung angesprochen 
habe, immer das Angebot gemacht: „Wir von der 
Opposition sind zu sachlicher Mitarbeit bereit." 

Aber wenn dann Vorschläge kamen, die ich oft- 
mals für die Freien Demokraten allein oder manch- 
mal sogar als Anregungen ad personam gemacht 
habe, dann wurde jeder dieser Vorschläge von 
irgendeinem Sprecher der Opposition sofort mit dem 
Hinweis „soziale Demontage" oder „Da darf sich 
nichts ändern!" in den Orkus geworfen. 

Herr Kollege Katzer, man kann es sich auch nicht 
so einfach machen, daß man die Rentenversiche- 
rungsträger nur in der Frage der Rücklage zum 


Zeugen heranzieht, sondern man muß sich dann (C) 
schon einmal mit all dem befassen, was Sozial- 
beirat, Rentenversicherungsträger, ja sogar Gewerk- 
schaften an Anregungen und Überlegungen für die 
Konsolidierung der Renten- und der Krankenver- 
sicherung vorgetragen haben. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]; Nachdem 
3. Oktober!) 

— Manches, Herr Kollege Müller, deckt sich ja 
wohl mit dem, was ich mir im letzten Jahr für die 
Freien Demokraten in einer Reihe von Debatten 
vorzutragen erlaubt hatte. Ich bin dabei weiter ge- 
gangen, als es vielleicht aus damaliger Sicht — der 
Kollege Sund hat dankenswerterweise Entwick- 
lungszahlen aufgezeigt — für manche notwendig 
schien. 

Sie können nicht gut, wie es geschehen ist, am 
Ende Ihrer Rede, Herr Kollege Katzer, sagen „Wir 
brauchen noch einmal Zahlenmaterial" — obwohl 
Sie das haben, das kann mir keiner erzählen; sonst 
haben Sie kein eigenes Konzept, das mag ja sein — , 
„unser Konzept bringt auch Belastungen, aber es 
sieht anders aus als das, was diese Bundesregierung 
will", aber wie dieses Konzept aussieht, das behal- 
ten Sie weiter für sich, darüber lassen Sie den Bür- 
ger draußen im Lande weiterhin im unklaren. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] 

[CDU/CSU]) 

— Bitte schön, der Herr Kollege Katzer hat alle 
Vorstellungen, wie sie im Rahmen der Ausformung 
der Regierungserklärung hier bereits bekannt sind, 
wie sie der Kollege Sund angesprochen hat — ich 
komme darauf noch — , als schlecht hingestellt. 

Wenn Sie das Konzept haben, das es ermöglicht, 
die Probleme, die wir heute alle kennen, im Inter- 
esse unseres Landes, im Interesse unserer Bürger, 
im Interesse der Rentner, im Interesse der Beitrags- 
zahler zu lösen, dann muß ich allerdings so, wie Sie 
es immer mit den Worten „Zeigt einmal etwas!" 
getan haben, sagen: Zeigen Sie mal, was Sie haben! 

Im Grunde müssen wir hier im Hause diese Pro- 
bleme doch gemeinsam lösen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Vogel [Ennepe- 
tal] [CDU/CSU]) 

Aber das kann man nicht nach dem Motto tun, 
alles anders machen zu wollen, auch nicht, indem 
man, wie man das früher immer tat, sagt: nicht jetzt, 
nicht zu dieser Zeit, sondern irgendwann. Man muß 
vielmehr einmal Butter bei die Fische tun. Das, Herr 
Kollege Katzer, haben Sie leider nicht getan. 

Sie und auch andere Sprecher der Opposition ha- 
ben es sich in den von ihnen verfaßten Artikeln zu 
leicht gemacht, wenn sie immer wieder nur sagen, 
das liege alles an den Zusammenhängen mit der 
Wirtschaftspolitik, dem Arbeitsmarkt und derglei- 
chen mehr. Sicher, Herr Kollege Katzer, ist da eini- 
ges dran. Sicher gibt es diese Zusammenhänge. Die- 
ser Passage Ihrer Rede stimme ich für die Freien 
Demokraten völlig zu. Es gibt Zusammenhänge zwi- 
schen Wirtschafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik. 
Denn man kann soziale Sicherheit nur bezahlen. 



246 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Januar 1977 


Sdimidt (Kempten) 

wenn man sie über die anderen Bereiche finanzieren 
kann. Aber das ist doch keine neue Weisheit. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Für die 
Bundesregierung offenbar schon! — In Rich- 
tung der SPD müssen Sie das sagen!) 

— Herr Kollege Müller, von diesen Überlegungen 
sind wir in der Koalition ausgegangen, als wir uns 
zu nicht immer populären Überlegungen durchringen 
mußten. 

(Franke [CDU/CSU]: Ihr habt euch ange- 
schlossen und wolltet die Belastbarkeit der 
Wirtschaft ausprobieren! Das habt ihr jetzt 
davon!) 

— Sie sollten sehr vorsichtig sein, an die Adresse 
der Freien Demokraten zu sagen, wir wollten die 
Belastbarkeit der Wirtschaft ausprobieren. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Franke [CDU/ 
CSU]) 

Diese Bundesregierung — wir Freien Demokraten 
haben das bereits im Wahlkampf gesagt — wird 
hinsichtlich der Konsolidierungsmaßnahmen keine 
Beitragserhöhungen vorschlagen oder vornehmen. 
In Ihren Reihen ist, wenn ich das richtig sehe, der 
Kollege Katzer gegen Beitragserhöhungen, der Kol- 
lege Müller (Remscheid) für Beitragserhöhungen, 
und der Kollege Strauß hat hier vor Weihnachten 
jein gesagt. So war es und so ist es. Das wollen wir 
hier doch einmal festhalten. Wir — diese Bundes- 
regierung und die sie tragenden Fraktionen — sind 
einstimmig gegen Beitragserhöhungen. Es war 
jgj schwieriger, aber sicher richtiger, diesen Weg zu 
gehen. Auf die der Bundesanstalt für Arbeit jetzt 
neu zugewiesenen Aufgaben komme ich im einzel- 
nen noch zu sprechen. 

Daß es Zusammenhänge zwischen der Wirtschafts-, 
Konjunktur- und Arbeitsmarktpolitik gibt, war von 
dem Augenblick an klar, als man 1957 die Brutto- 
dynamik einführte. Das war eine richtige Entschei- 
dung; aber von diesem Moment an mußte man wis- 
sen, daß diese Zusammenhänge vielleicht viel stär- 
ker als früher sein würden. Und hier ist ja nun ge- 
rade eine der Maßnahmen — das möchte ich hier 
gleich anschließen — , die von der Bundesregierung 
vorgeschlagen werden wird, nämlich die Bezahlung 
der Rentenversicherungsbeiträge für Arbeitslose ab 
1. Januar 1979 durch die Bundesanstalt, ein gewis- 
ser Ausgleich, um die Auswirkungen der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik nicht mehr so stark 
auf die Rentenversicherungsfinanzen durchschlagen 
zu lassen. Das ist ja eine der in diesem Zusammen- 
hang wichtigen, konstruktiven Lösungen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Sie woll- 
ten doch den Beitrag der Bundesanstalt wie- 
der zurücknehmen!) 

— Sehr richtig, Herr Kollege Müller (Remscheid). 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Aber das 
darf doch nicht wahr sein!) 

— Herr Kollege Müller, ich gehe auf Zwischenrufe 
gern ein, weil es keinen Zweck hat, die Dinge un- 
geklärt im Raum stehenzulassen. — Ich wiederhole, 
Herr Kollege Müller: Sehr richtig! In dem Augen- 
blick, in dem es möglich sein wird, den Beitrag der 


Bundesanstalt auf Grund der wirtschaftlichen Ent- (C) 
Wicklungen, so habe ich es damals gesagt, zurückzu- 
nehmen, wird diese Bundesregierung das tun. Wir 
Freien Demokraten werden uns sehr dafür einset- 
zen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Aber doch 
nicht dadurch, daß Sie die Bundesanstalt 
belasten!) 

— Herr Kollege Müller (Remscheid), in der jetzigen 
Situation, um dieses Thema nur kurz abzuhaken, in 
der es darum ging und geht, die drei Säulen unserer 
sozialen Sicherheit stärker in sich zu verzahnen und 
ihre Aufgabenbereiche abzugrenzen, wird die Bun- 
desanstalt nicht nur hinsichtlich der Abdeckung der 
Arbeitslosigkeit selbst und der daraus anfallenden 
Gelder, sondern auch hinsichtlich der Sozialleistun- 
gen in diesem Bereich mit einbezogen. Das ist eine 
konsolidierende, systemgerechte Lösung. Damit 
werden wirtschaftliche Schwankungen, Arbeits- 
marktschwankungen, die Sie ja auch früher schon 
in der Großen Koalition durch das Finanzänderungs- 
gesetz überwinden mußten, ausgeglichen. 

Nun ist es wohl auch richtig, wenn ich hier ein 
kurzes Wort zu meiner vor etwa zehn Tagen ge- 
machten Äußerung anführe, daß nämlich die Koa- 
litionsvereinbarungen hinsichtlich der Rentenpro- 
bleme „Flickschusterei" seien. Ich gedenke mich hier 
vor nichts zu drücken. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das war sehr gut!) 

— Herr Kollege Katzer, Sie haben dankenswerter- 
weise mich als Urheber genannt. Das ist richtig. 

(Katzer [CDU/CSU]: Ich habe keinen Namen 
genannt, sondern nur die FDP!) 

Aber ich möchte zunächst einmal in Erinnerung 
rufen, daß es 1967 in der Debatte des von Ihnen 
vorgelegten Finanzänderungsgesetzes auch ein Frei- 
er Demokrat war, der damals Ihnen diesen Vor- 
wurf machen mußte. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sie haben absolut 
recht! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Wort ist in diesem Bereich also schon einmal 
gefallen. 

(Katzer [CDU/CSU]; Sie hatten absolut 
recht!) 

Herr Kollege Katzer, lassen Sie mich aber folgendes 
deutlich machen. In der Regierungserklärung, die 
der Herr Bundeskanzler hier vorgetragen hat, waren 
klare Absichtserklärungen, klare Formulierungen 
enthalten, in welcher Richtung 

(Katzer [CDU/CSU]: Da hatten Sie wirklich 
einmal recht!) 

— Herr Kollege Katzer, habe ich nicht auch in den 
manchmal harten Debatten recht gehabt, die es 
bereits vor der Wahl gab? 

(Katzer [CDU/CSU]: Das habe ich Ihnen 
auch gesagt!) 

Ich erinnere an die Rentendebatte am 20. Februar 
1976 und an die Haushaltsdebatte im Mai 1976. 

(Katzer [CDU/CSU]: Ich habe Ihnen damals 
auch recht gegeben!) 
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(A) Wäre nicht mancher in diesem Hause froh, wenn 
man sich damals etwas nüchterner auch in Richtung 
auf den Wahltag zubewegt hätte, wobei ich die 
Opposition hier durchaus einschließe. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Sagen Sie 
das einmal in die andere Richtung!) 

— Herr Kollege Vogel, nicht die Regierungsfraktio- 
nen, nicht die Regierungsparteien, nicht die Bundes- 
regierung haben eine Sozialgarantie gegeben. Es hat 
Hinweise auf eine Beitragsanpassung zum 1. Juli 
gegeben. Es hat aber gleichzeitig auch Hinweise 
auf Maßnahmen gegeben. Ihrem Herrn Bundesvor- 
sitzenden blieb es Vorbehalten, am 2. Mai 1976 sei- 
tens der Opposition eine volle Sozialgarantie für den 
Fall in Aussicht zu stellen, daß Sie am 3. Oktober 
die Mehrheit erringen. Meine Damen und Herren, 
ich möchte nicht wissen, wie Sie, wenn dieser Fall 
eingetreten wäre — er ist nicht eingetreten — , wenn 
Sie also verantwortlich wären, handeln würden 
und handeln müßten. Sie sind als Opposition mitver- 
antwortlich. Deshalb habe ich kein Verständnis da- 
für, daß Sie hier nicht einmal ein Konzept vorlegen, 
sondern immer nur alle Vorschläge ablehnen bzw. 
als soziale Demontage herunterputzen. 

(Beifall bei der FPD und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Reddemann? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte schon. 

(BI 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt, 
halten Sie Ihre Argumentation wirklich für fair, 
wenn Sie der SPD das Spiel überlassen, die Union 
als unsozial zu beschimpfen, und Sie von sich aus 
jetzt so tun, als sei unsere Sozialgarantie überzogen 
gewesen? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ich tue nicht nur so — 
diese Sozialgarantie war überzogen. 

(Reddemann [CDU/CSU] ; Herr Schmidt, Sie 

weichen doch der Frage aus, die ich gestellt 
habe!) 

Vizepräsident Frau Renger: Nur Fragen sind zu- 
gelassen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Aber Zwischen- 
rufe sind erlaubt, Frau Präsidentin!) 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ja, bitte. Sie können 
jederzeit noch einen Zwischenruf machen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das habe ich ja 
getan!) 

Es war unverantwortlich, eine volle Sozialgarantie 
zu geben. Eine volle Sozialgarantie ist von keinem 
Vertreter der Regierungsfraktionen gegeben wor- 
den. Es ist zur Frage der Rentenanpassung gespro- 
chen worden. Es sind auch Einzelfragen angespro- 
chen worden. Meine Damen und Herren, die Renten 
sind sicher. Wenn der Herr Kollege Katzer vorhin 
gesagt hat, die Maßnahmen, die hier vorgeschlagen | 


werden, würden zu Rentenkürzungen führen, so war (^) 
das eine klare Täuschung der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Herr Kollege Katzer, ich bitte jetzt einmal aufzu- 
passen. Wenn Sie die Vorschläge, die seitens der 
Bundesregierung und der Koalitionsfraktionen ge- 
macht werden, vorhin so ausgelegt haben, daß sie zu 
Rentenkürzungen führen, so war das eine klare 
Täuschung der Öffentlichkeit. Ich will nicht sagen, 
daß Sie gelogen haben; es war aber eine Täuschung 
der Öffentlichkeit, denn die vorgesehenen Maßnah- 
men zielen auf eine Veränderung der Anpassungs- 
quote ab. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es wird keine Rente gekürzt. Das habe ich schon 
im letzten Jahr mehrmals in diesem Hause gesagt, 
als ich meine Vorschläge machte. 

(Katzer [CDU/CSU]: Natürlich wird gekürzt!) 

— Es wird keine einzige Rente gekürzt. Die Renten 
werden aber langsamer angepaßt werden müssen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das ist 
doch Wortspielerei!) 

— Herr Kollege Müller (Remscheid), Sie nennen das 
Wortspielerei. Wenn Sie den Rentnern sagen, daß 
die Renten gekürzt würden, und dies nicht stimmt, 
ist dies allerdings Lüge. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

(D) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Geisenhofer? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Bitte. 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt 
(Kempten), geben Sie zu, daß die Umschaltung von 
der bruttolohnbezogenen Rente auf die nettolohn- 
bezogene Rente eine wesentliche Minderung der 
Rentenanpassungsquoten zur Folge haben wird, so 
daß die Inflationsrate nicht mehr abgedeckt ist und 
die Rentner die Leidtragenden dieser Maßnahme 
sind? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Geisen- 
hofer, hier brauche ich gar nichts zuzugeben. Es ist 
eine Tatsache 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

— lassen Sie mich doch ausreden; Sie können 
nicht einmal zuhören — , die ich bezüglich der 
Aktualisierung in diesem Hause schon soundso oft 
dargelegt habe, daß die Renten, wenn wir eine 
andere Anpassung wählen, natürlich nicht in dem 
Maße steigen, wie das bisher der Fall war. Das 
ist eine ganz klare Tatsache. Das hat aber doch 
nichts mit Rentenkürzung zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 
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Herr Katzer hat hier gesagt: Die Renten werden 
ab 1. Januar 1979 gekürzt. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU]: Ihr habt ja 
keine Ahnung von leistungsbezogener 
Rente!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich nun zu den einzelnen Schwerpunkten 
etwas sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie vorher noch eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Urbaniak? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte. 

Urbaniak (SPD): Kollege Schmidt, können Sie mir 
bestätigen, daß die Berechnung der Renten nach 
dem Bruttolohn Bestandteil des Konsolidierungs- 
programms ist und daß dies für die nächsten Jahre 
voll durchgehalten werden soll? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Es ist völlig richtig, 
daß in der Regierungserklärung steht, daß die erste 
Rentenberechnung bruttolohnbezogen erfolgt und 
die Anpassungen dann nach einem anderen Modus 
erfolgen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber das ist ja nachzulesen. Ich nehme an, das hat 
jeder in der Regierungserklärung nachgelesen und 
braucht hier nicht noch einmal bestätigt zu werden. 

CBJ (Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einiges 
aus der Sicht der Freien Demokraten zu den 
Schwerpunkten sagen. — Bitte schön, Herr Kollege 
Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt 
(Kempten), bestätigen Sie mir, daß nach Ihrem Pro- 
gramm, nach dem Programm der Regierung, die erste 
Rentenanpassung bruttolohnbezogen vorgenommen 
wird und dann die laufenden Rentenanpassungen 
nettolohnbezogen erfolgen sollen und daß damit die 
kleinen Leute, vor allem die Kleinrentner, die Leid- 
tragenden einer künftigen Inflationspolitik sein wer- 
den, die von Ihnen weitergeführt wird? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Geisen- 
hofer, ich habe eben gesagt, das können Sie in der 
Regierungserklärung nachlesen, daß dem so ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das haben wir doch nie bestritten, daß hier Not- 
wendigkeiten sind. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
haben wir nie bestritten. Ich glaube, ich war einer 
der ersten in diesem Hause, die darauf hingewiesen 
haben, daß im Laufe der Zeit Diskrepanzen zwischen 
Arbeitenden und Rentenbeziehern aus einer brutto- 
oder nettolohnbezogenen Rentenanpassung von 
ll®/o und einer Bruttolohnanpassung von 6Vo — 


sprich: Nettolohnanpassung von 4Vo — zu Proble- (Q 
men führen werden, über die man nachdenken muß. 
Daraus müssen sich andere Anpassungsmodalitäten 
ergeben. Dabei befand ich mich im übrigen in der 
guten Gesellschaft einer Reihe von Fachleuten der 
Opposition, die bereits ähnliches gesagt haben. 

"Herr Kollege Geisenhofer, zu Ihrer Frage gleich 
noch eins: Hier wird immer argumentiert: wenn es 
um Anpassungen geht, ob nun brutto- oder netto- 
lohnbezogen, dann bedeutet das für Kleinrentner 
weniger als für Bezieher höherer Renten. Das ist in 
der Sache mathematisch völlig richtig. Ich glaube, 
es muß aber auch einmal in diesem Hause von die- 
ser Stelle aus gesagt werden, daß wir die Renten- 
versicherung und ihr Solidarprinzip nicht an denen 
ausrichten können, die nur einen Bruchteil ihres 
Lebens rentenversichert waren und in anderen Ab- 
schnitten ihres Lebens einem Beruf nachgingen, aus 
dem sie noch andere Altersversorgungen zur Ver- 
fügung haben, aber auch nicht an denen, die sich 
dank einer vernünftigen Entscheidung zwar freiwil- 
lig in die Rentenversicherung einkaufen konnten, 
dabei aber natürlich niedrigere Renten bekommen. 

Das Schema der Rentenversicherung und des Soli- 
darsystems ist vielmehr an demjenigen ausgerich- 
tet, der 35 bis 45 Jahre lang Beiträge nach seiner 
Leistung gezahlt hat. Daran muß gemessen werden. 
Man kann nicht immer wieder notwendige Maßnah- 
men deswegen nicht machen wollen, weil einer, der 
zufälligerweise neben einer hohen Pension oder 
neben anderen Altersversorgungen eine niedrigere 
Rente hat, schlechter wegkommt. Einen Teil des Per- 
sonenkreises, Herr Geisenhofer, den Sie meinen und 
dessentwegen auch ich sehr große Sorgen habe — 
ich meine einen bestimmten Bezieherkreis von 
Kleinstrenten — , haben wir über die Mindest- 
rente Gott sei Dank in eine gute, in eine bessere 
Situation bringen können. Solche Kleinstrentner, die 
durch von ihnen selbst nicht zu vertretende Umstän- 
de, seien es Kriegswirren oder sonstige Umstände, 
in diese Situation gekommen sind, gibt es noch, und 
denen müssen wir helfen. Aber das kann nicht im 
Rahmen des Solidarsystems der Vollrentner ge- 
schehen, sondern hier müssen wir uns vielleicht noch 
einmal zusätzliche Dinge überlegen. Dazu ist — das 
muß auch von dieser Seite einmal gesagt werden — 
von diesem Hohen Hause ein Rechtsanspruch in der 
Sozialhilfe geschaffen worden. Daran muß man auch 
einmal erinnern, daß man damals gesagt hat: Wir 
schaffen diesen Rechtsanspruch, um all den Men- 
schen zu helfen, die ohne eigenes Verschulden in 
solche Situationen gekommen sind. Hier muß man 
einmal die Systeme und die Überlegungen etwas 
voneinander trennen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zur Frage der 
Rücklagen sagen. Hierüber hat es eine lange Dis- 
kussion gegeben, und hier sind die kritischen Bemer- 
kungen insbesondere der Rentenversicherungsträger 
sehr deutlich gewesen. Herr Kollege Sund hat schon 
auf zwei wichtige Momente hingewiesen. Rücklagen 
können nicht thesauriert, als ein Vermögenswert 
hingelegt werden, der nie angefaßt werden darf. 
Hier ist sicher eine Überlegung dieses Hohen Hau- 
ses aus früheren Zeiten überprüfenswert, nämlich 
ob die langfristige Festlegung von Rücklagen dem 
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(A) Zweck gerecht wird, Schwankungen auszugleichen. 
Der Weg des Ausgleichs über Rücklagen wird im 
Rahmen der Vorlage der Bundesregierung beschlos- 
sen werden. Es wird nicht — das ist für uns Freie 
Demokraten sehr wichtig — zu einem Abbau der 
Rücklagen bis auf null und zu einer überhaupt nicht 
mehr zu erwartenden Wiederaufstockung dieser 
Rücklagen kommen. Den letzten Berechnungen 

— das gilt auch für die Einfügung der Bundesan- 
staltslösung in das Konzept — sind echte, keine ge- 
schönten Zahlen zugrunde gelegt worden. Wenn wir 
davon ausgehen, daß wir auf Grund der Gesamtent- 
wicklung auch noch 1980 mit 2,8 Vo, d. h. 650 000 Ar- 
beitslosen rechnen müssen, und wenn wir diese Zah- 
len in unser Rechenkonzept aufnehmen, können wir 
diese Zahlen als echte, vernünftige Zahlen ansehen. 
Durch die Aufnahme der Bundesanstaltslösung in 
das Paket wird es sogar möglich sein, daß die Rück- 
lagen bis 1980 für 1,5 Monate reichen, was ich für 
günstiger halte, weil wir mit der Einmonatsreserve, 
die zunächst vorgesehen war, schon bei kurzfristigen 
Einnahme- und Ausgabenschwankungen in Schwie- 
rigkeiten kommen könnten. 

Eindeutig ist jedenfalls — dafür möchte ich ganz 
besonders dem Bundesarbeitsminister und der Bun- 
desregierung Dank sagen — , daß die Wiederauf- 
stockung der Rücklagen ermöglicht wird und damit 
die Selbständigkeit der Rentenversicherung mit ei- 
ner Bundesgarantiehaftung für einen ganz, ganz 
schlimmen Fall erhalten bleibt. Wir werden — sol- 
che Überlegungen möchte ich hier ganz klar zurück- 
weisen — nicht den Weg in die Einheitsversicherung 
(BJ gehen, in eine Altersversorgung, die im Endeffekt 
von Finanzmitteln des Bundes, des Haushalts ab- 
hängt. Dieser Weg wird mit diesem Konzept vermie- 
den, Aufstockungen sind möglich, und sie werden 
erreicht werden, vor allem auch dann — hier warte 
ich auch wieder auf Vorschläge — , wenn Sie einmal 
sagen, wie Sie denn das nun einmal vorhandene Pro- 
blem lösen würden. Denn, Herr Kollege Katzer 

— zwei Bemerkungen seien mir dazu erlaubt — , so 
ganz unschuldig ist ja die Opposition an einer Reihe 
von Problemen, mit denen wir es zu tun haben, 
nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich denke nur daran — damit komme ich zu einem 
zweiten Schwerpunkt — , welche Sorge uns, nicht 
erst seit heute, sondern seit drei, vier Jahren, die 
sogenannte Krankenversicherung der Rentner macht. 
Ich erinnere dabei nur an das, was damals unter 
Ihrer Federführung, Herr Kollege Katzer, an — sa- 
gen wir einmal — großzügigen Regelungen auch für 
solche Rentenbezieher eingeführt wurde, die nur 
eine Kleinstrente erhalten und ihre Altersversor- 
gung aus einem ganz anderen Bereich beziehen. 
Wenn heute Rentenbezieher, die nie in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versichert waren und 
nie einen Beitrag — pflichtmäßig oder freiwillig — 
in die gesetzliche Krankenversicherung gezahlt ha- 
ben und die aus einem kleinen Rentenanspruch eine 
Rente von 200 DM, vielleicht sogar bloß von 100 DM 
Rente neben einer hohen Pension oder einer ande- 
ren hohen Altersversorgung haben, zu ihrer 
Rente sämtliche beitragsunabhängigen Leistungen, 
nämlich kostenlose Krankenversicherung, Kinder- 


geld von 150 DM pro Monat usw., erhalten, dann (Q 
sind das Dinge, die unter Ihrer Federführung, Herr 
Kollege Katzer, 1968 durch das Finanzänderungsge- 
setz eingeführt wurden und die wir durch die 20- 
Jahresfrist, die in Zukunft in das Gesetz eingeführt 
werden soll, ändern werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wissen ge- 
nau, daß wir das 1969 geändert haben, als 
Sie in der Opposition waren!) 

— Verehrter Herr Kollege, der Herr Kollege Katzer 
ist sehr still. Er würde sich sicher zur Wehr setzen, 
wenn es nicht stimmte, daß das damals die Große 
Koalition unter seiner Federführung gegen unsere 
Stimmen getan hat 

(Beifall bei der FDP) 

Wir müssen das bereinigen. Ich hoffe, darin sind 
wir uns einig. Das wäre schon eine gute Sache. 

Herr Kollege Katzer, ich kann es für mich in An- 
spruch nehmen — deshalb sage ich: So ganz un- 
schuldig sind Sie nicht und Sie wissen es — , daß 
ich am 19. und 20. September 1972 von dieser Stelle 
— • der Kollege Sund hat es vorhin schon angespro- 
chen — für die Freien Demokraten davor gewarnt 
habe, die Anpassung der Renten vom 1. Januar auf 
den 1. Juli vorzuziehen. Ich kann mich erinnern, 
damals gesagt zu haben: Ich warne davor, heute 
eine Maßnahme durchzuführen aus gewisser Optik, 
die dann eines Tages zurückgenommen werden 
muß. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sie haben aber zuge- 
stimmt! Oder nicht?) 

— Ich habe doch recht. Ich habe gesagt, ich warne 
davor, daß das präjudizierend für alle anderen Ren- 
tenanpassungstermine zum 1. Januar wirken wird. 

Da haben Sie gesagt, Herr Kollege Katzer, das 
habe mit der Kriegsopferrente, mit der Lastenaus- 
gleichsrente gar nichts zu tun. Zwei Jahre später 
hatte es etwas damit zu tun. Jetzt ist die Situation 
anders. 

Herr Kollege Katzer, ich sage hier für mich per- 
sönlich: Wenn ich damals die Erfahrung von heute 
gehabt hätte, hätte ich die Vorziehung abgelehnt, 
als einziger vielleicht in diesem Hause. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben wir nie!) 

Aber man kann immer dazulernen. Deshalb sage ich 
hier, Herr Kollege Katzer, obwohl ich mich immer 
wieder freuen würde, wenn Ihre Angebote kämen: 

So ganz unschuldig sind Sie und die Opposition 
an diesen Dingen nicht. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das hat nichts damit 
zu tun!) 

Man sollte sich deshalb hier nicht so herstellen, 
sondern konkrete Vorschläge machen. 

Meine Damen und Herren, ein letztes zum Be- 
reich des Gesundheitswesens, zum Bereich der Kran- 
kenversicherung. Zunächst möchte ich etwas zur 
Beitragsbemessungsgrenze und zu den 5,6 Milliar- 
den DM sagen, die den Krankenversicherungen bis- 
her von der Rentenversicherung übertragen wurden, 
also etwas zu der Verringerung der Leistungen der 
Rentenversicherung an die Krankenversicherung 
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von 17 auf 11 Vo sagen. Herr Kollege Sund hat schon 
darauf hingewiesen, daß diese Angelegenheit bereits 
1975 in diesem Hause diskutiert wurde. Ich darf 
vielleicht noch darauf hinweisen, daß das Gesetz, 
das die Verringerung auf 11 Vo festschrieb, ebenfalls 
unter Ihrer Federführung, Herr Kollege Katzer, 
verabschiedet wurde; das war das Finanzände- 
rungsgesetz. Diese Rückführung erfolgt also auf ei- 
ner gesetzlichen Grundlage, die seinerzeit von Ihnen 
geschaffen wurde. Sie war notwendig, wenn man 
Rentenversicherung und Krankenversicherung in 
ihrer selbständigen Struktur als Teile unserer 
sozialen Sicherheit beibehalten will. Diese 11 ®/o 
wurden damals nicht willkürlich festgelegt, sondern 
sie sollen ja dem entsprechen, was in etwa der 
Durchschnittsbeitrag an die Krankenversicherung 
ist. Daß das durch die Überzahlungen auf 17 Milliar- 
den DM kam und daß wir das zurückführen müssen, 
ist ein Problem, mit dem wir uns nun in dem Ge- 
samtkonzept zur Kosteneindämmung im Gesund- 
heitswesen auseinandersetzen müssen. 

(Vorsitz: Präsident Carstens) 

Hier hat natürlich gerade in den letzten Tagen und 
Wochen die Frage der Anhebung der Beitragsbe- 
messungsgrenze eine Rolle gespielt. Herr Kollege 
Katzer, wenn Sie von 200 Briefen sprachen, dann 
kann ich Ihnen sagen, bei mir 

(Katzer [CDU/CSU]: Pro Tag!) 

— Dann kommen wir ungefähr auf das gleiche. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Frage? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ja bitte, Herr Kollege 
Müller. 

Müiier (Berlin) (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt, 
würden Sie dem Hause sagen oder zugeben, daß, 
als die 11 Prozent, in Wirklichkeit 10,98 Prozent, 
eingeführt worden sind, der Durchschnittsbeitrag 
noch bei 8 Prozent lag, während er heute bei über 
11 Prozent liegt? Würden Sie mir zweitens auch 
darin zustimmen, daß Sie seit 1971, seitdem das nicht 
mehr funktioniert, Zeit genug gehabt hätten, diese 
Sache zu ändern? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Zum ersten möchte ich 
auf den damaligen Gesetzentwurf verweisen, in dem 
Sie nachlesen können, daß man in der Schichtung 
20 : 80 als Interessenquote - — Sie sind ja Fachmann, 
Sie wissen, was ich meine — auf diese 11 Prozent 
kam. Zum zweiten haben Sie natürlich recht, daß 
durch Rechtsverordnung die Dinge auf Grund der 
Rechtslage eher hätten geändert werden können. 

(Katzer [CDU/CSU]: Müssen!) 

Herr Kollege Müller, Sie müssen mir aber auch darin 
zustimmen, daß diese Frage im letzten Bundestag 
seit drei Jahren in der Diskussion war, daß wir uns 
aber alle darüber klar wurden, daß die Gesamtrege- 
lung der Krankenversicherung der Rentner etwas 
mehr als nur diese Tatsache beinhaltet und daß sie 


in ein Gesamtkonzept hineingehört. Jetzt ist sie (C) 
darin. 

Aber wie gesagt, in dem Zusammenhang hat die 
Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze eine Rolle 
gespielt. Ich möchte hier klar sagen, daß es sich 
immer nur um die Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze handelte. Es ist sicher richtig, daß bei 
den Überprüfungen, bei der Ausformung dessen, was 
zunächst in der Regierungserklärung stand, von der 
Absicht, auf 100 Prozent in der Beitragsbemessungs- 
grenze hinaufzugehen, Abstand genommen wurde. 

Wir Freien Demokraten glauben, daß die jetzige 
Lösung, die Anhebung der Beitragsbemessungs- 
grenze auf 85 Prozent und die klare Beibehaltung 
der Versicherungspflichtgrenze bei 75 Prozent — 
diese 75 Prozent waren einer der ersten Beschlüsse 
der sozialliberalen Koalition 1970 in diesem Hause 
— , eine gute Lösung ist. Herr Kollege Katzer, ich 
weiß nicht, ob Sie bei der ersten Konzipierung Ihrer 
Rede schon wußten, daß die Beitragsbemessungs- 
grenze nur auf 85 Prozent angehoben werden soll. 

(Katzer [CDU/CSU]: Nein, das hat sich doch 
jede Stunde, jede Minute geändert!) 

— ■ Man mußte sorgfältig über diese Dinge beraten. 

Ich frage eben deshalb, weil ich Ihnen nicht unter- 
stellen wollte, daß Sie die sich nunmehr ergebenden 
20 DM für die Spanne zwischen 2 550 DM und 2 890 
DM bei 11 bis 11,5 Prozent eine drastische Erhöhung 
nennen. Da Sie hier aber von einer drastischen Er- 
höhung gesprochen haben, wollte ich doch nur klar- 
stellen, daß es keine drastische Erhöhung ist. 

(Russe [CDU/CSU]: Für Sie ist das wenig!) 

— Verehrter Herr Kollege, ich muß nun wieder die 
Sozialpolitiker fragen: Sind 20 DM für eine Be- 
schäftigtengruppen mit Einkommen von 2 550 DM 
aufwärts eine hohe Beitragsmehrbelastung? 

(Russe [CDU/CSU]: Aber natürlich! — 

Franke [CDU/CSU]: Beiträge und Steuern! 

Wir sprechen von dem, was netto übrig- 
bleibt!) 

— Wir sprechen jetzt hier von der Beitragsbemes- 
sungsgrenze. Herr Kollege Katzer hat von einer 
drastischen Erhöhung gesprochen. Ich habe eben 
nur gesagt, daß das nicht so ist. Sie haben die 51 DM 
gemeint. Diese kommen nicht. Es kommen 20 DM. 

(Russe [CDU/CSU]: 20 DM sind für Sie nicht 

viel! — Katzer [CDU/CSU]; Für diesen Per- 
sonenkreis!) 

— Den Personenkreis kenne ich mindestens so gut 
wie Sie. 

Nun, meine Damen und Herren von der Oppo- 
sition, Sie mögen da anderer Meinung sein. Dann 
wäre ich allerdings dankbar, wenn ich einmal das 
Konzept des Ausgleichs für diesen Bereich der sozia- 
len Sicherung und für die Kosteneindämmung im 
Gesundheitswesen generell bekäme. Auch in diesem 
Zusammenhang kann ich mich nur daran erinnern, 
daß ein solches Parteikonzept sehr schnell wieder in 
der Schublade verschwunden ist, weil zwar in der 
CDU Vorstellungen bestanden, aber die CSU das 
als Wahlpartner — und jetzt wieder als gemein- 
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samer, halber oder dreiviertel Koalitionspartner — 
im Wahlkampf nicht wünschte. Oder wo ist denn 
das Konzept von Herrn Professor Beske, das einmal 
gesundheitspolitisches Konzept der CDU/CSU wer- 
den sollte? Wann ist denn das verabschiedet wor- 
den? Auch hier also kein Konzept zur Kostenein- 
dämmung. Und wenn Sie dann nur sagen, in diesem 
Bereich dürfe nichts geschehen, dann müssen Sie 
eben auch darlegen, auf welche Weise Kosten ein- 
gespart werden sollen. 

Wir Freien Demokraten begrüßen es in diesem 
Zusammenhang ganz besonders, daß neben dieser 
mäßigen Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 


(Zuruf von der CDU/CSU: Mäßig?) 

— Wenn Sie Forderungen von anderen Seiten, von 
Kassen usw., hören, dann werden Sie vielleicht zu- 
stimmen, daß das eine sehr maßvolle Anhebung ist; 
mäßig also im Sinne von maßvoll. 

(Russe [CDU/CSU]: Fragen Sie mal die Ar- 
beitnehmer im Betrieb, was die Ihnen sa- 
gen! „Maßvolle Anhebung"!) 


(B) 


— Das werden wir ja noch feststellen. Jedenfalls 
führt doch kein Weg daran vorbei — darüber haben 
wir in der Vergangenheit, insbesondere in den letz- 
ten zwei Jahren hier sehr häufig diskutiert, und wir 
waren uns im Ziel eigentlich immer einig — , daß in 
der Krankenversicherung Kostendämpfungen erfol- 
gen müssen. Gleichzeitig waren wir uns damals 
schon dessen bewußt, daß auf Grund der von mir 
vorhin geschilderten gesetzlichen Grundlage Ver- 
lagerungen aus der Rentenversicherung zu erwarten 
sind. Sie sollten den auf Grund der Vereinbarungen 
in aller Kürze zu erwartenden Regierungsentwurf — 
den der Herr Bundesarbeitsminister sicher auch 
noch erläutern wird — aufmerksam lesen. Dann wer- 
den Sie zur Kenntnis nehmen, daß die notwendigen 
Kosteneinsparungen im Gesundheitswesen nicht di- 
rigistisch, nicht durch Staatseingriffe, sondern unter 
voller Respektierung des gegliederten Systems un- 
serer Krankenversicherung, unter Ausgestaltung, 
Stärkung des Selbstverwaltungsprinzips verwirk- 
licht und daß die Probleme der Krankenhausbedarfs- 
planung und der Wirtschaftlichkeit dieser Institutio- 
nen so gelöst werden, daß damit Auswüchse in die- 
sem Bereich, die wir alle in unseren Ländern und 
Kommunen erleben, dann — allerdings in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern — vermieden werden 
können. 


Ich bin der felsenfesten Überzeugung — und das 
darf ich für die Freien Demokraten sagen — , daß es 
möglich sein wird, die zur Zeit im Raume stehende 
Beitragserhöhung der Krankenversicherung von 
einem Prozent mindestens auf die Hälfte, wenn nicht 
noch weniger herunterzudrücken, wenn wir bereit 
sind, diese Maßnahmen — wie gesagt: im Rahmen 
unseres freiheitlichen Gesundheitssystems — konse- 
quent anzuwenden. 

Allerdings brauchen wir dazu genau wie in dem 
Bereich der Rentenversicherung entweder auch ein- 
mal die Zustimmung der Opposition, wenn unsere 
Vorschläge gut sind — und ich gehe davon aus, daß 
sie gut sind; denn bisher gibt es keine besseren — , 


oder die besseren Vorschläge der Opposition zur 
Lösung dieser Probleme. Die gibt es aber bis heute 
nicht. Das Nein der Opposition zu all den unterbrei- 
teten Lösungsvorschlägen, das „heute nicht", das 
„ja, aber anders", das „ein anderes Mal" genügt 
nicht, um dem Bürger draußen, dem Rentner und 
dem Beitragszahler die Sicherheit zu geben, die wir, 
diese Bundesregierung und diese sozialliberale 
Koalition, ihm heute durch diese Erklärung geben 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung; Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Katzer hat eingangs den Zu- 
sammenhang zwischen Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik vermißt. Ich hoffe sehr, Herr Kollege, 
daß Sie geneigt sind, mir genau zuzuhören, denn 
eben das habe ich vor: diesen Zusammenhang zwi- 
schen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik hier 
darzustellen. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das wäre sehr erfreu- 
lich!) 

Sie werden allerdings einige Geduld benötigen, 
denn diese Zusammenhänge sind komplex. 

Meine Damen und Herren, der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik stellen sich in dieser Legislaturperiode 
drei große Aufgaben: erstens Konzentration aller 
gesellschaftlichen Kräfte auf die schrittweise Ver- p) 
besserung der Beschäftigungslage — 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung ist unsere 
Aufgabe Nr. 1 — , 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

zweitens Konsolidierung der Finanzen der Renten- 
versicherung und damit Bewahrung und Festigung 
der sozialen Sicherheit im Alter, Sicherung der dyna- 
mischen Rentenanpassung und damit Teilhabe aller 
Rentner an den Erfolgen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, 

(Beifall bei der SPD) 

drittens breit angelegte Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen ohne Einschränkung seiner Leistungs- 
fähigkeit und ohne unzumutbare Belastungen der 
Beitragszahler. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Problemkreis Nr. 1: Als Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung teile ich die Sorgen aller 
um die heutige Beschäftigungslage, zuerst und vor 
allem die Sorgen der Arbeitnehmer und ihrer Ge- 
werkschaften. Ich will hier gar nichts beschönigen. 

Die Arbeitsmarktlage ist noch keineswegs zufrie- 
denstellend, obwohl wir mit dem Abbau der Kurz- 
arbeit seit dem Tiefpunkt der Rezession um mehr 
als 700 000 beträchtliche Erfolge erzielt haben und 
obwohl, wenn man die saisonalen Komponenten 
berücksichtigt, der gesamte Arbeitsmarkt zum Jah- 
reswechsel 1976/77 erheblich besser aussieht als ein 
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(Al 

' ^ Jahr zuvor; der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit hat diese Erfolge in der letzten Konzertierten 
Aktion sehr ausführlich und überzeugend darge- 
stellt. 

Wir können uns aber nicht damit zufriedengeben 
— wir haben das in der Vergangenheit nicht getan, 
und wir werden es auch in Zukunft nicht tun — , 
wenn wir im internationalen Vergleich bei den 
Preisen und der Beschäftigungslage auch noch so gut 
dastehen. In der Regierungserklärung der Bundes- 
regierung ist die Gewinnung der Vollbeschäftigung 
als eines der wichtigsten Ziele unserer Politik ge- 
nannt worden. Darum steht auch im Arbeitspro- 
gramm des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung die Arbeitsmarktpolitik an erster Stelle, 
auch wenn sich die öffentliche Diskussion zur Zeit 
fast ausschließlich mit den Problemen der Renten- 
und Krankenversicherung beschäftigt. Die Arbeits- 
marktpolitik behält dessenungeachtet den ersten 
Rang in unserer Aufgabenstellung. Von ihren Mög- 
lichkeiten — genaugenommen allerdings von den 
Erfolgen der Wirtschafts-, Finanz- und Arbeits- 
marktpolitik insgesamt wird die finanzielle 
Situation der Sozialversicherung entscheidend mit- 
bestimmt. Isolierte Maßnahmen im Bereich der So- 
zialpolitik sind von unterschiedlichem Gewicht, je 
nachdem, ob sie in einer Schönwetter- oder in einer 
Schlechtwetterperiode der Konjunkturentwicklung 
ergriffen werden. 

Hinter uns liegt die tiefste Weltrezession seit 
1945, und kein Beobachter, der ernstgenommen wer- 
den will, wird bestreiten können, daß die Bundesre- 
publik Deutschland diese schweren Verwerfungen 
des Weltmarktes in ungleich größerer politischer 
und sozialer Stabilität bestanden hat als alle un- 
sere Nachbarn rings um uns herum. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber natürlich blieben auch wir von den Folgen der 
Verwerfungen der Weltmärkte nicht verschont, und 
zwangsläufig mußten diese Folgen im Bereich der 
Rentenversicherung, in den Finanzrechnungen der 
Rentenversicherung, besonders spürbar werden. 
Denn gerade in den Finanzrechnungen der Renten- 
versicherung zeigt sich jede rezessive Wirtschafts- 
entwicklung in doppelter Weise negativ: Die Ein- 
nahmenseite verschlechtert sich, weil langsamer 
wachsende Löhne und Gehälter zwangsläufig auch 
langsamer wachsende Beitragseinnahmen der Ren- 
tenversicherung mit sich bringen und eine Ver- 
schlechterung der Arbeitsmarktsituation die Zahl der 
Beitragszahler zur Rentenversicherung schrumpfen 
läßt. Die Ausgabenseite wird durch frühzeitigen 
Rentenbeginn und durch höhere Arbeitslosigkeit 
stärker in Anspruch genommen. 

Heute, am Anfang des Jahres 1977, ist deutlich, 
daß das Konjunkturtief der Jahre 1974/75 hinter 
uns liegt. Die 1976 erreichte Zunahme des Sozial- 
produkts um real 5,6 Vo ist eine stolze Ziffer, auch 
wenn man das niedrige Ausgangsniveau berücksich- 
tigt. Aber dieses kräftige Wachstum hat nur zögernd 
und nur langsam auf den Arbeitsmarkt durchge- 
schlagen, was vor allem darauf zurückzuführen ist, 
daß in vielen Wirtschaftszweigen die Kapazitäten 


so weit heruntergefahren waren, daß bis zur Wieder- 
einstellung von Beschäftigten eine beträchtliche 
Produktionsausweitung notwendig ist und daß 
gleichzeitig und parallel dazu erhebliche Produkti- 
vitätssteigerungen stattgefunden haben, die aber 
auch unsere Position auf den Weltmärkten erheblich 
verbessern. Aber gerade diese Stärkung der Wett- 
bewerbsposition der deutschen Wirtschaft läßt es 
uns trotz aller mehr politischen als ökohomisdaen 
Risiken der Weltmarktentwicklung als berechtigt 
erscheinen, daß wir mit, wenn auch gedämpfter Zu- 
versicht auf die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
blicken. 

Wir brauchen keine kurzfristigen Aktionen; aber 
wir müssen, wie das der Sachverständigenrat for- 
muliert hat, wachstumspolitische Vorsorge treffen, 
und wir müsen dies so tun, daß hieraus kurz-, aber 
auch mittelfristig dauerhafte Beschäftigungsimpulse 
hervorgehen. Diese Forderung ist deshalb besonders 
wichtig, weil in den nächsten Jahren geburtenstafke 
Jahrgänge in das Erwerbsleben treten: Das sind 
jährlich 80 000 Jugendliche mehr als bisher. Wir 
dürfen es nicht zulassen, daß den jungen Menschen 
der berufliche Lebensweg erschwert oder gar ver- 
baut wird, weil sie einem geburtenstarken Jahr- 
gang angehören. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier liegt neben der beschäftigungspolitischen eine 
hohe moralische Aufgabe, und zwar nicht nur für 
die Regierung. Hier ist sozial verantwortliches Han- 
deln aller im Lande, insbesondere auch der Unter- 
nehmer und ihrer Verbände, notwendig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir brauchen in den nächsten Jahren mehr Ar- 
beitsplätze. Das auf mehrere Jahre angelegte Inve- 
stitionsprogramm zur Wachstums Vorsorge, das die 
Bundesregierung zur Zeit vorbereitet, wird ein wich- 
tiger Beitrag zur Lösung dieser Aufgaben sein. Im 
Mittelpunkt dieses Investitionsprogramms werden 
der Ausbau der Infrastruktur und die Verbesserung 
der Umwelt stehen; und gerade der Bundesarbeits- 
minister wird sein besonderes Augenmerk darauf 
richten, daß bei der Auswahl der vorgesehenen Pro- 
jekte die beschäftigungspolitischen Wirkungen ein 
wichtiger Maßstab sein werden. 

Um das Richtige tun zu können, sind eingehende 
Analysen notwendig, bedarf es differenzierter Be- 
trachtung. Der Arbeitsmarkt zeigt heute ein sehr 
differenziertes Bild und unterschiedliche Tendenzen. 
Die kräftigen Zuwachsraten des ersten Halbjahres 
1976 in einer Reihe von Wirtschaftszweigen haben 
dort bereits zu erheblichen Facharbeiterengpässen 
geführt, während auf der anderen Seite anhaltende 
Beschäftigungsprobleme bei einigen Gruppen be- 
stehen. 

Von Arbeitslosigkeit am stärksten betroffen sind 
ungelernte Arbeitnehmer. Ihr Anteil an der Ge- 
samtarbeitslosenzahl liegt bei 50 Vo. Mangelnde 
berufliche Qualifikation bedeutet immer noch ein 
besonderes Beschäftigungsrisiko. Deshalb werden 
wir unsere intensiven Bemühungen um eine bessere 
berufliche Qualifikation, Fortbildung, Umschulung 
usw. intensiv fortsetzen. 
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Mehr als die Hälfte der ArbeitsJosen sind Frauen. 
Sie sind von den Rationalisierungstendenzen in Ver- 
waltungen und im Handel besonders betroffen, und 
auch der Mangel an Teilzeitarbeitsplätzen trifft 
Frauen besonders hart. Jede dritte der arbeitslos 
gemeldeten Frauen sucht ausschließlich eine Teil- 
zeitbeschäftigung. Alle Arbeitgeber, ob in der Pri- 
vatwirtschaft oder im öffentlichen Dienst, sind hier 
aufgerufen, mehr Einfallsreichtum und vielleicht 
auch ein wenig mehr guten Willen bei ihrer künf- 
tigen Personalplanung für dieses Problem aufzu- 
wenden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ebenso liegen bei älteren Arbeitnehmern beson- 
dere Beschäftigungsprobleme vor. Zwar haben sich 
die tariflichen und gesetzlichen Schutzvorschriften 
für ältere Arbeitnehmer bewährt, so daß dieser Per- 
sonenkreis zunächst unterdurchschnittlich von Ar- 
beitslosigkeit betroffen wurde. Aber die Wiederver- 
mittlung arbeitslos gewordener älterer Arbeitneh- 
mer ist besonders schwierig, so daß eine vergleichs- 
weise lange Dauer der Arbeitslosigkeit bleibt. 

Sorge bereitet mir ferner die Situation der arbeits- 
losen Jugendlichen. Am Beginn des Arbeitslebens 
ohne sichere berufliche Perspektive zu sein ist eine 
Lebenserfahrung, die sehr nachhaltige Auswirkun- 
gen auf die weitere Entwicklung haben kann. Von 
Arbeitslosigkeit sind vor allem die jungen Men- 
schen betroffen, die keine berufliche; Qualifikation 
haben. Mit der Verabschiedung des Ausbildungs- 
platzförderungsgesetzes hat der Deutsche Bundes- 
IB) tag aus dieser Erkenntnis die notwendigen Kon- 
sequenzen gezogen. Mit etwas weniger Obstruk- 
tion auf Ihrer Seite (zur CDU/CSU) wäre es schneller 
und besser gegangen damals in der letzten Legisla- 
turperiode. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Jetzt geht es darum, in gemeinsamen Anstrengun- 
gen mit der Wirtschaft ein ausreichendes Angebot 
an qualifizierten Ausbildungplätzen sicherzustellen 
sowie die überbetriebliche Ausbildung auszubauen. 
Das ist der beste Schutz der Jugendlichen vor Ar- 
beitslosigkeit. Die Bundesregierung hat dazu ein 
konkretes Programm beschlossen und mit der Durch- 
führung begonnen. 

Wir haben in der Vergangenheit das arbeits- 
marktpolitische Instrumentarium voll zur Über- 
windung der beschäftigungspolitischen Probleme 
eingesetzt. Das Maßnahmebündel richtet sich an alle 
Gruppen von Arbeitslosen, auch an Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsplätze gefährdet sind. Dadurch wurden, 
grob geschätzt, eine halbe Million Arbeitsplätze ge- 
schaffen, erhalten oder sicherer gemacht. Im Novem- 
ber 1976 wurde dann erneut ein zusätzliches arbeits- 
marktpolitisches Programm mit einem Gesamtvolu- 
men von rund 1,6 Milliarden DM beschlossen. Das 
Programm verbindet Mobilitäts- und Eingliede- 
rungshilfen für längerfristig und dadurch schwer 
vermittelbare Arbeitslose mit Maßnahmen zugun- 
sten von Schwerbehinderten und mit verstärkten 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Außerdem wurden 
die Zugangsvoraussetzungen für die berufliche Bil- 
dung, insbesondere von jüngeren Arbeitslosen, er- 


leichtert. Die dazu notwendige Verordnung wurde 
bereits erlassen. 

Diese arbeitsmarktpolitischen Programme und 
Maßnahmen sind ein flankierender Beitrag zur Wie- 
derherstellung der Vollbeschäftigung. Wir wissen, 
daß damit die gesamtwirtschaftliche Dynamik ge- 
stützt, nicht aber ersetzt werden kann. Zur Wieder- 
erlangung der Vollbeschäftigung müssen alle politi- 
schen Bereiche Zusammenwirken, neben der Arbeits- 
marktpolitik insbesondere die Wirtschaftspolitik, 
dabei nicht zuletzt die Struktur-, die Geld- und Kre- 
ditpolitik, die Finanzpolitik, die Bildungs-, For- 
schungs- und Technologiepolitik. 

Aber nicht nur der Bund, sondern auch alle Länder 
und Gemeinden sind aufgerufen, gemeinsam mit uns 
ihre Kräfte auf die Wiedergewinnung der Vollbe- 
schäftigung zu konzentrieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In einem föderativen Bundesstaat mit unabhängigen 
Gebietskörpersdiaften sind die Mittel des Bundes 
allein nicht ausreichend. Hier bedarf es des gemein- 
samen konstruktiven Vorgehens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage es noch einmal in aller Deutlichkeit: Ar- 
beitslosigkeit ist eine Herausforderung an uns alle, 
nicht allein an den Bund mit seinen begrenzten Mög- 
lichkeiten, sondern auch an Länder, Gemeinden und 
die gesellschaftlichen Gruppen. Bei allen Investi- 
tions- und Personalplanungen muß der bestehende 
große gesamtwirtschaftliche Bedarf an Arbeitsplät- (D) 
zen mehr Berücksichtigung finden. Ich möchte von 
dieser Stelle aus besonders an die Unternehmer 
appellieren, das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Kraft der deutschen Wirtschaft zur Investition und 
zur beschäftigungswirksamen Expansion nicht zu 
enttäuschen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch am unternehmerischen Verhalten wird es lie- 
gen, ob unsere marktwirtschaftliche, aber sozial ge- 
bundene Wirtschaftsordnung, die ihre Überlegen- 
heit gegenüber anderen Wirtschaftsordnungen bis- 
her unter Beweis gestellt hat, diese Position auch in 
Zukunft behaupten kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Schrö- 
der [Lüneburg] [CDU/CSU] : Wer hat denn 
das Vertrauen verspielt?) 

— Das Vertrauen ist durch uns sicher nicht verspielt 
worden; lassen Sie sich bitte darauf nicht ein. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir stehen heute vor 
der Aufgabe, parallel zur Wiedererlangung der Voll- 
beschäftigung aus den Folgen der Rezession auch die 
notwendigen Konsequenzen zur Konsolidierung der 
Rentenversicherung zu ziehen. Niemand kann ver- 
hindern, daß jede Rezession zugleich starke Auswir- 
kungen auf die Finanzlage der Rentenversicherung 
hat; das sollten auch Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, eigentlich wissen. Aus diesem 
Wissen heraus sollten Sie zu konstruktiver Mitar- 
beit bereit und vielleicht auch fähig sein, 
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(A) Denn Sie, meine Damen und Herren von der Op- 
position, hatten während der Rezession 1966/67 mit 
uns gemeinsam die Regierungsverantwortung, und 
vielleicht sollten Sie sich einmal daran erinnern, 
welch gravierende Maßnahmen damals notwendig 
waren, um die Konsolidierung der Rentenversiche- 
rung sicherzustellen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Ich darf nur an die schrittweise Erhöhung des Bei- 
tragssatzes von 14 auf 18 Vo erinnern. Diese Maß- 
nahme hat die Finanzgrundlagen der Rentenver- 
sicherung stabilisiert, hat aber auch die Abgabenbe- 
lastung der Arbeitnehmer wesentlich erhöht. Und 
jetzt sprechen Herr Biedenkopf und andere von der 
gestiegenen Staatsquote als einem Kriterium des 
Vorwurfs gegen uns! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Verehrter Herr Kollege Katzer, aus dieser Zeit 
haben Sie ein gutes Image als Stabilisator, und so 
hatte ich so sehr gehofft, Sie würden hier konkret 
sagen, was die Opposition in dieser Frage für richtig 
hält. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber nichts! Mein konkretes Programm werden Sie, 
wenn Sie nur Geduld haben, zuzuhören, Stück für 
Stück und Schritt für Schritt jetzt vorgetragen be- 
kommen. 

Meine Damen und Herren, die Einnahmen der 
Sozialversicherung sind nicht isoliert zu betrachten, 

(B) können nicht aus dem gesamtwirtschaftlichen Zu- 
sammenhang gelöst werden. Die Bundesregierung ist 
verpflichtet, nicht nur die Einnahmenseite zu sehen, 
sondern auch die Lage der Arbeitenden und der 
nicht mehr Arbeitenden, der Beitragszahler und der 
Rentner, in gleicher Weise zu berücksichtigen. Und 
so sind wir manchen gutgemeinten, aber sehr iso- 
lierten Ratschlägen nicht gefolgt. 

Wie groß die Folgen rezessiver Wirtschaftsent- 
wicklung sind, kann an wenigen Daten verdeutlicht 
werden. Erstens. Jeder Prozentpunkt weniger Lohn- 
und Gehaltszunahme verringert gegenwärtig die 
Einnahmen der Rentenversicherung um rund 800 
Millionen DM jährlich. Zweitens, Jeder Rückgang 
der Beschäftigung um 200 000 Personen bringt der- 
zeit einen Einnahmeausfall in der Rentenversiche- 
rung von knapp 1 Milliarde DM im Jahr. 

Aber eine Rezession führt nicht nur zu geringeren 
Einnahmen in der Rentenversicherung, sie zieht 
auch Mehrausgaben nach sich. Viele Arbeitnehmer 
sind auf Grund der Rezession vorzeitig aus dem 
Arbeitsleben ausgeschieden. Tarifvertragliche oder 
betriebliche Sozialpläne und vorgezogenes Alters- 
ruhegeld haben es ihnen erleichtert. Aber auch das 
flexible Altersruhegeld auf Grund individueller Ent- 
scheidung des einzelnen wurde weitaus stärker in 
Anspruch genommen, als früher erwartet werden 
konnte. 

(Franke [CDU/CSU]: Wegen der Arbeits- 
marktlage!) 


— Aber natürlich wegen der Arbeitsmarktlage. Wer 
bestreitet das, Herr Franke? 

(Franke [CDU/CSU]: Ich sage es ja auch 
nur!) 

Parallel zu dieser Entwicklung hat die Kranken- 
versidierung der Rentner erhebliche zusätzliche Be- 
lastungen für die Rentenversicherung gebracht. Die 
Zahlungen der Rentenversicherung stiegen bis auf 
17®/o der Rentenausgaben im Jahre 1976, obwohl 
der gesetzliche Anteil nur 11 ®/o beträgt. Aber, meine 
Damen und Herren von der Opposition, die Sie das 
kritisieren: Diese llVo entsprechen dem heutigen 
durchschnittlichen Beitragssatz in der Krankenver- 
sicherung, und wenn die Rentenversicherungen in 
den vergangenen Jahren diese Überzahlungen lei- 
sten konnten, dann deshalb, weil sie auf Grund der 
angesammelten Rücklagen dazu in der Lage waren, 
während die Krankenversicherung unmittelbar mit 
starken Kostensteigerungen konfrontiert war. Es 
war aber immer klar, daß diese Überzahlungen nur 
für begrenzte Zeit zu vertreten waren. Auf Dauer 
kann die Krankenversicherung von den Rentnern 
keinen höheren Beitrag erwarten, als es dem Durch- 
schnittsbeitrag aller Versicherten entspricht, wenn 
die Solidargemeinschaft nicht Schaden leiden soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So hatte auch die Bundesregierung bereits 1975 
in ihrem Entwurf für das Krankenversicherungs- 
weiterentwicklungsgesetz vorgesehen, die Zahlun- 
gen auf llVo zurückzuführen. Dieser Teil des Ge- 
setzes konnte in der 7. Legislaturperiode nicht mehr 
verabschiedet werden. Die Bundesregierung hat aber p) 
nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie ihre Ab- 
sicht in der 8. Legislaturperiode verwirklichen will. 

Es kann also niemand überrascht sein von dieser 
jetzigen Maßnahme, wobei die bisherigen Über- 
zahlungen — das sind immerhin 15 Milliarden DM 

— nicht zurückgefordert wurden. Es wäre vielleicht 
gut, wenn manche von denen, die heute dagegen 
protestieren, sich daran erinnerten, daß sie jahre- 
lang von der Rentenversicherung Zahlungen be- 
kommen haben, die über dem gesetzlichen Soll 
lagen und eigentlich rückzahlbar wären. 

Meine Damen und Herren, daß die unterschied- 
lichen Lohn- und Gehaltssteigerungen und die Ver- 
änderungen der Beschäftigungslage einen nachhal- 
tigen Einfluß auf die Finanzentwicklung der Renten- 
versicherung haben, hat die Bundesregierung im 
übrigen nie verheimlicht. 

Herr Kollege Katzer, Sie fordern: Die Zahlen auf 
den Tisch. Der Rentenanpassungsbericht 1976 liegt 
vor, und der Rentenanpassungsbericht 1977 wird 
am 29. Januar im Sozialbeirat in seinem Zahlenwerk 
vorliegen. Er wird diesem Hause zusammen mit dem 
Gesetzgebungswerk, das wir im Februar im Kabinett 
verabschieden werden, zugeleitet werden. 

Niemand kann doch wohl im Ernst erwarten, daß, 
wenn ein solches Konsolidierungsprogramm be- 
schlossen wird, wir Ihnen dann noch vorläufige Zah- 
len ohne Berücksichtigung dieses Konsolidierungs- 
programms zuleiten. Sie werden voll und umfassend 
über das sich aus diesem Programm ergebende Zah- 
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lenwerk informiert werden. Aber Sie werden uns 
schon gestatten müssen, daß wir es gründlich und 
ausführlich durchrechnen. Sonst werfen Sie mir vor, 
noch ein paar Mathematiker mehr als bisher brä- 
chen zusammen. Diese Zeit müssen Sie uns schon 
lassen. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sie uns aber auch!) 

— Aber bitte sehr! Wir wollen Ihnen alle Zeit ein- 
räumen. Wir hoffen, daß wir uns dann im Gesetz- 
gebungsverfahren entsprechend verständigen kön- 
nen, daß der Ausschuß alle benötigte Zeit zur Ver- 
fügung hat. 

(Katzer [CDU/CSU]: Und Alternativrech- 
nungen!) 

— Und auch Alternativrechnungen. Auch das wird 
Ihnen geliefert werden. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, unsere Berechnungen, 
die bereits die vorläufigen Ist-Ergebnisse des Jah- 
res 1976 berücksichtigen und die wir in den näch- 
sten Tagen mit den Rentenversicherungsträgern ab- 
stimmen und dann dem Sozialbeirat vorlegen wer- 
den, zeigen: Die Rücklagen der Rentenversicherung 
betragen 1976 35,8 Milliarden DM. Das sind rund 
1,2 Milliarden DM mehr, als die Rentenversiche- 
rungsträger selbst noch im Oktober 1976 geschätzt 
hatten. Diese Mehreinnahmen stammen in erster 
Linie aus freiwilligen Beiträgen, aus Nachzahlungen 
freiwillig Versicherter. Sie sind dann doch wohl, 
eingegangen im Dezember 1976, ein in Mark und 
‘ Pfennig ausgedrückter Beweis des Vertrauens der 
Bürger in diese soziale Rentenversicherung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, jeder sollte wissen, daß 
die Diskussion über Defizite in der Rentenversiche- 
rung weniger mit der aktuellen Finanzlage der Ren- 
tenversicherung — Sie haben die Rücklagenzahl ge- 
rade gehört — als mit der länger- und mittelfristigen 
Vorausschau der Finanzrechnungen auf Grund der 
wirtschaftlichen Entwicklung zu tun hat. Die gegen- 
wärtig diskutierte mittel- und längerfristige Finanz- 
lücke der Rentenversicherung ergibt sich aus der 
Scherenentwicklung der künftigen Einnahmen und 
Ausgaben auf Grund der gegenwärtigen gesamtwirt- 
schaftlichen Annahmen. Aus gutem Grund, um der 
Kontinuität aller Finanzrechnungen willen, legen wir 
— aber im Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung — ebenso wie im Finanzministerium 
und ebenso wie die Länder in ihren Haushaltsrech- 
nungen — unsere Vorausberechnungen auf die mit- 
telfristige Zielprojektion der Bundesregierung hin 
an, die ihrerseits — mit der Bundesbank, mit dem 
Steuerschätzerkreis abgestimmt — die Annahmen 
enthält, die sich aus der gegenwärtigen Situation 
nach übereinstimmendem Urteil dieser Institutionen 
ergeben. 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schröder (Lüneburg)? 


Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Bitte sehr. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
minister, da Sie soeben von den Rücklagen der 
Rentenversicherung gesprochen haben: Würden Sie 
dem Haus und der Öffentlichkeit denn auch sagen, 
in welche sozialen Aufgaben und soziale Infrastruk- 
turmaßnahmen diese Rücklagen investiert worden 
sind und wie Sie von heute auf morgen aus diesen 
Investitionen wieder herauskommen wollen? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Verehrter Herr Kollege, ich wäre 
darauf später eingegangen, bin jedoch bereit, das 
vorwegzunehmen. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Sehr großzügig!) 

— Ich bin zur Annahme konstruktiver Vorschläge 
der Opposition immer bereit, Herr Breidbach. Sie 
müssen nur kommen. — Die Rücklagen der Renten- 
versicherung schichten sich von 35 Milliarden DM, 
die wir jetzt haben, bis zum Jahre 1980 auf etwa 
17 bis 18 Milliarden DM herunter — nach den ge- 
genwärtigen, noch nicht völlig mit den Rentenver- 
sicherungsträgern abgestimmten Rechnungen. Das 
Problem, das Sie angesprochen haben, geht zurück 
auf die Zeit bis 1969, als die gesetzliche Vorschrift 
noch eine Jahresrücklage vorsah und die Versiche- 
rungsträger die Rücklagen dementsprechend zu einem 
Teil sehr langfristig, nämlich zum Zwecke der Woh- 
nungsbaupolitik, angelegt haben. Dieser Teil be- 
grenzt sich auf einen Sockel von knapp 5 Milliarden 
DM. Diese knapp 5 Milliarden DM sind in kleinge- 
stückelten, sehr niedrig verzinslichen Hypotheken 
angelegt. Nach der heutigen Übersicht ist dieser 
Bestand für eine Liquiditätsreserve zwar nicht ver- 
fügbar, was dem Charakter einer Rücklage vernünf- 
tigerweise widerspricht, er braucht aber auch nicht 
verfügbar zu sein, weil dieser Sockel als unterster 
Bestand der Rücklage auch in den Jahren, in de- 
nen die Finanzlücke aus heutiger Sicht am größten 
ist, nicht in Anspruch genommen zu werden braucht. 
Ihre Frage hinsichtlich des Zurückfahrens von heute 
auf morgen hat nie zur Diskussion gestanden. Alle 
Überlegungen haben stets auf den Zeitraum bis 1980 
und nicht auf wenige Wochen abgezielt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich nun zu der Problematik lang- 
fristiger Vorausberechnungen zurückkehren. Ich 
habe vorhin schon deutlich gemacht, um welche 
Größenordnungen sich die Finanzrechnungen der 
Rentenversicherung bei schwankendem Wirtschafts- 
verlauf verändern. Lassen Sie mich Ihnen hier ein 
weiteres Beispiel geben. Die von der Bundesregie- 
rung im November 1976 ihrer neuen mittelfristigen 
Zielprojektion zugrunde gelegten Annahmen, die 
von zurückhaltenderen Einschätzungen des wirt- 
schaftlichen Wachstums und entsprechend niedrige- 
ren Zuwächsen der Löhne und Beschäftigten ausgin- 
gen, als noch vor dem Sachverständigengutachten 
angenommen wurde, brachten für die mittelfristigen 
Vorausberechnungen der Finanzentwicklung in der 
Rentenversicherung bis zum Jahre 1980 ein rechne- 
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(A) risches Minus von rund 9 Milliarden DM — eine 
Scherenentwidclung der Zukunft, deren Größe völlig 
von den Veränderungen des Arbeitsmarktes und 
den Lohn- und Gehaltszuwächsen abhängig ist. 

Vielleicht wird sich die Opposition bei dieser Ge- 
legenheit auch an ihre eigenen Fehleinschätzungen 
der Finanzentwicklung der Rentenversicherung im 
Jahre 1972 erinnern. Die Größenordnung, Herr Kol- 
lege Katzer, die Sie damals genannt haben, wage ich 
hier schamhaft gar nicht zu nennen. 

(Katzer [CDU/CSU]: Herr Arendt hat 200 
Milliarden DM bestätigt!) 

— Und Sie haben 50 Milliarden DM draufgelegt, 
wenn mich mein Gedächtnis nicht trügt. 

(Katzer [CDU/CSU]: Nein, das stimmt nicht!) 

— Oh doch! Sie haben ein privates Institut rechnen 
lassen und noch etwas draufgelegt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Katzer 
[CDU/CSU]: Nein, nein, ein Irrtum! — Fran- 
ke [CDU/CSU]: Herr Ehrenberg, Ihr Ge- 
dächtnis trügt Sie! Ich komme gleich darauf 
zurück!) 

— Glauben Sie, es trügt mich nicht. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das ist objektiv falsch! 

— Franke [CDU/CSU]: Ich glaube doch! Ich 
wette um Ihr nächstes Monatsgehalt!) 

— Nein, Sie haben damals etwas draufgelegt. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, die 
reduzierten Annahmen über die wirtschaftliche Ent- 
wicklung, der verstärkte Rentnerzugang und die hö- 
here Lebenserwartung sowie die durch den über- 
proportionalen Kostenanstieg im Gesundheitswesen 
verursachte Überzahlung der Rentenversicherung an 
die Krankenversicherung erfordern ein Konsolidie- 
rungsprogramm, um die Schere zwischen künftigen 
Einnahmen und Ausgaben rechtzeitig zu schließen. 
Für die Regierungskoalition war es dabei eine 
selbstverständliche Rahmenbedingung ihres Pro- 
gramms, daß die Substanz der sozialen Sicherung 
auch unter schwierigeren wirtschaftlichen Bedingun- 
gen nicht angetastet werden darf. Das heißt: Die 
dynamische Rente bleibt. Die Rentner nehmen auch 
weiterhin am wirtschaftlichen Wachstum teil. Der mit 
der Rentenreform von 1972 erreichte soziale Fort- 
schritt — flexible Altersgrenze, Rente nach Mindest- 
einkommen — bleibt erhalten. Die Beiträge in der 
Rentenversicherung brauchen nicht erhöht zu wer- 
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit wird der Generationenvertrag zwischen Er- 
werbstätigen und Rentnern abgesichert und stabili- 
siert. Jeder, der heute arbeitet, sichert mit seinen 
Beiträgen die Renten derjenigen, die aus dem Er- 
werbsprozeß ausgeschieden sind. Diese Solidarität 
untereinander ist nur dann auf Dauer zu garantie- 
ren, wenn die Erwerbstätigen nicht das Gefühl ha- 
ben, unzumutbar belastet zu werden. 

Der Bundeskanzler hat die Grundzüge des Pro- 
gramms in seiner Regierungserklärung dargelegt. 
Ich möchte hier noch einmal der Vollständigkeit hal- 
ber kurz zusammenfassen. 


Erstens. Die Renten werden zum 1. Juli 1977 um 
9,9 Vo erhöht. 

Zweitens. Die darauf folgenden Rentenanpassun- 
gen erfolgen wieder jeweils zum 1. Januar. Eine 
solche Anpassung erfolgt erstmals am 1. Januar 1979. 

Die von der Opposition 1972 durchgesetzte Vorzie- 
hung ist auf Dauer nicht finanzierbar. Die damals 
bereits geäußerten Befürchtungen haben sich in der 
Zwischenzeit bestätigt. 

(Franke [CDU/CSU]: Ihr habt damals zu- 
gestimmt I) 

Die Vorziehung ist im übrigen für heutige Finanz- 
probleme der Rentenversicherung mitverantwortlich. 

Drittens. Die Festsetzung der Neurenten erfolgt 
weiterhin auf der Grundlage des Anstiegs der 
Bruttolöhne und -gehälter. Sollte die wirtschaftliche 
Entwicklung es erforderlich machen, kann in den 
Jahren 1979 und 1980 bei den Bestandsrenten von 
dieser Grundlage abgewichen werden, jedoch darf 
das Niveau des Anstiegs der Nettoeinkommen der 
Arbeitnehmer — nach den heutigen Schätzungen, 
verehrter Herr Kollege Breidbach, beträgt dieser 
Anstieg 6,1 Vo — nicht unterschritten werden. 

Viertens. Die Zahlungen der Rentenversicherung 
an die Krankenversicherung der Rentner werden ab 
1. Juli 1977 auf 11 ®/o der Rentenausgaben begrenzt. 

Fünftens. Bei einigen Leistungen werden Korrek- 
turen vorgenommen. So sollen z. B. die Kinderzu- 
schüsse auf ihrem bisherigen Stand von rund 153 
DM festgeschrieben werden. Außerdem sind Kuren 
in Zukunft auf die eigentlichen Mitglieder der So- 
lidargemeinschaft und auf das medizinisch Notwen- P) 
dige einzuschränken. 

Flankierend zu diesen Eckwerten haben die Re- 
gierungsparteien zur langfristigen Stabilisierung der 
Rentenfinanzen am 13. Januar 1977 ein wichtige 
systemstabilisierende Ergänzung beschlossen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit wird ab 1. Januar 1979 
für ihre Leistungsempfänger volle Beiträge zur 
Rentenversicherung zahlen. Außerdem übernimmt 
die Bundesanstalt für Arbeit von der Rentenversi- 
cherung die Aufgabe der beruflichen Rehabilitation. 

Für die Krankenversicherung der Arbeitslosen zahlt 
die Arbeitslosenversicherung seit eh und je Bei- 
träge. Wir gehen diesen vernünftigen Weg, den Weg 
der sauberen Trennung der Risiken der sozialen 
Sicherheit konsequent weiter. 

Hier erfolgt eine klare und funktionsentsprechen- 
de Zuordnung der Aufgaben und der Finanzierung 
der sozialen Sicherung auf die drei großen Säulen 
Rentenversicherung, Krankenversicherung und Ar- 
beitslosenversicherung. Herr Kollege Katzer, wie je- 
mand in dieser funktionsgerechten Trennung den 
Weg zur Einheitsversicherung sehen kann, ist mir 
nun wirklich völlig verborgen geblieben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist doch nur aus der Sucht, uns in jedem Fall 
etwas Kollektivistisches anhängen zu wollen, zu 
erklären, wenn angesichts jener sauberen Trennung 
der Risiken der Verdacht geäußert wird, man wolle 
die Einheitsversicherung still und heimlich durch 
die Hintertür einschleichen lassen. 
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Im Gegenteil, meine Damen und Herren, in un- 
serem System der sozialen Sicherung hat die Ren- 
tenversicherung vor allem die Aufgabe, für das 
Alter vorzusorgen, während die Arbeitslosenver- 
sicherung die Risiken auf dem Arbeitsmarkt abzu- 
decken hat. Daher ist es nur konsequent, wenn auch 
während der Zeiten von Arbeitslosigkeit Zahlun- 
gen an die Rentenversicherung erfolgen und ar- 
beitsmarktbezogene Rehabilitationsmaßnahmen" von 
der Arbeitsverwaltung übernommen werden. Da- 
mit werden auch die gesamtwirtschaftlichen Kosten 
der Arbeitslosigkeit transparent und bei einer Bun- 
desanstalt voll erkennbar. Dies ist nicht nur Kon- 
solidierung, dies ist Stabilisierung uneres sozialen 
Sicherungssystems. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Wir haben mit dieser Maßnahme die Rentenver- 
sicherung unabhängiger gemacht von den Schwan- 
kungen des Arbeitsmarktes und der Zahl der Bei- 
tragszahler. Sie haben in Zukunft immer noch das 
Risiko unterschiedlich hoher Lohnzuwächse, Sie 
können aber zuverlässig nach der Bevölkerungs- 
statistik mit einer überschaubaren Zahl von Bei- 
tragszahlern kalkulieren. 

Meine Damen und Herren, das Modell der gesetz- 
lichen Rentenversicherung aus dem Jahre 1957, das 
in Schönwetterperioden hervorragend funktionierte, 
haben wir mit dieser Maßnahme nach den Erfah- 
rungen der Weltwirtschaftsrezession wetterfester 
gemacht und unabhängiger von den Risiken des 
^ ^ Arbeitsmarktes. 

Das von der Regierungskoalition beschlossene 
Programm zur Rentensicherung ist in sich ausge- 
wogen und solide. Wir schließen damit die gegen- 
wärtig sichtbare rechnerische Auseinanderentwick- 
lung zwischen künftigen Einnahmen und Ausgaben. 
Es ergeben sich, um einige Zahlen vorweg zu nen- 
nen, durch das Koalitionsprogramm folgende Min- 
derausgaben bzw.. Mehreinnahmen für die Renten- 
versicherung bis zum Jahre 1980: Rund 32 Milliar- 
den DM durch Begrenzung der Zahlungen an die 
Krankenversicherung der Rentner auf 11 der 
Rentenausgaben; knapp 19 Milliarden DM durch 
die Wiederherstellung des Rentenanpasisungster- 
mins, wie er bis zum Jahre 1972 bestand, sowie 
durch die Anpassung der Bestandsrenten 1979/80 
mindestens entsprechend den Nettolohnzuwächsen 
der Arbeitnehmer; knapp 4 Milliarden DM durch 
Korrekturen in Teilbereichen des Leistungsrechts; 
mehr als 6 Milliarden DM durch die künftigen Lei- 
stungen der Bundesanstalt für Arbeit. Darüber hin- 
aus kann die Rücklage von gegenwärtig 35,8 
Milliarden DM in Anspruch genommen werden. 
Nach unseren jetzigen Vorausschätzungen auf der 
gegenwärtigen Grundlage wird sie aber nicht unter 
die Größenordnung von 1,5 Monatsausgaben im 
Jahre 1980 sinken, wahrscheinlich nicht einmal ganz 
bis dahin. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Konsoli- 
dierungsprogramm wird die auf den gegenwärtigen 
Grundannahmen beruhende Schere zwischen künfti- 
gen Einnahmen und Ausgaben geschlossen. Es ist 


ein in sich ausgewogenes Programm. Es dient so- 
wohl den Interessen der. Rentner als auch den In- 
teressen der Versicherten und, Herr Kollege Katzer, 
es ist ein Programm auf Dauer. Wenn Ihre internen 
Beobachter Ihnen etwas von einer neuen Koalitions- 
runde gemeldet haben sollten: Ich weiß nicht woher, 
ich weiß nicht, wer wann wen wo wie dazu einge- 
laden haben soll. Unser Programm ist abgeschlos- 
sen, vereinbart. Sie werden in Kürze den Gesetz- 
entwurf auf dieser Basis zugeleitet bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Bur- 
ger? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Bitte sehr. 

Präsident Carstens: Bitte schön. 

Burger (CDU/CSU): Herr Bundesminister, Sie ha- 
ben bei Ihrem Programm kein Wort zu den Kriegs- 
opferrenten gesagt. Wie werden die Kriegsopfer- 
renten von diesem Programm betroffen? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Die Kriegsopferrenten bleiben in 
ihrer Parallelität zur Rentenversicherung, d. h. alles, 
was hier über Termine gesagt wurde, gilt genauso 
für die Kriegsopferrenten. 

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Burger? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Wenn es sein muß, auch das. 

Burger (CDU/CSU): Heißt das konkret, daß die da- 
malige verspätete Anpassung der Kriegsopferren- 
ten in diesem Paket nicht berücksichtigt wird? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Das heißt konkret, daß die völlige 
Parallelität, die wir in der Gesetzgebung zwischen 
Rentenversicherung und Kriegsopferversorgung 
festgelegt haben, so bleibt. Sie werden zu den glei- 
chen Terminen angepaßt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Bevor ich zu dem gesundheitspolitischen Programm 
übergehe, ist noch eine Antwort an Herrn Katzer 
notwendig. Verehrter Herr Kollege Katzer 

(Reuschenbach [SPD]: Er hat parteiinterne 

Probleme, er spricht gerade mit Herrn 
Kohl!) 

— Ich will bei der Erörterung parteiinterner Pro- 
bleme nicht stören. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Wir sind von Ihren 

Ausführungen so hingerissen, daß wir 
schon die Replik besprechen!) 
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(A) — Ich würde Herrn Katzer nur gern Antworten 
geben, auf die er Anspruch hat. 

(Katzer [CDU/CSU]: Entschuldigung!) 

Ich würde mir ungern nachsagen lassen, seine di- 
rekten Fragen nicht beantwortet zu haben. 

Herr Kollege Katzer, Sie haben bei der Aufzäh- 
lung einer Vielzahl von Ihnen scheinbar festgestell- 
ter Widersprüche auch aus der „Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung'' zitiert, nämlich eine angebliche 
Äußerung von mir, ich hielte Beitragserhöhungen in 
der Rentenversicherung für möglich. Das stand so 
nicht in der „Frankfurter" — dort stand es nur sehr 
vage — , sondern in einer Überschrift der in Bonn 
erscheinenden Zeitung „Die Welt". Dort stand am 
22. Dezember: „Ehrenberg schließt höhere Renten- 
beiträge nicht aus." Diese Überschrift war, wie so 
oft etwas, was in der „Welt" steht, schlicht falsch. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe am selben Tag über das Bundespresseamt 
dieser Zeitung und der Presse mitteilen lassen: 

Der Minister hatte vielmehr am Montag in 
einer Pressekonferenz und auch später mehr- 
fach öffentlich erklärt, daß die im Koalitions- 
kompromiß gefundenen und mittlerweile be- 
kannten Maßnahmen geeignet sind, die Ren- 
tenzahlungen zu sichern, ohne daß dazu die 
Beiträge in der Rentenversicherung erhöht wer- 
den müssen. 

Wenn einzelne Journalisten das trotzdem nicht ver- 
stehen, können Sie das mir nicht anlasten. 

(B) 

Sie haben zum zweiten, Herr Kollege Katzer, den 
Bundesfinanzminister und die Bundesregierung auf 
die Rückzahlung der gestundeten Bundeszuschüsse 
angesprochen. Zwischen dem Bundesfinanzminister 
und mir besteht Einigkeit darüber, daß die verbrief- 
ten Schuldforderungen größtenteils 1977, ein kleiner 
Teil 1978 vorzeitig eingelöst werden. Das bedeutet 
für den Bundeshaushalt keinerlei zusätzliche Bela- 
stungen, sondern lediglich eine Umschuldung von 
Titeln in der Bundesschuldenverwaltung. 

(Katzer [CDU/CSU]: Wie viele Milliarden 
sind das? 3V2?) 

— Das sind etwas mehr als 3,5 Milliarden DM. Die 
nicht verbrieft, sondern nur in Stundungen festge- 
legten Bundeszuschüsse von zweimal 2,5 Milliarden 
DM, die für die Jahre 1981 und 1982 zur Rückzah- 
lung vorgesehen sind, sind in einer Vereinbarung 
zwischen uns in diesen Terminen geblieben, weil 
sie mir erstens, wenn ich sie jetzt bekäme, in der 
langfristigen Rechnung, die der Sozialbeirat sehr 
kritisch durchleuchtet, in den Jahren 1981 und 1982 
fehlen würden und weil zweitens das gegenwärtige 
Konsolidierungsprogramm voll ausreicht, so daß 


Regierungserklärung zurückkommen. Herr Strauß 
hat damals massiv den Vorwurf erhoben, daß 
Finanzminister Apel seine Schulden nicht zurück- 
fahre. Aber Herr Strauß hat etwas nicht mehr ge- 
wußt oder die Kenntnis davon aus der Zeit, als er 
Finanzminister in der Großen Koalition war, ver- 
drängt. Verehrter Herr Kollege Strauß, in der Zeit, 
als Sie Finanzminister in der Großen Koalition wa- 
ren, wurden zwar keine Bundeszuschüsse gestun- 
det, aber es wurden rund 4 Milliarden DM an Bun- 
deszuschüssen schlicht ersatzlos gestrichen. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD]: Hört! 

Hört!) 

Diese gestrichenen Zuschüsse vermißt die Renten- 
versicherung in ihren langfristigen Rechnungen 
allerdings sehr viel stärker als jene zweimal 2,5 Mil- 
liarden DM, die sie von dem gegenwärtigen Finanz- 
minister in den Jahren 1981 und 1982 zu erwarten 
hat. 

Gleichzeitig mit der Konsolidierung der Renten- 
versicherung haben wir unser Programm zur Ko- 
stendämpfung und Strukturverbesserung im Ge- 
sundheitswesen beschlossen. Sie alle wissen, daß in 
der Krankenversicherung seit längerem die Ausga- 
ben erheblich schneller gestiegen sind als die Ein- 
nahmen. Die Folge war eine anhaltende Erhöhung 
der Beitragssätze. Schon Ende der 60er Jahre war 
der durchschnittliche Beitragssatz in der Kranken- 
versicherung bis auf 10,5 Vo gestiegen. Durch die 
Einführung der Lohnfortzahlung für Arbeitnehmer 
im Krankheitsfall wurden die Krankenkassen entla- 
stet, so daß der Satz vorübergehend auf durch- 
schnittlich 8,2 Vo gesenkt werden konnte. Inzwi- 
schen ist er aber wiederum auf 1 1 ,3 Vo — also noch 
mehr als vor der Lohnfortzahlung — gestiegen. 

Zu einem Teil haben die steigenden Kosten des 
Gesundheitswesens ihre Ursache in den Leistungs- 
verbesserungen der letzten Jahre, Leistungs Verbes- 
serungen, die gesundheitspolitisch richtig, gewollt 
und notwendig waren. Sie haben ihre Ursache aber 
auch in unzweckmäßigen und unwirtschaftlichen 
Strukturen. Diese Strukturen haben die Kosten des 
Gesundheitswesens über das ökonomisch vertret- 
bare Maß hinaus steigen lassen. 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich aner- 
kennen, daß es im letzten Jahr durch gemeinsame 
Anstrengungen aller Beteiligten und der Bundes- 
regierung gelungen ist, den Kostenzuwachs zu 
dämpfen. Aber das allein reicht nicht aus. Die Koali- 
tion hat deshalb ein umfassendes Programm zur 
Kostendämpfung und zur Strukturverbesserung im 
Gesundheitswesen beschlossen. Es geht uns dabei 
um folgende Zielvorstellungen: 


wir sie vorher nicht benötigen und unsere langfri- 
stige Rechnung darum so erhalten wollen, wie sie 
jetzt ist. Das ist ein vernünftiges Haushaltsgebaren, 
das den Bedürfnissen der Sozialversicherung Rech- 
nung trägt. 

Aber ich muß in diesem Zusammenhang, weil Sie 
das direkt angesprochen haben, auf eine Einlassung 
des Kollegen Strauß in der ersten Debatte über die 


Die steigende volkswirtschaftliche Belastung 
durch den Gesundheitsaufwand muß nachhaltig be- 
grenzt werden, d. h., die Ausgabenentwicklung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung muß sich 
stärker an der Entwicklung der Einnahmen ausrich- 
ten. 

Das gute medizinische Versorgungsniveau muß 
aufrechterhalten und! noch verbessert werden. 
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(A) Der Handlungsspielraum der Selbstverwaltungs- 
körperschaften der Krankenkassen und der Arzte 
soll wesentlich erweitert und dabei die Position der 
Krankenversicherung gestärkt werden. 

Wirtschaftliches und sparsames Handeln aller Be- 
teiligten einschließlich der Versicherten ist zu stär- 
ken. 

Das heißt: 

1. Der Zuwachs der Arzteeinkommen soll stärker 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung orien- 
tiert und die Arzneimittelversorgung kostengünsti- 
ger gestaltet werden. 

2. Die Bundesregierung wird eine Kommission un- 
abhängiger Sachverständiger berufen, die Transpa- 
renzlisten über Preise und Wirksamkeit vergleich- 
barer Medikamente erstellt. Außerdem soll die Miß- 
brauchsaufsicht des Bundeskartellamts über den 
Arzneimittelmarkt verstärkt werden, um überhöhten 
Preisen entgegenzuwirken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

3. Die Krankenhausversorgung soll wirtschaft- 
licher werden. Die Krankenhäuser erhalten das 
Recht zur vor- und nachstationären Behandlung. Die 
Krankenkassen werden in Zukunft einen größeren 
Einfluß auf die Krankenhausplanung erhalten. In 
Zukunft werden auch die Pflegesätze nicht mehr 
vom Staat festgelegt, sondern zwischen Kranken- 
hausträgern und Krankenkassen ausgehandelt wer- 
den. Die Krankenkassen können dann mehr als bis- 
her dazu beitragen, den Anstieg der Pflegekosten 
zu begrenzen. Der Stärkung der Verhandlungsposi- 
tionen der Krankenkassen messe ich eine ganz ent- 
scheidende Bedeutung zu. 

4. Die Krankenhausträger sind in angemessenem 
Rahmen an den Investitionen bei der Neuerrichtung 
von Krankenhäusern zu beteiligen. Auch dort muß 
ein Stückchen Kostenbewußtsein geweckt werden. 

5. Die Beitragsbemessungsgrenze in der Kranken- 
versicherung soll ab 1. Juli 1977 auf 85 Vo — das 
sind 2 890 DM im Monat — der sich auf 3 400 DM 
belaufenden Grenze in der Rentenversicherung er- 
höht werden. Die Versicherungspflichtgrenze bleibt 
bei 75 Vo der Beitragsbemessungsgrenze. Das sind 
monatlich 2 550 DM. Die ursprünglich vorgesehene 
Anpassung der Beitragsbemessungsgrenze in der 
Krankenversicherung an die der Rentenversiche- 
rung ließ uns nach gründlicher Prüfung so große 
Verschiebungen befürchten, daß es uns vernünftig 
erschien, den Schritt auf 85% statt 100% zu tun. 
Wir haben diesen Problemen mit dem ergänzenden 
Beschluß Rechnung getragen. 

6. Künftig sollen — das scheint mir für die Struktur 
der Krankenversicherung besonders wichtig zu sein 

— die Belastungen aus der Krankenversicherung 
der Rentner gleichmäßig auf alle Versicherten ver- 
teilt werden. Dies wird — vereinfacht ausgedrückt 

— dadurch erreicht, daß die Belastung durch die 
Krankenversicherung der Rentner errechnet und der 
Kostenanteil an dem gesamten Beitragsaufkommen 
festgestellt wird. Kassen mit einer relativ geringen 
Rentnerdichte haben dann dieser Feststellung ent- 
sprechend Ausgleichszahlungen an die Kassenarten 


mit hoher Rentnerdichte zu leisten. Für die Fach- 
leute gesagt: Es findet nicht ein Pro-Kopf-Aus- 
gleich, sondern ein Ausgleich nach der Grundlohn- 
summe statt. 

7. Eine Reihe von weiteren kleineren, aber im 
Gesamtkonzept notwendigen und wichtigen Maß- 
nahmen: Der Höchstbetrag für die Rezeptblattge- 
btihr von 20 % soll von 2,50 DM auf 3,50 DM erhöht 
und auch die Rentner sollen an diesen Arzneimittel- 
kosten beteiligt werden. Die Rezeptblattgebühr ent- 
fällt jedoch bei chronischen Krankheiten und bei 
Wiederholungsrezepten. 

(Franke [CDU/CSU]: Wo ist die Grenze? 

Wer stellt das fest?) 

Diese Einbeziehung der Rentner in die Arzneimittel- 
kostenbeteiligung hält die Koalition insbesondere 
im Hinblick darauf, daß die Rentner auch künftig 
keinen individuellen Krankenversicherungsbeitrag 
zu zahlen haben, für zumutbar und im Sinne der 
sozialen Ausgewogenheit für notwendig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Haushaltshilfe durch Verwandte soll künftig nicht 
mehr uneingeschränkt von den Krankenkassen 
finanziert werden. Zuschüsse zum Zahnersatz sollen 
auf 80 % der Kosten begrenzt werden, der Eigen- 
anteil der Versicherten beträgt jedoch höchstens 
500 DM. Kuren sollen nur nach vertrauensärztlichem 
Gutachten und nur noch innerhalb der Bundesrepu- 
blik gewährt werden. 

Lassen Sie mich zusammenfassend feststellen: .j.. 
Dieses Programm geht davon aus: Die Verantwor- 
tung der Selbstverwaltung der Arzte bleibt erhal- 
ten. Das soziale und medizinische Leistungsniveau 
der Krankenversicherung wird finanziell konsoli- 
diert und weiterentwickelt. Der soziale Charakter 
der gesetzlichen Krankenversicherung als Solidar- 
gemeinschaft wird gestärkt. Das gegliederte Kran- 
kenversicherungssystem wird in seiner Funktions- 
fähigkeit verbessert. 

In der öffentlichen Diskussion und auch heute 
wieder ist dieses Programm wiederholt als unge- 
rechtfertigte Verlagerung der Probleme von der 
Rentenversicherung zur Krankenversicherung kriti- 
siert worden. Demgegenüber möchte ich nochmals 
mit allem Nachdruck sagen: Die Rückführung der 
Zahlung der Rentenversicherung an die Kranken- 
versicherung auf 11 % ist keine ungerechtfertigte 
Verlagerung der Probleme. Die Krankenkassen er- 
halten von der Rentenversicherung den Beitrag, den 
sie auch von den übrigen Versicherten im Durch- 
schnitt erhalten. Die Begrenzung auf 1 1 ®/o ist darum 
keine Verschiebung von Finanzierungslasten, son- 
dern eine klare, sachlich begründete Abgrenzung 
der Aufgaben innerhalb unseres Systems der sozia- 
len Sicherheit. Diese Regelung entspricht dem Weg 
der Klarheit und der sachgerechten Aufgabenver- 
teilung, den die Bundesregierung auch mit der vor- 
gesehenen Neuregelung der Beziehungen zwischen 
Arbeitslosenversicherung und Rentenversicherung 
eingeschlagen hat. 

Unser System der sozialen Sicherheit und der ge- 
sundheitlichen Sicherung hat sich im Grundsatz be- 
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(A) währt Gerade deshalb sollte jeder den Mut haben, 
dort, wo Mängel aufgetreten sind, für deren Beseiti- 
gung zu sorgen, damit dieses Gesundheitssystem 
leistungsfähig bleibt und gestärkt wird. Das Konsoli- 
dierungsprogramm ist dazu ein entscheidender Bei- 
trag. 

Lassen Sie mich zum Abschluß meiner Ausführun- 
gen auf ein Zitat des verehrten Kollegen von Weiz- 
säcker zurückkommen. Er hat gestern an dieser Stelle 
gesagt: Die Probleme sind nicht unlösbar. Meine Da- 
men und Herren von der Opposition, das kann ich 
nur unterstreichen. Meiner Hoffnung freilich, daß 
diese Aussage des Kollegen von Weizsäcker das An- 
zeichen für konstruktive Mitarbeit der Opposition 
an der Lösung dieser Probleme sein könnte, steht 
leider die wenig qualifizierte Erklärung des Bundes- 
vorstands der CDU vom 17. Januar 1977 entgegen. 
Auch Sie, Herr Kollege Katzer, haben meine Hoff- 
nung nicht bestärkt. Vokabeln wie Offenbarungseid, 
Flickschusterei, Verschleierung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die stammen 
doch aus der Koalition!) 

sind nicht nur unzutreffend, sondern sie führen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eigentor! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Kein Eigentor, Sie haben es aufgenommen. Der 
Kollege Schmidt (Kempten) muß sich seinen Flick- 
schuster selber suchen. Da hilft ihm nichts. 

Sie führen die vor den Wahlen begonnene Verun- 
Sicherungskampagne systematisch weiter. Sie wollen 
mit diesen Vokabeln doch nichts anderes, als Ihre 
eigene Konzeptions- und Alternativlosigkeit ver- 
decken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Katzer, das muß ich Ihnen abschlie- 
ßend einfach noch sagen: Allein die Forderung nach 
einer neuen Politik und allein die Forderung „Zah- 
len auf den Tisch", das erinnert wenig angenehm an 
die ewige Forderung des jetzt nicht anwesenden 
Kollegen Strauß nach dem Kassensturz, die er stellte, 
obgleich sein Kollege im Haushaltsausschuß ihm 
sagen konnte — wenn er selbst nicht hineinsehen 
wollte — , wie es um die Haushaltslage des Bundes 
bestellt war. So, ohne daß Sie einen einzigen kon- 
struktiven Vorschlag machen, ohne daß Sie eine ein- 
zige Maßnahme nennen, die Sie statt dessen ergrei- 
fen würden, wenn Sie bereit wären mitzuarbeiten, 
kann man den Beitrag der Opposition hier nur als 
Polemik ohne Substanz bezeichnen. 

Ich bedaure das. Ich glaube, diese Probleme sind 
groß und wichtig genug, daß alle im Deutschen Bun- 
destag vertretenen Parteien ihren Beitrag zu ihrer 
Lösung leisten sollten. Aber wenn Sie nicht wollen 
oder nicht können: Wir haben nicht so viel Zeit. Der 
Termin 1. Juli 1977 ist für uns bindende Verpflich- 
tung. Wir werden das Gesetzgebungswerk so recht- 
zeitig einbringen, daß dieser Termin eingehalten 
werden kann. 

Wenn Ihr Beitrag nicht kommt, so werden wir uns 
davon nicht beirren lassen, sondern unser Programm 


im Interesse der Bürger dieses Landes konsequent in 
die Tat umsetzen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Präsident Carstens; Das Wort hat nunmehr der 
Abgeordnete Franke. 

Franke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Minister Ehren- 
berg, welch großes Interesse Sie hier im Hause aus- 
gelöst haben, mögen Sie bitte an der dürftigen Be- 
setzung Ihrer eigenen Fraktion einmal abmessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich könnte mir vorstellen, daß das auch noch eine 
Reaktion auf die vielen Vorschläge ist, die in den 
letzten Tagen, in den letzten Wochen von Ihnen und 
Ihrem Vorgänger jeweils in veränderter Form vor- 
gelegt worden sind. 

Herr Minister Ehrenberg, Sie haben eben gesagt: 
„Wenn mich meine Erinnerung nicht täuscht...", 
als Sie sich auf Daten aus dem Jahre 1972 bezogen. 

Sie haben nicht nur keine gute Erinnerung an das 
Jahr 1972, sondern auch die letzten 10 oder 14 Tage 
haben Sie wahrscheinlich ganz und gar aus dem 
Gedächtnis verdrängt, weil sie unangenehm waren. 

Das Wort von der sozialen Flickschusterei haben 
wir aufgenommen. Es stammt aber ganz eindeutig 
von Ihrem Koalitionspartner Schmidt (Kempten) von 
der FDP. 

(Beifall bei der CDU/CSU) P) 

Ich will mich dem zuwenden, was etwas län- 
ger zurückliegt. Sie saßen damals auf der Bank, auf 
der Sie auch jetzt sitzen, als beamteter Staatssekre- 
tär. Ich hatte mich damals mit dem Herrn Minister 
Arendt darüber auseinanderzusetzen, wie hoch die 
Schätzungen für die nächsten Jahre seien und wor- 
auf man dann bei den Beschlüssen des Jahres 1972 
aufbauen könnte. — Sie haben das eben nicht mit- 
bekommen: Ich hätte gern um das gewettet, was 
Ihnen in nächster Zeit monatlich zufließt. Ich wie- 
derhole diese Wette. — Wir haben 1972 ausgerech- 
net, daß für den 15-Jahres-Zeitraum bis 1988 200 
Milliarden DM zur Verfügung stehen würden. Wir 
haben damals richtig gerechnet. Walter Arendt hat 
sich damals über mehrere Kurven hinweg von etwa 
188 Milliarden DM auf dann 210 Milliarden DM 
hochgerechnet. Er hat auf unsere 200 Milliarden 
DM, die wir solide errechnet hatten, noch 10 Mil- 
liarden DM hinzugelegt, um das Gesamtpaket von 
1972 finanzieren zu können, welches Sie zu verant- 
worten haben; denn Sie haben in der Schlußabstim- 
mung, in der dritten Lesung, dem Gesamtpaket zu- 
gestimmt. Sie können die Verantwortung dafür nicht 
auf die damalige und heutige Opposition schieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann hat das Bundesarbeitsministerium, in dem Sie 
zu der damaligen Zeit beamteter Staatssekretär wa- 
ren, noch ein Sicherheitspolster von 28 Milliarden 
DM hinzugerechnet. 

Verehrter Herr Minister — ich hätte beinahe ge- 
sagt: Walter Arendt — Ehrenberg, Sie haben als 
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beamteter Staatssekretär damals daran mit herum- 
gerechnet. Sie haben auch die Verantwortung dafür 
zu übernehmen und nicht uns die Verantwortung für 
diese Zahlen, die Sie errechnet haben, zuzuschieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) . 

Aber Herr Ehrenberg geht in diesem Stil weiter. 
Ein lieber Kollege' aus meiner Fraktion war so 
freundlich, einmal aufzuschreiben, an wen Sie wäh- 
rend Ihrer Rede heute morgen appelliert haben, und 
zwar in dem gleichen Stil wie der Bundeskanzler; 
er appelliert an Mächte, an finstere Mächte drau- 
ßen, an Gruppen in unserer Gesellschaft. Sie haben 
das auch getan. Einmal haben Sie an die Arbeitge- 
ber, an die Unternehmer appelliert, dann an Ver- 
bände, dann an Personalabteilungen, dann an kre- 
dit-, forschungs- und finanzpolitische Institutionen, 
an Länder und Gemeinden. 

(Zuruf von der SPD: Ist das falsch?) 

Herr Minister, die Fragen, die wir jetzt zu regeln 
haben und die Sie hier zu vertreten und für die Sie 
letztlich auch Regelungsmöglichkeiten vorzuschla- 
gen haben, auch bei der Bewältigung der Arbeits- 
marktprobleme — das alles ist kein Problem, das 
Sie den Leuten draußen in die Schuhe schieben kön- 
nen, sondern das ist das Ergebnis einer Unterlas- 
sungssünde dieser Regierung, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit 1969 tragen Sie die Verantwortung. 1969 hat- 
ten wir eine Arbeitslosenquote von etwa 1 ®/o. Wir 
(B) hatten, nebenbei gesagt, eine Inflationsrate von et- 
wa 1 ®/o. Ein Jahr, nachdem Sie an die Regierung 
gekommen waren, gingen die Inflationsraten hoch. 
Rainer Barzel hat Ihnen als damaliger Fraktionsvor- 
sitzender der CDU/CSU das ins Stammbuch geschrie- 
ben. Damals war der Bundeskanzler noch Willy 
Brandt. Ich will mir ein böses Wort ersparen, wel- 
ches aus Ihren eigenen Reihen kommt und besagt, 
daß er angeblich oder wahrscheinlich oder auch 
sicherlich heute noch nicht mit Zahlen umgehen 
kann. Rainer Barzel hat damals gesagt: Wenn Ihr 
diese Maßnahmen jetzt durchführt, wird das Ergeb- 
nis dieser Maßnahmen Inflation sein, und als Er- 
gebnis der Inflation kommt ein großes Arbeitsplatz- 
risiko, d. h. Arbeitslosigkeit, auf uns zu. Ich setze 
jetzt das fort, was ich schon am 16. Januar 1975, 
also vor zwei Jahren, an dieser Stelle gesagt habe: 
Wenn diese Arbeitsmarktpolitik von Ihnen als das 
Ergebnis Ihrer Inflationspolitik betrieben worden 
ist, werden Sie die soziale Sicherung in der Bundes- 
republik Deutschland nicht mehr zu finanzieren in 
der Lage sein. Nun haben wir die Situation, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann haben Sie, Herr Ehrenberg, zwar etwas vor- 
sichtiger formuliert, aber im Kern doch vorwurfs- 
voll audi an die Krankenversidierung und an 
die Krankenversicherungsträger appelliert. Sie ha- 
ben gesagt. Sie wollten die 17 ®/o Rentenausgaben 
an die Krankenversicherung auf 11 Vo zurückführen. 
Wie ist es denn zu diesen 17 Vo gekommen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren? Ich darf unter- 
stellen, daß nicht jeder, der hier oder auch draußen 


als Zuhörer ist, die gesetzlichen Grundlagen dafür (Q 
im Gedächtnis hat. Nach § 393 a der Reichsversiche- 
rungsordnung hatte das Arbeitsministerium eine 
Beitragsbemessungsverordnung zur Übertragung der 
Krankenversicherungsleistungen zu erlassen. Im Au- 
gust 1973 hat der Sachverständigenrat für die Wei- 
terentwicklung der Krankenversicherung Ihnen, dem 
Arbeitsminister, wirklich nahe ans Herz gelegt, die- 
se Verordnung zu erlassen. Dann wäre es nicht zu 
solchen Übertragungen gekommen, und 1973 wäre 
manches leichter gewesen als heute, nachdem Sie die 
Karre so in den Dreck gefahren haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte noch ein paar Bemerkungen zu den 
Ausführungen des Ministers Ehrenberg und auch zu 
der Kraft seiner prognostischen Fähigkeiten anfügen. 

Ich habe hier eine Mappe Äußerungen von Ehren- 
berg, die natürlich von einem lieben Kollegen zu- 
sammengestellt worden ist. Da sagt der Abgeord- 
nete Ehrenberg im „Manager-Magazin" vom 9. Sep- 
tember 1976, ein paar Tage vor der Wahl — ich 
darf mit der Genehmigung des Herrn Präsidenten 
zitieren — : 

Das böseste Beispiel für diesen Tatbestand ist 
die seit einem Jahr immer wieder neu hochge- 
pustete Diskussion um die finanzielle Lage der 
sozialen Rentenversicherung. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Hier jagen sich Tatarenmeldungen, die von der 
baldigen Pleite bis zu unmittelbar bevorste- 
hender Beitrags- bzw. Leistungskürzung rei- 
chen. 

Das sagte der wirtschaftspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion, der jetzt auf der Regierungsbank 
sitzt, auch angesichts der Daten, die er im Septem- 
ber 1976 haben mußte, und insbesondere auch in 
Kenntnis der Untersuchungsergebnisse des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung vom 10. März 
1976. Bei dieser Anhörung waren z. B. die Deutsche 
Bundesbank und der Verband der Rentenversiche- 
rungsträger, und zwar sowohl Arbeiterrenten- 
und Angestelltenversicherung vertreten, und auch 
Professor Meinhold, der Vorsitzende des Sozialbei- 
rats beim Bundesarbeitsministerium, und der Chef 
des Bundesaufsichtsamts für das Versicherungswe- 
sen sind von uns vernommen worden. Als Ergebnis 
dieser von uns erzwungenen Sachverständigenanhö- 
rung kam das heraus, was wir zu diesem Zeitpunkt 
schon seit eineinhalb Jahren wußten: Durch diese 
Ihre Wirtschaftspolitik ist die soziale Sicherung in 
unserer Bundesrepublik Deutschland gefährdet, und 
dies haben ausschließlich Sie und nicht irgendwelche 
anonyme Gruppen in unserer Gesellschaft zu ver- 
antworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 

Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

— Herr Wolfram, ich kann Ihnen nur empfehlen: 
Reizen Sie mich nicht! 

(Lachen bei der SPD — Dr. Böhme [Frei- 
burg] [SPD]: Das ist eine totale Überschät- 
zung!) 
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• — Das können Sie nicht in vollem Umfang verste- 
hen; denn das bezieht sich auf eine Begebenheit 
zwischen Wolfram und mir. Wolfram, bleiben Sie 

ruhig! ^ , 

(Zurufe) 

— Es wird bestritten, ob das Eis oder Kuchen war. — 


(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

In einer Anzeige vom 13, August 1976 — wir wa- 
ren im Bundestagswahlkampf — formulierte Ehren- 
berg — 

(Bundeskanzler Schmidt: Das sind sozial- 
politische Kostbarkeiten! — Katzer [CDU/ 
CSU]: Das kennen nur Insider!) 

— Herr Schmidt (Hamburg), auf Sie komme ich gleich 
noch. 


Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, fahren Sie 
bitte in Ihrer Rede fort! 

(Heiterkeit) 


Franke (CDU/CSU): Ehrenberg sagte also im 
August 1976: 

Seit dem Frühjahr dieses Jahres steigen die Ein- 
nahmen der Rentenversicherung wieder kräftig 
auf Grund der besseren Konjunktur. Die Oppo- 
sition aber operiert mit den Zahlen des vergan- 
genen Jahres, obgleich auch da schon die düste- 
ren Voraussagen nicht eintraten. Die Rentenver- 
sicherung schloß 1975 noch mit einem Uberschuß 
von 600 Millionen DM ab und nicht mit dem 
vorausgesagten Defizit. 

Diese solide Finanz- und Rechenbasis ist durch 
noch so viel Propagandaaufwand nicht zu er- 
schüttern. Die Renten sind solide finanziert. 


ein hohes Einkommen bezogen haben. Sie werden (Q 
ja nachher „Nettolohnbezug" definieren. Wenn es 
aber so wird, wie Sie in der letzten Zeit haben ver- 
lauten lassen, werden diejenigen die aus Ihren 
Lebenseinkommen hohe Renten beziehen, eine hö- 
here Steigerungsrate haben als diejenigen, die eine 
niedrige Rente beziehen. Das wird also eine niedri- 
gere Rente werden. Die Schere geht weiter ausein- 
ander. Das kann man nicht soziale Symmetrie nen- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber nicht nur der jetzt amtierende Arbeitsmini- 
ster ist angesprochen. Ich erweise selbstverständ- 
lich dem Amt des Bundeskanzlers — dem Amt — 
Respekt. Aber ich hatte hier eine Diskussion mit dem 
Abgeordneten Schmidt (Hamburg), unten aus dem 
Plenum des Bundestages, von der Regierungsbank 
heruntergehend, einen Disput am 8. April 1976. 
Schmidt (Hamburg) — ich darf es mit der Genehmi- 
gung des Herrn Präsidenten zitieren — fragte: 

Idi muß eine lange Frage formulieren, Herr 
Kollege, um im Einklang mit der Geschäfts- 
ordnung zu bleiben: 

Jetzt kommt es: 

Unterstellt, daß Sie mir unterstellen, daß ich 
die volkswirtschaftlichen Zahlen richtig zu deu- 
ten weiß 

(Zuruf von der SPD: Majestätsbeleidigung!) 

— ich tue das ja auch nicht, aber er hat sich selbst 
hier beleidigt, das werden Sie gleich sehen — 

fD) 

Können Sie sich erstens vorstellen, daß ich der 
Meinung bin, 

• — Schmidt (Hamburg), der Bundeskanzler, von hier 
unten — 


— jetzt kommt es — 

und weder Rentenkürzungen noch Beitragserhö- 
hungen sind zu erwarten. Dafür steht Walter 
Arendt, der erfolgreichste Arbeitsminister der 
Bundesrepublik Deutschland, ein. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wo ist er denn?) 

— Er ist in Bad Lauterberg. 

Wie falsch diese Behauptung ist, ergibt sich dar- 
aus, daß die Bürger mit der Frage Nettoanpassung 
oder Bruttoanpassung in der Regel nichts anzufangen 
wissen. Aber die Nettolohnanpassungi die ab 1979/80 
geplant ist, führt zu effektiven Kürzungen der Ren- 
ten. 

(Katzer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Versprechungen, es würden auch durch diese 
Maßnahmen Renten nicht gekürzt, sind so falsch wie 
Ihre Behauptungen in Ihren Anzeigen, wo immer 
Sie sie auch abgegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was heißt das: Nettolohnrente? Das heißt Brutto- 
einkommen minus Steuern und Abgaben. Wahr- 
scheinlich wird es so definiert. Das heißt, die Bezie- 
her kleiner Renten kriegen einen größeren Abschlag 
als diejenigen, die eine hohe Rente bekommen bzw. 


daß auch im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt 
die gegenwärtige Vermögensanhäufung in den 
Rentenversicherungen voll ausreicht . . .? 

Der Weltökonom sprach da, der Weltökonom. 
(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Er löst alle Probleme vom Kap der Guten Hoffnung 
bis zum Kap Horn. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur bei uns ist er nicht in der Lage, die volkswirt- 
schaftlichen Daten richtig zu deuten und daraus die 
Konsequenz zu ziehen. 

(Zuruf von der SPD) 

Am 8. April, fünf Monate vor der Bundestagswahl! 

Die Linie wird fortgeführt, bis zu dem „Problem- 
eben". Herr Schmidt, Sie konnten gar nicht verhin- 
dern, daß immer gleich, wenn Sie „Problemchen" sa- 
gen, die Leute „Schmidtchen" sagen. Das kann man 
nicht ändern, das ist so. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Es heißt weiter — ich habe das unterstrichen, dann 
können Sie es gleich noch einmal nachlesen, was 
Sie gesagt haben — : 
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(A) ... können Sie sich drittens vorstellen, daß das, 
was Sie als Vorwurf an mich richten, vielleicht 
heute morgen bei den absoluten Zahlen, die ich 
ja nur nenne, um Ihrer schamlosen Propaganda, 
die Renten seien nicht gesichert, entgegenzu- 
treten . . . 

Ich wiederhole: Im Bewußtsein und in Kenntnis 
der Daten aus der Sachverständigenanhörung im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vom 
10. März 1976 sagt drei Wochen später der dama- 
lige Bundeskanzler — und heutige Bundeskanz- 
ler — : Das alles nehme ich nicht zur Kenntnis; ich 
als der richtige Deuter der Zahlen sage, da gibt es 
überhaupt keine Probleme, auch für die Zukunft sind 
die Renten gesichert. Herr Schmidt, Verzeihung: 
Herr Bundeskanzler, Sie haben damals nach meiner 
Auffassung auch für das Gesamtklima in der Bun- 
desrepublik Deutschland mit dieser Ihrer Strategie 
und Taktik denjenigen, die davon betroffen wer- 
den, nämlich den Rentnern, den vielen von der So- 
zialversicherung bezahlten Menschen — 11,2 Millio- 
nen in der Bundesrepublik Deutschland — , von de- 
nen 2,3 Millionen unter dem Sozialhilfesatz liegen, 
nicht geholfen. Wenn Sie jetzt Rentenkürzungen 
vornehmen — durch Nettolohnanpassungen und 
welche anderen Dinge auch immer — , wird ein ver- 
gleichbares Ehepaar — 65 Jahre und älter — , das 
bei einer Durchschnittsrente nach 40jähriger Ver- 
sicherungszeit heute 917 DM Rente erhält, An- 
sprüche an die Sozialhilfe stellen können, wenn es 
keine anderen Einkommen hat, und bekommt mo- 
natlich 974,85 DM, und das, ohne jemals einen Bei- 

(B) trag gezahlt zu haben. Meine Damen und Herren, 
alles das, was Sie hier vorgenommen haben, ist 
lediglich ein gigantischer Verschiebebahnhof zu den 
Kostenträgern der Sozialhilfe, nämlich zu den Städ- 
ten und Gemeinden. Sie haben damit das Problem 
nicht gelöst! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Kempten)? 

Franke (CDU/CSU): Schmidt (Kempten) sogar 
gerne! 

Präsident Carstens: Bitte schön, Herr Abgeord- 
neter. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Franke, 
kannten Sie die eben von Ihnen genannten Zahlen 
aus der Sachverständigenanhörung auch? 

Franke (CDU/CSU): Aber selbstverständlich. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Gut. Dann eine zweite 
Frage: 

Franke (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt, nach 
der Geschäftsordnung dürfen Sie nur eine Frage 
stellen, aber Sie dürfen von mir aus gleich noch eine 
stellen. Darf ich nur gleich darauf antworten: Wir 


haben selbstverständlich der Erhöhung im letzten 
Jahr — zum 1. Juli 1976 — zugestimmt. Herr Kol- 
lege Schmidt, wir kommen sofort auf die nächste 
Frage zurück. Ich darf das hier einmal sagen: Ich 
bedanke mich für Ihre Fairneß, die Sie üben, wenn 
Sie hier oben stehen, und ich will versuchen, das 
in gleicher Weise zu machen. Sie jedenfalls lassen 
jede Frage von uns aus zu, und das tun, meine Da- 
men und Herren, nicht alle Kollegen. Aber ich 
glaube, es wäre ein schlechter Stil, wenn man es 
nicht täte, wir wollen dieses gute Beispiel weiter 
fortführen. 

(Zurufe von der SPD) 

Darf ich bitte noch einmal sagen: Die Erhöhung 
des letzten Jahres war notwendig, und die Erhöhung 
zum 1. Juli 1977 ist notwendig. Und Sie können die 
Sozialgarantie von Helmut Kohl nur so — im Ge- 
samtzusammenhang aller unserer sozialpolitischen 
Leistungen — verstehen. Denn wenn Sie die Renten 
in diesem Jahr nicht erhöhen, jagen Sie, schicken 
Sie die Leute zum Sozialamt, damit sie sich dort den 
Rest für die Befriedigung ihrer Lebensbedürfnisse 
holen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, es wäre unred- 
lich — und wir haben hier nie diesen Eindruck er- 
weckt, auch Helmut Kohl nicht — , zu sagen, wir 
hätten dafür auch — und hier mußte man zwischen 
zwei Dingen unterscheiden — eine Beitragsgarantie 
gegeben. Das war eben so nicht weiterhin zu finan- 
zieren, und zwar deswegen, weil Sie, meine Damen 
und Herren, die wirtschaftlichen Voraussetzungen (D) 
für eine stabile soziale Sicherung in der Bundes- 
republik Deutschland selbst zuungunsten u. a. auch 
dieses betroffenen Personenkreises verändert ha- 
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine zweite Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Kempten)? 

Franke (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Franke, 
gehe ich auf Grund der Tatsache, daß Sie vorhin mit 
Ja und dann noch länger geantwortet haben, recht 
in der Annahme, daß Sie dann trotz besseren Wis- 
sens Ihrem Bundesvorsitzenden geraten haben, eine 
Sozial-, Beitrags- und Rentengarantie zu geben, ob- 
wohl Sie heute anderen vorwerfen, damals daraus 
andere Schlüsse gezogen zu haben? 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, welche 
anderen Schlüsse haben Sie denn daraus gezogen? 

Wir haben hier im Bundestag das 19. Rentenanpas- 
sungsgesetz einstimmig verabschiedet. Haben Sie 
denn andere Schlüsse daraus gezogen? 

Herr Kollege Schmidt, darf ich Sie noch einmal 
daran erinnern, daß wir — und zwar wir beide — 
hier im Bundestag auch einen Disput über die Aus- 
wertung der Sachverständigenanhörung vom 10. 
März 1976 gehabt haben. Und ich muß gestehen, 
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daß Sie mir im Grunde tendenziell zugestimmt ha- 
ben; nur in der Koalition haben Sie eben das bis 
zum 3. Oktober vernebelt, und am 4. Oktober kamen 
Sie dann mit der überraschenden Mitteilung: Es ist 
doch nicht genug Geld da. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine weitere Frage des Abgeordneten Schmidt 
(Kempten) ? 

Franke (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Franke, 
darf ich Sie bitten, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
zwar sowohl die Freien Demokraten als auch unser 
Koalitionspartner vor der Wahl eine Zusage für 
eine Rentenanpassung zum 1. Juli 1977 und eine 
Garantie, daß keine Beitragserhöhung stattfindet, 
gegeben haben, daß aber gleichzeitig andere Maß- 
nahmen von uns als notwendig angesehen wurden, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

während Sie eine gesamte Sozial- und Beitrags- und 
Rentengarantie gegeben haben? 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Franke (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, natürlich kann man das so sehen. Nur, 
Herr Kollege Schmidt (Kempten), auch hier nehme 
ich das, was Sie im Wahlkampf zu dieser Frage ge- 
sagt haben. Das liegt hier schwarz auf weiß vor. Da 
haben Sie gesagt: 

Die CDU will ein Geschäft mit der Angst alter 
Menschen machen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Schmidt 
[Kempten] [FDP]: Genauso war es! — Wei- 
tere Zurufe) 

^ Was glauben Sie wohl, weshalb ich die Pause 
gemacht habe? Damit Sie dazwischenrufen können! 
— Und weiter heißt es: 

Dabei schreckt sie vor nichts zurück. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie behauptet wahrheitswidrig, daß die FDP 
die Renten kürzen will. Das ist nicht wahr. 

Meine Damen und Herren, was tun Sie als Koa- 
litionspartner mit der SPD? Sie kürzen die Renten! 
Meine Damen und Herren, die Nettolohnanpassung 
ist eine Kürzung der Renten! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf einen weiteren Satz zitieren: 

Die FDP garantiert: Die Renten werden nicht 
gekürzt. Auch in Zukunft werden die Renten 
in jedem Jahr erhöht werden. 

(Mischnick [FDP]: Das geschieht doch!) 

— • Herr Kollege Mischnick, wir haben uns schon 
einmal privat darüber unterhalten; das soll hier in 
die Debatte nicht eingehen. 


Meine Damen und Herren, das ist Sophistik, das 
ist eine Täuschung der Bürger. 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

Sie waren sich schon damals darüber im klaren, 
daß Sie hier die Daten verändern werden. Dann 
haben Sie die Bürger getäuscht! Herr Kollege Katzer 
hat heute morgen recht gehabt, als er sägte: Sie 
haben sich die Stimmen der getäuschten Bürger am 
3. Oktober erschlichen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gansei? 

Franke (CDU/CSU): Herr Gansei, bitte schön. 

Gansei (SPD) : Danke sehr. 

Herr Kollege Franke, hätten Sie die Freundlich- 
keit, deutlich zu machen, daß die von der Koalition 
jetzt beschlossene Änderung keine Kürzung der 
Renten bedeutet, sondern daß statt einer Bruttolohn- 
anpassung von wahrscheinlich 7 Vo nur eine Netto- 
lohnanpassung in Höhe von 6 ®/o stattfinden wird, 
daß also nicht, wie Sie es dargestellt haben, bei den 
Renten etwa Steuern oder Sozialabgaben abgezo- 
gen werden, sondern daß die Renten auch in Zu- 
kunft über den Kaufkraftverlust hinaus ansteigen 
werden und sich die Schere nur deshalb weiter 
öffnen wird, weil es Ihre alte Konzeption der Nicht- 
berücksichtigung von Kleinrenten gibt, die Sie 1972 
noch einmal bestätigt haben? 

(Beifall bei der SPD) 

Franke (CDU/CSU) : Die Rentenhöhe bestimmt sich 
heute nach der Höhe der Beitragsleistungen und der 
Zahl der Beitragsjahre. Wenn heute die Schere zwi- 
schen denjenigen, die im Arbeitsprozeß stehen, und 
denjenigen, die Rente erhalten, auseinandergeht, 
dann doch nicht deswegen, weil die Renten zu hoch 
sind, sondern deshalb, weil die Steuer- und die 
Abgabenprogression bei den im Arbeitsprozeß Ste- 
henden zugreift. Das ist der Grund, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Hermann Fredersdorf, der Vorsitzende des Bun- 
des der Steuerbeamten, Mitglied der SPD — der 
muß es dann ja besser wissen — , hält die Steuer- 
reform für einen großen Schwindel. Verantwortlich 
ist die in die Steuerreform eingebaute Progression. 
Fragen Sie doch einmal die Mitarbeiter der Frak- 
tionen oder überhaupt dieses Hauses danach, wo 
bei ihnen die Steuerprogression einsetzt. Das ist 
der Grund: die unsoziale Besteuerung der mittleren 
und kleinen Einkommen. Das ist der Grund für das 
Auseinandergehen der Schere. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Gansei? 
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Franke (CDU/CSU): Bitte schön. 

Gansei (SPD) ; Herr Kollege Franke, hätten Sie die 
Güte, zu bestätigen, daß der Umstand, daß nach 
19 Bruttolohnanpassungen seit 1957 heute die 
Durchschnittsrente einer Arbeiterin, einer Frau 
also, nach 35 bis 40 Versicherungsjahren nur 
570 DM beträgt, das Ergebnis eines Rentensystems 
ist, das die Sozialdemokraten nicht erfunden, son- 
dern das Sie von Jahr zu Jahr immer wieder be- 
stätigt haben, welches genau diesen Schereneffekt 
zum Ergebnis hat? Welche Vorschläge, diese Schere 
zu schließen, können Sie machen? 

Franke (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege Gan- 
sei, Sie sind noch nicht so lange im Hause und 
können das nicht genau wissen: 1957 hat die SPD 
der damaligen Rentenreform einstimmig ihre Zu- 
stimmung gegeben. Das stelle ich heute nur fest. 

Ich stelle fest, daß die SPD und die Bundesregie- 
rung bis zum heutigen Tage nicht bereit sind — das 
kam auch in den Ausführungen von Herrn Minister 
Ehrenberg zum Ausdruck — , die von Ihnen gerade 
angeschnittene Frage zu lösen. 

Wir haben einen Verfassungsgerichtsauftrag, bis 
zum Jahre 1984 diese Fragen zu lösen. Es gibt nur 
eine einzige Partei in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die auf ihrem vorletzten Parteitag in Mann- 
heim die Frage der Partnerrente zwischen Mann 
und Frau angefaßt hat und zu lösen bereit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuschenbach 
[SPD]: Und im Wahlprogramm ist es wie- 
der gestrichen worden!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hölscher? — Bitte! 

Hölscher (FDP): Herr Kollege Franke, wie können 
Sie es verantworten, durch mißbräuchlichen Sprach- 
gebrauch des deutschen Wortes „Kürzung" weitere 
Verunsicherung bei den Rentnern hervorzurufen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und wären Sie bereit, zu bestätigen — einmal in 
einer konkreten Zahl ausgedrückt — , daß es in Zu- 
kunft nur darum geht, wenn heute jemand 1 000 DM 
Rente erhält, daß die Anpassung dann 60 DM, 
80 DM oder 110 DM beträgt, daß sich die Diskussion 
also nur um die Rentensteigerungen, aber nicht um 
die Rente in ihrer Substanz dreht? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Franke (CDU/CSU): Hier müssen wir jetzt einmal 
auf die hinter der Rentenversicherung stehende Phi- 
losophie eingehen. Für uns ist unstreitig, daß die 
nicht mehr arbeitende Generation in vollem Umfang 
ihren Anteil an dem Lohnzuwachs der arbeitenden 
Generation haben soll. Wenn Sie der nicht mehr 
arbeitenden Generation die Einkommenssteige- 
rungsraten der aktiven Generation vorenthalten, so 
ist das nichts anderes als die Kürzung eines An- 
spruchs. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Präsident Carstens: Gestatten Sie noch eine wei- (C) 
tere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter? — Bitte! 

Hölscher (FDP): Darf ich Sie dann fragen, Herr 
Kollege Franke, wann wir das mit Spannung erwar- 
tete Konzept des Bundesvorstandes, das Sie öffent- 
lich mit großer Wirkung angekündigt haben, erhal- 
ten werden, damit wir sehen können, wo denn die 
Alternativvorschläge der Opposition sind? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: Das gibt's doch gar nicht! — 

Weiterer Zuruf von der SPD: Am 1. April!) 

Franke (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich zitiere die Redner unserer Frak- 
tion aus der ersten Ausspracherunde: Helmut Kohl, 
Franz Josef Strauß usw. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Die ha- 
ben doch gar nichts gesagt!) 

Sie haben gesagt: Sie können mit uns über alles 
reden. 

(Zurufe von der SPD) 

Und ich füge hinzu, meine Damen und Herren: Wir 
sind auch bereit, Entscheidungen mitzutragen. Und 
Helmut Kohl hat weiter gesagt: 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Er hat 
nichts gesagt!) 

Sie können aber mit uns nicht am Ende reden, son- 
dern Sie müssen hier mit uns am Anfang in ein 
Gespräch eintreten, wenn Sie wollen, daß auch die 
unpopulären Maßnahmen, die jetzt leider zu tragen 
sind, hier von uns mitgetragen werden sollen. — 

Aber trösten Sie sich: Zur rechten Zeit werden Sie 
von uns weiter hören. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Aber nicht nur jetzt, sondern auch früher schon 
sind Angebote zur Zusammenarbeit gemacht wor- 
den. Lesen Sie doch bitte nach: Am 16. Januar 1975 
habe ich Ihnen das Angebot für meine Fraktion ge- 
macht, eine gemeinsame Bestandsaufnahme vorzu- 
nehmen und, wenn notwendig, auch gemeinsam un- 
populäre Maßnahmen zu tragen. Wir waren nicht so 
wie Herbert Wehner 1966, der gesagt hat: Erst 
müßt Ihr den Offenbarungseid leisten. Nein, unser 
Verständnis zur Regelung sozialpolitischer Fragen 
mit staatspolitischem Inhalt geht so weit, daß wir 
auch jetzt noch bereit sind, diese Dinge mitzutra- 
gen, meine Damen und Herren von der Koalition. 

Sie werden sehen, wir kommen damit noch zur rech- 
ten Zeit. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter,, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schröder (Lüneburg)? 

Franke (CDU/CSU): Sofort, Herr Kollege Schröder. 

Ich möchte nur noch eben fortfahren. — Weitere 
Gespräche und Angebote hat es am 20. März 1975, 
am 20. Februar 1976, am 8. April 1976 — das war 
das Gespräch mit dem Kollegen Schmidt (Hamburg) 

— und am 14. Mai 1976 gegeben. Jedesmal haben 
wir auf die bedrohliche Entwicklung in der Renten- 
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Versicherung hingewiesen und gesagt, wir sind be- 
reit, notfalls auch unpopuläre Maßnahmen mitzutra- 
gen. Auf unser Angebot sind Sie nicht zurückge- 
kommen. Uns können Sie die Verantwortung für die 
nicht geregelten Fragen heute nicht in die Schuhe 
schieben. Sie können nicht danach rufen, daß wir 
Ihnen das jetzt vorlegen, wo Sie noch nicht einmal 
sämtliche Daten zusammengestellt haben, weil sie 
angesichts der verschiedenen Auffassungen in den 
Koalitionsparteien hin- und hergeschoben werden. 
Wenn die Daten auf dem Tisch liegen, werden wir 
uns zu dieser Frage äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Das ist auch ein 
Konzept!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Schröder, 
Sie haben jetzt das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Franke, ich wollte Sie nur gefragt haben, ob Sie der 
Öffentlichkeit sprachlich-definitorisch darlegen kön- 
nen, wie man eine Alternative zu etwas darstellen 
kann, was überhaupt nicht vorhanden ist. 

Franke (CDU/CSU) : Vielen herzlichen Dank, Herr 
Kollege. Mit dieser Frage ist auch gleichzeitig die 
Antwort für diejenigen gegeben, die hier zugehört 
haben. Es gibt von Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Koalition, heute noch kein auf den Tisch 
des Hauses gelegtes Konzept. Nach den Gepflogen- 
tBJ heiten dieses Hauses wird aber erst dann zu etwas 
Stellung genommen, wenn es hier auf dem Tisch 
dieses Hauses liegt. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Mit dem, 
was Sie hier vorlegen, kurieren Sie an den Sympto- 
men. Ich bin nicht davon überzeugt, daß die Einlas- 
sung, die Herr Minister Ehrenberg hier zur Frage der 
Arbeitsmarktpolitik gemacht hat, dazu geeignet sind, 
die Ursache zu kurieren. Die Ursache für den Nie- 
dergang in der Finanzierung der Rentenversicherung 
ist eindeutig der wirtschaftliche Niedergang auf 
Grund der Freisetzung von Arbeitskräften. Im Au- 
genblick sind eine Million Arbeitslose registriert. 
Wenn wir die Zahlen von 1972 nehmen, fehlen uns 
in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt sogar 
2 Millionen Arbeitskräfte. Sie haben das Loch in 
der Rentenkasse und in der Steuerkasse verursacht. 
Sie finden uns jederzeit an Ihrer Seite, wenn Sie 
bereit sind, diese Frage ordnungspolitisch sauber 
anzupacken. Alle unsere Vorschläge — z. B. jene 
zur Ankurbelung der Wirtschaft vom 16. Februar 
1976, die letztlich zu dem Carry-back geführt haben 
— haben Sie abgelehnt. Unsere Vorschläge zielten 
darauf ab, die Investitionsfreudigkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu forcieren. 

Meine Damen und Herren, die große Misere ist 
nicht nur aus diesen Zahlen ersichtlich. Die große 
Misere besteht auch darin, daß die Bürger unseres 
Landes zu dieser Regierung, die nach 7, 8 Jahren 
abgewirtschaftet ist, kein Vertrauen mehr haben 
und daß diese Regierung daher abgelöst werden 


muß. Erst dann wird es in der Bundesrepublik 
Deutschland besser. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Mini- 
sterpräsident des Landes Schleswig-Holstein, Dr. 
Stoltenberg. 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Hol- 
stein): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Wer die Diskussion in diesem Haus und die viel- 
fältigen Debatten draußen im Lande verfolgt, wird 
eines feststellen; Das Debakel um die Renten- und 
Krankenversicherung hat eine tieferliegende Krise 
in der inneren Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland offengelegt. Wir spüren in diesen Wo- 
chen zusammen mit vielen Bürgern, wie sehr der 
Versuch, jetzt gleichsam in einem Gewaltakt, aus 
dem Stand heraus die erkennbaren Fehlbeträge von 
80 bis 100 Milliarden DM in den kommen Jahren 
bis 1980 zu beseitigen, die Grundlagen dieser Koali- 
tion belastet und ihre Handlungsfähigkeit in ande- 
ren Sektoren schwächt. Es gibt draußen eine tief- 
gehende Unruhe über die gebrochenen Wahlver- 
sprechungen, die sich ankündigenden drastischen 
Leistungsverschlechterungen und die Beitragser- 
höhungen. 

Es hat — ich sage dies zu einigen Beiträgen — 
überhaupt keinen Sinn, in dieser Debatte dialektisch 
zu versuchen, klare Wahlaussagen, die auf einen 
gesetzlichen Besitzstand abzielten, zu verändern 
oder anders auszulegen. P) 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Menschen wissen, was ihnen von dieser Regie- 
rung und den sie tragenden Kräften vor dem 3. Ok- 
tober versprochen wurde. Sie wissen, daß Entschei- 
dendes davon jetzt zurückgenommen werden soll. 

Es gibt darüber hinaus aber eine weitergehende 
Erörterung. Viele betroffene und nachdenkliche 
Menschen fragen sich angesichts des Debakels und 
der schweren Krise in der Sozialversicherung, ob 
dies nun ein großes isoliertes Thema bleibt oder 
ob dies im Grunde nur der Ausgangspunkt, das 
Symptom für eine weiterreichende Erschütterung 
der Grundlagen unserer wirtschaftlichen, finanziel- 
len und sozialen Ordnung ist. Auch zu dieser Frage 
wird man, wie ich glaube, Stellung nehmen müssen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren der Koali- 
tion, diese Frage nimmt gleichsam den roten Faden 
unserer jahrelangen Kontroversen in den finanz-, 
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Debatten 
dieses Hauses, des Bundesrates und in der deutschen 
Öffentlichkeit auf. Wir haben Sie in vielen Diskus- 
sionen — und auch da könnte man bis 1970 zurück- 
greifen und viele Zitate bringen — auch im Deut- 
schen Bundestag immer wieder warnend auf die 
Gefahr einer Überforderung unserer Volkswirt- 
schaft, der Steuer- und Beitragszahler hingewiesen. 

Ich hoffe, daß jedenfalls in der kommenden Zeit sol- 
che Warnungen nach dem Rentendebakel nicht mehr 
mit den abgedroschenen Vokabeln der Schwarz- 
malerei oder der Panikmache beantwortet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ministerpräsident Dr. Stoltenberg 

Weil dies so ist, muß die Fachdebatte, die heute 
über die erschreckenden Fehlbeträge in der Sozial- 
versicherung begonnen hat, sicher heute nur im An- 
satz, aber in den kommenden Wochen sehr gründ- 
lich im größeren Zusammenhang mit den Themen 
der öffentlichen Finanzen, des Wirtschaftswachs- 
tums, der Steigerung der Investitionen und der Voll- 
beschäftigung geführt werden. Mir kommt es hier 
zunächst auf einen anderen Punkt an, gerade auch 
als Mitglied des Bundesrates, also des Partners die- 
ses Hohen Hauses in der Gesetzgebung der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

{Zuruf von der SPD) 

— Partnerschaft schließt ja politische Kontroversen 
nicht aus, sehr geehrter Herr Abgeordneter, aber 
Partnerschaft heißt, daß wir bei allen deutlichen 
Gegensätzen eine gemeinsame verfassungsmäßige 
Verantwortung haben, gerade auch in einer ernsten 
Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte etwas zu dem von Ihnen in der Koali- 
tion gewählten Verfahren in der Entscheidungsfin- 
dung, in der Gesetzgebung sagen: Es ist äußerst ge- 
fährlich, auch im Hinblick auf das, was an Termin- 
problemen jetzt auf die gesetzgebenden Körper- 
schaften zukommt. Viel zu lange wurden die deutlich 
erkennbaren Probleme von der Bundesregierung be- 
stritten und verharmlost. Das war zunächst — und 
hierzu ist genügend gesagt worden — eine Frage 
der persönlichen Glaubwürdigkeit der führenden 
Politiker der Bundesregierung und der Koalition. 

(B) Man soll die Erschütterung in diesem Bereich nicht 
geringschätzen. Aber es ist noch ein Stück mehr als 
diese moralische Dimension, denn die jahrelange 
Verschleierung, Verschleppung, das Bestreiten klar 
erkennbarer Probleme hat diese Probleme nun fi- 
nanziell und materiell in eine Größenordnung ge- 
bracht, die ohne harte und brutale Eingriffe in so- 
ziale Besitzstände kaum noch lösbar erscheinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses gefährliche Verfahren führt nun zu jenem 
eigentlich unerträglichen Zeitdruck, vor den sich 
Bundestag und Bundesrat gestellt sehen. Herr Ehren- 
berg hat eben noch einmal gesagt: Der 1. Juli ist das 
unverrückbare Datum für die Wirksamkeit. Wir 
stehen noch Wochen vor der ersten Beratung im 
Bundesrat und viele Wochen vor der ersten Beratung 
im Deutschen Bundestag. Das ist die Frage, die mit 
dem Selbstverständnis der gesetzgebenden Körper- 
schaften und ihrer staatspolitischen Verantwortung 
unmittelbar verbunden ist. Es sind Defizite, deren 
Größenordnung alle Beispiele in der Nachkriegs- 
geschichte verblassen, sie zu einer vernachlässi- 
genswerten Größe herabsinken läßt. Wir haben 
das Schauspiel sich ständig ändernder Berechnungs- 
grundlagen, Eckwerte und Detailplanungen. Das ist 
in allen Einzelpunkten, insbesondere was die Kran- 
kenversicherung betrifft, überhaupt nicht abge- 
schlossen, konnte in diesen wenigen Wochen auch 
gar nicht abgeschlossen sein. 

Die Regierung war, was dieses Verfahren mit den 
möglicherweise schlimmen Konsequenzen für die 
Gesetzgebung betrifft, im Grunde gewarnt; denn 


niemand, meine Damen und Herren, von den da- 
mals Beteiligten — und auch ich gehöre, was den 
Schlußgang dieser Beratungen betrifft, zu Ihnen, 
neben Herrn Kollegen Kohl und anderen von unse- 
rer politischen Seite — wird die schlimmen Erfah- 
rungen mit der unter unvertretbarem Zeitdruck 
1974 verabschiedeten sogenannten Steuerreform ver- 
gessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand von denen hätte sie wirklich vergessen 
sollen, die jenen Zeitdruck erzeugt haben, die jenen 
Terminkalender vorprogrammiert haben und die wir 
nun mit gewissen, begrenzten Veränderungen er- 
neut auf der Regierungsbank und in der Spitze der 
Koalitionsfraktionen sehen. Damals bestand die Re- 
gierung mit den sie tragenden Parteien kompromiß- 
los darauf, tiefgreifende Systemveränderungen im 
Einkommensteuerrecht im Vermittlungsverfahren in 
wenigen Tagen und in einer abschließenden nächt- 
lichen „Gipfelkonferenz" im Junktim mit den drin- 
gend erforderlichen Sofortentlastungen auf Biegen 
oder Brechen durchzusetzen. Der Bundesfinanzmini- 
ster hat dann ja wenige Monate später in denkwür- 
digen Aussprüchen zu erkennen gegeben, daß er die 
Auswirkung der eigenen Vorlage in entscheidenden 
Punkten mit den bekannten Folgen für Millionen 
Mitbürger nicht vorhergesehen habe. 

Leider haben wenige daraus gelernt, offenbar 
auch nicht der Herr Bundesarbeitsminister Ehren- 
berg, weder was das Verfahren noch was die Nei- 
gung zu bedenklichen Zitaten anbetrifft. Herr Apel 
hat damals gesagt: „Ich denke, mich tritt ein Pferd." 
Herr Ehrenberg hat in seiner Pressekonferenz bei 
der Verkündung der vorläufig letzten Eckwerte auf 
die Frage, was denn passiere, wenn die wirtschaft- 
lichen und sozialen Prognosen nicht stimmten und 
sich einschneidend veränderten, erklärt; „Wenn der 
Himmel einstürzt, sind alle Spatzen tot." Ich hoffe 
nicht, daß dies eine Überschrift für die Wirkungen 
dieses neuen, letzten Konzepts sein wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt 
wird dieses gefährliche Verfahren, was Termine, Fri- 
sten anbetrifft, bei einem vielleicht sogar noch 
schwerwiegenderen Thema als der Steuerreform 
wiederholt. Wir alle kennen das auch ein bißchen 
aus der Nähe und Beobachtung von der mensch- 
lichen Seite, überlastete Spitzenpolitiker, von denen 
die meisten überhaupt nicht die erforderlichen De- 
tail- und Fachkenntnisse von dem komplizierten 
Netzwerk der modernen Gesetzgebung haben kön- 
nen, formulieren in pausenlosen Besprechungen 
einen Koalitionskompromiß nach dem anderen. Ohne 
die erforderliche, die unentbehrliche intensive Zwi- 
schenerörterung der Ressorts mit den Organen der 
Selbstverwaltung 

(Wehner [SPD]: Ohne einige solcher Wan- 
derredner, wie Sie sie darstellen!) 

— Ja, sehr geehrter Herr Wehner, Sie gehören auch 
zu diesen überlasteten Spitzenpolitikern. 

(Wehner [SPD]: Ja, sicher!) 
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(A) Sie sind ein großer Taktiker; aber von der Sozial- 
versidierung verstehen Sie überhaupt nichts, wie Sie 
unter Beweis gestellt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Aber Sie Wanderredner!) 

— Ja, ja. 

(Wehner [SPD]: Sie haben es wohl nötig!) 

— Sie zeigen durch Ihre Reaktion, weil Sie so ge- 
reizt sind, daß es Sie trifft. 

(Wehner [SPD]; Ich bin gar nicht gereizt!) 

Ich komme nachher noch auf einen zweiten Punkt 

(Wehner [SPD]: Mich wundert nur, daß Sie 
sich nicht zum Besseren ändern können! — 
Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja. 

(Wehner [SPD]: Ich denke an die gemein- 
same Kabinettszeit!) 

— Sehr geehrter Her Wehner, an die gemeinsame 
Kabinettszeit haben Sie sich seit 1969 sehr selten 
erinnert. Sie haben in Ihrem Verhalten auch wenig 
Veranlassung gegeben, sonst hier lebhaft daran zu- 
rückzudenken. 

(Wehner [SPD]: Ach!) 

Das war eine tiefe Zäsur: der Wehner vor 1969 und 
nach 1969, jedenfalls in der Erscheinungsweise. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ß) Also reizen Sie sich nicht und reizen Sie mich nicht. 
Ich möchte gerne fortfahren. 

(Wehner [SPD]: Nein! Das ambulante Ge- 
werbe hat demnächst in Hamburg seine Ta- 
gung!) 

— Ja, das ambulante Gewerbe! 

(Wehner [SPD]: Das originäre!) 

— Ja, das originäre. Ich gehöre als Mitglied des 
Bundesrates weder zum originären noch zum ambu- 
lanten Gewerbe. Ich möchte das hier nur ganz kurz 
zum Ausdruck bringen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Ja, ja! Jetzt sind Sie also doch „auf 
der Palme"!) 

— überhaupt nicht, verehrter Herr! Ich freue mich 
über Ihre wachsende Gereiztheit. Das zeigt, in was 
für einer schlechten Verfassung sich Ihre Partei be- 
findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, verehrter Herr Abgeordneter Wehner, dies 
war wirklich ein Punkt, bei dem ich Ihre Gereizt- 
heit überhaupt nicht verstehe, weil die Frage der 
Entscheidungsfindung in solchen zentralen Bereichen 
unseres sozialen Lebens und der Gesetzgebung Sie 
alle bewegen und beschäftigen müßte, es sei denn, 
daß meine Erinnerung an die Spitzentreffen der ver- 
gangenen Wochen bei Ihnen noch einmal ganz be- 
sonders unangenehme Reminiszenzen ausgelöst hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 


(C) 

Das wäre nach dem, was man von Beteiligten davon ' ’ 
hören kann, allerdings nicht unbegreiflich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dies ist 
das Problem, überlastete Spitzenpolitiker formulie- 
ren — 

(Glombig [SPD]: Sie weisen sich hier als 
Fachmann der Sozialversicherung aus!) 

— Nein, ich spreche zur Zeit über das Verfahren 
der Gesetzgebung, Herr Glombig, und die Beteili- 
gung der mitverantwortlichen Kräfte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneuter Zu- 
ruf des Abg. Glombig [SPD]) 

Das ist ein Thema, das man im Grunde in dieser 
Situation des Deutschen Bundestages und des Bun- 
desrats etwas nachdenklich erörtern sollte, und zwar 
neben all den fachlichen Fragen, mit denen ich mich 
auch auseinandersetze. Von denen verstehen Sie 
persönlich, wie ich konzediere, mehr als ich, was 
aber nicht bedeutet, daß Sie im Rahmen Ihrer Koa- 
lition zu den besseren Ergebnissen kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber dieses Verfahren, sehr geehrter Herr Abge- 
ordneter Glombig, bedeutet ja auch, daß es nicht zu 
der notwendigen Rückkopplung der ersten politi- 
schen Daten mit den Organen der Selbstverwaltung 
kommt — deren bittere Proteste, auch aus Ihrem 
Lager, haben wir alle gehört — , nicht zu den wis- 
senschaftlichen Beratungsgremien und nicht zu der 
fachkundigen Öffentlichkeit. 

Das ist zu Beginn auch dieser Wahlperiode die 
Gesetzgebungspraxis einer Koalition, die 1969 ein- ^ 
mal mit dem Anspruch antrat, mehr Demokratie wa- 
gen zu wollen. 

(Sehr wahr! bei der CDÜ/CSÜ) 

Die Konsequenz eines solchen unerträglichen Ter- 
mindrucks ist immer — in der Gefahr stehen wir bei 
dem, was Sie vorgegeben haben, jetzt auch im Bun- 
desrat — , daß die Folgewirkungen bestimmter Ein- 
griffe und Beschlüsse überhaupt nicht in allen Kon- 
sequenzen erkannt werden können. Entschuldigen 
Sie, das war dodi das Dilemma der Steuerreform! 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

Das ist die große Gefahr, vor der wir stehen. Zwei- 
tens führt es — meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich sage Ihnen das in aller Offenheit — zu 
einem Abbau der gesetzlich festgelegten und poli- 
tisch gebotenen Beteiligungsrechte der Selbstver- 
waltung, der Beiräte und der fachlichen Öffentlich- 
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Insofern bleibt das Angebot zum offenen Ge- 
spräch, das Herr Abgeordneter Sund für Ihre Frak- 
tion hier noch einmal formuliert hat, wie ich fürchte 

— obwohl es sicher gut gemeint ist — , eine theore- 
tische Deklamation. 

Ich möchte an dieser Stelle trotz Ihres Ärgers zu 
Beginn der neuen Wahlperiode gerade auch als 
Mitglied des Bundesrats eindringlich an die Bundes- 
regierung und die Koalition appellieren, mit dieser 
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unvertretbaren Praxis einer Gesetzgebung unter 
äußerstem Termindruck Schluß zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram [Reck- 
linghausen] [SPD]: Sagen Sie das auch im 
Bundesrat! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ja, bei uns sind gewisse Fristen vorgegeben, wie 
Sie wissen. Ich meine gewisse Fristen für die Stel- 
lungnahme. Beim Vermittlungsverfahren ist es 
manchmal gut, mehr Zeit zu haben. Dazu gehören 
allerdings auch mehr Offenheit vor Wahlen und die 
Bereitschaft, rechtzeitig mit allen tragenden politi- 
schen Kräften eines Landes den Dialog zu eröffnen, 
bevor alles in fragwürdigen Kompromissen zemen- 
tiert wird. 

Nun sind — auch darauf ist hingewiesen worden, 
meine Damen und Herren — die Aufgaben der Län- 
der und Gemeinden zentral von den vorgesehenen 
schweren Eingriffen berührt. Der geplante Rückgang 
von der brutto- zur nettobezogenen Steigerung der 
Rente müßte für die ohnehin hart belasteten Ge- 
meinden, aber auch für die Länder als Träger der 
überörtlichen Sozialhilfe zu einem massiven Anstieg 
der Anträge auf Sozialhilfe führen, und zwar bei 
dem von Ihnen geplanten Konzept mittelfristig wahr- 
scheinlich in der Größenordnung von Milliarden. Es 
ist überhaupt nicht zu verantworten — das sage ich 
Ihnen, Herr Glombig — , daß diese Konsequenz in 
Ihren Koalitionsgesprächen, nachdem jetzt alles fest 
sein soll, in keiner Weise mit den Ministerpräsiden- 
ten, den Sozialministern der Länder oder mit den 
kommunalen Spitzenverbänden erörtert worden ist, 
und zwar weder politisch noch fachlich. 

(Glombig [SPD]: Das kommt!) 

— Das kommt, nachdem Sie sagen, jetzt sei alles 
festgeschrieben. Das ist ein gefährliches und ungu- 
tes Verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden im Gesetzgebungsverfahren aller- 
dings mit aller Gründlichkeit auf diese Themen zu- 
rückkommen. Aber es wäre richtig gewesen — ja, 
es ist in der Geschäftsordnung der Bundesregierung 
vorgeschrieben, sehr geehrter Herr Abgeordneter — , 
daß das vor der Entscheidung im Kabinett ge- 
schieht, wenn wir Beteiligungs- und Anhörungs- 
redite in diesem Land ernst praktizieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden uns im Bundesrat unserer verfas- 
sungsmäßigen Mitverantwortung für diese schick- 
salhaften Fragen der sozialen Sicherung nicht ent- 
ziehen. 

(Glombig [SPD]: Was wollen Sie denn nun 
eigentlich?) 

— Ja, natürlich! Wir werden uns unserer Verant- 
wortung nicht entziehen, verehrter Herr Kollege. 
Alles, was ich sage, stört Sie heute. Sie haben 
unter den Koalitionsverhandlungen offenbar ganz 
erheblich gelitten und sich seitdem noch nicht sehr 
gut erholen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 


Wir müssen uns teilweise auch an den Reparatur- 
arbeiten an den Folgen einer verfehlten Politik be- 
teiligen, vor der wir immer wieder gewarnt haben. 
Aber dies kann überhaupt kein Blankoscheck für Sie 
sein. Bei der jetzt angewendeten Praxis sind sehr 
deutliche Auseinandersetzungen über Sachfragen 
dieses Konzepts zwischen Bundestag und Bundesrat 
überhaupt nicht zu vermeiden. 

Daß Sie nun immer wieder nach der Alternative 
fragen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
kann ich nicht als einen in dieser Situation wirk- 
lich ganz ernsthaft gemeinten Beitrag ansehen. 

Wir werden unsere erste Stellungnahme im Ge- 
setzgebungsverfahren voraussichtlich am 4. März im 
Bundesrat abgeben, und wir werden sie sehr sorg- 
fältig erarbeiten. Aber in einem Zeitpunkt, wo es 
außer Pressekommuniques, die sich ständig verän- 
dern, keine Grundlage dafür gibt, daß eine pflicht- 
gemäß verantwortungsbewußte parlamentarische 
Opposition und die Bundesländer im Bundesrat Ihre 
Entscheidung prüfen, kann überhaupt nicht verlangt 
werden, daß wir hier zu allen Details abschließend 
Stellung nehmen. Bei aller Bereitschaft, uns an der 
ernsthaften Erörterung notwendiger Schritte zu be- 
teiligen, sage ich ganz deutlich: Diese Einzelerörte- 
rung hat da ihre Grenze, wo es um die politische 
Verantwortung geht. Auch die weitere Diskussion 
über die Alternative kann nicht und wird nicht dazu 
führen, daß die politische Verantwortung dieser Re- 
gierung und dieser Koalition für die Fehlentwick- 
lung und für die notwendigen harten Eingriffe ir- 
gendwie verwischt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich hier einige grundsätzliche Be- 
merkungen für unsere Meinungsbildung anschlie- 
ßen. Die Sanierung muß von realistischen Berech- 
nungsgrundlagen ausgehen. Deswegen sind die Be- 
redinungsgrundlagen und die Grundannahmen des 
Regierungskonzepts sehr sorgfältig zu prüfen. Da- 
bei geht es vor allem um eines — es wurde schon 
gesagt — : Die Wirtschafts- und Finanzpolitik des 
Bundes muß durch ein — immer noch fehlendes — 
Gesamtkönzept die Voraussetzungen für eine nach- 
haltige Steigerung der Investitionen und den Ab- 
bau der Arbeitslosigkeit schaffen. Ein zweites: Der 
geplante Übergang von der bruttobezogenen zur 
nettobezogenen Rentenregelung begegnet auch aus 
meiner Sicht schwersten Bedenken. Er bedeutet vor 
allem eine Schlechterstellung für die Bezieher klei- 
ner Renten durch niedrigere Anpassungssätze auf 
einem nach wie vor unbefriedigenden Ausgangs- 
niveau. Wenn der Herr Bundestagsabgeordnete Gan- 
sei soeben in einer Zwischenfrage den Eindruck er- 
wecken wollte, es handle sich hier um eine Diffe- 
renz zwischen 7 ®/o brutto und 6 o/a netto, dann zeigt 
er nur, daß er als Angehöriger einer Partei, die sich 
Arbeiterpartei nennt, den Kontakt mit den Men- 
schen dieses Landes und den Wirkungen der Steuer- 
progression und der Abgaben völlig verloren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 

Das müssen ausgerechnet Sie sagen!) 

— Sehr geehrter Herr Konrad, ich weiß nämlich wie 
jeder, der seinen Lohnzettel sieht, daß die Differenz 
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(AJ zwischen brutto und netto heute nicht zwischen 7 
und 6, sondern zwischen 7 und 4 im Durchschnitt 
verläuft. Das ist ein beträchtlicher Unterschied. Da- 
mit kommen wir in die Nähe des Problems der 
realen Sicherung des Besitzstands. 

(Konrad [SPD]: Sie wissen selten, wovon 
Sie reden!) 

Vizepräsident Stückien; Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Gansei? 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Hol- 
stein): Herr Gansei, bitte sehr. 

Gansei (SPD): Herr Stoltenberg, sind sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß mein Hinweis in mei- 
ner Frage sich auf die demagogische Behauptung 
bezog, Kürzung oder Nettolohnanpassung wäre ein 
Abziehen von Steuer und Sozialabzügen von einer 
Rente, und sind Sie bereit, zu akzeptieren, obwohl 
Sie dem Kollegen Wehner zugegeben haben, daß 
Sie kein Fachmann in Fragen der Sozialversiche- 
rung sind, 

(Franke [CDU/CSU]: Sie aber auch nicht!) 

daß die schematische Übertragung der Abzüge eines 
Arbeitnehmers auf die Anpassungsformel in der 
Rentenversicherung falsch ist,, und sind Sie bereit, 
die Zahlen 7 ®/o bzw. 6 ®/o sich von der Selbstverwal- 
tung oder vom Ministerium bestätigen zu lassen? 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Hol- 
stein) : Zur Frage des Fachmanns will ich nicht Stel- 
lung nehmen; Sie haben mich falsch zitiert. Mit der 
allgemeinen Intention Ihrer Frage setze ich mich 
nicht auseinander. Ich bleibe nach den mir vorlie- 
genden Zahlen dabei, daß es eine Irreführung ist, 
zu behaupten, daß der Übergang von brutto auf 
netto eine Differenz zwischen sieben und sechs Pro- 
zent bedeutet. Davon kann überhaupt keine Rede 
sein, wie Ihnen jeder Fachmann Ihrer eigenen Frak- 
tion bestätigen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Uberbelastung des Systems der geglieder- 
ten Krankenversicherung mit Wahlmöglichkeiten 
für die Bürger ist nicht vertretbar. An dieser Forde- 
rung sind die Konsequenzen einer möglichen Sy- 
stemveränderung, direkt oder indirekt, sehr sorg- 
fältig zu prüfen. Wir werden nichts mitmachen, 
was eine Systemveränderung hin zur Einheitsver- 
sicherung bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen, sehr geehrter Herr Minister Ehren- 
berg, die massive Mehrbelastung der Krankenver- 
sicherungen trifft die notwendigen Bemühungen der 
Selbstverwaltung um Kostenentlastungen und Ein- 
sparungen ganz entscheidend. Kostenentlastungen 
und Einsparungen in der Krankenversicherung sind 
eine Notwendigkeit; nicht in dem Sinne, daß etwas 
weggenommen wird, was jetzt ausgegeben wird, 
aber damit der Kostenanstieg in den kommenden 
Jahren abgebremst werden kann. Das ist von Ihnen 
zu spät eingeleitet worden. Aber wenn Sie denjeni- 


gen, die sich im Interesse ihrer Beitragszahler um 
Kcstenentlastungen, Begrenzung des Kostenanstiegs 
nachdrücklich bemühen, als Prämie neue schwere 
Lasten durch den Verschiebebahnhof auferlegen, 
dann treffen Sie diese Anstrengungen der Selbstver- 
waltung der Sozialversicherung im Kern. Das halte 
ich für ganz gefährlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bremsstrecke in der Begrenzung des Kosten- 
anstiegs der Krankenversicherung wird ohnehin 
eine längere sein, als Sie in Ihren Rechnungen jetzt 
unterstellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Graf Lambsdorff stimmt hier ausdrücklich zu. Das 
ist in einer weiteren fachlichen Erörterung auch des 
Zahlenwerks einer der ganz empfindlichen Punkte, 
sehr geehrter Herr Graf Lambsdorff. 

Ich möchte zum Allgemeinen zurückkommen und 
folgendes sagen. Viele Menschen haben jetzt er- 
kannt: Nicht nur in der Sozialversicherung liegen 
gewaltige Probleme vor uns, auch bezüglich der 
wirtschaftlichen Zukunft, auf dem Arbeitsmarkt, vor 
allem im Bereich der staatlichen Finanzen und nicht 
zuletzt in der Energiepolitik. Aus Zeitgründen, im 
Hinblick auf die Geschäftslage dieses Hohen Hauses 
und den vorgesehenen Debattenablauf, will ich 
jetzt das ganze Feld der Wirtschaftspolitik und 
Finanzpolitik ausklammern und mich — nicht aus 
aktuellen Gründen, sondern wegen der prinzipiellen 
Bedeutung — der Frage der Energiepolitik zuwen- 
den. 

Lassen Sie mich zur Finanzpolitik nur eines fest- 
stellen — ich sage das nach sehr gründlicher Prü- 
fung vieler Unterlagen wohlüberlegt; und auf die- 
sem Gebiet glaube ich in der Tat auch ein Experte 
im engeren Sinne zu sein — : Wenn die sehr opti- 
mistischen Annahmen über Wirtschaftswachstum, 
die wir der öffentlichen Finanzplanung zugrunde ge- 
legt haben, in den nächsten Jahren deutlich unter- 
schritten werden, dann stehen wir bei diesem Um- 
fang der Verschuldung in Staat und Kommunen in 
ein bis zwei Jahren vor einem Sanierungsproblem in 
den Haushalten, das in der politischen Brisanz kaum 
hinter dem der Sozialversicherung zurücksteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Konsequenz, Herr Finanzminister, muß, 
glaube ich, eine doppelte sein: noch überzeugendere 
und anstrengendere Bemühungen um Wirtschafts- 
wachstum, Investitionen und Beseitigung der Ar- 
beitslosigkeit — mehr, als in dieser Regierungser- 
klärung erkennbar wurde — und zum zweiten die 
offene Darlegung der Probleme und die Bereit- 
schaft von Bundesregierung, Bundestag und Bundes- 
rat, auch Einsparungsvorschläge für die öffentlichen 
Haushalte bis zur Überprüfung der gesetzlichen 
Leistungen vorzulegen, weil wir von dieser Ver- 
schuldung herunterkommen müssen — die ist nach 
wie vor zu hoch — , 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil alle konjunkturpolitischen Absichten, auch an- 
gekündigte neue Strukturprogramme — über die 
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(A) ich jetzt aus Zeitgründen nicht das sage, was aus 
unserer Sicht dazu zu sagen wäre — , fragwürdig 
bleiben, wenn die Investitionsquoten im Bundes- 
haushalt und auch in den anderen öffentlichen Etats 
von Jahr zu Jahr heruntergehen. 

(Bundesminister Dr. Apel: Und in den Län- 
dern und Gemeinden!) 

— Und in den Ländern und Gemeinden. Wir haben 
einen Finanzverbund, sehr geehrter Herr Finanzmi- 
nister, natürlich. Wenn das gleichförmig beim Bund, 
bei elf Ländern und Tausenden von Kommunen ge- 
schieht, dann liegt das nicht mehr an der Selbst- 
verwaltung in Freiburg oder Oldenburg und auch 
nicht mehr an der Regierung in Bremen oder in 
Schleswig-Holstein, sondern dann ist das ein Ge- 
samttrend der staatlichen Finanzpolitik, über dessen 
Ursachen wir in erster Linie in Bonn zu diskutieren 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das möchte ich zu Ihrer Zwischenbemerkung sagen. 

Nachdem Sie aus einer Krisensituation heraus 
den Rentnern diese brutalen Eingriffe in ihre ge- 
setzlichen Besitzstände zumuten, kann ich Ihnen nur 
raten, jetzt ernsthaft zu prüfen, wo sonst Einspa- 
rungsmöglichkeiten bestellen. 

(Zurufe von der SPD: Sie sollten sich schä- 
men! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Natürlich, meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, da ist doch Ihre Diskussion über soziale Ge- 
rechtigkeit gefragt. Ist es vertretbar, den Rentnern 

(B) diese starke Verkürzung der Leistungen zuzumuten 
und gleichzeitig im bisherigen Umfang öffentliche 
Sparförderung für die mittleren Einkommen zu zah- 
len? Darüber muß in Deutschland offen diskutiert 
werden, auch unter dem Gesichtspunkt sozialer Ge- 
rechtigkeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die Regie- 
rung sagt immer nur „Panikmache"!) 

Ich beschränke mich auf diese Bemerkungen und 
möchte jetzt im letzten Teil meiner Ausführungen 
einiges zu den schwerwiegenden Unbekannten sa- 
gen, die jetzt für die wirtschaftliche Zukunftsentwick- 
lung und auch für die soziale Entwicklung mit den 
Kontroversen über die Energiepolitik und Energie- 
versorgung entstanden sind, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Da sind 
Sie auch Experte?) 

— Da bin ich in der Tat Experte — schon deswegen, 
weil ich einmal, mitgetragen von Ihrem Vertrauen, 
der zuständige Bundesminister für diesen Bereich 
war; das war die Zeit, an die mich vorhin Herr 
Wehner erinnern wollte. 

Vor allem die sich steigernden Auseinanderset- 
zungen um den Bau von Kernkraftwerken und -anla- 
gen stellen eine Belastung nicht nur im ökonomi- 
schen Bereich, sondern auch für den inneren Frieden 
und die Rechtssicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland dar. 

Das Bundeskabinett dieser Koalition hat Ende 1973 
unter dem Schock der Energieversorgungskrise einen 
erheblich größeren Anteil an Kernenergie für die 


künftige Stromversorgung gefordert, in seiner Pla- 
nung hineingeschrieben und die Bundesländer drin- 
gend ersucht, für eine Beschleunigung dieses Aus- 
bauprogramms Sorge zu tragen. 

(Konrad [SPD]: Aber nicht für Festungsbau!) 

Das ist der Ausgangspunkt jeder ernsthaften Diskus- 
sion. 

Diese Vorschläge fanden in den vergangenen Jah- 
ren die Zustimmung aller Parteien und aller Bundes- 
länder. Auf Grund dieser Bonner Appelle haben wir 
z. B. auch in Schleswig-Holstein Ende 1973 das jetzt 
viel diskutierte Brokdorf als Standort für das dritte 
Kernkraftwerk in Schleswig-Holstein öffentlich be- 
nannt und die erforderlichen Beratungs- und Geneh- 
migungsverfahren in der Landesplanung und nach 
dem Atomrecht eingeleitet. 

Der Deutsche Bundestag — dies möchte ich unse- 
ren Kritikern, auch unseren besonderen Kritikern 
aus dem Bereich der SPD und der FDP, hier sagen — 
hat zum letzten Mal am 13. Mai 1976 auf der Grund- 
lage ausführlicher Vorlagen und Anhörungen sei- 
nes zuständigen Ausschusses das Problem der Kern- 
energie und der Energieversorgung behandelt, wenn 
auch zu einer sehr späten Stunde. Ohne Gegen- 
stimme — in einem Punkt bei zwei Enthaltungen — 
ist in jener Sitzung vor nunmehr etwa acht Monaten 
ein Beschluß dieses Hohen Hauses gefaßt worden, 
der sich für die Verwirklichung der Ziele auch auf 
dem Gebiete des Kernkraftwerkbaus ausspricht und 
alle Aspekte der Sicherheit dabei besonders gründ- 
lich behandelt. 

Zu der jetzt auch von vielen Abgeordneten der 
SPD und der FDP geäußerten heftigen Kritik an un- 
seren Entscheidungen im Rahmen dieses Programms 
der Bundesregierung für Brokdorf 

(Zuruf von der SPD: Vergessen Sie Herrn 
Gruhl nicht!) 

— ja, ich beziehe Herrn Gruhl gern in diese kritische 
Betrachtung ein, nur muß ich ihm zubilligen, daß er 
schon vor dem 13. Mai dasselbe gesagt hat; das ist 
ein gewisser Unterschied — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

will ich hier in der gebotenen Kürze folgendes sa- 
gen. 

In den drei Jahren von der öffentlichen Benennung 
dieses Standortes bis zum Baubeginn sind alle Ein- 
zelmaßnahmen im engen Zusammenwirken mit den 
zuständigen Organen der kommunalen Selbstverwal- 
tung und intensiven Diskussionen mit den dort le- 
benden Menschen getroffen worden. Ich betone hier 
noch einmal, weil ständig, auch über Medien, ein an- 
deres Bild erzeugt wird: Die Gemeindevertretung der 
zuständigen Gemeinde und der Kreisausschuß des 
zuständigen Kreises haben diesem Vorhaben und 
der Änderung der Landesplanung praktisch einstim- 
mig zugestimmt. Das waren die Repräsentanten der 
dort lebenden Bevölkerung. Die Teilgenehmigung 
ist nach der erforderlichen schriftlichen Zustimmung 
des Bundesinnenministers und der Reaktorsicher- 
heitskommission ausgesprochen worden. 

(Konrad [SPD]: Vorsicht!) 



272 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Januar 1977 


Ministerpräsident Dr. Stoltenberg 

(A) Alle von Bundesseite in dem umfangreichen Brief- 
wechsel gemachten rechtlichen Auflagen und auch 
darüber hinausgehende Empfehlungen sind voll be- 
achtet worden. 

(Konrad [SPD] : Ob das wohl stimmt?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, drittens 
entsprechen der heftig angegriffene Sofortvollzug 

(Konrad [SPD]: Nach Feierabend!) 

und der Baubeginn am Morgen des nächsten Tages 
der Praxis aller Landesregierungen in den letzten 
Jahren. Ich nenne hier nur einmal als Beispiele: 
Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich: erste Teilgenehmi- 
gung am 9. Januar 1976, Baubeginn am 10. Januar 
1976; Kernkraftwerk Grohnde: erste Teilgenehmi- 
gung am 8. Juni 1976, Baubeginn am 9. Juni 1976; 
Kernkraftwerk Gundremmingen II: erste Teilgeneh- 
migung am 19. Juli 1976, Baubeginn am 20. Juli 1976. 

(Konrad [SPD]: Nennen Sie mal die Tages- 
stunde oder die Nachtstunde!) 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß bei 
keinem dieser genannten Beispiele — und man 
könnte die Liste verlängern — Politiker der Bun- 
desregierung oder der Koalition öffentlich Kritik an 
diesem rechtmäßigen Verfahren geübt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich halte es nicht für verantwortlich — ich sage 
das in aller in diesem Rahmen gebotenen Ruhe — , 
wenn namhafte Politiker der Koalitionsparteien bei 
ihrer massiven öffentlichen Polemik gegen die 

(B) schleswig-holsteinische Landesregierung und die 
überwiegend im Staatsbesitz Hamburgs bzw. weit- 
gehend des Bundes befindlichen dort tätigen Ener- 
gieversorgungsunternehmen den Eindruck erwek- 
ken, es sei eine Art brutale 

(Konrad [SPD]: Jetzt stimmt die Vokabel 
endlich mal: brutal!) 

Übertretung und Überschreitung von Bürgerrechten 
oder eine Nacht- und Nebel aktion erfolgt. Es hat 
kein Kernkraftwerk in Schleswig-Holstein — und 
wir bauen das dritte, die zwei vorhergehenden ohne 
jeden Konflikt und jede dramatische Zuspitzung — 
und, wie ich glaube, in Deutschland gegeben, bei 
dem das Gespräch mit der Bevölkerung vorher so 
intensiv angeb oten und auch wahr genommen wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur jeden warnen — auf die allgemeinen 
Probleme der Durchführung des Energieprogramms 
der Regierung komme ich gleich — , als verantwort- 
licher Politiker in gefährlicher Weise die Parolen 
kompromißloser Kernkraftwerksgegner und auch 
einiger agitatorischer Sendungen in den Medien 
für diesen Meinungsstreit zu übernehmen. 

Ich muß mich hier, auch aus aktuellem Anlaß, mit 
dem Interview des stellvertretenden SPD- Vorsitzen- 
den und Bremer Bürgermeisters Koschnick mit einer 
Hamburger Illustrierten auseinandersetzen — als 
besonders schlechtem Beispiel — , der im Zusam- 
menhang mit dem Sofortvollzug in Brokdorf uns 
vorwarf, die Bedürfnisse und die Besorgnisse der 
Bevölkerung skandalös übergangen zu haben. Wann 


hat Herr Koschnick jemals gegen den Sofortvollzug 
und den sofortigen Baubeginn irgendwo einen er- 
kennbaren Vorbehalt in den letzten Jahren im Kreis 
der Ministerpräsidenten, in Bremen oder sonstwo 
angemeldet? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor seiner eigenen Haustür, in Esensham bei 
Bremen, wurde ein Kernkraftwerk mit Sofortvollzug 
und sofortigem Baubeginn gebaut, das der Strom- 
versorgung Bremens dient. Vor seiner eigenen 
Haustür ist das geschehen; übrigens auch in Biblis, 
bei Biblis II, in Hessen mit denselben Instrumenten, 
die bis zum vergangenen Herbst zwischen den Län- 
dern und den die Regierungen tragenden demokra- 
tischen Parteien unbestritten waren. 

(von Hassel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich sage hier gleich im Vorgriff auf einige Sätze, die 
ich nachher noch zur Regierungserklärung des Bun- 
deskanzlers anführen möchte: Die Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers macht insoweit auch klar, 
in der noch zu zitierenden Formulierung, daß das 
das bisher gemeinsam geübte Verfahren gewesen 
ist. 

(Konrad [SPD]: Gestehen Sie doch ein, daß 
Sie es falsch gemacht haben!) 

— Sie sind ein besonders großer Experte und müs- 
sen dem Haus erst einmal erklären, warum Sie heute 
in Schleswig-Holstein anders reden, als Sie im Mai 
1976 abgestimmt haben, sehr geehrter Herr Abge- 
ordneter. Seien Sie nicht so selbstgerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad 
[SPD] : Sie lenken ab!) 

Sie müssen diesem Hohen Hause das erst einmal 
erklären, dann das Gespräch mit den Gewerkschaf- 
ten führen und lesen, was die dazu sagen. Ich werde 
Ihnen das gleich noch vortragen. 

Aber ich sage Ihnen in aller Offenheit, ohne mich 
von Ihnen noch länger reizen zu lassen, Herr Kon- 
rad — versuchen Sie es nicht — , wenn ich an die 
kommenden Jahre der Durchführung des Energie- 
programms denke, und zwar auch nach dem gestri- 
gen Beschluß der SPD in der Bremer Bürgerschaft, 
wo man das Landesparlament mißbraucht hat, um 
den schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten in 
einem Beschluß in massivster Form persönlich mit 
verfälschten Zitaten anzugreifen: wer in SPD und 
FDP aus taktischen Gründen weiterhin die Durch- 
führung des Energieprogramms der Bundesregierung 
zum parteipolitischen Schlaginstrument gegen die 
zuständigen Landesregierungen benutzen will, der 
gefährdet die Grundlagen dieses Energieprogramms 
und damit unsere Energieversorgung der 80er Jahre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hinzufügen: über die Frage der kon- 
kreten Formen der Durchführung müssen wir immer 
neu miteinander sprechen, auch im Lichte prakti- 
scher Erfahrungen. Natürlich wissen wir alle, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß in den letzten 
zwei Jahren, insbesondere seit den großen Aus- 
einandersetzungen um Wyhl die Spannungen zuge- 
nommen haben und eine Zäsur entstanden ist. 
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(A) Wir haben in Schleswig-Holstein zwei Folgerun- 
gen aus diesen Vorgängen gezogen: Einmal haben 
wir die Diskussion mit der Bevölkerung in jenem 
Raum noch intensiver geführt. Ich kann jedem von 
Ihnen, der daran interessiert ist, Schreiben von 
Organisationen aus dem Raum Brokdorf und der 
Wilstermarsch, im Kreis Steinburg übersenden, in 
denen diese Organisationen, Lehrerverbände u. a., 
uns vor einem Jahr mitteilten, sie machten von un- 
serem Angebot an Veranstaltungen und Diskussio- 
nen keinen Gebrauch mehr, weil es ein Übermaß an 
Möglichkeiten für sie gegeben habe. Das ist die 
Wirklichkeit von dem, was hier zum Teil verfälscht 
wird. 

Ich sage hier auch ganz deutlich: die lautstarken 
Gegner der Kernkraftwerke vertreten nicht die 
Mehrheit der Bürger des dortigen Raumes und un- 
seres Landes. Deswegen muß man hier zu bundes- 
weiten Aktionen greifen. Das Zentrum dieser Aktio- 
nen ist leider Bremen geworden. Herr Koschnick 
sollte sich lieber einmal um die unerträglichen 
Hochschulverhältnisse auch in diesem Zusammen- 
hang kümmern, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

als gegen uns zu polemisieren. Da werden für die 
konkreten Gewaltaktionen, die für Februar geplant 
sind und jetzt in allen Einzelheiten dokumentiert 
vorliegen, Kontaktadressen an dieser staatlichen 
Bremer Universität angegeben. Das ist der Skandal 
in Deutschland, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

fB) 

Dieser Skandal beunruhigt auch viele, wie ich weiß, 
in Ihren Reihen, im Kreise der Bundesregierung 
und der Fraktionen von SPD und FDP zutiefst. 

(Konrad [SPD]: Das schicken Sie mal den 
Leuten in der Wilstermarsch!) 

— Ja, das mache ich schon, Herr Konrad. Nehmen 
Sie das alles ein bißchen ernster. In Ihrer selbst- 
gerechten Oberflächlichkeit leisten Sie keinen guten 
Beitrag für diese Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 

In der Konkurrenz der Selbstgerechtigkeit 
sind Sie unschlagbar!) 

— Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es muß jeden 
bestürzen, wenn im November 16-, 17jährige Kinder 
und Jugendliche aus Bremen, aus Frankfurt, aus 
Essen, zum Teil mit Waffen von Kommunisten und 
Terroristen nach Brokdorf gefahren werden, um 
dort die Polizei tätlich anzugreifen. Das hat doch 
mit dem Für und Wider um Kernenergie in unserem 
Lande nichts mehr zu tun. Darüber rede ich zur Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 

Und die anderen 30 000!) 

Die zweite Folgerung für uns war bei der Vor- 
geschichte, mit dem Baubeginn die erforderlichen 
polizeilichen Sicheningsmaß nahmen gegen die von 
einigen Bürgerinitiativen, vor allem aus Bremen 
und Hamburg, vorher öffentlich angekündigte 
rechtswidrige Besetzung der Baustelle vorzuneh- 
men. Ich sage zu der Kritik an diesem Vorgang, auf 
die Sie sich auch in Ihren Zwischenrufen beziehen: 


Es gibt kein Bürgerrecht auf Baustellenbesetzung in (Q 
diesem Lande, wie manche Leute heute im Fern- 
sehen behaupten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach meinem Amtsverständnis ist es unsere Pflicht 
als Repräsentanten des Staates in Bund und Län- 
dern, das Eigentum und die Unversehrtheit eines 
jeden Bürgers zu schützen. Darauf sind wir ver- 
eidigt. Das sollte unter uns unstrittig sein. Das gilt 
für Privatleute. Das gilt für einen Bauernhof. Das 
gilt für einen Handwerksbetrieb. Das gilt auch für 
die rechtmäßig genehmigte Baustelle gemeinwirt- 
schaftlicher Energieversorgungsunternehmen im öf- 
fentlichen Besitz, die im Rahmen des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung tätig werden sollen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß das hier einmal deutlich sagen. 

Vizepräsident Stückien: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ministerpräsident Dr. Stoitenberg (Schleswig-Hol- 
stein) : Gerne, sehr geehrter Herr Abgeordneter. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Vielen Dank, 
daß Sie jetzt das Maß an Höflichkeit gegenüber 
einem anderen Abgeordneten zeigen, das Sie gegen- 
über dem Abgeordneten Konrad bislang haben ver- 
missen lassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fragen!) 

P) 

— Vielleicht darf ich diese Bemerkung machen 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Hol- 
stein): Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zur 
Frage! 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Ich weiß; aber 
man darf sich doch noch bedanken. 

Herr Ministerpräsident, darf ich Sie fragen, ob 
Sie zur Kenntnis nehmen wollen, daß der Bundes- 
kanzler in seiner Regierungserklärung ausdrücklich 
festgestellt hat, daß das Bürgerrecht auf Demon- 
stration nicht bedeutet, 

(Ministerpräsident Dr. Stoltenberg [Schles- 
wig-Holtein]: Ja!) 

daß es ein Recht auf Demolieren gibt? Wollen Sie 
das bitte bestätigen, 

(Ministerpräsident Dr. Stoltenberg [Schles- 
wig-Holstein]: Ja, das bestätige ich Ihnen 
sehr gerne!) 

und wollen Sie bitte Ihre Kritik dort anbringen, wo 
sie am Platze ist, aber doch nicht hier? Denn wir 
teilen ja Ihre Auffassung in bezug auf extreme 
Gruppen. 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Hol- 
stein): Ja, ich kenne natürlich diese Aussage des 
Herrn Bundeskanzlers, und ich würde mich freuen, 
wenn sie von allen Mitgliedern der Regierungspar- 
teien in der Diskussion draußen im Lande und in 
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ihrem Verhalten nicht nur theoretisch, sondern auch 
sehr konkret auf den Punkt, um den es jetzt geht, 
entsprechend angewandt würde. Darum geht es! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Herr Ministerpräsident, 
gestatten Sie eine weitere Zwisdienfrage? 

Ministerpräsident Dr. Stoitenberg (Schleswig-Hol- 
stein): Ich bitte Sie um Verständnis, wenn ich nun 
bei der Geschäftslage des Hauses fortfahren möchte. 
Die Form der Antwort richtet sich ein bißchen nach 
der Art der Anfrage und des Zwischenrufs. Das will 
ich nur zu der Vorbemerkung von eben sagen. 

(Zuruf von der FDP: Sehr wohl!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, kein 
Mensch in unserem Lande kann heute sagen — und 
das ist es, was in der Tat viele beunruhigt — , wel- 
ches energiepolitisdie Konzept die Regierungskoali- 
tion und die sie tragenden Parteien vor allem im Be- 
reich der Kernenergie konkret vertreten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist es!) 

Und hier geht es auch um das Selbstverständnis 
dieses Hohen Hauses; ich habe das angedeutet. Ich 
habe Ihnen die Entschließung vom Mai vergangenen 
Jahres, die ja einstimmig bei zwei Enthaltungen 
gefaßt wurde, in Erinnerung gerufen, und ich muß 
die Abgeordneten der SPD und der FDP aus Schles- 
wig-Holstein und den anderen Ländern nun wirk- 
lich einmal eindringlich fragen — Sie, von denen 
jetzt viele draußen im Lande reden, bis hin, Herr 
Mischnick, zu sehr dubiosen Formulierungen, zu 
verwaschenen Formulierungen in Komitees von 
Fraktionsvorsitzenden; vergleichen Sie das einmal 
mit den Texten vom Mai — : Was hat sich eigentlich 
in diesen acht Monaten in der ernsthaften, fachli- 
chen, wissenschaftlichen, auch kritischen Debatte 
über das Für und Wider der Nutzung der Kernener- 
gie grundlegend geändert? Ich sage Ihnen eines: 
Nichts hat sich in diesen acht Monaten von jener 
Entschließung des Deutschen Bundestages bis zu 
dem, was wir an verwirrenden, bedenklichen, die 
Menschen beunruhigenden Parolen heute draußen 
im Lande auch von Mitgliedern dieses Hohen Hau- 
ses hören, geändert! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen brauchen Sie sich auch nicht zu wundern, 
wenn mancher etwas nach den Motiven fragt, die 
mit diesem Meinungswandel verbunden sind. 

Ich will das hier aus verschiedenen Gründen nicht 
weiter vertiefen, aber es ist ein bedenklicher Vor- 
gang, wenn zuständige Bundesminister wie Herr 
Friderichs — öffentlich geschehen in der Presse und 
auch auf Parteitagen — döshalb massiv von Bundes- 
tagsabgeordneten — ich denke hier vor allem an 
eine bestimmte Dame — , aber auch von Parteifreun- 
den draußen im Lande auf das heftigste angegrif- 
fen werden, weil sie das sagen, was man vor der 
Wahl in diesem Hohen Hause beschlossen hat. 

Und es ist auch ein nicht vertretbarer Wider- 
spruch — leider ist Herr Wehner gegangen — , wenn 


sich z. B. in Hamburg der von SPD und FDP gebil- (C) 
dete Senat in diesen Tagen — auch in den Kontro- 
versen — für den zügigen Bau des Kernkraftwerks 
in Brokdorf ausspricht, das ja 50 ®/o des Stroms 
nach Hamburg liefern soll und bei dem der Senat 
ja Großaktionär des einen Energieversorgungsunter- 
nehmens ist, das baut, während die Regierungs- 
parteien — zunächst die Damen und Herren der FDP 
und in den letzten Tagen, im Gegensatz zu frühe- 
ren Äußerungen, auch die der SPD — jetzt in den 
Ruf nach einem Baustopp einstimmen. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, mit dieser „Arbeits- 
teilung" können Sie doch draußen im Lande kein 
glaubwürdiges Energiekonzept der Koalition ver- 
treten! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Regierung — in Hamburg SPD- und FDP-Sena- 
toren — darf noch gerade dafür sein, weil man ja 
weiß, was der Fall von Brokdorf für die Strom- 
versorgung in Hamburg bedeutet, 

(Zurufe von der SPD) 

weil man ja weiß, daß es kein Naturgesetz ist, daß 
50 ®/o der Hamburger Stromversorgung aus schles- 
wig-holsteinischen Standorten kommen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Dreht Ihnen 
doch den Strom ab!) 

Aber die Parteien übernehmen dann die Gegen- 
position, und damit glauben sie, an Überzeugungs- 
kraft oder Anziehungskraft in bezug auf die Wäh- 
ler zu gewinnen. 

Dieses Hamburger Beispiel steht ja leider nicht 
allein, Herr Wehner ist leider gegangen. 

(Zuruf von der SPD: Das haben Sie schon 
einmal gesagt!) 

— Ich verstehe das ja auch. Er hat sich vorhin so 
geärgert; er muß ja auch einmal eine ruhige Stunde 
haben. Aber er wird es vielleicht nachlesen. 

Auch Herr Wehner hat uns heftig kritisiert wegen 
des Baubeginns in Brokdorf. Ich sage Herrn Weh- 
ner und auch Frau Schuchardt hier in aller Deutlich- 
keit: Wenn das noch ein paar Monate so weiter- 
geht, dann können Sie eine gemeinsame Kommis- 
sion vielleicht aus Herrn Wehner und Frau Schu- 
chardt bilden für den nächsten Kraftwerksstandort 
für Hamburg und Norddeutschland und diesen in 
Ihren jeweiligen Wahlkreisen im eigenen Lande su- 
chen! Das wird die Konsequenz sein. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU — 

Zuruf von der SPD: Reden Sie doch mal von 
der Sicherheit!) 

Wir praktizieren wirklich staatspolitische Ver- 
antwortung in diesem Bereich, auch gegenüber 
Hamburg, auch gegenüber dem Bund; denn durch 
die Appelle des Bundes veranlaßt haben wir für die- 
ses Kraftwerk den Standort benannt und den Bau 
begonnen. Aber irgendwo müssen Sie die Grenzen 
unserer Belastungsfähigkeit auch erkennen, inso- 
fern, als Sie uns nicht für blöd halten können, meine 
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(A) Damen und Herren, in dieser Art, wie diese De- 
batte mit uns geführt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Konrad [SPD]: So viel Selbsterkenntnis ist 
entwaffnend! Reden Sie doch einmal von 
der Entsorgung! — Zuruf des Abg. Wolf- 
ram [Recklinghausen] [SPD]) 

Dies mußte ich in etwas deutlicheren Worten zu den 
Hamburger Verhältnissen bei SPD und FDP sagen. 
Darauf bezog sich meine Bemerkung. 

Ich komme jetzt zum eigentlichen Haupthema zu- 
rück. 

(Zurufe von der SPD) 

— Dies war alles sehr wichtig und findet großes 
Interesse auch außerhalb dieses Hauses; da können 
Sie ganz sicher sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 

Zur Entsorgung und zu Albrecht haben Sie 
kein Wort gesagt!) 

— Lesen Sie einmal nach, was Sie zum Thema Ent- 
sorgung und Sicherheit im Mai hier in diesem Ho- 
hen Hause mit beschlossen haben; 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das weiß der doch 
nicht!) 

da brauchen Sie mich nicht zu fragen. 

Ich sage Ihnen: Wenn sich die Bundesregierung 
und die Mehrheitsparteien nicht alsbald auf eine 
einheitliche Auffassung zur Energieversorgung und 

(B) der künftigen Rolle der Kernenergie einigen, dann 
ist in vielerlei Hinsicht eine sehr ernste Zuspitzung 
zu erwarten, nicht nur in neuen vorbereiteten Ge- 
waltaktionen radikaler Kräfte, sondern auch in der 
zunehmend besorgten Arbeitnehmerschaft und den 
Gewerkschaften vieler Betriebe. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Sie können mit diesen jetzigen politischen Wider- 
sprüchen nicht mehr lange leben. Wir alle werden 
Schaden erleiden, wenn das nicht besser wird. 

Ich will Ihnen das an einem aktuellen Beispiel 
demonstrieren. Vorgestern haben wir in der gesam- 
ten norddeutschen Presse in großen Schlagzeilen den 
dringenden Appell der drei Bundesminister Fride- 
richs, Maihofer und Matthöfer an den Kollegen 
Ernst Albrecht gelesen, nun endlich den Standort 
für die Entsorgungsanlage festzulegen und die vor- 
bereitenden Arbeiten zu ermöglichen. 

Das ist das eine. Am nächsten Tag erleben wir 
diese Exkursion der SPD in der Bremer Bürger- 
schaft, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

die massiven Angriffe gegen den benachbarten Re- 
gierungschef der CDU wegen der Maßnahmen zur 
Durchführung des Energieprogramms. Zugleich lesen 
wir in denselben Zeitungen die Erklärungen zahl- 
reicher Landesverbände der SPD und FDP und vie- 
ler Abgeordneter dieses Hauses nach dem zwei- 
jährigen Baustopp, dem Moratorium, der erneuten 


Prüfung einer seif 20 Jahren ernsthaft und gewissen- (C) 
haft erörterten Frage, ob Kernenergie sicher ist. 

Ja, glauben Sie denn, daß das ein Weg ist, den Sie 
in dieser total aufgelösten Schlachtordnung auch nur 
noch drei Monate weitergehen können? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 

Konrad [SPD]) 

Der Bundesminister Ravens erklärt den Bau einer 
Entsorgungsanlage in Niedersachsen zu einer „na- 
tionalen Aufgabe", und Herr Kühn stiehlt sich mit 
seinen Freunden für die nächsten drei Jahre aus die- 
ser politischen Verantwortung und Diskussion her- 
aus. 

(Zurufe von der SPD) 

So kann es in diesem Lande doch nicht weitergehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Klarheit in den politi- 
schen Zielen und Grundlagen ist auch die unverzicht- 
bare Voraussetzung für den intensiveren Dialog mit 
den Bürgern, die überzeugende Begründung und Dar- 
stellung der Regierungspolitik in den Medien gegen- 
über den Fragen und Sorgen vieler. 

Ich komme zum Abschluß noch kurz auf die Regie- 
rungserklärung selbst zu sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 

— Auf den Text, sehr geehrter Herr Abgeordneter; 

zur Sache selbst habe ich mich die ganze Zeit ge- 
äußert. — Der Bundeskanzler hat in seiner Regie- 
rungserklärung am 16. Dezember — ich zitiere — 
klar gesagt: pj 

Auf den Ausbau auch der Kernernergie kann 
nicht verzichtet werden. Kernenergie bleibt zur 
Deckung des vorhandenen Strombedarfs not- 
wendig und unerläßlich. 

Dieser Meinung bin auch ich mit der Mehrheit 
dieses Hauses, einer Mehrheit quer durch alle Frak- 
tionen. Aber erörterungsbedürftig wird — auch in 
den folgenden Konferenzen mit der Bundesregie- 
rung — ein anderer Satz sein. Der Bundeskanzler 
hat erklärt: 

Die Bundesregierung hält die bisherige regel- 
mäßige Praxis, den Bau von Kernkraftwerken — 
ungeachtet der Einwendungen — durch den 
sofortigen Vollzug zu beginnen, für unbefrie- 
digend. 

Der Bundeskanzler spricht von einer regelmäßigen 

— ich habe dieses Wort unterstrichen — Praxis, 
über diese Verfahrensfragen einer Änderung der 
bisher allgemein geübten Praxis kann man mit uns 
sprechen, freilich — ich würde das einigen Herren 
der Regierung sagen, wenn sie hier wären, aber ich 
sage es auch dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Baum — nicht in der Form belehrender oder kritisie- 
render Hinweise, sondern in der Form des vernünf- 
tigen Dialogs. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 

Der Oberlehrer hat gesprochen! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Das, worauf wir uns hier beziehen, haben wir 
alles gelesen. — Eine Feststellung allerdings, meine 
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(A) sehr geehrten Damen und Herren, habe ich in der 
Regierungserklärung vermißt. Da ist der Entwurf 
von Herrn Friderichs — wie auch in manchen ande- 
ren Punkten — dann wohl nicht zum Zuge gekom- 
men. Man hat den Eindruck, daß das in diesem Teil 
ein bißchen aus verschiedenen Häusern stammt. 
Aber ich glaube, Herr Minister Friderichs, diese 
Feststellung ist unbestritten: Ohne die rechtliche 
Möglichkeit des Sofortvollzugs kann in der vor uns 
liegenden Zeit in Deutschland überhaupt kein Neu- 
bau eines Kohle- oder Kernkraftwerks begonnen 
werden, weil die Prozesse — und es gibt heute ge- 
gen jedes Kraftwerk Prozesse: gegen die Kohle- 
kraftwerke genauso wie gegen Kernkraftwerke — in 
der Regel drei bis fünf Jahre dauern. 

Bei acht Kernkraftwerken, für die an sich die 
Voraussetzungen für den Baubeginn gegeben sind, 
werden Teilgenehmigungen gegenwärtig nicht voll- 
ziehbar oder nicht erteilt. Dasselbe gilt auch für 
Kohlekraftwerke. 

(Konrad [SPD]: Das ist ein schöner Respekt 

vor der Rechtsprechung, den Sie da äußern!) 

Diese Verzögerung bringt zunächst einmal Milliar- 
den an Mehrkosten, die der Stromverbraucher be- 
zahlen muß. Ein Kernkraftwerksbau, meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren, und ein Kohlekraftwerks- 
bau in der heute üblichen Größenordnung sichern 
nach den Berechnungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung die Beschäftigung von fast 
10 000 Arbeitnehmern für vier Jahre. Wenn das in 
der jetzigen kritischen Lage auf dem Arbeitsmarkt 

^ * so weitergeht, wenn hier nicht gleichsam die 
Schwelle durch politischen Konsensus und auch durch 
die erhofften rechtlichen Entscheidungen überwun- 
den werden kann, besteht natürlich die Gefahr einer 
weiteren sprunghaften Zunahme der Arbeitslosen- 
zahlen — abgesehen von den gar nicht kalkulier- 
baren wirtschaftlichen Folgen für die 80er Jahre, 
wenn eine Lücke in der Stromversorgung entsteht. 

Nehmen Sie, meine Damen und Herren, diesen 
Hinweis ernst. 

(Zuruf von der SPD: Wir nehmen alles ernst!) 

— Nicht alles, was ich gesagt habe, wurde ganz 
ernst genommen. Aber dies ist ein Hinweis, der 
auch Sie besonders berührt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. — Sie kennen das Thema in den 
Betrieben und Gewerkschaften sehr genau. Es 
nimmt an Brisanz zu. Und ich füge etwas hinzu: In 
den Vorständen einiger großer deutscher Energie- 
versorgungsunternehmen beginnen in diesen Wo- 
chen die internen Diskussionen, ob nicht der Zeit- 
punkt in Sicht ist, in dem man den gesetzlichen Auf- 
trag zur Sicherstellung der Energieversorgung für 
die 80er Jahre offiziell an die Bundesregierung zu- 
rückgeben muß. Auch diesen Hinweis sollten Sie 
ernst nehmen. 

Wir haben heute nicht zum ersten Mal die Not- 
wendigkeit eines intensiven Dialogs mit interessier- 
ten und besorgten Bürgern betont. Dazu gehören 
auch viele Mitglieder von Bürgerinitiativen. Wir 
machen diesen Unterschied zwischen legalen demo- 


kratischen Gegnern der Kernenergie und Radikalen 
und Gewalttätern. 

(Zuruf von der SPD; Für Sie gibt es doch nur 
Radikale!) 

— Wenn Sie dies einfach so dahinsagen, sehr ge- 
ehrter Herr Abgeordneter, dann lesen Sie doch 
bitte einmal die verschiedenen aufsehenerregenden 
Artikel im Organ des Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des „Welt der Arbeit'' und in der Zeitschrift der IG 
Bergbau und Energie. Sie finden darin eine ganze 
Reihe von Artikeln, die in den letzten Wochen er- 
schienen sind 

(Konrad [SPD]: Daß Sie so etwas lesen!) 

und in denen in aller Härte und Eindringlichkeit die 
zunehmende Unterwanderung vieler Bürgerinitiati- 
ven durch kommunistische, terroristische und radi- 
kale Gruppen beschrieben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen müssen diese beiden Gruppen sehr deut- 
lich auseinandergehalten werden. Der Versuch der 
Tarnung und des Mißbrauchs muß vermieden wer- 
den. Wir sehen uns — speziell in Verbindung mit 
Brokdorf — mit der Ankündigung neuer schwerer 
Ausschreitungen und Gewaltaktionen konfrontiert. 
Solche Aktionen werden in Bremen im Bereich der 
staatlichen Universität offen diskutiert und teil- 
weise auch vorbereitet. Dieses Thema wird auch in 
Hamburg und woanders behandelt. Ich glaube, wir 
sollten uns — unabhängig von allen parteipoliti- 
schen Gegensätzen und auch unabhängig von der 
Beurteilung des Pro und Kontra der Kernenergie (D) 
sowie der Beurteilung von einzelnen Entscheidun- 
gen des Bundeskabinetts und der Landesregierun- 
gen — darin einig sein, daß wir alle den Versuch, 
Demonstrationen aufzubauen und zu mißbrauchen, 
durch die auf Grund geplanter Gewaltanwendung 
bürgerkriegsähnliche Verhältnisse in unserem Land 
geschaffen werden sollen, nachdrücklich und mit 
äußerster Entschiedenheit verurteilen und alles tun, 
um ihm entgegenzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist neben der dringend gewordenen Meinungs- 
bildung oder Wiederherstellung der Übereinstim- 
mung in der Koalition im Hinblick auf die Sachfra- 
gen der Energiepolitik der Bundesregierung und die 
Durchführung des Energieprogramms der wichtigste 
Punkt in der vor uns liegenden Zeit. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Westphal. 

Westphai (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst ein Wort an meinen Vorred- 
ner. Herr Ministerpräsident Stoltenberg, es ist Ihr 
Recht, hier als unser Gast, als Gast unseres Prä- 
sidenten zu sprechen. Niemand wird Ihnen dieses 
Recht hier bestreiten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das können Sie auch 
gar nicht!) 
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Sie haben sogar das Recht, sich jederzeit in die Red- 
nerfolge so einzureihen, wie Sie es als Ministerprä- 
sident wünschen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
kein Recht des Präsidenten, das steht in der 
Verfassung!) 

Sie haben das Recht gehabt, eine Stunde der Rede- 
zeit hier auszufüllen. Was Sie aber nicht können, 
ist, uns zu dem Zeitpunkt, den Sie wünschen, hier 
eine verspätete Brokdorf-Debatte aufzuzwingen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie werden heute im Verlaufe dieser Debatte über 
die Regierungserklärung unseres Kanzlers selbst- 
verständlich Antworten auf die energiepolitischen 
Fragen bekommen. Das ist doch klar. Ich bin nur 
gespannt, ob Sie so viel Geduld haben und hier so 
lange wie andere ausharren werden, um zu hören, 
was die Abgeordneten der Koalition odor Herr Mi- 
nister Friderichs zu dieser Thematik zu sagen ha- 
ben. Wir waren ja gespannt auf Ihre Rede: Einer der 
großen Zampanos, die da Wirtschaftspolitik in der 
Union zu vertreten haben — Stoltenberg, Bieden- 
kopf, Barzel; entschuldigen Sie, ich kenne noch 
nicht die Rangfolge in der Hierarchie — 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sie wissen vieles 
noch nicht!) 

kommt hierher, spricht zu uns, hält uns einen Mono- 
log über Verfahrens- und Terminfragen, philoso- 
phiert über die Problematik der Überlastung von 
Spitzenpolitikern, antwortet auf die Frage, ob er 
(B) eine Alternative zur Rentenpolitik habe, dies sei 
verfrüht, dies könne man von ihm nicht erwarten, 
und bringt im Zusammenhang mit der Steigerung 
von Brutto- und Nettobezügen einiges durcheinan- 
der. Jeder weiß doch, daß, wenn sich eine Steige- 
rung ergibt, eine Bruttosteigerung höher ist als eine 
Nettosteigerung. Aber auch eine Nettosteigerung 
bleibt nun einmal eine Steigerung, Nur darum ging 
es. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Auf Prozentsätze lasse ich mich dabei gar nicht ein. 
Und dann kommt dieser wirtschaftspolitische Spre- 
cher der Union aus dem hohen Norden und sagt zum 
Thema Wirtschafts- und Finanzpolitik: Das klam- 
mere ich heute aus. Ganz enttäuscht saß ich da unten 
und packte meine Notizen weg. Außer dem Them^ 
der Verschuldung blieb nichts. 

Lassen Sie mich gleich, Herr Stoltenberg, obwohl 
ich im Zuge dessen, was ich hier ausführen will, 
noch einmal auf das Thema Verschuldung an anderer 
Stelle zurückkomme, sagen: Wir sind einverstan- 
den, daß dies ein Teil der Politik ist, die wir im 
finanziellen Bereich zu machen haben. Wir haben 
sie sogar bereits angefangen. Sie ist darauf gerich- 
tet, die hohen, insbesondere die rezessionsbeding- 
ten Schulden abzubauen. Aber, Herr Stoltenberg, 
wissen Sie nicht, daß wir am 20. des Monats Januar 
1977 stehen? Wenn es nach der Politik dieser Regie- 
rung der sozialliberalen Koalition gegangen wäre, 
würden wir seit dem 1. Januar 1977 beginnen, in 
verstärkter Weise Mittel zu beschaffen, um Schulden 


abbauen zu können, wenn Sie nicht im Bundesrat (C) 
mitgeholfen hätten, zu verhindern, daß wir die ange- 
messene Erhöhung der Umsatzsteuer bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, analysiert man die bis- 
her in dieser Debatte von den Rednern der Oppo^* 
sition gehaltenen Reden im Hinblick auf die finanz^ 
politischen Themen, dann ergibt sich als zusammen-» 
fassende Wertung — und ich benutze einmal die 
von Herrn Strauß so sehr geliebte Form des rheto- 
rischen Dreiklangs — : Nichts Neues, viel Unzutref- 
fendes und keine Alternativen. Doch die Fülle der 
Behauptungen über die Politik der sozialliberalen 
Koalition, die wieder und wieder vorgetragen wor- 
den sind, zwingt zur Entgegnung. Die Ausgangslage 
ist zu klären, auch wenn dabei in mancher Hinsicht 
ein Rückblick auf die inzwischen hinter uns liegende 
Zeit erforderlich wird; dies gibt eine durchaus gute 
Chance, der Einseitigkeit der Argumentation der 
Opposition entgegenzutreten, in der z. B. und ins- 
besondere die Interessen der größten gesellschaft- 
lichen Gruppe, der wir Sozialdemokraten uns ver- 
pflichtet fühlen, nämlich der Arbeitnehmer, höch- 
stens von Zeit zu Zeit als schmückendes Beiwerk 
Vorkommen, aber real eben doch nicht beachtet wer- 
den. Es gibt uns auch die Chance, die Kontinuität 
unserer Argumentation zu verdeutlichen sowie zu- 
rückliegende Ursachen aufzuklären und deren heu- 
tige Wirkung aufzuzeigen. 

Nach Herrn Strauß und auch heute morgen nach pj 
Herrn Katzer und weiteren Sprechern der Opposi^ 
tion war bis 1969 die Welt heil und in Ordnung, 
Souverän „schlabbern" die Herren von der Opposi- 
tion den Sturz Erhards 1966 sowie dessen wirt- 
schafts- und finanzpolitische Gründe. Nachdem Herr 
Strauß nicht mehr Finanzminister sein durfte, geht 
nach seiner Ansicht alles bergab. Fast wie selbstver- 
ständlich ist in seinem völlig unzutreffenden 
Schwarzweißgemälde die Gegenthese eingebaut, daß 
man nur eine Versetzung von Herrn Strauß an die 
Machthebel der Regierungsspitze des Bundes brauch- 
te, dann wäre alles gleich wieder gut. Wie durch 
Zauberkraft würde wieder Vertrauen in die Wirt- 
schaft zurückkehren, — was ja eigentlich, wie jeder 
weiß, Helmut Schmidt und Herrn Friderichs gegen- 
über gar nicht fehlt — , und gleich morgen ginge 
dann das Investieren wieder los. 

Diese für naive Gemüter bestimmte Argumenta- 
tionskette hat — man muß ihm dankbar dafür sein — 

Herr Otto Wolff von Amerongen, ein Mann, der die 
Wirtschaft kennt und in ihr große Verantwortung 
trägt, mitten in der Zeit des Bundestagswahlkampfes 
nüchtern auseinandergenommen, als er in einer 
Rede vor hessischen Unternehmern klarstellte, daß 
Investitionen nicht politisch, sondern von Gewinn- 
erwartungen bestimmt sind, und daß wahrschein- 
lich keine Mark mehr oder weniger investiert wür- 
de, wenn die Unionsparteien in Bonn die Koalition 
abgelöst hätten. Die „Stuttgarter Zeitung" vom 24. 
September 1976, der ich den Hinweis auf diese Rede 
entnehme, kommentiert dazu: 
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Die Mär vom angeblich durch die Politik der 
sozialliberalen Koalition verdorbenen Investi- 
tionsklima oder „investitionsfeindlichen" gesell- 
schaftlichen Klima in der Bundesrepublik wurde 
durch eine Rede von VVolff von Amerongen 
vor hessischen Unternehmern zu dem, was sie 
ist, nämlich eine Mär. 

Auch die Menschen draußen wissen, daß die naiv 
vereinfachenden Vorstellungen, wie sie uns von den 
Sprechern der Opposition weisgemacht werden sol- 
len, so nicht zutreffen. Es heißt die Erkenntnisfähig- 
keit des Bürgers weit zu unterschätzen, wenn man 
ihm einreden will, daß, erstens, an allem, was in der 
wirtschaftlichen und finanziellen Entwicklung in un- 
serem Lande schwierig und problematisch ist, die 
Regierung schuld sei und, zweitens, daß wiederum 
dies nur so lange richtig sei, wie diejenigen nicht 
in der Regierung sitzen, die diesen Vorwurf gerade 
erheben. So dumm ist der Bürger nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn das öffentliche Bewußtsein trägt durchaus die 
nüchterne Wirklichkeit mit, daß diese unsere Zeit 
der Mitte der 70er Jahre — ich will damit ganz ruhig 
sagen: die rauhe Wirklichkeit von heute — nicht 
mit den 50er oder 60er Jahren vergleichbar ist. 

(Zurufe von der SPD: Jetzt geht er!) 

— Vielleicht geht der Herr Ministerpräsident jetzt 
zu Mittag essen. 

(Ministerpräsident Dr. Stoltenberg [Schles- 
wig-Holstein]: Ich will nur ein Telefonge- 
spräch führen! — Zuruf von der SPD: Nach 
Brokdorf?) 

— Na, ich sehe Sie später. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir haben es mit anderen, schwierigen Umstän- 
den zu tun. Die wesentlichen Ursachen dafür sind: 
bei uns und weltweit wirken die Folgen der Ölkrise, 
die Veränderungen im Welthandel, die Struktur- 
probleme ausgereifter Volkswirtschaften. Das heißt, 
Wachstum kann nicht mehr so steil nach oben stei- 
gen wie in den vergangenen Jahren. Hinzu treten 
bei uns durch den stark veränderten Generationen- 
aufbau neue Probleme, die bedeuten, daß einerseits 
für viele junge Menschen mehr als sonst Plätze in 
Schulen und im Berufsleben geschaffen werden müs- 
sen und daß andererseits eine immer zahlreicher 
werdende ältere Generation den im Erwerbsprozeß 
stehenden Menschen auf mittlere und längere Sicht 
zunehmende Verpflichtungen anlastet. 

Die materiellen Konsequenzen der Solidarität sind 
es also, mit denen wir zu ringen haben. Das gilt so- 
wohl für die Solidarität nach innen, also z. B. zwi- 
schen den Generationen, als auch für unsere Solida- 
rität nach außen, z. B. mit den Menschen, die in den 
jetzt noch in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung zu- 
rückhängenden Teilen der Erde leben und die das 
gleiche Recht zu leben und zu arbeiten haben wie 
wir. Es gibt im übrigen weltweit keine anderen Ant- 
worten der Praxis — und das ganz ohne jegliche 
Ideologie — als die, daß bei der Meisterung dieser 
schwierigen Probleme der Staat eine größere Verant- 


wortung zu tragen und eine größere Rolle zu spielen (C) 
hat als in vergangenen Jahrzehnten. 

Die sozialliberale Koalition hat sich diesen Ver- 
pflichtungen gestellt. Sie wird dies auch weiterhin 
tun. Dies zeigt zum einen der Blick auf die bisheri- 
gen konjunktur- und stabilitätspolitischen Pro- 
gramme und Maßnahmen im Rahmen der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung bis 
1976, und dies zeigt genauso die Regierungserklä- 
rung für die jetzt begonnene Legislaturperiode mit 
dem eindeutigen Schwergewicht einer Politik, die 
darauf gerichtet ist, unsere Wirtschaft so anzuregen 
und so zu strukturieren, daß sie Dauerarbeitsplätze 
anbietet, die einen hohen Grad der Beschäftigung er- 
möglichen. 

Trotz aller gegenteiligen Behauptungen der Her- 
ren Strauß und anderer muß unsere Politik doch 
wohl sehr viel erfolgreicher gewesen sein*, denn 
im internationalen Vergleich stehen wir in allen 
für den Wohlstand der einzelnen und für die 
Entwicklung einer Gesellschaft entscheidenden Fak- 
toren auf guten, vordersten Plätzen. Das gilt für die 
Daten des Wirtschaftswachstums, der Preisstabilität, 
der Devisenreserven, auch der relativ geringen Ar- 
beitslosenquote, und das gilt für das ganze Netz der 
sozialen Sicherheit. Dies werden meine Freunde nach 
mir noch im einzelnen mit sehr konkreten Zahlen be- 
legen können. 

Auf Grund der anerkannten Position unseres Lan- 
des in der Welt suchen nicht nur junge Staaten der 
Dritten Welt Rat und Hilfe hier bei uns, sondern 
durchaus auch etablierte Industrienationen, denen 
wir helfen müssen und werden, übrigens auch im 
eigenen Interesse, 

Schließlich zeigt ja das Beispiel der letzten Tage, 
daß unser angeblich so bankrotter Staat von dem 
Chef eines seit vielen Jahren christdemokratisch re- 
gierten Landes — ich will nicht sagen, daß es ultra- 
montan von uns liegt — besucht wird, der hierher 
nach Bonn kommt und uns nach wie vor für eine gute 
Adresse hält. 

Ich halte fest: Hinter uns liegen keine einfachen 
Jahre. Für die nächste Zeit wird uns weiterhin eine 
Reihe von Schwierigkeiten begleiten. Aber der an- 
geblich abgewirtschaftete Staat am Rande des Chaos 
und des Ruins existiert nicht. Die deutsche Wirklich- 
keit ist anders. Das „Finanzchaos" ist vielmehr ein 
von Ihnen, meine Damen und Herren von der Oppo- 
sition, konstruiertes Phantom Ihres Wunschdenkens, 
geboren auch aus der Absicht, einen Grauschleier 
vor Ihre eigene Konzeptionslosigkeit und den Man- 
gel an Alternativen zu legen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir setzen dagegen: In unserem Land läßt es sich 
leben, verglichen mit anderen, auf einem hohen 
Niveau gesicherter Solidarität und auch Liberalität, 
um deren ständige Verbesserung wir bemüht sind. 

Die Menschen unseres Landes wissen das sehr wohl, 
auch wenn sie sich manchmal über uns ärgern, 
manchmal sogar leider zu Recht, wie ich offen hin- 
zufügen möchte. 
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lA) Herr Strauß, Sie hören nicht auf, zu behaupten, 
unsere Politik seit 1969 bestehe aus einer Überforde- 
rung der öffentlichen Haushalte, wir hätten immer 
mehr und mehr vom Sozialprodukt verteilt, sogar 
mehr, als produziert worden sei. Daneben steht Ihr 
Wort von der durch uns geweckten Anspruchs- 
inflation. Lassen Sie mich nüchtern und den Tatsa- 
chen entsprechend dazu folgendes feststellen. 

Der Bund hat seit 1969 in den Jahren der Hoch- 
konjunktur bis einschließlich 1973 seine Haushalte 
fast vollständig aus Steuern und Verwaltungsein- 
nahmen finanziert. Die Neuverschuldung des Bundes 
betrug in den genannten vier Jahren bis 1973 bei 
Gesamtausgaben von rund 419 Milliarden DM nur 
gut 9 Milliarden DM. Dabei wurden gleichzeitig 
etwa 6 bis 7 Milliarden DM als Sonderguthaben des 
Bundes bei der Bundesbank angelegt, d. h. als Rück- 
lagen für konjunkturschwache Zeiten angesammelt. 
Bis zur Rezession hat der Bund also seine Haushalte 
nicht nur praktisch ohne Kreditaufnahme finan- 
ziert, sondern die Bundesschulden in diesen genann- 
ten vier Jahren auch noch, gemessen am Brutto- 
sozialprodukt, abgebaut, und zwar von 7,5 auf 
6,2 V. H. 

Da wirft uns die Opposition mangelnde Sparsam- 
keit und Aufblähung der Haushalte durch ver- 
schwenderische Reformvorhaben der sozialliberalen 
Koalition vor. Auch hier gilt es, falsche Behauptun- 
gen durch den Hinweis auf die Tatsachen zurecht- 
zurücken. In den Jahren 1962 bis 1969 stiegen die 
Bundesausgaben durchschnittlich um 7 V 2 Vo. Es ist 
richtig, daß sie von 1970 bis 1976 stärker angestie- 
gen sind, und zwar im Schnitt um 3 ®/o jährlich. 

Ursachen hierfür sind — das ist klar — einerseits 
die erheblichen Mehraufwendungen für die soziale 
Absicherung der Bürger in unserem Land während 
der Rezession. Wir sind stolz darauf, daß wir die 
Bürger in der schwierigen Zeit nicht haben hängen 
lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bemerkung des Herrn Katzer von heute mor- 
gen, wir bezahlten nur die Arbeitslosigkeit, wäh- 
rend Sie sich darum bemühten, diese zu überwinden, 
hat mich tief getroffen, weil sie so unanständig war. 
Wer hat denn den Konjunkturprogrammen nicht 
zugestimmt? Das war doch Ihre Seite. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir waren es doch, die Konjunkturpolitik gemacht 
und dafür gesorgt haben, daß Arbeitsplätze erhal- 
ten worden sind. Gleichzeitig haben wir selbstver- 
ständlich gesagt, daß auch das Arbeitslosengeld 
angehoben werden müsse. 

(Ruf von der SPD zur CDU/CSU: Echte 
Pharisäer!) 

Eine zweite Ursache für die Steigerung der Bun- 
desausgaben ist die Belastungsverschiebung von 
den Ländern zum Bund durch die volle Übernahme 
der Kindergeldzahlung auf den Bund im Rahmen 
der Steuerreform. Auch diese enorme sozialpoliti- 
sche Leistung, die eine Ausweitung des umverteilten 
Volumens von rund 11 Milliarden DM auf 15 bis 
16 Milliarden DM zugunsten der Familien brachte 


— 40 ®/o mehr — , war keine Verschwendung, son- (^) 
dem notwendig. Im übrigen — das sei hinzuge- 
fügt — : Dieser Form von „Verschwendung" haben 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
zugestimmt. 

Schließlich sind drittens die Ausgaben des Bun- 
des in den genannten Jahren durch Mehrausgaben 
für längst fällige Reformen und Verbesserungen an- 
gewachsen, die politisch positiv auf unser Konto 
gehen. Ich erinnere beispielshalber nur an die Erhö- 
hung und Dynamisierung der Kriegsopferversorgung 
und der Altershilfe für die Landwirte, die Reform 
der Ausbildungsförderung für Schüler weiterfüh- 
render Schulen und für Studenten, die Erhöhung 
des Wohngeldes, die Schaffung des 624-DM-Geset- 
zes und die positiven Wirkungen der Steuerreform. 

Obwohl Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, fast allen diesen von der soziallibera- 
len Koalition vorangetragenen Verbesserungen der 
Lebenssituation unserer Bürger in der Schlußphase 
doch ihre Zustimmung gegeben haben, sagte Ihr 
finanzpolitischer Sprecher in Ihrem Namen hier zu 
uns im Dezember 1976, dies alles sei eine Überfor- 
derung der öffentlichen Haushalte, sei eine Vertei- 
lung von mehr und mehr Sozialprodukt und müsse 
nun endlich aufhören. Das kann jeder, der Ohren 
hat, zu hören, doch nur so verstehen, daß die Lei- 
stungen für Arbeitnehmer, für Familien, für Mieter, 
für Rentner, für Verbraucher reduziert, zusammen- 
gestrichen werden sollen, wenn es in diesem Land 
nach der finanzpolitischen Pfeife des Herrn Strauß 
ginge. Das machen wir nicht mit. (D) 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn das die Alternative der Opposition ist, dann 
gute Nacht. 

Sie ist im übrigen genauso unsozial wie die von 
einer großen Zahl von Oppositionspolitikern gleich- 
zeitig gespielte entgegengesetzte Show unseriös ist, 
in der eine Serie von Steuergeschenken, die Sen- 
kung der Mineralölsteuer, die sofortige Anhebung 
des Wohngelds, die Überbietung der Regierungs- 
erklärung beim Kindergeld, beim Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz und bei der Vermögensbil- 
dung gefordert werden. Die Sache wird dann maka- 
ber, wenn der finanzpolitische Sprecher der Union 
einen beachtlichen Teil seiner Redezeit im Dezem- 
ber darauf verwendet, uns allen weismachen zu 
wollen, das einzige, was helfen würde, uns aus 
schwieriger wirtschaftlicher Situation herauszuho- 
len, müßte darin bestehen, die Unternehmer von 
ertragsunabhängigen Steuern zu entlasten. Was ist 
das für eine Vorstellungswelt! Die Wähler haben 
recht daran getan, ihn nicht Finanzminister werden 
zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ganz besonders gezielte Vorwürfe richtet die 
Opposition gegen die hohen Kreditaufnahmen des 
Bundes seit 1975. Die Opposition tut so, als ob die 
Bundesregierung die hohen Finanzierungsdefizite 
leichtfertig und aus Spaß herbeigeführt hätte. 

(Franke [CDU/CSU]: Sie haben schon bes- 
ser abgelesen!) 
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— Nehmen Sie mir bitte nicht übel, daß ich diese 
Rede ablese. Ich lese sie zum Teil ab. Zum Teil 
spreche ich sie aber auch frei. 

(Franke [CDU/CSU]: Nein, Sie lesen Wort 
für Wort ab!) 

— Schön, Herr Franke. Vielleicht sind Sie in dieser 
Hinsicht besser. Aber sonst? Fragezeichen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu- 
rufe des Abg. Seiters [CDU/CSU] und des 
Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]) 

— Gut. Wenn das die einzigen Argumente sind, 
nehme ich sie hin. Vielleicht werde ich noch besser. 
Niemand wird mich hindern, von Minute zu Minute 
besser zu werden, auch im freien Sprechen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Da kommen vielleicht 
noch ein paar Kollegen aus Ihrer Frak- 
tion zu Wort!) 

— Schön. Falls Sie mir nicht weiter zuhören wol- 
len, weil Ihnen das Ablesen keinen Spaß macht, gibt 
es draußen andere Möglichkeiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Jetzt kommen wir wieder zum Thema. Ganz be- 
sonders gezielte Vorwürfe richtet die Oppostion 
gegen die hohen Kreditaufnahmen. Ich habe das 
eben schon gesagt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Was ich hier sage, schmerzt Sie wohl sehr! 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: überhaupt 
nicht!) 

Die Opposition tut so, als ob die Bundesregierung 
die hohen Finanzierungsdefizite leichtfertig oder 
gar aus Spaß herbeigeführt hätte. In Wirklichkeit 
spiegelt sich darin die weltweite Rezession, die uns 
veranlaßte, das aufgenommene Geld bewußt als 
Maßnahme antizyklisdier Finanzpolitik einzusetzen. 
Dabei waren wir uns doch einmal einig darüber, 
daß dies eine der wenigen wirkungsvollen Möglich- 
keiten des Staates ist, bei konjunkturellen Krisen 
in der marktwirtschaftlichen Ordnung gegensteuern 
zu können. Diese Kreditaufnahmen waren eine zen- 
trale Voraussetzung für die Finanzierung der Kon- 
junkturprogramme und für die Ausübung der Soli- 
darität mit den von der Krise Betroffenen. 

Diese Mittel haben ein weiteres Abgleiten der 
Wirtschaft verhindert und viele Tausende von Ar- 
beitsplätzen erhalten. Die bewußte Inkaufnahme 
der hohen Haushaltsdefizite ist deshalb auch von 
der Deutschen Bundesbank, vom Sachverständigen- 
rat und von den wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstituten als richtig und notwendig ange- 
sehen worden. Im übrigen befinden wir uns bereits 
in einem Jahr, in dem die von uns begonnene Poli- 
tik der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
als die Politik des Schuldenabbaus verstärkt fortge- 
führt werden könnte — wie ich das vorhin schon zu 
Herrn Stoltenberg sagte — , wenn die von uns dem 
Wähler offen vorgetragene Notwendigkeit der Er- 
höhung der Mehrwertsteuer um zwei Punkte — die 
der Wähler, so kann man doch wohl auf Grund der 
Ergebnisse der Wahlen sagen, akzeptiert hat — von 


der Opposition in der Ländervertretung nicht ver- 
hindert worden wäre. 

Heute klingen die Äußerungen der Opposition 
zum Thema Mehrwertsteuererhöhung schon ganz 
anders, wenn auch noch ziemlich durcheinander. 
Herr Gaddum sprach sich in einem Rundfunkinter- 
view gegen eine Erhöhung der Mehrwertsteuer aus, 
weil sie nicht in die konjunkturelle Landschaft pas- 
se. Herr Stoltenberg stellte dagegen die Zustim- 
mung zu einer Mehrwertsteuererhöhung in Aus- 
sicht; freilich sei diese Maßnahme für die Union nur 
der letzte Schritt nach der Ausschöpfung aller Spar- 
maßnahmen. Okay. Herr Häfele hatte andererseits 
bereits angekündigt, „diesen Schacher" mit der 
Mehrwertsteuer würde die Union nicht mitmachen. 

Und Herr Strauß, der die Zustimmung zur Erhöhung 
der Mehrwertsteuer von einer Umverteilung sehr 
bestimmter Art abhängig machen möchte, anwor- 
tet — man höre und staune — schließlich auf den 
Einwand, ob denn nicht wenigstens der rezessions- 
bedingte Schuldenanteil durch Mittel aus dem Auf- 
kommen der angehobenen Mehrwertsteuer abge- 
baut werden sollte, man könne über alles reden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
keiner von uns aus der Koalition wird Ihnen hin- 
dernd im Wege stehen, wenn Sie bei diesem schwie- 
rigen Prozeß von Minute zu Minute klüger und ver- 
nünftiger werden wollen. Wir sind überzeugt, daß 
die Regierungserklärung unseres Bundeskanzlers 
Ihnen zu diesem Fragenkomplex eine vernünftige 
Politik vorschlägt, obwohl wir wissen, daß es besser 
gewesen wäre, wenn diese Politik schon am 1. Ja- 
nuar 1977 hätte beginnen können. 

P) 

Zur Betrachtung der Ausgangslage der Finanz- 
politik dieser Legislaturperiode auf der Grundlage 
der Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Schmidt gehört auch ein kurzer Blick auf den Ab- 
schluß des Haushalts 1976. Ich muß schon sagen, 
die Reaktionen der Oppositionspolitiker, die sonst 
so schnell mit ihrer Kritik bei der Hand sind, auf 
die Mitteilung des Bundesfinanzministers zu dieser 
Haushaltsabschlußmeldung waren erstaunlich leise. 

Das wird verständlich, wenn man daran denkt, daß 
die Union sonst hätte zugeben müssen, daß ihre 
Schmähungen des Bundeshaushalts 1976 unberech- 
tigt waren. Soweit uns die Zahlen vorliegen und 
man sie heute schon auswerten kann, können wir 
sagen, daß der Haushalt 1976 im Vollzug voll unter 
der Konzeption gestanden hat, die uns auch in der 
Zukunft leiten wird: Sparsamkeit bei den Ausgaben 
und Vermehrung der Steuereinnahmen durch kon- 
jimkturelle Erholung. Beides hilft uns, die eingelei- 
tete Konsolidierungspolitik voranzutreiben, d. h., die 
hohen Finanzierungsdefizite aus der Rezessionszeit 
mittelfristig abzubauen. Konkret auf das Jahr 1976 
bezogen heißt das, daß das Finanzierungsdefizit 
gegenüber den ursprünglichen Planungen nochmals 
zurückgenommen werden konnte, und zwar auf 
knapp 26 Milliarden DM gegenüber dem Haushalts- 
soll von 33 Milliarden DM. Allerdings, dieser erfreu- 
liche Abschluß verleitet uns nicht zu einer Eupho- 
rie. Wir werden deshalb nicht eine Maßnahme von 
den in der Regierungserklärung genannten auslas- 
sen können, und wir erwarten, daß diese bereits 
erfolgreiche Konsolidierung des Bundeshaushalts 
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ihre Fortsetzung in den in der nächsten Woche 
bevorstehenden Beschlüssen des Bundeskabinetts 
zum Bundeshaushalt 1977 ebenso wie in der zu- 
gleich fortzuschreibenden mittelfristigen Finanzpla- 
nung finden wird. 


und wir müssen uns damit gleichzeitig neuen Spiel- (Q 
raum schaffen, um öffentliche Finanzen zur Verfü- 
gung zu haben, die uns helfen können, eine Politik 
zur Sicherung und Schaffung von Dauerarbeitsplät- 
zen zu verwirklichen. 


Nachdem wir zusammenfassend sagen können, 
daß es die Politik der Regierung der sozialliberälen 
Koalition war, die uns geholfen hat, besser als alle 
anderen Industrieländer dieser Welt durch die welt- 
weite tiefgreifende Krise zu kommen, nachdem wir 
hinzufügen können, daß uns dabei in ganz beacht- 
licher Weise das von dieser Koalition geschaffene 
und ausgebaute Netz der sozialen Sicherung gehol- 
fen hat, und nachdem wir deshalb klar feststellen 
können, daß es, insgesamt gesehen, überhaupt kei- 
nen Grund gibt, aus der Kontinuität dieser Politik 
auszusteigen, erklären wir hier, daß auch die Haus- 
halts- und Steuerpolitik der neuen Legislaturpe- 
riode, also die künftige Politik im Bereich der öf- 
fentlichen Finanzen, orientiert sein wird an dem 
vorrangigen Ziel, das sich die Bundesregierung ge- 
setzt hat, nämlich an der Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung durch ausreichendes Wirtschafts- 
wachstums bei gleichzeitigem weiteren Stabilitäts- 
fortschritt. 

Das heißt für unseren Bereich der Politik, der hier 
besprochen wird, daß sich der sparsame Umgang mit 
den Ausgaben darin zeigen wird, die norma- 
len Ausgabenzuwächse des ' Bundeshaushalts mit- 
telfristig unter den Zuwachsraten des nominalen 
Sozialprodukts zu halten, daß wohl oder übel der 
Rahmen für neue, zusätzliche Leistungen, die dem 
Bürger zugute kommen werden, im konsumtiven 
Bereich gering sein muß, aber ausreichen wird, um 
z. B. Leistungsverbesserungen beim Wohngeld, 
beim Kindergeld und in der Ausbildungsförderung 
zustande zu bringen, daß wir uns nicht davon ab- 
bringen lassen werden, die insbesondere ressions- 
bedingte hohe Verschuldung Stück für Stück und 
Jahr für Jahr abzubauen, daß wir unsere Bereitschaft 
erklären, die von der Bundesregierung bereits ein- 
geleitete gezielte Arbeitsmarktpolitik — ich erin- 
nere an das im Spätherbst verkündete 430-Millionen- 
DM-Programm — durch den Bundeshaushalt zu fi- 
nanzieren, daß wir darüber hinaus unsere Bereit- 
schaft erklären, die Finanzierung des geplanten und 
in der Vorbereitung befindlichen mehrjährigen öf- 
fentlichen Investitionsprogramms zur wachstums- 
politischen Vorsorge seitens des Bundes sicherzu- 
stellen, d. h. mitzuhelfen, unsere Wirtschaftsstruktur 
so zu verändern, daß sie den technologischen An- 
sprüchen der Zukunft entspricht und auf Dauer eine 
hohe Beschäftigung ermöglicht. 

Aus diesen finanzpolitischen Überlegungen heraus 
■ — das sind meine abschließenden Bemerkungen — , 
aus dieser Konzeption ergibt sich auch unsere Ant- 
wort zu dem Problem der Mehrwertsteuererhöhung. 
Wir haben es dem Bürger in Wahlkampfzeiten offen 
gesagt: Wir brauchen diese Anhebung der Mehr- 
wertsteuer im notwendigen Prozeß der Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte. Wir brauchen sie — 
das muß heute hinzugefügt werden — trotz der gu- 
ten Haushaltsabschlüsse, die der Finanzminister vor- 
legen konnte. Wir müssen mit Mehreinnahmen aus 
der Mehrwertsteueranhebung die Schulden abbauen. 


Dazu gehört die Anregung des Verbrauchs, der 
die Binnenkonjunktur zusätzlich beleben kann und 
beleben sollte. Hierzu gehört in gewissem, leider 
eng begrenztem Rahmen eine bestimmte steuerliche 
Entlastung von Arbeitnehmereinkommen. Hierzu 
gehört auch ein Teil von Maßnahmen, die der Ver- 
besserung der Investitionsbereitschaft der Unterneh- 
men dienen. 


Wir möchten dabei in die konkrete Diskussion 
um das von der Regierung vorgelegte Steuerpaket 
den Grundgedanken mit eingeben, der eigentlich für 
alle Beteiligten im gesamten Parlament gültig sein 
müßte, daß es im Rahmen eines zu beschließenden 
Steuerpakets keine Geschenke geben darf, die keine 
Arbeitsplätze bewirken. 


(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
begrüßen die in der Regierungserklärung und in den 
Eckdaten zum Etat 1977 vorgezeichnete Linie einer 
Haushalts- und Finanzpolitik, die uns nüchtern, ohne 
Überschwang und mit Augenmaß heraussteuert aus 
einer schwierigen Zeit, in der das notwendige wirt- 
schaftliche Wachstum ebenso seinen Platz hat wie 
der schrittweise Ausbau unseres Sozialstaates. — 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 


(Beifall bei der SPD) 


(D) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat Graf Lambs- 
dorff. 


Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Leider hat es 
diesmal der Ablauf des politischen Zeitgeschehens 
erstens so mitgebracht, daß wir uns etwas reichlich 
weit vom Wahltermin entfernt haben, was den Ein- 
druck aufkommen läßt, der eine oder andere hätte 
bei dieser Debatte bereits das Ergebnis vergessen. 
Zweitens hat es der zeitliche Ablauf auch mit sich 
gebracht, daß wir die Debatte zur Regierungserklä- 
rung in zwei Fortsetzungskapiteln durchführen. Ich 
möchte dennoch, was ich auch schon bei früherer 
Gelegenheit getan habe, zunächst einmal den Wahl- 
helfern der Koalition und in diesem Fall insbeson- 
dere auch meiner Partei in diesem Hause herzlich 
danken. Mein erster Dank gilt wie jedes Mal dem 
Kollegen Strauß, der uns gegen die „Nordlichter" 
kräftig zur Seite gestanden hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Er hat das diesmal, jedenfalls was Nordrhein-West- 
falen anbelangt, in Zusammenarbeit — das ist viel- 
leicht eine Kombination, die Ihnen nicht unbedingt 
recht ist, aber uns angenehm war — mit unserem 
neuen Kollegen, dem hier herzlich begrüßten Profes- 
sor Biedenkopf getan. Daß die FDP in Nordrhein- 
Westfalen zum erstenmal den Bundesdurchschnitt 
des Wahlergebnisses ihrer Partei erreicht hat, ist 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen. Wir bedanken 
uns und freuen uns darüber. Warum sollte sich Herr 
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Koppler allein über das nordrhein-westfälisdie Er- 
gebnis freuen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Strauß hat in seinem Beitrag im De- 
zember zur Regierungserklärung leider das alte 
Verfahren wieder aufgegriffen, von dem wir ge- 
glaubt oder angenommen hatten, wir hätten es ihm 
abgewöhnt. Er ist nämlich wieder mit einer Samm- 
lung von Zeitungszitaten hier oben erschienen. Die- 
ses Mal waren es Zitate über den Bundeskanzler, 
selbstverständlich sorgfältig ausgewählt unfreund- 
liche Zitate. Herr Strauß, wir haben uns schon ein- 
mal in dieser Form miteinander unterhalten. Ich 
kann mit einer hübschen Sammlung von Zitaten 
nach Kreuth kontern. Der „General- Anzeiger'' : 

Nicht viel mehr als der Kreuther Faustschlag 
erregte viele innerhalb und außerhalb der CDU 
der überfallartige Stil, in dem er ausgeführt 
worden ist. Sollten Strauß und seine Verschwo- 
renen ihre nachträglichen überzeugungsversu- 
che am Ende ins Wasser des Tegernsees schrei- 
ben müssen, dann nicht zuletzt deshalb, weil 
auch der Stil die Politik macht. 

Die „Frankfurter Rundschau": 

Wer alles glaubt, was Franz Josef Strauß so 
von sich gibt, ist selbst schuld. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die „Westfälischen Nachrichten" : 

Die Gründe dafür liegen zu einem großen Teil 
in der Person von Strauß selbst, der seinen fata- 
(B) len Hang zur Selbstüberschätzung immer weni- 
ger zu zügeln versteht und sich davor hüten 
muß, daß ihm nicht Größenwahn nachgesagt 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte gern, daß wir davon abkommen, in die- 
sem Zeitungszitierstil miteinander zu sprechen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und ich hoffe sehr, daß dies zum Abgewöhnen bei- 
trägt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Franke 
[CDU/CSU]: Wissen Sie, wie man das nennt, 
was Sie gerade machen?) 

Im übrigen verstehe ich gar nicht, warum Sie so 
empört reagieren? 

(Franke [CDU/CSU]: Ich bin gar nicht 
empört!) 

denn wer sich die Wienerwald-Rede mit einiger 
Sorgfalt durchliest, der wird wohl auch sagen kön- 
nen: Diese Rede hätte man auch im Bürgerbräu- 
keller halten können. Jedenfalls erinnert sie an 
Reinhold Maiers Ausspruch: Wer so spricht, der 
schießt auch. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Franke, nur keine Aufregung, wir kommen 
noch zu einer sachlichen und beruhigten Unterhal- 
tung! 

(Franke [CDU/CSU]: Ich rege mich gar 
nicht auf? aber so, wie Sie eben gesprochen 
haben, sind Sie auch!) 


Aber wir sind nicht bereit, die Angriffe so, wie sie (C) 
gestartet worden sind, unwidersprochen stehenzu- 
lassen. Ich habe im Jahre 1972 große Aufregung 
und großen Unwillen bei Ihnen erregt — ich er- 
innere mich dessen noch — , als ich davon sprach, 
daß Sie, Herr Strauß, ein politisches — wohlge- 
merkt: ein politisches? ich unterstreiche das drei- 
mal — Sicherheitsrisiko für uns seien. 

Nach den Ereignissen von Kreuth hieß es in der 
holländischen Zeitung „De Volkskrant" — Herr 
Präsident, ich bitte um Genehmigung, dies zu zitie- 
ren — : 

Wenn man in diesen Tagen sieht, wie Franz 
Josef Strauß mit seinen politischen Freunden 
umspringt, kann man Angst bekommen bei dem 
Gedanken, wie er wohl seine politischen Geg- 
ner behandeln würde, wenn er dazu Gelegen- 
heit bekäme. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Wähler wußte sehr gut — ich möchte dieses 
Wahlergebnis in Ihre Erinnerung zurückrufen — , 
warum er eine Partei nicht in die Regierung gewählt 
hat, die unter dem maßgeblichen Einfluß unseres 
Kollegen Strauß steht. 

Dabei wußte er noch nicht einmal — und ich will 
dies hier nicht wörtlich zitieren, Herr Kollege 
Kohl — , was Herr Strauß, nachdem er monatelang 
für den „Kanzler für Deutschland" durch die Bun- 
desrepublik gezogen ist, wenige Wochen nach der 
Wahl über denselben Kanzlerkandidaten von sich 
gegeben hat. Nur, Herr Strauß, Sie dürfen dann 
nicht von „Wählerbetrug" sprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Strauß 
[CDU/CSU]: Sie müssen schon ein sehr 
schlechtes Gewissen haben, Herr Graf!) 

— Uber die Frage von gutem und schlechtem Ge- 
wissen werden wir uns an Hand von Wahlaussagen 
und Wahlkampfführung auch noch zu unterhalten 
haben. Aber ich habe in dem Zusammenhang alles 
unerwähnt gelassen, was aus den Reihen Ihrer eige- 
nen Partei, etwa aus Niedersachsen — Titulatur 
„Politclown" — in die Öffentlichkeit gesetzt wor- 
den ist. 

(Zuruf von der SPD) 

Die Mehrheit der Wähler hat für die Regierung 
gestimmt. Deshalb, Herr Franke, habe ich es erstaun- 
lich gefunden, daß Sie gesagt haben, diese Regie- 
rung finde kein Vertrauen, diese Regierung müsse 
abgelöst werden. Als ob wir ein halbes Jahr vor 
neuen Bundestagswahlen stünden! Nein, am 3. Ok- 
tober hat die Mehrheit der Wähler in der Bundes- 
republik diese Regierung mit der Fortsetzung ihrer 
Arbeit beauftragt. Dies ist das Ergebnis, von dem 
wir ausgehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Rawe 
[CDU/CSU] : An Selbstüberschätzung haben 
Sie noch nie gelitten?) 

— Nein, ich lese ganz einfach die Wahlergebnisse 
ab, und damit komme ich zu diesem Gesamtergeb- 
nis. — Sie hat dabei auch über die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik dieser Regierung entschieden. Sie hat 
differenziert entschieden. Sie hat nämlich die 
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Schwierigkeiten und Probleme sehr wohl gesehen, 
in denen wir uns befinden, in denen Sie sich be- 
fänden, wenn Sie die Regierung zu stellen hätten. 
Die Wählerschaft hat differenzierter geurteilt als 
Sie in Ihrem Pauschalurteil: „Das Ganze taugt 
nichts, die Richtung paßt mir nicht, die müssen ab- 
treten." Dabei, ich wiederhole es, sind die Probleme 
von den Wählern nicht übersehen worden. Aber es 
ist eine Leistung honoriert worden, die sich, wie wir 
alle wissen, vor allem im internationalen Vergleich 
gut sehen lassen kann. 

Nun weiß ich, daß schon wieder der Ruf kommt 
— wie oft haben wir ihn gehört, vor allem auch 
vom Kollegen Barzel — : „Der internationale Ver- 
gleich ist gänzlich unzulässig." Er war erfreulicher- 
weise für die Urlauber, die in diesem Sommer 1976, 
unser Land verlassen hatten, nicht unzulässig, son- 
dern er hat ihre Stimmabgabe, zu Recht, beeinflußt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist unsere Aufgabe, diesen Wählerauftrag zu 
erfüllen. Die Großwetterlage für die Erfüllung dieses 
Auftrages ist wahrlich nicht berauschend und ist 
wahrlich nicht übertrieben günstig. In der Beurtei- 
lung sind wir ja wohl mit Ihnen einig. Wir haben 
die unterschiedlichsten Konjunkturprognosen vor- 
liegen, von der OECD über die Gemeinschafts- 
institute mit Minderheitenvotum, über den Sachver- 
ständigenrat und die Bundesregierung, die sich ihm 
angeschlossen hat. Hier gibt es Unterschiede, d. h. 
mit anderen Worten, wir bewegen uns konjunktur- 
politisch, was die Wachstumsaussichten anlangt, auf 
einem nicht sehr gesicherten Erkenntnisboden. 

Ich möchte eine Bemerkung zu Gutachten, die uns 
vorgelegt werden, machen. Wenn die Kommission 
für wirtschaftlichen und sozialen Wandel in der 
Bundesrepublik Deutschland dieser Tage ein 1 100 
starkes Gutachten mit, ich glaube, 99 Minderheiten- 
voten vorlegt, so, meine ich, hätte es ihr besser an- 
gestanden, dieses Gutachten nicht abzuliefern. Da- 
mit kann man nichts anfangen. 

Die Bundesregierung hat, und zwar noch im Laufe 
der Koalitionsverhandlungen, Herr Kollege Franke, 
ihre Erwartungen über die Wachstumsaussichten 
nach unten korrigiert. Ich glaube nicht, daß sie sie 
pessimistisch korrigiert hat, aber realistisch. Dies 
war gut, und wir begrüßen das. Wir wollen uns 
nichts vormachen, obwohl aus einer solchen Korrek- 
tur für den Finanzminister und für den Arbeitsmini- 
ster rechnerische und wahrscheinlich dann auch fak- 
tische Probleme entstehen. Aber wir sehen, daß es 
vielfältige Risiken für die konjunkturelle Entwick- 
lung im Lande gibt. 

Nicht zuletzt ist die Frage der Ölpreiserhöhung 
eines dieser Probleme. Ich möchte nicht auf die 
Überlegungen eingehen; Bleibt das so, wird das an- 
ders? Aber mich hat eines in der ganzen Diskussion 
gewundert. Es hat sehr früh Jubelrufe gegeben, das 
sei nun zu Ende. Ich befürchte, die sind verfrüht. 
Zumindest läßt sich das Ende einer massiven Kar- 
tellpolitik noch gar nicht absehen. Es hat wenig 
ordnungspolitische Betrachtungen gegeben, die zu 
dem Schluß kommen könnten und führen müßten, so 
meine ich jedenfalls, daß auch noch so massive Kar- 


telle — und dies war wohl das massivste Kartell 
der Wirtschaftsgeschichte, das wir erlebt haben — 
auf die Dauer dann nicht halten, wenn die Interes- 
sen der Beteiligten nicht ebenso massiv dauerhaft 
parallel verlaufen. Es ist erfreulich, daß dies anders 
aussieht. Wobei ich die außenpolitischen Folgege- 
danken — Einwirkung auf Israel, Einwirkung auf die 
neue amerikanische Verwaltung, Einwirkung auf 
den Nord-Süd-Dialog — einmal völlig beiseite lasse. 

Meine Damen und Herren, ich hatte vor, hier eine 
Bemerkung darüber zu machen — und bei der will 
ich bleiben — , daß wir, Herr Ministerpräsident Stol- 
tenberg, in diesem Augenblick keine spezifische 
energiepolitische Debatte führen wollen und woll- 
ten, weil wir die Fortschreibung des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung, die angekündigt und 
zugesagt ist, abzuwarten haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiß Herr Kühn 
das auch?) 

— Herr Kühn ist nicht im Bundestag, Herr Kühn ist 
nicht die Bundesregierung. Aber ich gestehe Ihnen 
völlig offen, daß es dringend an der Zeit ist, auch 
Meinungsunterschiede, die sich aus der Sache er- 
geben und in dieser Frage der Beurteilung von 
Kernenergie quer durch alle Parteien gehen 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— das merken Sie dort, wo Ihre Parteien mit an der 
Regierung sind; da wird es gleich schwieriger — , 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
aufzuklären. 

CD 

Ich persönlich bin der festen Überzeugung, daß es 
zunächst einmal unbestreitbar ist, daß, wer auf 
Kernenergie grundsätzlich und bedingungslos — 
dies unterstreiche ich — verzichten will, auf eine 
wichtige Substitutionsmöglichkeit für Öl verzichtet 
und der Ölpreiserhöhung und damit auch der Ab- 
hängigkeit vom öl freien Raum gibt. Er muß außer- 
dem — dies sei nur am Rande bemerkt — etwa 
19 Milliarden DM öffentliche Förderungsmittel ab- 
schreiben. Meine Damen und Herren, da möchte ich 
wenigstens nicht die gleichen im selben Augenblick 
dafür eintreten sehen, daß die öffentliche Hand doch 
geschickter und erfolgreicher investieren könnte als 
die Privaten. 

Ich bin aber durch Ministerpräsident Stoltenberg 
doch veranlaßt, wenigstens ganz kurz Stellung zu 
nehmen. Ich teile die Bedenken des Kollegen West- 
phal. Nichts gegen die Interventionsrechte des Bun- 
desrates! Ich wäre der letzte, der sie bestreiten 
würde. Aber Sie zwingen uns hier eine Debatte in 
einem Zeitpunkt auf, unvorhergesehen und unan- 
gekündigt, die so nicht geplant war und wohl von 
Ihnen auch nicht so beabsichtigt war. Ob das der 
richtige Stil, ob das das richtige Verfahren ist, lasse 
ich einmal dahingestellt. 

Lassen Sie mich ganz kurz auf ein paar Punkte 
Eingehen: 

Erstens. Meine Damen und Herren, wir sind gegen 

Demonstrationen unter Anwendung von Gewalt, 

wie es die Regierungserklärung klar zum Ausdruck 
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(A) gebracht hat. Ich hoffe, daß niemand in diesem 
Hause anderer Meinung ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zweitens. Auf Ihre Frage; Was hat sich in den 
letzten acht Monaten fachlich geändert? lautet die 
Antwort; Vermutlich nichts. Aber in der Bewußt- 
seinsbildung, Herr Ministerpräsident — und Be- 
wußtseinsbildung der Bevölkerung spielt nun einmal 
in der demokratischen Willens- und Meinungsbil- 
dung eine Rolle — , hat sich wohl einiges geändert. 
Ich sage; leider. Aber es hat sich geändert. Wir müs- 
sen uns trotz der Informations- und Aufklärungs- 
arbeit, die Sie unternommen haben — und ich be- 
streite sie nicht — , fragen, ob wir alles getan haben, 
um diese Entwicklung frühzeitig abzufangen, und 
zwar wir alle miteinander, meine Damen und Her- 
ren. I(h schmeiße hier nicht mit Steinen, und ich 
glaube, ich werde dann auch nicht mit Steinen be- 
worfen. 

Drittens. In der Entsorgungsfrager meine Damen 
und Herren, warten wir auf die Antwort aus Nie- 
dersachen. Wir wollen nicht drängen; denn auch 
diese Willensbildung ist nicht einfach. Wir wissen, 
daß es eine andere geologische Gegebenheit in der 
Bundesrepublik wohl nicht gibt. Eines möchte ich 
allerdings aus meiner Sicht hinzufügen: Bei der 
Idee, dies außerhalb der Bundesrepublik zu veran- 
stalten, sollte wenigstens sehr sorgfältig in Erwä- 
gung gezogen werden, in welchem Maße wir uns 
dann international auch hinsichtlich unserer zukünf- 
tigen technologischen Entwicklung — denn die hängt 

(B) damit zusammen — abhängig machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Viertens. Diesen Punkt brauche ich dem Minister- 
präsidenten des Landes Schleswig-Holstein nicht ins 
Gedächtnis zurückrufen. Es gibt einen Gerichtsent- 
scheid, man mag ihn bedauern oder nicht bedauern. 
Ich weiß, er ist einstweilig, aber er ist nun einmal da 
und muß aus der Welt geschafft werden. 

Fünftens. Ich sage noch einmal: Der Herr Bundes- 
wirtschaftsminister — und damit die Bundesregie- 
rung — wird ein fortgeschriebenes Energiepro- 
gramm vorlegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wann?) 

Dieses Energieprogramm wird selbstverständlich un- 
ter der Devise stehen, daß — ich darf es einmal so 
plastisch und volkstümlich ausdrücken — die Lichter 
in der Bundesrepublik nicht ausgehen dürfen. Hof- 
fentlich — und ich sage das mit aller Betonung, 
gerade weil uns das Schicksal Berlins so am Herzen 
liegt — bekommen wir nicht im Falle eines konven- 
tionellen Kraftwerkes ausgerechnet in Berlin vor- 
exerziert, wie das Lichterausgehen in der Wirklich- 
keit aussehen könnte. 

Und schließlich: Ich hielte es für richtig und für 
notwendig, daß die Bundesregierung in diesem 
neuen fortgeschriebenen Energieprogramm deut- 
licher begründet, warum wir soundso viel Energie 
dann und dann brauchen. Es wäre sicherlich gut — 
ich könnte mir vorstellen, daß solche Absichten 
nach dieser Bewußtseinsänderung, und so wie die 
Diskussion gelaufen ist, auch bestehen — , daß man 


wirklich einmal klar aufgeschrieben und nachge- 
wiesen bekäme — „nachgewiesen" immer mit dem 
Vorbehalt, daß man nur denjenigen überzeugen 
kann, der bereit ist, sich überzeugen zu lassen und 
nationalen Gründen zugänglich bleibt; mit anderen 
können Sie diese Diskussion dauerhaft nicht füh- 
ren; dies muß man, glaube ich, sehen — , wie denn 
eigentlich die Alternative ohne Kernenergie in die- 
sem Lande Bundesrepublik Deutschland aussehen 
würde. Ich glaube, wir haben ein berechtigtes Ver- 
langen danach, auch diese Frage beantwortet zu er- 
halten. 

Lassen Sie mich zu der allgemeinen Frage zurüdc- 
kommen, wie wir unsere wirtschafts-, konjunktur- 
und damit auch sozialpolitischen Probleme — den 
Zusammenhang, so glaube ich, haben wir heute 
morgen gesehen — lösen wollen. Der Bundeskanzler 
hat in der Regierungserklärung sehr zu Recht, wie 
ich meine, das Wahlergebnis insgesamt — Herr 
Kohl hat es zunächst mißverstanden — als einen 
Erfolg und einen Sieg der Demokratie schlechthin 
hingestellt. Er hat damit gemeint, radikale Rand- 
gruppen hätten in der Wählerschaft der Bundesrepu- 
blik keine Resonanz gefunden. Ich füge hinzu: Etwa 
90 Prozent der Wahlberechtigten in der Bundesrepu- 
blik haben ebenfalls entschieden, daß der Lösungs- 
rahmen für diese Probleme die soziale Marktwirt- 
schaft ist und bleibt. Ich glaube, auch davon müssen 
wir nach den Wahlaussagen und dem Wahlergeb- 
nis Kenntnis nehmen. 

Erlauben Sie mir hierzu bitte eine Zwischenbemer- 
kung. Parlament und Parteien haben sich nach mei- 
nem persönlichen Eindruck im Wahlkampf und da- 
nach eher vom Wähler entfernt, als daß wir die 
Chance zu dem viel beschworenen Gespräch mit 
dem Bürger genutzt hätten. Ich denke, wie sollten 
mit dieser Haltung Schluß machen, die nämlich die 
Wurzel unseres Auftrages in der repräsentativen 
parlamentarischen Demokratie gefährden kann. Wer 
Bürgerinitiativen kritisiert — das gilt auch für Sie, 
Herr Ministerpräsident Stoltenberg — , und zwar 
vor allem ihren, wie ich finde, manchmal reichlich 
elitären Anspruch, der sollte ihnen jedenfalls nicht 
einen Freiraum sträflich offenlassen, in dem sie sich 
bewegen können, ja vielleicht sogar nach ihrer 
subjektiven Vorstellung bewegen müssen. 

Lassen Sie mich auf das eingehen, was wir heute 
morgen über die Entwicklung unserer Sozialver- 
sicherung gehört haben. Herr Katzer hat wie üblich 
eine wirkungsvolle Rede gehalten. Ich gestehe ganz 
offen, wenn man an wirkungsvollen Reden gene- 
rell Spaß hat, hat man auch an solchen der Oppo- 
sition Vergnügen. Ich hatte mein Vergnügen daran, 
wie Herr Katzer das hier gemacht hat, nicht an dem, 
was er alles gesagt hat. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Da kommt eben ein 
Teil Ihres anderen Ich heraus!) 

— Das mag ja wohl sein. Aber das andere Ich be- 
zieht sich in diesem Falle, Herr Kohl, auf die Form, 
wie Sie wahrscheinlich sehr wohl gemerkt haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das müssen Sie ja 
jetzt sagen!) 
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— Dies sage ich nicht, weil ich es muß, sondern 
weil es so ist und weil es so gemeint war. 

Was heute morgen an Zwischenrufen hörbar 
wurde, läßt bei mir die Frage aufkommen, ob das 
Fehlen der Einsicht in den großen strukturellen, 
wirtschaftlichen, konjunkturpolitischen und damit 
auch gesellschaftspolitischen Wandel, der uns ein- 
fach von den Rahmenbedingungen unserer Wirt- 
schaft und ihrer Ergebnisse her aufgezwungen ist, 
darauf beruht, daß dieser Wandel nicht gesehen 
wird, oder darauf, daß man ihn nicht sehen will. Ist 
es Uneinsichtigkeit oder ist es Unaufrichtigkeit? Das 
erste wäre auch schlecht; das zweite wäre sicherlich 
katastrophal. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch aus dieser Über- 
legung heraus meine ich, daß auf der Basis dieses 
Wahlergebnisses die Lösungen für die Wirtschafts- 
politik nach wie vor im Ordnungsrahmen der sozia- 
len Marktwirtschaft zu suchen sind. Ich frage Sie, 
welche Entscheidungen für den Wähler trotz aller 
Schwierigkeiten nähergelegen hätte. Anders gefragt: 
Welches wirtschaftliche System ist denn nach Auf- 
fassung des Wählers und auch nach unserer Mei- 
nung insgesamt effizienter und leistungsfähiger? Es 
geht gelegentlich auch um den Vergleich von zwei 
niemals fehlerfreien Ordnungen. Auch das Bessere 
ist der Feind des Guten. Es kann und wird niemals 
alles optimal sein. 

Dies gilt auch für die Wiederherstellung oder für 
(B) die Erhaltung der Vollbeschäftigung in unserem 
Lande. Wenn die Rahmenbedingungen stimmen, und 
zwar nicht nur national, sondern auch internatio- 
nal, dann schafft die Martkwirtschaft Vollbeschäf- 
tigung. Vergessen wir doch nicht, welches zusätz- 
liche Angebot an Arbeitsplätzen nach 1948 in dieser 
Wirtschaftsordnung unter noch stimmenden Rahmen- 
bedingungen zustande gebracht worden ist. Wenn 
die Rahmenbedingungen nicht stimmen, dann kann 
nach meiner Überzeugung auch die intelligenteste 
und menschlichste Wirtschaftsordnung nicht das Op- 
timum leisten. 

Meine These lautet: In den letzten zehn bis zwölf 
Jahren haben wir zuviel an marktwirtschaftlichen 
Einrichtungen, an marktwirtschaftlichen Funktions- 
abläufen demontiert, sie manipuliert, in sie einge- 
griffen, wie immer Sie das nennen wollen. Aber, 
meine Damen und Herren, bevor Sie hier in die 
Rufe ausbrechen „Das seid ihr da, diese Koalition“, 
darf ich daran erinnern, daß es begonnen hat mit der 
verspäteten Aufwertung 1968, mit der Verteidigung 
gegen Kräfte des Marktes, die man nicht hinnehmen 
wollte, daß es begonnen hat mit dem Blockieren der 
Kartellnovelle, daß die 73er und 74er Vorschläge 
zum Wettbewerbsrecht, zur Novellierung des UWG, 
die aus Ihren Reihen, aus den Reihen der Oppo- 
sition kamen, eben nicht marktwirtschaftlich waren, 
daß wir vor wenigen Wochen Vorschläge der Mit- 
telstandsvereinigung von Herrn Lampersbach gehört 
haben, das Kartellamt als Preisprüfungsbehörde ein- 
zusetzen. Dies hat mit Marktwirtschaft und unserer 
Ordnung nicht zu tun — ebensowenig wie die im 
Anhörungsverfahren bei allen Instituten durch- 


gefallenen bayerischen Vorschläge zur Regionali- 
sierung der Konjunkturpolitik. 

Meine Damen und Herren, deswegen hätte ich 
gerne eine Antwort auf den Brief gegeben, den Herr 
Professor Erhard dem Vorsitzenden meiner Partei 
geschrieben hat. Aber der Vorsitzende meiner Par- 
tei hat mich, weil er einen gepflegten Wahlkampf- 
stil bevorzugt hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
gehindert, die Antwort auf diesen Brief zu geben. 
Sie hätte nur gelautet, meine Damen und Herren: 
1972 war der Brief noch unterschrieben worden: gez. 
Ludwig Erhard, gez. Karl Schiller. 1976 wurde er 
nur noch unterschrieben: gez. Ludwig Erhard. Karl 
Schiller hat inzwischen wohl gesehen, in welcher 
politischer Gruppierung seine marktwirtschaftlichen 
Überzeugungen besser aufgehoben sind als bei 
Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Seit wann sind Sie denn der 
Pflichtverteidiger von Hessen-Süd, Graf 
Lambsdorff!) 

— Herr Kohl, ich bin mir völlig unklar darüber, 
wieso Sie eine Gedankenlinie von Hessen-Süd zu 
Karl Schiller und Ludwig Erhard ziehen können. Das 
liegt wohl ein Stück auseinander. 

(Franke [CDU/CSU] : Und ich bin mir im un- 
klaren darüber, wieso Sie Marktwirtschaft 
in einem Zusammenhang mit den Sozial- 
demokraten nennen!) 

— Herr Franke, Sie haben heute morgen gesagt, Sie 
seien allen Lösungen gegenüber aufgeschlossen, die 
ordnungspolitisch vertretbar seien. 

(Franke [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Und kurz vor Ihnen hat der Herr Bundesarbeitsmini- 
ster gesagt, daß die Kosten in der Sozialversiche- 
rung — ich bin auf diesem Gebiet wahrlich kein 
Spezialist, ich bewege mich auf diesem Eise vor- 
sichtig — 

(Franke [CDU/CSU]: Darum wollte ich Sie 
gerade bitten!) 

dort zugeordnet werden müssen, wo ihre Ursachen 
und die Ursachen für ihre Aufwendung entstehen. 
Diese Zuordnung der Kosten ist ordnungspolitisch 
sauber. Und Sie haben nicht recht, Herr Stoltenberg, 
wenn Sie sagen, es sei falsch, der Krankenversiche- 
rung Kosten aufzubürden. Wenn es Kosten sind, 
die ihrem Entstehen nach ordnungspolitisch der 
Krankenversicherung zuzurechnen sind, dann müs- 
sen sie auch ihr aufgebürdet und von ihr bezahlt 
werden. Übrigens: Der lange Weg — • über den ich 
mit Ihnen einig bin — wird einzig und allein abge- 
kürzt werden, wenn wir wirklich einmal klar se- 
hen, welche Kosten auf den einzelnen Gebieten von 
Fall zu Fall entstehen. Sonst geht dieses Durchein- 
ander, dieses Ineinander-Vermischen weiter. Dies 
halte ich in dem Zusammenhang für ordnungspoli- 
tisch geboten. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Kollege Lambs- 
dorff, die Krankenversicherung hatte sich 
ja vorher bei den Rentenversicherungsträ- 
gern eingekauft!) 
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(A) — Dies ist zwar richtig, Herr Franke, aber auch 
dies war eben ordnungspolitisch nicht richtig. Wenn 
wir dies wieder entflechten können, um eine — las- 
sen Sie mich es einmal so sagen — saubere Kassen- 
führung einzuführen, werden wir unseren Bürgern 
das Gesamtsystem wieder etwas verständlicher ma- 
chen. Denn glaube doch keiner, der es hier nicht 
versteht, daß es draußen von allen besser verstan- 
den wird; kann ja wohl auch nicht sein. Auch dies 
schiene mir jedenfalls ein Fortschritt. 

Diese vielfältigen Eingriffe, meine Damen und 
Herren, über die wir zu klagen haben, haben auch 
Folgen für unsere Gesetzgebung, Folgen, die eben- 
falls Herr Stoltenberg vorhin mit „Gesetzgebung 
unter äußerstem Termindruck" beklagt hat. Ich 
fürchte, daß dies eine beinahe zwangsläufige Folge 
ist. Ein Gesetz jagt das andere, eine Rechtsverord- 
nung die andere. Es ist ja geradezu makaber, daß 
der Fleiß eines Parlaments zum Ende einer Legis- 
laturperiode danach beurteilt wird, wieviel Gesetze 
es verabschiedet hat. Ich befürchte gar, die stati- 
stischen Zahlenangaben für solche Fleißnoten in 
der deutschen Öffentlichkeit werden von der Ver- 
waltung dieses Hauses zur Verfügung gestellt. Ich 
halte dies für eine grundsätzliche Fehlbeurteilung. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese Flut von Gesetzen greift immer tiefer, im- 
mer mehr Details regelnd in das Leben jedes ein- 
zelnen ein. Die Menschen werden so vielleicht im- 
mer mehr betreut — ich weiß gar nicht, ob sie das 
wünschen — , aber sie werden wahrscheinlich auch 
immer unselbständiger. Der Bundeskanzler hat unter 
dem Gelächter der Opposition hier über seine 
Stromabrechnung berichtet. Meine Damen und Her- 
ren, ich will dies fortsetzen: Es gibt an deutschen 
Volkshochschulen inzwischen Kurse, in denen 
einem das Ausfüllen von Formularen beigebracht 
wird. So weit haben wir es inzwischen mit unserer 
Verwaltung in diesem Lande gebracht. Es fragt sich, 
ob dies eine wünschenswerte Entwicklung hin zum 
mündigen Bürger ist. Oder schreckt uns die zugege- 
benermaßen sehr makabre Formulierung von Ernst 
Jünger, wonach die Lage des Haustiers in der Re- 
gel die Lage des Schlachttiers nach sich zieht. 

Obwohl, wie erwähnt, mehr als 90 °/o für die 
Fortsetzung unserer wirtschaftspolitischen Arbeit 
auf dem Boden der sozialen Marktwirtschaft sind, 
gibt es immer wieder Zweifel an den Fähigkeiten 
dieses Systems, Zweifel an den Fähigkeiten des 
Marktes. Wenn der Markt nicht mehr funktioniert, 
lautet die Konsequenz häufig: Der Staat muß her; 
der Staat muß dies regeln. — Meine Damen und 
Herren, warum fragen wir aber nicht zunächst ein- 
mal: Können wir nicht bewirken, daß der Markt- 
mechanismus wieder hergestellt wird, wo er ver- 
lorengegangen ist? 

(Zuruf des Abg. Breidbach [CDU/CSU]) 

— Nichts dergleichen, Herr Breidbach. Ausgerech- 
net Sie zeigen in diese Richtung! 

Jedes Bemühen in dieser Hinsicht wird von der 
FDP unterstützt werden. Ich nenne in diesem Zu- 
sammenhang das Stichwort „Kartellnovelle". Ich 
nenne weiter das Stichwort „Verbesserung des Ver- 


braucherschutzes". Wem dient denn diese Wirt- 
Schaftsordnung, wenn nicht dem Verbraucher? Ich 
nenne das Stichwort „Verbesserung der Wettbe- 
werbssituation auch für die kleinen und mittleren 
Unternehmen". Ein weiteres Stichwort in diesem 
Zusammenhang wird vielleicht die KWG-Reform, 
die angekündigt worden ist, sein. 

Meine Damen und Herren, ich habe vorhin ge- 
sagt — als ich dies sagte, sah ich in einigen Gesich- 
tern einen etwas erstaunten, fragenden Ausdruck, 
den ich verstehe — , daß die Marktwirtschaft wohl 
die menschlichste Wirtschaftsordnung sei. Dagegen 
gibt es ganz gewiß Widerspruch. Ich will versuchen, 
mit Hilfe von zwei Zitaten kurz darzustellen, was 
ich meine. Das erste Zitat ist eine sehr simple Pas- 
sage, die Sie — vor 200 Jahren zu Papier gebracht 
— bei Adam Smith finden. Ich zitiere mit Genehmi- 
gung des Herrn Präsidenten: 

Nicht vom Wohlwollen des Metzgers, Brauers, 
Bäckers erwarten wir das, was wir zum Essen 
brauchen, sondern davon, daß sie ihre eigenen 
Interessen wahrnehmen. Wir wenden uns nicht 
an ihre Menschen — , sondern an ihre Eigen- 
liebe, und wir erwähnen nicht die eigenen Be- 
dürfnisse, sondern sprechen von ihrem Vorteil. 

Dies nenne ich den menschlichen Ansatz der Markt- 
wirtschaft, weil sie nämlich den Menschen so 
nimmt, wie er ist, ihn nicht aber so nimmt, wie er 
sein sollte oder wie er sich nach irgendwelchen 
Vorstellungen darstellen sollte. 

Man kann das auch moderner und anspruchsvol- 
ler formulieren. Ich will versuchen, das, was ich (D) 
meine, an Hand eines Zitats von Wolfram Engels 
deutlich zu machen: 

Diktatur und Planwirtschaft können gut funk- 
tionieren, wenn die Männer an ihrer Spitze 
weise, gerecht und edel sind. Marktwirtschaft 
und Demokratie funktionieren auch mit den 
Menschen, die wir vorfinden, mit selbstsüch- 
tigen, unvollkommenen Menschen, Beide Sy- 
steme sind auf Edelmut nicht angewiesen. So- 
zialistische Systeme nehmen eine moralische 
Überlegenheit in Anspruch, weil sie nicht auf 
Egoismus gegründet sind; besser; in sozialisti- 
schen Systemen sind die Mechanismen abge- 
schafft, die den Egoismus der Allgemeinheit 
dienstbar machen. Weil sie aber den Egoismus 
selbst nicht abschaffen konnten, scheitern sie 
zumeist in der Praxis. 

Meine Damen und Herren, dies wäre allerdings 
eine Ordnung, die als Grundlage für das Zusam- 
menleben in unserem Lande nicht ausreichte. Es 
wäre zunächst nur die Ordnung des Catch-as-catch- 
can, des Manchester-Liberalismus und des Laisser- 
faire. Es ist das Ergebnis nicht zuletzt auch unserer 
Arbeit, daß wir inzwischen dafür gesorgt haben, daß 
dann, wenn sich ein Teilnehmer am Wirtschafts- 
leben besserstellt, wenn er gegen die Interessen des 
Ganzen verstößt, das System als falsch erkannt 
wird. Auch Wettbewerb ist nicht selbstverständlich. 
Anders ausgedrückt, wir, der Staat, müssen für die 
Einhaltung der Wettbewerbsregeln sorgen, wir, der 
Staat, müssen diese Wettbewerbsregeln aufstellen. 
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Es ist völlig falsch und völlig abwegig, zu glauben, 
daß der liberale Staat, daß der marktwirtschaftliche 
Staat ein Nachtwächter Staat sein dürfte. 

Diese grundsätzliche Bejahung darf uns nicht ver- 
leiten, kritische Fragen einfach abzutun. Im Gegen- 
teil, nichts liegt uns heute näher, so meine ich, als 
die Frage nach der Vollbeschäftigung: Kann unsere 
Wirtschaftsordnung den Arbeitswilligen in abseh- 
barer Zeit Arbeitsplätze zur Verfügung stellen? Im 
Sinne dessen, was wir vorhin miteinander disku- 
tiert haben über mehr Aufrichtigkeit, scheint es mir 
notwendig, zu sagen: Niemand hat ein Rezept dafür, 
dieses Problem in kürzester Frist, heute und mor- 
gen und schnell zu lösen. Es gibt kein Gutachten, 
keine Vorhersage, keine Konjunkturprognose, die 
das zum Ausdruck brächte. Wer etwas anderes sagt 
oder etwas anderes fordert, der müßte den Beweis 
dafür erbringen, daß das geht. 

Die Frage nach der Vollbeschäftigung steht nach 
den Grundsätzen unseres Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes, das wir uns selbst als Richtschnur ge- 
geben haben, im Zusammenhang mit der Frage nach 
Wachstum, außenwirtschaftlichem Gleichgewicht und 
Stabilität. Das letzte Stichwort führt zu der doch 
sehr häufig gestellten und gelegentlich mit recht rigo- 
roser Kritik an der Bundesbank verbundenen Frr je: 
Haben wir eigentlich mit zu straffer, mit zu energi- 
scher Stabilitätspolitik Wachstum gebremst und 
Arbeitsplätze gefährdet? Dies ist eine Frage, die 
heute vielfach diskutiert wird, und zwar nicht nur 
in Tageszeitungen, sondern auch in wissenschaft- 
liehen Abhandlungen. Dazu gibt es ein, wie ich 
meine, ganz überzeugendes, weil auf praktischen 
und leidvollen Erfahrungen basierendes Zitat. Ich 
zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Wir pflegten zu denken, daß man sich durch 
Ausgaben aus einer Rezession herausziehen und 
die Beschäftigung durch Steuernachlässe und 
vermehrte Staatsausgaben steigern könne. Ich 
sage Ihnen in aller Offenheit, daß diese Option 
nicht mehr besteht und daß sie, soweit sie je 
existierte, nur dadurch wirkte, daß eine höhere 
Dosis Inflation injiziert wurde, die wieder hö- 
here Arbeitslosigkeit zur Folge hatte. 

Dies war der britische Premierminister James Cal- 
laghan am 28. September 1976, und auf englisch 
klingt dies noch viel schöner. 

In puncto Stabilität haben Bundesregierung und 
Bundesbank gemeinsam höchst erfolgreich gearbei- 
tet. Sie kennen die internationalen Vergleichszah- 
len, und ich brauche Sie auch mit den Ergebnis- 
zahlen nicht zu langweilen. Dies geht allerdings nur 
über verstetigte Geldmengenpolitik. Dies ist über 
Fiskalpolitik allein — das wird mir der Bundes- 
finanzminister sicher bestätigen — gar nicht mach- 
bar. Die Diskussion, welche Rahmensätze, welche 
Prozentsätze in der Geldmengenpolitik möglich und 
erforderlich sind, ist offen, Der Kollege Sprung hat 
heute einen neuen Beitrag dazu geliefert. Ich glaube 
aber, eines sollte man sehen: Auch eine erfolgreiche 
Politik dieser Art setzt voraus, daß die Glaubwürdig- 
keit der Notenbank erhalten bleibt, daß sie ihr Ziel 
auch wirklich konsequent anzustreben versucht. Dies 


ist notwendig. Ob das im Jahre 1976 voll erreicht 
worden ist, mag dahingestellt bleiben, aber wenn 
dies nicht mehr der Fall ist, wird dieser Wegweiser 
wohl auch nicht mehr beachtet werden. 

Mit dem Bundeswirtschaftsminister, der sich zum 
Jahresende zu dieser Frage geäußert hat, tritt die 
FDP-Fraktion dieses Hauses für entschiedenes Fest- 
halten an einer stabilitätsorientierten Wachstums- 
politik ein. Wir weisen darauf hin, daß die rück- 
läufige Inflationsrate des Jahres 1976 letztlich auch 
dazu geführt hat, daß das Arbeitnehmereinkommen 
reale Steigerungen erfahren hat. Ich glaube, es wäre 
nicht schlecht, wenn das bei den jetzigen Tarifver- 
handlungen und Tarifrunden mit beachtet würde. 

Was wir also für die Vollbeschäftigung brauchen, 
ist allerdings, um das noch einmal zu sagen, reales 
Wachstum. Die Frage stellt sich an alle Wirtschafts- 
ordnungen, und sie wird ja gestellt: Brauchen wir 
überhaupt Wachstum, können wir nicht mit Null- 
wachstum leben? Wie ist es mit der Endlichkeit un- 
serer Vorräte? Wie sieht es überhaupt mit unseren 
Ressourcen aus, auch mit den Kapitalressourcen? 
Die Antwort darauf kann nur lauten: Nullwachstum 
bedeutet Reduzierung des Lebensstandards und be- 
deutet völligen Verzicht darauf, unsere Verpflich- 
tungen gegenüber der Dritten und Vierten Welt er- 
füllen zu können. Ich jedenfalls glaube nicht daran, 
daß in auf Wahlen angelegten Demokratien die Auf- 
gaben, die uns im Nord-Süd-Konflikt zum realen 
Vermögenstransfer gestellt sind, durch Hergabe 
vom Geschaffenen erfüllt werden können. Ich glau- 
be, es wird nur möglich sein, dies durch Abgabe vom 
Zuwachs darzustellen, wenn wir dafür auf Zustim- 
mung unserer Bevölkerung, die wir ja brauchen, 
rechnen wollen. 

Woher soll im Jahre 1977 und in den folgenden 
Jahren das reale Wachstum kommen? In erster 
Linie, so wird allgemein gesagt, aus der Entwicklung 
des Konsums und aus der Entwicklung unserer Ex- 
porte. Frage: Sind die Konsumerwartungen gerecht- 
fertigt? Ich wiederhole hier, was ich schon früher 
einmal sagte: Keine Bundesregierung kann aus Spa- 
rern Konsumenten machen — mit noch so viel Steu- 
ersenkungen, Kindergeldern, Abzugsfähigkeit der 
Schuldzinsen und was man sich alles ausdenken 
könnte — , wenn die Menschen sparen wollen. Aus 
der allgemeinen Großwetterlage heraus werden sie 
sparen und eben nicht in diesem Umfang konsumie- 
ren. 1977 werden wir sehen, wie das geht; 30 Mil- 
liarden DM prämienbegünstigte Sparguthaben wer- 
den in diesem Jahr fällig. Der Herr Bundesarbeits- 
minister hat noch in seiner Funktion als wirtschafts- 
politischer Sprecher der sozialdemokratischen Bun- 
destagsfraktion gesagt: Keine Prämien für Wieder- 
anlage. Völlig einig! Staatliche Prämien wären in 
meinen Augen völlig verfehlt, wären in unseren 
Augen verfehlt. Was die Kreditinstitute machen, ist 
deren Sache. 

Aber die Freien Demokraten sind — anders als 
Herr Ministerpräsident Stoltenberg — sehr bedenk- 
lich und sehr zögerlich bei der Frage des weiteren 
Abbaus der Sparförderung. Wir wollen erst ein- 
mal abwarten, was aus diesen 30 Milliarden DM 
Guthaben wird. Bleibt es bei dem Erfahrungssatz, 
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(A) daß 60 Vo konsumiert und 40 Vo wieder angelegt 
werden? Wird dies anders? Können wir uns den Ab- 
bau der Sparförderung sowohl unter Gesichtspunk- 
ten der Vermögensbildung als unter Gesichtspunkten 
der langfristigen Kapitalmarktförderung eigentlich 
leisten? Eines jedenfalls ist auch an Vorschlägen 
von Herrn Strauß, die er während des Wahlkampfes 
gemacht hat, nicht richtig: Die Sparförderung ab- 
schaffen und dafür auf die Mehrwertsteuererhöhung 
verzichten ist kein sozialer Akt; denn die Sparförde- 
rung ist an Einkommensgrenzen geknüpft, und die 
Mehrwertsteuer ist dies bekanntlich nicht. 

Die Vorhersagen über den Konsum und den pri- 
vaten Verbrauch gehören zum Schwierigsten der 
wirtschaftspolitischen Prognose. Wir können aller- 
dings eines hinzufügen: Die Erfahrungen des Jahres 
1976 haben uns gelehrt, daß auch ansteigender Ver- 
brauch — er ist ja in den ersten neun Monaten gut 
gestiegen; die Sparquote ist erst in den letzten drei 
Monaten wieder gewachsen — allein das Heil ganz 
gewiß nicht bringen kann, die Wiederherstellung 
einer ausgeglichenen konjunkturellen Lage nicht be- 
wirkt. 

Das zweite Konjunkturstandbein ist der Export. 
34 Milliarden DM Handelsbilanzüberschuß im Jahre 
1976; dies alles trotz einer lOVoigen D-Mark- Auf- 
wertung im gewogenen Durchschnitt gegenüber den 
Währungen unserer Wettbewerbsländer von Juni 
1975 bis 1976. Aber so erfolgreich das ist, so gut das 
klingt, es weckt natürlich Kritik im Ausland. Das 
Aufhäufen von Währungsreserven allein ist kein 
ideales Ergebnis, wenn man die Versdiuldungslage 

(^3 unserer Abnehmerländer dabei berücksichtigt. Die 
FDP begrüßt es, daß die Bundesregierung multila- 
terale Kredithilfen erwogen und durchgeführt hat, 
zuletzt für Großbritannien. Aber wir wissen auch, 
daß dies ein Dauerzustand nicht sein kann. Jeder 
Unternehmer wird sehr leicht sagen können, daß er 
auf die Dauer seinen Kunden ohne Aussicht, seine 
Kredite auch einmal wiederzubekommen, nicht kre- 
ditieren kann. 

Meine Damen und Herren, die Opposition klagt 
über die wachsende Verschuldung des Ostblocks. 
Nun ist dies ganz gewiß ein Punkt, der zum Nach- 
denken Anlaß gibt. Aber manchmal frage ich mich, 
ob diese Klagen eigentlich politisch oder ökonomisch 
bedingt sind. Die Gesamtverschuldung der europäi- 
schen Staatshandelsländer ist nämlidi absolut ge- 
sehen noch keineswegs alarmierend. Ob Sie die Hö- 
he mit 50 oder 70 Milliarden DM annehmen, ist im 
Grunde genommen unwesentlich, solange die 
Schwelle beim Schulden- und Zinsentransfer nicht 
überschritten wird und das Tempo der Verschuldung 
der vergangenen Jahre — dies allerdings sei hinzu- 
gefügt — sich nicht in derselben Weise fortsetzt. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ein Stimmungspegel für die Verschuldungslage ist 
der Eurodollarmarkt, auf dem die Ostblockländer 
ihre Anleihen bisher jedenfalls ohne Schwierigkei- 
ten placieren konnten, wenn auch neuerdings mit 
leicht steigenden Zinsen. Im übrigen kann man nach 
den bisherigen Erfahrungen davon ausgehen, daß 
die Sowjetunion noch immer ein Moratorium ihrer 
Comecon-Partner zu verhindern wissen würde, da 


sowohl Rohstoff- als auch Goldreserven trotz des 
augenblicklichen Tiefstandes so hoch zu veranschla- 
gen sind, daß keine wesentlichen Exportkreditforde- 
rungen notleidend werden dürften. 

Allerdings meine ich, daß die Bundesregierung An- 
laß hat, einmal zu überprüfen, ob den rohstoffrei- 
chen Entwicklungsländern nicht eine gleiche Hermes- 
Praxis, wie wir sie gen Osten durchführen, zur Zeit 
vorenthalten wird. Ich finde, es ist etwas schwer ein- 
zusehen, warum den nach diesen Ländern liefernden 
Exporteuren nach teilweiser Überwindung der welt- 
weiten Rezession nicht wieder in verstärktem Um- 
fang Bürgschaften und Garantien eingeräumt wer- 
den sollen. Diese Mittel zur Exportförderung brau- 
chen wir. Sie gehören in diese Wirtschaftsordnung 
übrigens ebenso sehr wie die Förderung der Bera- 
tung, insbesondere der Außenhandelskammern, die 
für die bundesrepublikanische Wirtschaft — übrigens 
unter Entlastung unserer Botschaften — draußen 
tätig sind. Auch hier würde ich es begrüßen, wenn 
die Bundesregierung trotz, wie wir alle wissen, knap- 
per Finanzen eine Möglichkeit sähe, die Mittel dafür 
etwas aufzustocken. 

Vizepräsident Stückten: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Herr Kollege Graf Lambs- 
dorff, darf ich aus Ihren Ausführungen zu den Ost- 
krediten schließen, daß Sie andere als ökonomische 
Maßstäbe nicht anlegen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Narjes, 
es ist eine außerordentlich schwierige Frage, ob man 
mit der Zurverfügungstellung von Krediten nicht 
z. B. militärische Aufrüstung ermöglicht. Aber die 
lupenreine Beantwortung dieser Frage könnte nur 
bedeuten: Dann gibt es überhaupt keine Handelsbe- 
ziehungen. Diese Frage haben wir längst, schon zu 
Zeiten von CDU- und FDP-getragenen Regierungen, 
in anderem Sinne beantwortet. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter? 

Dr. Narjes (CDU/CSU): Können Sie mir zustim- 
men, Graf Lambsdorff, daß Quantität unter Umstän- 
den in eine andere Qualität Umschlägen kann? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Das halte ich nicht für 
völlig ausgeschlossen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nun zu der Frage, wo 
die Exportckancen der deutschen Wirtschaft liegen. 
Ich bin davon überzeugt — und ich hoffe, daß wir 
diese Überzeugung teilen — , daß die Exportchancen 
im wesentlichen dort liegen, wo wir hohe Technolo- 
gien entwickeln. Ich erinnere mich der Äußerung 
eines Unternehmensleiters vor wenigen Monaten mir 
gegenüber: „Wir entlassen Arbeiter und suchen 
Ingenieure.“ Wir reden wahrlich nicht dem Blau- 
pausenexport das Wort, wohl aber der Tatsache, daß 
nur hochqualifizierte Güter, mit hohem Intelligenz- 
aufwand hergestellt, unsere Zukunft sichern können. 
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(A) Deswegen — lassen Sie mich diese eine abschwei- 
fende Bemerkung zum bildungspolitischen Gebiet 
machen — : Aus der Sicht des Wirtschaftspolitikers 
kann der Ausbildungs stand der nach uns kommen- 
den Generation überhaupt nicht hoch genug sein. 
Ich halte es für falsch, über die hohen Zahlen von 
Studenten und Abiturienten zu klagen, allerdings 
mit der Einschränkung der Regierungserklärung, daß 
der Universitätsabschluß nicht unmittelbaren An- 
spruch auf die Einstufung nach A 13 oder A 14 im 
Öffentlichen Dienst zu garantieren hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber seien wir uns darüber im klaren und sehen 
wir es doch in dieser Arbeitsmarktlage: Je besser 
einer ausgebildet ist, um so geringer ist sein beruf- 
liches Risiko. Dies wird auch so bleiben, und es 
wird sich verschärfen. 

Meine Damen und Herren, ich will auf die Be- 
reiche des Technologieexports — da ist man schnell 
wieder beim Kernkraftbereich, einer der Technolo- 
gien, wo wir in der Welt führend sind — nicht wei- 
ter eingehen. Ich will vielmehr sagen, daß wichtiger 
als Konsum und Export wohl die Investitionen der 
Privaten sind. Die Bruttoanlageinvestitionen der Pri- 
vaten haben 1976 nach ersten Schätzungen 237 Mil- 
liarden DM erreicht. Für 1977 rechnet der Intermini- 
sterielle Arbeitskreis Gesamtwirtschaftliche Voraus- 
schätzungen mit einem Betrag von 260 Milliarden 
DM, also mit einer Zunahme von etwa 22 Milliarden 
DM. 

Ich nenne diese Zahl, weil wir uns daran klarma- 
chen können: Es wäre illusorisch, zu glauben, daß die 
öffentliche Hand die Investitionsaufgabe der Priva- 
ten ersetzen könnte. Es geht schon vom Volumen her 
nicht. Ich sage dies gerade heute deutlich, nachdem 
der Hamburger Wirtschaftssenator Nölling ein In- 
vestitionsprogramm von 20 Milliarden DM aus öf- 
fentlichen Mitteln vorgeschlagen hat. Der amerika- 
nische Präsident schlägt ein Volumen von 15 Mil- 
liarden bei einem Bruttosozialprodukt von 1 700 Mil- 
liarden Dollar vor. Wie sollen wir 20 Milliarden DM 
bei 1 100 Milliarden DM Bruttosozialprodukt eigent- 
lich inflationsfrei finanzieren? Dieses Kunststück 
müßte der Finanzminister einmal vormachen. Ich 
fürchte, er kann es nicht. Selbst wenn die Anregun- 
gen aus Hamburg kommen, Herr Finanzminister. 

(Vorsitz; Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen) 

Aber es ist um so wichtiger, daß wir die Mittel, 
die in beschränktem Umfang zur Verfügung stehen, 
so einsetzen, daß sie einen möglichst hohen Multi- 
plikatoreffekt für die Anregung privater Investi- 
tionen haben. Dies gilt im übrigen auch für aus- 
ländische Investitionen in der Bundesrepublik. Des- 
wegen ist es notwendig, daß die wegen der Körper- 
schaftsteuerreform erforderlichen Revisionen der 
Doppelbesteuerungsabkommen mit dem Ziel, Wett- 
bewerbsgleichheit herzustellen, bald verabschiedet 
werden. 

In diesem Zusammenhang spielt die Gewinnfrage 
eine Rolle. Vor nicht langer Zeit haben wir darüber 
diskutiert, daß Gewinne dringend notwendig sind. 


Ist der Verdacht berechtigt, daß manchmal die Ge- (C) 
Winne nur herbeigesehnt werden, wenn sie nicht 
vorhanden sind, und daß es, wenn sie da sind, nicht 
mehr so gut ist? Auch wenn es kürzlich als alte 
Masche bezeichnet wurde, trifft es zu: Nur der Un- 
ternehmer investiert, der eine ausreichende Rendite 
erwarten kann, und insofern ist der Gewinn ein 
marktwirtschaftliches Lenkungsinstrument. Hier hat 
der Sachverständigenrat recht, wenn er sagt, daß 
die Pfandbriefrendite für eine unternehmerische In- 
vestition nicht ausreicht, weil sie das Unterneh- 
mensrisiko nicht abdeckt. Das Gewinnwachstum des 
Jahres 1976 hat die Schäden der Vorjahre noch 
nicht korrigiert. Die Deutsche Bundesbank hat des- 
wegen mit Recht festgestellt, daß es gefährlich 
wäre, diese Entwicklung abzubremsen, wie sie das 
im Dezemberbericht 1976 zum Ausdruck brachte. 

Wir sind für eine Verbesserung der Ertragssitua- 
tion der Wirtschaft. Aber wir wollen eine Korrektur 
zugunsten der Arbeitnehmer durch Vermögensbil- 
dung. Wir begrüßen ausdrücklich die Passagen über 
die Vermögensbildung, die der Herr Bundeskanzler 
in seiner Regierungserklärung vorgetragen hat. We- 
gen dieser Zielsetzung sind wir auch für die steuer- 
lichen Erleichterungen eingetreten, die im Rahmen 
des finanzpolitisch Darstellbaren möglich sind. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen in der 
SPD hat — wir teilen diese Auffassung — die ange- 
kündigte Senkung der Vermögensteuer als über- 
fälligen Schritt steuerlicher Gerechtigkeit gerade 
wegen der kleinen und der mittleren Unternehmen 
herausgestellt. Es ist manchmal etwas schwer ver- 
ständlich, warum dies im Hinblick auf die kleinen 
und die mittleren Unternehmen notwendig ist. Das 
liegt ganz einfach daran, daß gewissermaßen vom 
Vater her traditionell das nicht industriell genutzte 
Vorrats vermögen an Grund und Boden bei kleinen 
und mitleren Unternehmen größer als bei großen 
Unternehmen ist und daß gerade deswegen die 
Kombination von höherer Vermögensteuer und hö- 
heren Einheitswerten diese Unternehmen in beson- 
derem Maß getroffen hat. 

Der Kollege Strauß — er ist nicht hier; ich wollte 
ihm das gern noch einmal zu erläutern versuchen — 
hat noch einmal das Thema der Hinzurechnung der 
Dauerschulden bei der Gewerbekapitalsteuer ange- 
schnitten, Ich wiederhole, was ich ihn in einer Zwi- 
schenfrage gefragt habe: Wenn wir dies abschaffen 
würden, würden wir die Fremdfinanzierung der 
deutschen Wirtschaft auf dem Gewerbesteuersektor 
gegenüber der Eigenkapitalfinanzierung begünsti- 
gen. Das kann nicht das Ziel unserer Wirtschafts- 
politik sein. 

Allerdings ist eines klar. Die vorgesehenen steu- 
erstrukturellen Maßnahmen sind nur im Rahmen 
einer Mehrwertsteuererhöhung denkbar. Diese 
Mehrwertsteuererhöhung bewegt sich — so meinen 
wir — europakonform. Dabei möchte ich noch ein- 
mal sagen: Der Spielraum zur späteren Abschaffung 
der Gewerbesteuer durch Anpassung an die euro- 
päischen Umsatzsteuersätze wird auch mit einer 
Mehrwertsteuererhöhung um zwei Punkte in der 
Bundesrepublik am 1. Januar 1978 nicht verfrüh- 
stückt. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Na, na!) 
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(A) — Der Durdischnittssatz liegt bei 16 Vo, Herr Jennin- 
ger, und wir gehen jetzt auf 13 ^/o. 

Wenn es uns gelingt, die Investitionsneigung wie- 
der zu verstärken, bleibt natürlich die Frage — sie 
wird ebenfalls häufig in der wirtsdiaftspolitischen 
Diskussion gestellt, und ich verstehe sie — : Was 
sollen denn Investitionen, wenn es keine Nachfrage 
gibt? Aber dies ist eine Frage, die aus dem Denken 
der 40er, 50er Jahre entstanden ist, beruhend auf 
den wirtschaftspolitischen Erkenntnissen von Key- 
nes. In der Zeit des Keynesianismus war gewisser- 
maßen der Staat dafür zuständig, für Nachfrage zu 
sorgen. Es gibt aber viele Phasen der Wirtschaftsge- 
schichte, in denen primäre Expansionsimpulse vom 
Angebot ausgingen, von neuen Produktionsverfah- 
ren und neuen Gütern, die spontan produziert wur- 
den und sich selbst einen Markt schufen. Wir kön- 
nen unseren Stau an Strukturwandel wohl nur durch 
solche Innovationen wenigstens teilweise auflösen. 

Ich habe schon im Sommer 1975 an dieser Stelle 
über den Zusammenhang von Konjunktur Zyklen und 
Innovationsmangel gesprochen. Deswegen halte ich 
es für begrüßenswert, daß die Bundesregierung die 
Forsdiungsförderung verstärken will. Denn ich bin 
selbstkritisch genug, um zu sehen, daß der Abbau 
wahrscheinlich nicht der weiseste Entschluß von 
allen war. Aber ich verbinde diese Absicht der Bun- 
desregierung mit der dringenden Bitte an die be- 
günstigte Wirtschaft, vom Mißbrauch dieser Mittel 
Abstand zu nehmen; denn das war ja einer der 
Gründe, warum Forschungsförderung in der alten 

Form nicht aufrechterhalten werden konnte. 

(BJ 

Innovationen können aber nur einen Teil des 
Strukturwandels auflösen, der zur Arbeitslosigkeit 
führte. Hier kommt auch der Strukturpolitik des 
Staates eine Aufgabe zu, allerdings mit gebotener 
Vorsicht; denn der Staat kann nicht dazu da sein — 
und er kann diese Aufgabe auch nicht erfüllen, selbst 
wenn er es wollte — , mit strukturpolitischen Mitteln 
die Schäden zu beseitigen, die andere dadurch ange- 
richtet haben, daß sie dank ihrer Marktmacht nicht 
marktkonforme Preise und Löhne durchgesetzt ha- 
ben. 

Staatliche Wachstums- und Strukturpolitik kann 
die Tarifparteien von ihrer beschäftigungspolitisdien 
Aufgabe insofern entlasten, als sie die Rahmenbe- 
dingungen für risikobehaftete Investitionen für In- 
novationen, für die Gründung neuer Unternehmen 
und für die Mobilität der Arbeitskräfte verbessern 
kann. Die Möglichkeiten, die die Bundesregierung 
hat, müssen wir nutzen. Aber das ist im übrigen 
auch die Quintessenz sowohl des Programms der 
Bundesregierung vom Herbst vorigen Jahres wie 
auch des Programms der wachstumspolitischen Vor- 
sorge; so hat es der Sachverständigenrat genannt. 
Wachstums- und Strukturpolitik kosten freilich öf- 
fentliches Geld, und schon deshalb — ich habe das 
vorhin gesagt — sind die staatlichen Möglichkeiten 
begrenzt. 

In diesem Zusammenhang wird die Diskussion 
fortgesetzt werden, ob arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahmen wie die Verteilung von Arbeitszeit möglich 
sind, hilfreich sein können. Ich sage ausdrücklich: 


Wir begrüßen den mutigen Diskussionsbeitrag des ^ ^ 
DGB-Vorsitzenden in dieser Frage, über Arbeitszeit- 
verkürzung auch einmal unter Verzicht auf Lohn- 
ausgleich reden zu wollen. Daß das ein schwieriges 
Unterfangen ist, daß das in vielen Bereichen tech- 
nisch vielleicht auch nicht geht — sicherlich nicht 
geht — , daß das in Schichtbetrieben nicht möglich 
ist, daß es in vielen Bereichen ja auch heute einen 
Arbeitskräftemangel gibt, und zwar bei qualifiziert 
Ausgebildeten, das wissen wir. Die Anregung aber 
ist couragiert, und sie verdient anerkannt zu wer- 
den. 

Für uns wird sehr viel davon abhängen, ob wir die 
Lehren aus der Rezession, aus den vergangenen 
Jahren zu ziehen in der Lage sind, ob wir den Mut 
dazu haben, zu sehen, daß gutgemeinte Aktionen in 
einer rezessiven Phase plötzlich Schattenseiten, 
Kehrseiten der Medaille entwickeln. Lassen Sie mich 
einige anführen, aber lassen Sie mich, um ja kein 
Mißverständnis aufkommen zu lassen, gleich hinzu- 
fügen: Das heißt nicht, daß ich das etwa abgeschafft 
oder auch grundsätzlich geändert wissen wollte; ich 
möchte nur die Problematik deutlich machen. 

Kündigungsschutz für ältere Mitarbeiter kann zu 
erhöhter Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen führen. 

Die flexible Altersgrenze mit 63 Jahren hat zu mas- 
sivem Druck auf 63jährige zum Ausscheiden geführt, 
die gar nicht ausscheiden wollten. Der Verbraucher- 
und Umweltschutz — Verursacherprinzip völlig un- 
bestritten — wird letztlich vom Verbraucher bezahlt, 
von niemandem sonst. Maßnahmen zur Förderung 
von Eigentum an Grund und Boden können Mobili- pj 
tät herabsetzen. Und Mindestlöhne, Sockelbeträge, 
auch Urlaubsgelder führen zu erhöhtem Rationali- 
sierungsdruck gerade gegen minderqualifizierte Ar- 
beit, die ohnehin am gefährdetsten ist. Das gilt übri- 
gens auch für die öffentliche Hand. 

Meine Damen und Herren, im Zusammenhang mit 
dem Stichwort Rationalisierungsinvestitionen gibt es 
Irrtümer in unserem Lande. Natürlich ist es richtig, 
daß durch Rationalisierungsinvestitionen ein Arbeits- 
platz in einem Unternehmen vernichtet werden 
kann. Aber es ist doch ebenso richtig, daß für die 
Beschaffung der Rationalisierungsinvestitionen an- 
dere Arbeitsplätze aufrechterhalten bzw. geschaffen 
werden, es ist ebenso richtig, daß die vorhandenen 
Arbeitsplätze in dem Unternehmen wettbewerbs- 
fähiger und damit sicherer und ungefährdeter ge- 
macht werden, und es ist schließlich ebenso richtig, 
daß die Wettbewerbssituation generell verbessert 
wird. 

Das gilt auch für Auslandsinvestitionen. Ich weiß, 
daß das Stichwort des „export of jobs", wie es die 
Amerikaner nennen, sehr leicht auch bei uns in die 
Debatte kommen kann. Aber wer sich einmal deut- 
sche Auslandsinvestitionen angesehen hat, weiß 
doch, welche Sogwirkung solche Investitionen auf 
Nachlieferungen von der heimischen Industrie aus- 
geübt und im übrigen zum Teil dazu geführt haben, 
daß hier Arbeitsplätze beseitigt werden, auf denen 
keiner mehr arbeiten will, die keiner mehr haben 
möchte. 

Die Frage: Ihr habt eine Million Arbeitslose, wollt 
ihr denn eigentlich nichts Zusätzliches, nichts Neues 
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(A) tun? beantworten wir — und die Bundesregierung 
auch — ganz sicher: Selbstverständlich wollen wir 
Zusätzliches tun, selbstverständlich wollen wir alle 
Anstrengungen unternehmen, um diesem Problem 
gerecht zu werden, um die Arbeitslosigkeit abzu- 
bauen. Aber die Grundfrage lautet dann: Geht dies? 
Ist dies notwendig? Ist es förderlich unter Änderung 
des Systems? Ich wäre, weil ideologische Bindung 
an wirtschaftliche Systeme uns nicht weiterhelfen 
kann, sofort bereit, zu sagen: geben wir es auf, 
wenn sich andere, bessere Wege finden, wenn man 
uns bessere vergleichbare Wege nachweisen kann. 
Nur, wir alle miteinander, meine ich, sehen doch 
wohl keine. 

Deswegen sollten wir sagen, daß unsere freiheit- 
liche Wirtschaftspolitik bisher — wenn auch mit 
Einschränkungen, wenn auch mit Mängeln, wenn 
auch mit Verbesserungsbedürftigkeit — in Europa 
und in der Welt bewiesen hat, daß Vollbeschäfti- 
gung, außenwirtschaftliches Gleichgewicht, Geld- 
wertstabilität und Wachstum des Bruttosozialpro- 
dukts weder mit den bürokratischen Mitteln von 
Planwirtschaft noch mit vermachteten Märkten auf 
der Basis von Interessentenpolitik zu erreichen ist, 
daß Wettbewerb die schöpferischen Kräfte der Men- 
schen freisetzt und daß nur Wettbewerb Machtzu- 
sammenballungen verhindert, wobei Liberale gegen 
wirtschaftliche Machtzusammenballungen immer 
wachsam und mißtrauisch sind und sein müssen, 
völlig gleichgültig, ob sie in privater Hand entste- 
hen oder in der Hand des Staates vorhanden sind. 

ßj (Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 

SPD) 

Vor allem aber muß liberale Wirtschaftspolitik 
Freiheitsräume schaffen und unserer sozialen Ver- 
antwortung gerecht werden. Deswegen haben die 
Freien Demokraten in ihrer Wahlplattform gesagt: 
Keine Partei steht so entschlossen zur Sozialen 
Marktwirtschaft wie die Liberalen, und deswegen 
bejahen wir die wirtschafts- und konjunkturpoliti- 
schen Ausgangslinien, die die Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers uns aufgezeigt hat. Die Fraktion 
der Freien Demokraten in diesem Hause wird diese 
Politik, diesen Bundeskanzler und diesen Bundes- 
wirtschaftsminister in den nächsten vier Jahren mit 
ihrer Unterstützung, ihrem Vertrauen und ihrer Mit- 
arbeit begleiten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Das Wort 
hat der Bundesfinanzminister, Dr. Apel. 

Dr. Apei, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
In der Debatte hat es eine Reihe von finanzpoliti- 
schen Argumenten gegeben, die mich veranlaßt ha- 
ben, Ihnen die Antworten zu geben, soweit sie not- 
wendig sind. 

Ich beginne mit dem Punkt, den Sie, Herr Kollege 
von Weizsäcker, gestern angesprochen haben, indem 
Sie über die Europa-Finanzierung gesprochen haben. 
Sie waren der Meinung, der Bundesregierung wegen 
ihres Verhaltens Vorwürfe machen zu sollen. Sie 


selbst haben — ich habe mir das mitgeschrieben — 
gesagt. Sie seien der Meinung, man solle in Europa 
Zahlungen aus dem Bundeshaushalt für den Fort- 
schritt erbringen. Dieser Meinung kann ich voll und 
ganz beipflichten. Nur, wenn wir uns die Struktur 
der europäischen Ausgaben angucken, kommen 
eben doch Zweifel auf, ob das zur Zeit gewährlei- 
stet ist. 

Im laufenden Haushaltsplan 1977 gibt die Gemein- 
schaft 6,6 Milliarden Rechnungseinheiten — das sind 
über 24 Milliarden DM — für die Agrarpolitik aus. 
Wenn man dies in Beziehung setzt zu dem, was Sie 
als Ausgaben für den Fortschritt bezeichnen, sehen 
die Ausgaben für den Fortschritt allerdings sehr 
kümmerlich aus. In diesem selben Haushaltsjahr 
werden 400 Millionen Rechnungseinheiten für den 
Regionalfonds ausgegeben — das sind 6 ^/o der Aus- 
gaben für die Agrarpolitik — und für den Sozial- 
fonds, der die Arbeitslosigkeit innerhalb der Ge- 
meinschaft bekämpfen soll, 172 Millionen Rech- 
nungseinheiten; das sind ganze 2,5 Va der Ausgaben 
für die Agrarpolitik. 

Ich will die Zahlenreihe in diesem Punkt hier nicht 
verlängern, aber ich muß Sie alle schon bitten, Ver- 
ständnis dafür zu haben, daß wir ein vorrangiges 
Interesse haben müssen, in Brüssel zu einer Um- 
schichtung der Ausgaben zu kommen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es kann doch wohl nicht die Absicht der Integra- 
tionspolitik sein, daß der Anteil der Agrarausgaben 
in Brüssel immer stärker wächst. Er macht inzwi- 
schen 75 ®/o der Gesamtausgaben der Europäischen [D) 
Gemeinschaft aus — 75 Vo! — , und für den Teil, der 
Strukturpolitik, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist, 
bleibt dann immer weniger nach. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Dann müßten Sie na- 
türlich sagen, warum das so ist!) 

— Herr Kollege Ritz, ich möchte ausdrücklich nicht 
der deutschen Landwirtschaftspolitik hier Vorwürfe 
machen. Es liegt an Brüsseler Mechanismen, es liegt 
z. B. daran, daß wir Mechanismen haben, die bei 
einem Verfall des britischen Pfundes und einem Ver- 
fall der italienischen Lira die Mitgliedstaaten ver- 
pflichten, über Brüsseler Mechanismen viele Mil- 
liarden D-Mark, französische Franc oder holländi- 
sche Gulden nach Brüssel zu transferieren, damit die 
Abwertung dieser Währungen bei den Nahrungs- 
kosten der Bevölkerung nicht wirksam wird. Herr 
Kollege von Weizsäcker, diese Milliarden zahlen 
wir klaglos, und zwar deswegen, weil wir ein Inter- 
esse daran haben, daß über diese Strukturmechanis- 
men die Möglichkeit für Arbeitnehmer und kleine 
Leute, die Deflations- und Stabilisierungspolitik in 
diesen Ländern zu tragen und zu akzeptieren, er- 
höht wird. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Das muß man immer 
wieder offen sagen!) 

— Ja, das muß man offen sagen, obwohl Sie mir 
auch zugeben werden — Herr Kollege Dr. Ritz, wir 
sind ja alte Bekannte und Freunde — , daß es dann 
auch notwendig wäre, uns sehr ernsthaft zu über- 
legen — was auch deutsche Agrarpolitik tangieren 
könnte — , ob wir nicht auch einen Beitrag dazu 
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(A) leisten müssen, um diesen Grenzausgleich abzu- 
bauen und die Überschußproduktion bei Milch, die 
so teuer ist, in Grenzen zu halten. 

Herr Kollege von Weizsäcker, Sie haben gesagt: 
Wir sollten uns eigentlich nicht zu sehr in die Brust 
werfen; denn wenn man es auf das Bruttosozial- 
produkt eines jeden Landes beziehe, dann sei unser 
Anteil auch nicht so viel größer als derjenige un- 
serer Partner. Ich glaube nicht, daß wir so rechnen 
können. Es gibt innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft sechs Länder, die, wenn Sie so wollen, 
Nettoempfänger von Brüsseler Leistungen, und drei 
Länder, die Nettozahler sind. Die Nettozahler sind 
Luxemburg, Belgien und die Bundesrepublik. Ich 
sage auch dies völlig klaglos. Nur wird hier natürlich 
auch deutlich, in welchem Umfang Brüsseler Lei- 
stungen aus deutschem Steueraufkommen — hier 
muß ich einschränkend hinzufügen: aus dem Auf- 
kommen, das dem Bund zufließt ; die Länder beteili- 
gen sich an dieser Operation nicht — uns in Schwie- 
rigkeiten bringen. 

Damit komme ich zur letzten Zahl. Wir haben im 
Jahre 1976 7 Milliarden DM nach Brüssel gezahlt. 
Das war doppelt soviel wie 1971. Wir haben in die- 
sem Zeitraum unsere Nettozahlerlast dadurch, daß 
wir mehr gezahlt, aber immer weniger zurückbe- 
kommen haben, verfünffacht. Nun sagt die Bundes- 
bank in ihrem letzten Monatsbericht: 1980 werdet 
ihr wohl 12 bis 13 Milliarden DM zafilen müssen. 
Schön wäre es. Ich fürchte — in unserer mittelfristi- 
gen Finanzplanung haben wir sehr viel mehr ange- 
setzt — , es werden 15 Milliarden DM sein, wenn wir 
Glück haben; wenn wir Glück haben! Dies heißt, 
meine hochverehrten Damen und Herren: der Bun- 
desanteil aus 4 Mehrwertsteuerpunkten nach der 
jetzigen Aufteilung der Mehrwertsteuer zwischen 
Bund und Ländern. 

Ich sage das nur deswegen, damit niemand in die- 
sem Lande folgende Operation für möglich hält. 
Hier wende ich mich insbesondere an die Opposi- 
tion, aber ich muß das auch an andere Adressen in 
diesem Hause richten. Man kann nicht sagen: Wir 
könnten sehr viel mehr für die Entwicklungshilfe 
tun, wir müßten uns sehr viel stärker für die Brüsse- 
ler Institutionen engagieren, natürlich dürfe der 
Verteidigungsetat nicht zur Sparkasse der Nation 
werden, und gleichzeitig könnten wir dasselbe Geld 
binnenwirtschaftlich noch einmal ausgeben. Dies 
geht nicht. Wer sich für diese Mehrleistung aus- 
spricht — ich nehme das alles klaglos hin und 
werde dennoch dafür sorgen, daß wir nicht der 
Zahlmeister Europas werden; das ist wohl auch im 
Interesse dieses Landes; dafür werde ich u. a. auch 
bezahlt — und das klaglos hinnimmt, meine Damen 
und Herren von der Opposition, der muß auch klag- 
los die Zugeknöpftheit des Bundesfinanzministers 
in einer ganzen Reihe von sicherlich notwendigen 
Aufgaben hinnehmen. Wenn dies Ihre Priorität ist, 
dann verstehen Sie bitte auch, daß ich z. B. beim 
Thema BAföG eine gewisse Reserve an den Tag 
legen muß; denn es ist leider noch nicht erfunden, 
wie man das Geld zweimal ausgeben kann. 

Ich möchte zu einem zweiten Bereich kommen; 
Herr Kollege Stoltenberg ist dankenswerterweise 


noch da. Er hat zu den Themen der Haushaltspolitik, 
der Steuern, der Finanzen hier relativ wenig gesagt. 
Das ganze Thema hat in der Debatte eine große 
Rolle gespielt, und Herr Kollege Dr. Stoltenberg ist 
noch hier, was ich sehr begrüße. Wir hätten es 
natürlich sehr viel mehr begrüßt, wenn Sie als 
Spitzenkandidat der SPD Schlewig-Holsteins für Ihre 
Partei nicht hier, sondern dort säßen; Sie hätten 
dann auch weniger Zeitzwänge und könnten öfter 
an der Debatte teilnehmen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wir leihen Sie 
nicht aus, Herr Stoltenberg! — Weitere Zu- 
rufe) 

— Habe ich „SPD" gesagt? Um Gottes willen! 

(Heiterkeit) 

Dies will ich Ihnen nicht antun, auch uns nicht, Herr 
Kollege Stoltenberg. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende Heiter- 
keit) 

Um Gottes willen. Schönen Dank, Herr Schrift- 
führer! 

Sie haben in der „Welt" das gesagt, was Sie hier 
in Kurzform gesagt haben, in einem Interview. Ich 
möchte das deswegen hier ansprechen. Sie haben 
erstens gesagt: Der Gang in die große Verschuldung 
begann unter Willy Brandt. Da hat mein Kollege 
Heinz Westphal Ihnen schon deutlich gemacht, daß 
dies objektiv falsch ist, — objektiv falsch ist! Von 
1970 bis 1973 ist der Bundeshaushalt quasi zu 100 ®/o 
selbstfinanziert worden. Das war die Zeit der kon- 
junkturellen Rücklagen, der vielen Milliarden, die 
wir später zur Finanzierung der Konjunkturpro- 
gramme eingesetzt haben. Nehmen wir also erst mal 
dies weg, dies stimmt nicht. 

Dann kommt das, was Sie anmerken. Sie sagen 
erstens, es komme auf eine deutliche Verringerung 
der gefährlichen Überschuldung der Staatshaushalte 
an. Ja, Sie haben in Ihren Worten sogar dasselbe 
an die Wand gemalt, was Sie in der Rentenver- 
sicherung heute zu Unrecht behaupten, nämlich die 
finanzielle Krise. Ich kann Ihnen hier nicht folgen, 
Herr Kollege Stoltenberg. Gucken wir uns doch 
mal die Situation an! Der Bund hat im Krisenjahr 
1975 33 Milliarden DM Neuverschuldung gemacht, 
im Jahre 1976 25,8 Milliarden, sagen wir 26 Milliar- 
den. Der Haushalt für 1977 wird von mir so vor- 
gelegt, daß wir mit 22,8 Milliarden DM auskommen. 
Das ist also doch eine deutliche Absenkung der 
Nettokreditaufnahmen des Bundes. Beim Gesamt- 
haushalt sieht es sogar noch sehr viel günstiger 
aus. Da werden die Gesamtschulden des Gesamt- 
haushaltes, Bund, Länder und Gemeinden, 66 Mil- 
liarden DM in 1975, auf 40 Milliarden DM in diesem 
Jahre zurückgehen. 

Meine Sorge ist eine ganz andere. Meine Sorge ist 
die, daß die Finanzminister von Bund und Ländern, 
daß wir also gemeinsam diesen Prozeß der Konsoli- 
dierung der öffentlichen Haushalte fortsetzen kön- 
nen, daß wir gemeinsam die Kraft haben, überzo- 
gene Ansprüche an den Bundeshaushalt abzuweh- 
ren. Da haben Sie, Herr Kollege Stoltenberg, in 
Ihrer Fraktion eine große Aufgabe vor sich. Denn 
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die ganze Latte, die mir hier vorliegt, vom Erzie- 
hungsgeld über die Partnerschaftsrente bis, bis, bis 
— dies würde in der Tat die öffentlichen Haushalte 
sprengen. Wenn Sie also diese Befürchtung haben, 
daß wir in Schwierigkeiten kommen, dann nutzen 
Sie bitte Ihre politische Kraft in Ihrer Fraktion aus, 
damit deutlich wird, was machbar ist und was nicht 
machbar ist. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
auch Herrn Nölling in Hamburg!) 

— Ich komme sofort noch auf Herrn Nölling; das ist 
überhaupt kein Problem für mich. Ich bin nämlich 
damit bei dem nächsten Punkt. 

Der nächste Punkt ist die Bemerkung von Herrn 
Stoltenberg, es komme nun wirklich darauf an, die 
öffentlichen Haushalte auf der Ausgabenseite umzu- 
strukturieren, weg von den konsumtiven Ausgaben, 
hin zu den investiven Ausgaben. So interpretiere 
ich Sie wohl richtig. — Gut, nun will ich mit Ihnen 
hier nicht die Debatte führen, daß natürlich die Ab- 
grenzung zwischen investiven und konsumtiven 
Ausgaben so eine Sache ist. Ich will Ihnen ein Bei- 
spiel geben. Das Darlehen im Rahmen von BAföG ist 
eine investive Ausgabe, der Zuschuß im Rahmen 
von BAföG ist eine konsumtive Ausgabe, Der Bau 
einer Kaserne ist eine konsumtive Ausgabe, das 
Darlehen an die Bundesanstalt für Arbeit ist eine 
investive Ausgabe. Aber wir wollen dies nicht ver- 
tiefen. Wir haben immer mit diesen Definitionen 
gelebt. Der wissenschaftliche Beirat unseres Mini- 
steriums wird dazu eine Meinung äußern, und die 
werden wir dann gemeinsam diskutieren, damit wir 
(B) zu volkswirtschaftlichen Definitionen der Investitio- 
nen kommen. 

Aber wir stützen uns mal auf die alten Definitio- 
nen. Da muß ich nun die Zahlen vorführen. Inner- 
halb eines Jahrzehnts, Herr Kollege Stoltenberg, hat 
sich das folgendermaßen entwickelt. Entwicklungen 
der investiven Nettoausgaben der Gebietskörper- 
schaften, Anteil an den jeweiligen Gesamtausgaben 
des Haushaltes: 

1966 haben wir 15,5% der Gesamtausgaben des 
Bundes für investive Ausgaben verwandt, im Jahre 
1976 14,4%. Da sind also, zugegeben, die Anteile 
der investiven Ausgaben beim Bund um gut einen 
Prozentpunkt gefallen. 

Nun komme ich zu den Ländern. Bei den Ländern 
waren 1966 26,1 % von den Gesamtausgaben inve- 
stive Ausgaben. Im letzten Jahre haben die Länder 
noch ganze 18 % an investiven Ausgaben geleistet. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Das ist unredlich!) 

— Das ist nicht unredlich; das sind Zahlen. Die pas- 
sen Ihnen nicht, das gebe ich Ihnen zu. — Die Inve- 
stitionsausgaben aller Bundesländer — aller! — 
sind also um 8 Prozentpunkte oder um 25 % zurück- 
gegangen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Warum? — Dr. 

Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Einfluß der 
Bundesgesetzei) 

— Na, so billig kann man sich das natürlich auch 
machen. 


Und dann kommt der Anteil der Gemeinden: Inve- (C) 
stitionsausgaben 1966 44 % von den Gesamtausga- 
ben, im letzten Jahre 26 %. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Woran liegt das 
denn? — Personalkostensteigerung!) 

Ich meine also, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dann, wenn wir hier über eine Verbesse- 
rung des investiven Teils der öffentlichen Ausgaben 
reden wollen, sollten bitte alle vor der eigenen Tür 
kehren, und dann sieht es beim Bund sehr gut aus 
und bei den Ländern sehr viel schlechter. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Bundesfinanzminister, Sie gestatten eine Zwischen- 
frage? — Bitte! 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Minister, wäre 
es dann um der Vollständigkeit willen nicht auch 
ehrlich, daß Sie die Personalkostenanteile bei Bund, 
Ländern und Gemeinden angeben? Das ist nämlich 
ein wesentlicher Punkt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Aber na- 
türlich, sicherlich. Ich habe auch immer zur Ent- 
schuldigung der Gemeinden hinzugefügt, daß natür- 
lich eine Schule Lehrer braucht, daß ein Kranken- 
haus Krankenschwestern braucht. Aber nun drehen 
Sie doch nicht Ihre eigene Argumentation um. Sie 
führen das Datum „öffentliche Investitionen" vor, 
leiten daraus Vorwürfe her, und wenn ich diese 
Vorwürfe mit Zahlen konfrontiere, drehen Sie sie 
um. Ich bin gern bereit. Ihnen zuzugeben, daß na- 
türlich bei den Gemeinden die Personalkosten ein 
Problem sind. 

Nur, worauf ich hinaus will — und damit greife 
ich den Zwischenruf „Nölling" auf — , ist doch fol- 
gendes. Wenn es so ist — und dies belegen meine 
Zahlen auch — , daß die Öffentlichen Investitionen 
in ihrem Schwerpunkt bei den Ländern und den 
Gemeinden liegen, wenn es so ist, daß die Haushalte 
der Länder und der Gemeinden ihre Nettoverschul- 
dung, ihre Defizite haben sehr viel schneller ab- 
bauen können, dann, Herr Kollege Stoltenberg, bin 
ich sehr dafür, daß wir möglichst bald gemeinsam 
darüber reden, wie dieses öffentliche Infrastruktur- 
programm, das wir in Vorbereitung haben, durch 
eine Vielzahl von Maßnahmen auf Länderebene 
ergänzt werden kani^, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und daß wir nicht nur über die Mitfinanzierung des- 
sen reden — und reden müssen — , was sich der 
Bund vorstellt, sondern wir - — und zwar wir alle, 
die Gebietskörperschaften, die Länder und die Ge- 
meinden und der Bund — die gesamtstaatliche 
Verantwortung übernehmen, um ein Programm zu 
machen, das auch in der Tat Schwerpunkte setzt, 
keine Umfinanzierung bringt und einen Push in den 
öffentlichen Investitionen bringt. Dazu bin ich 
bereit. 

Ich bin allerdings nicht bereit, zu sagen: Hanne- 
mann — nämlich Du, Bund — geh Du voran, mach' 
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(A) uns Angebote, sage uns, wie das gehen soll, über- 
nimm die Finanzierung; wir entlasten unsere Haus- 
halte dann, indem wir einfach euch die Finanzierung 
überlassen, und für die Investitionsquote des Ge- 
samthaushalts kommt dabei am Ende nichts heraus. 
Dies ist keine vernünftige Operation. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Und wenn Sie, Herr Kollege Stoltenberg, in einem 
anderen Zusammenhang sagen. Sie brauchten Zeit, 
um dies mit zu überlegen; Diese Zeit räume ich 
Ihnen gern ein, weil ich möchte, daß Sie in der 
Lage sind, auch seitens Ihres Landes — ebenso wie 
Hamburg, und das ist meine Antwort an Herrn Dr. 
Nölling — die liegengelassenen Investitionspro- 
gramme aufzugreifen und aktiv in Struktur- und 
Beschäftigungspolitik umzusetzen. 

Nun darf ich Ihnen hier eine Zahl vorführen, die 
Sie sicherlich sehr interessieren wird. Denn man hat 
ja manchmal Zweifel, ob öffentliche Investitionspro- 
gramme überhaupt so viel Beschäftigung bringen. 
Wir haben von Amts wegen für die vier Konjunk- 
turprogramme — Januar 1974, September 1974, De- 
zember 1974 und August 1975 — - 17,0 Milliarden 
DM — da habe ich die Steuerreform nicht mit einge- 
rechnet — ausgegeben. Es gibt inzwischen wissen- 
schaftliche Untersuchungen, die uns sagen, damit, 
auch über die so verketzerte Investitionszulage — 
es sind ja im wesentlichen Investitionen gewe- 
sen • — , hätten wir bis zu 57 Milliarden DM an End- 
nachfrage bewegt. 

Es gibt eine weitere sehr interessante Zahl; wir 
haben das sehr vorsichtig geschätzt und uns der 
wissenschaftlichen Institute bedient. Wir haben 
mit diesen Milliarden, die sich zu 57 Milliarden DM 
über Multiplikatoreffekte aufsummiert haben, 
741 000 Dauer arbeitskräfte gesichert und beschäf- 
tigt. Wie sähen wir also aus, wenn wir diese Kon- 
junkturpolitik nicht gemacht hätten? Dann wären 
wir heute in der Tat in einer ganz schwierigen 
Situation. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nur eines muß ich hinzufügen: Diejenigen — 
darin sind wir uns wahrscheinlich weitgehend 
einig — , die da meinen, das Heil komme allein aus 
den öffentlichen Investitionen, irren sich. Worauf 
es wesentlich ankommt — dies hat die Bundesregie- 
rung unter wesentlicher Mitwirkung des Finanz- 
ministeriums praktiziert; denn dafür liegt ja bei 
uns die Federführung — , ist die internationale Soli- 
darität. Hier wird nicht mehr über internationale 
Solidarität geschwätzt, hier wird gehandelt. Wenn 
wir 25 Vo dessen an potentiellen Lasten auf unsere 
Volkswirtschaft nehmen, was notwendig ist, um die 
englische Volkswirtschaft aus den Schwierigkeiten 
herauszubringen, dann ist das ein Wort. Ich darf 
ebenfalls an die anderen Stützungsaktionen er- 
innern. 

' Im übrigen, meine Damen und Herren, bin ich 
nicht von diesem weltweiten Pessimismus befallen, 
was die Weltkonjunktur anlangt. Hier halte ich es 
mehr mit der letzten Schätzung des DIW, die deut- 
lich macht, daß auch hier die Dinge sehr viel günsti- 
ger stehen. Wir möchten gern demnächst dem 


Finanzausschuß vorführen, wie sich die Leistungs- (Q 
bilanz- und Zahlungsbilanzüberschüsse und -defi- 
zite auch der Dritten Welt entwickelt haben. 

Es sieht günstiger aus, als manche sagen. Das 
entbindet uns nicht von unserer Verantwortung, 
aber es macht deutlich, daß Pessimismus vom Welt- 
handel her nicht angemessen ist — Vorsicht sehr 
wohl, aber keineswegs Pessimismus. 

Ich greife gern etwas auf, was Sie, Kollege Graf 
Lambsdorff, sehr richtig gesagt haben. Die Politik 
der Bundesbank wird von uns gedeckt. Alle, die 
uns hier zu Experimenten raten, finden nicht unse- 
ren Beifall. Wir wollen keine Ausweitung des Geld- 
volumens um jeden Preis. Wir sind der Meinung, 
daß die Politik der Bank richtig war. Die Politik der 
Deutschen Bundesbank hat die Zinsen mit nach 
unten gebracht, und zwar ohne die befürchteten 
Schwierigkeiten hervorzurufen. Die Bundesbank 
hat das Wirtschaftswachstum finanziert, aber nicht 
die Inflation. 

Ich füge folgendes hinzu. Ich spreche deshalb, 
liebe Kolleginnen und Kollegen — da treffe ich 
mich mit Herrn Stoltenberg — die Bitte aus, öffent- 
liche Defizite nicht als etwas Selbstverständliches 
hinzunehmen. Es kommt darauf an, daß auch die 
staatliche Finanzpolitik durch Rückführen der 
öffentlichen Defizite ihren Beitrag zum weiteren 
Sinken des Zinsniveaus leistet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr, 

Kunz [Weiden] [CDU/CSU]; Wem sagen 
Sie das!) 

(Dl 

— - Dies ist ganz wichtig zu wissen. Wenn Sie rufen 
„Wem sagen Sie das!"' sage ich Ihnen: Dann müssen 
Sie eine ganze Reihe Ihrer plakativen Forderungen, 
die Sie vor sich hertragen — - Steigerung konsum- 
tiver Aufgaben, wo auch immer ■ — redressieren. Da 
müssen Sie sich der finanziellen Disziplinierung ge- 
nauso unterwerfen wie andere in diesem Hause, so 
unbequem das auch für Ihre Klientel sein mag. Tut 
mir leid. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte Ihnen nur eine Zahl ins Gedächtnis 
rufen. Ein Prozent Zinssenkung bringt runde 4 Mil- 
liarden DM Ersparnis für unsere Wirtschaft. Sie ist 
mit ungefähr 400 Milliarden DM im Bankenapparat 
verschuldet. Da sehen Sie, welche Größenordnungen 
das eigentlich sind. 

Ich bekenne mich ausdrücklich zu unseren Plänen, 
die ertragsunabhängigen Steuern um etwa 2 Milli- 
arden DM zu senken. Nur, meine Damen und Her- 
ren: Wem nützte eigentlich diese Politik, wenn wir 
nicht über die Solidität der Finanzpolitik erreichten, 
daß von hier aus kein Zinsschub eintritt? Wem 
nützten eigentlich diese 2 Milliarden DM, wenn 1 
Zinsen 4 Milliarden DM Kostenbelastung sind? Ich 
gebe zu: Ich rechne etwas sehr global; dennoch ist 
dieses ja wohl sehr eingängig. 

Lassen Sie mich nur wenige Bemerkungen zum 
Thema Mehrwertsteuer machen. Mein Kollege Heinz 
Westphal hat hier vorgeführt, wie sehr unterschied- 
lich die Meinungen bei der Opposition noch sind. 

Sie reichen von Ihnen, Herr Häfele, der Sie den 
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Schacher nicht mitmachen wollen, bis hin zu ande- 
ren, die das anders beurteilen. Ich will das hier gar 
nicht vorführen und kritisieren. Nur um eines bitte 
ich Sie sehr herzlich, und zwar darum, daß es mög- 
lich wird, daß Sie in diesem Punkte sehr bald mit 
einer Stimme sprechen. 

Der Bundesfinanzminister weiß sehr wohl, daß 
Steuergesetzgebung nur geht, wenn alle politisch 
relevanten Kräfte in diesem Lande zustimmen, auch 
wenn sich im Bundesrat die Dinge vielleicht anders 
entwickelt haben und wir insofern eine neue Per- 
spektive haben. 

(Seiters [CDU/CSU]: Vorsicht!) 

Nur, ich möchte mit Ihnen den Dialog führen. Unser 
Angebot kennen Sie. Ihres kennen wir nicht. Ich 
sage das ohne Vorwurf. Ich möchte, daß wir dann, 
wenn diese Gesetzesvorlagen hier im Bundestag 
eingebracht werden, wissen, was Sie wollen, daß 
nicht die einen sagen: Schacher auf keinen Fall! und 
die anderen sagen: Ja, unter gewissen Bedingun- 
gen . . . Diesen Standpunkt vertrat gestern abend 
der Ministerpräsident Albrecht im Fernsehen. Mir 
wäre das sehr lieb. 

Mir wäre ein Zweites sehr lieb, nämlich, daß 

wir endlich von Ihnen Klarheit darüber bekämen, 

wie Sie es mit der Sparförderung halten. Man kann 

doch nicht auf der einen Seite — Herr Stoltenberg 

hat das heute, glaube ich, nicht gemacht, aber in dem 

„Welt" -Interview hat er es gesagt, und Herr Strauß 

hat es hier gesagt — sagen: Nun schränkt mal 

weiter die Sparförderung ein 

löJ 

(Franke [CDU/CSU]: Ehrenberg hat das in 
Hamburg auch gesagt!) 

— Das ist aber kein Grund. Ich habe hier eine sehr 
abgesicherte und durch Koalitionsvereinbarungen 
fundierte Position. 

(Franke [CDU/CSU]: Ich wollte Sie nur 
warnen!) 

— Nun gut. Ich bin im übrigen nicht sicher, ob 
Ehrenberg das gesagt hat. Ich werde ihn da einmal 
befragen. 

(Franke [CDU/CSU]: Hier steht es schwarz 
auf weiß! Ich gebe es Ihnen!) 

— Das ist gut. Aber jetzt rede ich über Sie, lieber 
Herr Kollege Franke. Ich bitte Sie darum, daß Sie 
sich in dieser Frage klarwerden. 

(Franke [CDU/CSU]: Sie sich auch! Herr 
Ehrenberg meint das anders als Sie!) 

— Wir sind uns klar. Lesen Sie das, was in der 
Regierungserklärung zu diesem Thema steht: An- 
hebung von 624 DM auf 936 DM, wenn es aus 
tarifpolitischen Gründen notwendig ist, Verbesse- 
rung des Anlagenkatalogs, Beseitigung steuerlicher 
Hemmnisse, soweit vorhanden. Wir haben hier 
kein Problem. 

Aber Sie müssen sich klarwerden. Sie können 
doch nicht, meine hochverehrten Damen und Herren 
von der Opposition, uns durch Herrn Pieroth sagen 
lassen, die Vermögenspolitik sei zentrales Thema, 
und den Einstieg in die betriebliche Vermögensbil- 


dung über 624- bzw. 936-DM-Gesetz durch Infrage- 
Stellung der Sparförderung selbst in Frage stellen. 

Ich füge eines hinzu, Herr Kollege Stoltenberg, 
nur zu Ihrer Information: Selbst wenn wir heute und 
jetzt — was ich nicht tun werde — die Sparförde- 
rung auf Null schrieben 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Wohin wollen Sie die denn sonst schreiben bei Ein- 
kommensgrenzen von 24 000 DM und 48 000 DM? 
Dann wird das Ganze doch langsam komisch. Ent- 
weder — oder! Dieses sind doch schon harte Einkom- 
mensgrenzen. Reden Sie doch einmal mit einem 
ledigen Facharbeiter mit 24 000 DM Jahresgehalt. 

Da können Sie doch nicht auf 16 000 DM gehen oder 
auf 32 000 DM für Verheiratete. Also: Entweder — 
oder, bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie wollen doch wohl auch nicht noch die Förder- 
sätze reduzieren. Also: Entweder — oder, bitte 
schön! 

Sie können doch dieses nun als Haushaltspoliti- 
ker, der Sie ja auch indirekt sind, weil Sie als Mini- 
sterpräsident hier ebenfalls Verantwortung tragen, 
nicht außer acht lassen, daß, selbst wenn Sie die 
Sparförderung heute auf Null schrieben — ich rede 
im Konjunktiv — , Sie erst in sechs oder sieben 
Jahren, wenn die festgelegten Beträge fällig wer- 
den, Kasse machen werden. So ist der Mechanismus. 

Sie sparten also in den nächsten Jahren überhaupt 

nichts. _ 

(D) 

Ich sage Ihnen ein Weiteres, nicht nur, weil ich 
hier unter scharfer Beobachtung meiner Freunde 
aus Baden-Württemberg bin: An der Bausparförde- 
rung ändere ich eh nichts. Ich hielte dies auch für 
konjunkturpolitisch lebensgefährlich. 

(Allgemeiner Beifall) 

Wenn Sie dieses, meine Damen und Herren 
von der Oppostion, nicht wollen, dann können Sie 
doch wohl die Sparförderung auch nicht einschrän- 
ken, sonst erreichten Sie doch nur eines, nämlich, 
daß das unechte Bausparen gefördert wird. Wer im 
übrigen auch dem Bausparen an den Kragen will — 
ich will es nicht — , der muß dann auch über Son- 
derausgabenregelungen in diesem Bereich reden. 
Lassen Sie uns also diese Idee vergessen. Sie liefert 
leider — oder: Gott sei Dank — keine Kasse für die 
Nation. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen: 

In dieser Debatte ist gefragt worden, in welchen 
ordnungspolitischen Eckwerten wir uns eigentlich 
bewegen. Wir werden diese Debatte fortsetzen. Ich 
habe gehört, der nächste Redner der Opposition wird 
u. a. zu diesem Thema sprechen. Lassen Sie mich 
Ihnen deswegen einige Stichworte geben, damit Sie 
sich notfalls mit ihnen kritisch auseinandersetzen 
können. Der Bundeskanzler hat in seiner Neujahrs- 
ansprache gesagt, daß nichts mehr so werden wird, 
wie es einstmals war. Man kann es auch anders for- 
mulieren: Wir leben in einer anderen Welt. Ich 
will das gar nicht dramatisieren, aber es ist, glaube 
ich, gut, wenn wir zur Kenntnis nehmen, daß die 
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^ Dritte und die Vierte Welt erwacht sind und Erwar- 
tungen an uns haben — Erwartungen, die im übri- 
gen Sie, Herr Dr. Kohl, auch in Ihrer Rede am 
17. Dezember aufgegriffen haben, indem Sie uns zu 
Mehrleistungen aufgefordert haben. Ich muß Ihnen 
allerdings dazu sagen: Wenn das Geld dazu da 
wäre, würde ich es auch gerne tun. Sie müßten 
uns bei Gelegenheit einmal sagen, wie das finanziert 
werden soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie haben 
es doch versprochen!) 

— Wir haben versprochen, das 0,7-Prozent-Ziel nicht 
aus dem Auge zu verlieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Es hat ja auch keinen Zweck, daß wir uns hier 
etwas vormachen. Wir haben durch die Verbesse- 
rung der mittelfristigen Finanzplanung sicherge- 
stellt, daß wir wenigstens etwa bei der Hälfte des 
Zieles bleiben und nicht absinken. Dann sehen wir 
immerhin noch gegenüber den USA und Japan und 
vielen anderen Industrienationen ziemlich gut aus. 

Aber jetzt zu den Eckwerten. 

Erstens. Wir werden keine nationale oder natio- 
nalistische Politik machen können. Wir müssen des- 
wegen auch das, was wir im Bereich der nationalen 
Politik zur Stabilisierung der nationalen Konjunk- 
turpolitik — Arbeitsmarktpolitik, Infrastrukturpoli- 
tik — machen, in Weltzusammenhänge einpassen 
und dürfen nicht die Größenordnungen übersehen. 
Da sind eben 1 100 Milliarden DM Sozialprodukt 
und 250 Milliarden DM Exportvolumen unseres 
Landes. Das kann man nicht durch nationale Maß- 
nahmen überspielen. 

Zweitens. Wir werden eine ausgewogene Haus- 
halts- und Finanzpolitik brauchen > — ■ nicht zuletzt 
deswegen, uin nicht über die Zinsentwicklung neue 
Schübe der Kosten- und Inflationssteigerung in Gang 
zu bringen. Dafür tragen wir alle zusammen Ver- 
antwortung. 

Drittens geht es um die Konsolidierung des sozia- 
len Sicherheitssystems und viertens geht es darum, 
unsere Arbeitnehmer und unsere Steuerzahler nicht 
zu überfordern. 

Ich stelle fest, daß das Problem nicht bei der 
Steuerbelastung liegt. Auf Grund der Steuerreform 
ist die Steuerlastquote für längere Zeit unter 24 Pro- 
zent des Bruttosozialproduktes abgesunken. Daß man 
erneut zu gegebener Zeit über neue Maßnahmen 
nachdenken muß. liegt ja wohl auf der Hand. Des- 
wegen steht dazu auch einiges in unserem Steuer- 
paket, z. B. zur Verbesserung des Kindergeldes, zur 
Verbesserung der Höchstsätze für die Sonderausga- 
ben, zur Verbesserung der Lage der geschiedenen 
Väter und vieles andere mehr. 

Das Problem resultiert aus der Explosion der So- 
zialversicherungsabgaben; das sieht man. 

Nun, meine Herren von der Opposition, da ver- 
stehe ich Ihre Kritik überhaupt nicht mehr. Wenn 
uns doch eines gelungen ist, dann ist es das, daß 
wir versucht haben, die Auswirkungen auf die so- 
genannte Staatsquote, auf die Abgabenquote, durch 


das Paket von Maßnahmen, das wir beschlossen 
haben, so gering und so tragbar wie möglich zu 
machen, eben nicht den bequemen Weg der Erhö- 
hung der Rentenversicherungsbeiträge zu gehen, es 
sozial ausgewogen zu machen. 

Insofern muß ich Ihnen sagen: Das war eines der 
Anliegen des Finanzministers. 

(Franke [CDU/CSU]: Ihr erhöht doch die 
Beiträge!) 

Wenn es da nach anderen gegangen wäre, wäre es 
sehr viel schlimmer! Natürlich wird bei der Kran- 
kenversicherung eine Beitragssteigerung eintreten, 
aber nicht in dem Maße, wie es andere gewollt ha- 
ben. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Apel, der Per- 
sonenkreis der KV-Versicherten ist fast 
identisch mit den Rentenbeitragszahlern!) 

Ich habe absichtlich eine Rede ohne Polemik ge- 
halten — absichtlich — , obwohl manches dazu ge- 
reizt hätte, dies zu tun. Ich meine aber, es ist dem 
Ernst der Lage nicht angemessen, sich gegenseitig 
Polemik um die Ohren zu hauen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Das steht Ihnen 
besser!) 

Wir haben unser Angebot in der Regierungserklä- 
rung. Sie haben zusätzliche Erklärungen von mir. 
Ich bin jederzeit bereit, mit Ihnen in einen konstruk- 
tiven Dialog einzutreten. Er verlangt allerdings — 
das ist meine Bitte — , daß Sie uns sehr bald sagen, 
was Ihre Vorstellungen in der Finanzpolitik sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Dr. Biedenkopf. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich gehe gerne 
auf die Anregung des Bundesfinanzministers ein, 
einige kommentierende Bemerkungen zu den ord- 
nungspolitischen Eckwerten zu machen, von denen 
er gesprochen hat. Ich tue das um so lieber, als auch 
Graf Lambsdorff in seinen Ausführungen auf Fragen 
der Ordnungspolitik eingegangen ist, wobei mich 
bei den Ausführungen von Graf Lambsdorff der 
außerordentlich große Beifall aus dem Bereich der 
Regierungskoalition im Zusammenhang mit seinen 
Ausführungen zur Notwendigkeit von Gewinnen, 
von Investitionen und zu den ordnungspolitischen 
Erklärungen besonders beeindruckt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Tat ist eine Auseinandersetzung über die 
ordnungspolitischen Eckwerte Voraussetzung dafür, 
daß sich das Angebot des Bundesfinanzministers, in 
eine konstruktive Zusammenarbeit mit diesem Ho- 
hen Hause einzutreten, verwirklichen läßt, denn 
ohne einen inhaltlichen Konsens, ohne eine Über- 
einstimmung über das, was man mit Politik errei- 
chen will und was man langfristig an Verwirk- 
lichung von Zielen vorhat, ist diese Zusammen- 
arbeit allenfalls punktuell möglich. 
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Dr. Biedenkopf 

(A) Die Debatte heute hat gezeigt, was Hans Katzer 
bereits zu Beginn seiner Ausführungen festgestellt 
hat, daß es einen untrennbaren Zusammenhang zwi- 
schen Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik gibt, 
daß die Auflösung dieses Zusammenhangs allemal 
dazu führt, daß die politischen Entscheidungen in 
den jeweiligen Teilbereichen in erheblichem Maße 
Gefahr laufen, falsch zu sein, und daß ein wesent- 
licher Grund — und das möchte ich als eine erste 
Schlußfolgerung auch aus dieser Debatte heute zie- 
hen — für die wachsenden Schwierigkeiten, unsere 
Probleme zu lösen, darin liegt, daß wir im poli- 
tischen Handeln, daß insbesondere aber diese Re- 
gierung und die sie tragende Koalition bei ihrem 
politischen Handeln diesen Zusammenhang zwischen 
Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht aner- 
kannt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist gar keine Frage, daß heute manches von der 
Regierungsbank und der Regierungskoalition im Be- 
reich von Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik an- 
ders formuliert wird als noch vor wenigen Jahren. 
Es ist gar keine Frage, daß das Maß der Ernüchte- 
rung, das uns alle ergriffen hat, nicht ganz vor den 
Türen der Regierungskoalition haltgemacht hat. Das 
ist aber noch keine ausreichende Grundlage für kon- 
struktive Zusammenarbeit, meine Damen und Her- 
ren. Die Grundlage für konstruktive Zusammenarbeit 
ist erst dann gegeben, wenn man sich über die Ur- 
sachen für die heute bestehenden Schwierigkeiten 
verständigen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn ohne eine übereinstimmende Ursachenanalyse 
werden wir uns immer im Bereich des Korrigierens 
an Symptomen bewegen. 

Ein klassisches Beispiel für das, was passiert, wenn 
man sich über die Ursachen eines Problems nicht 
einig ist, ist das Lavieren und die Flickschusterei, 
wenn ich den Ausdruck von Herrn Schmidt (Kemp- 
ten) übernehmen darf, im Bereich der Rentenpolitik. 
Was die Regierung uns dort in den letzten Wochen 
vorgeführt hat, ist ein Musterbeispiel, gewisserma- 
ßen reif für die Vorlesung, ein Musterbeispiel für 
die Folgen, die es hat, wenn man über die Ursachen 
einer Malaise nicht übereinstimmt und wenn man in 
einer Koalition unfähig ist, diese Ursachen aufzuzei- 
gen, und wenn man deshalb in einem Zahlenwerk, 
das man nicht mehr versteht, Korrekturen vorneh- 
men muß, deren Auswirkungen man nicht übersehen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist immerhin erstaunlich, daß die Bundesregierung 
mit dem ganzen Apparat ihrer Bürokratie, den sie ja 
unter Berufung auf die wachsende Komplexität der 
Gesellschaft ständig ausdehnt, nicht in der Lage ist, 
die Konsequenzen einer Veränderung von Beitrags- 
begrenzungen und ähnlichen Daten in der Renten- 
und Krankenversicherung rechtzeitig genug zu über- 
sehen, um nach 14 Tagen festzustellen, daß die Fol- 
gen ihres Handelns völlig andere sind als die, von 
denen sie ausgegangen ist. Es ist kein Wunder, mei- 
ne Damen und Herren, daß diese Regierung die Op- 
position deshalb ständig um Alternativen bittet. 


Denn sie ist offenbar noch nicht einmal in der Lage, 
in einer solchen relativ einfachen Frage die Wirkun- 
gen der von ihr in Aussicht genommenen Maßnah- 
men abzuschätzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Es ist in der Regierungserklärung viel von rationa- 
ler, zukunftschauender, vorsorgender, planender Po- 
litik die Rede. Die schöpferische Fähigkeit in der Er- 
findung von Formeln ist in der Regierung seit Karl 
Schiller ungebrochen. 

(Reuschenbach [SPD]: Aber die Arbeits- 
gruppe „Semantik" ist woanders erfunden 
worden!) 

Für eine gewisse Zeit kann man sich mit Formeln 
behelfen. 

(Lachen bei der SPD — Sehr richtig! bei der 
SPD) 

Aber spätestens mit dieser Regierungserklärung ist 
deutlich geworden, daß die Tatsachen die Formeln 
eingeholt haben und daß sie sich als das erweisen, 
was sie sind, nämlich die Flucht vor der Wirklich- 
keit unserer politischen Situation. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Seit der Regierungserklärung, die in epischer 
Breite angelegt war, ist für jeden erkennbar, daß die 
Bundesregierung die großen Probleme der Zukunft 
ohne ein geschlossenes Konzept angeht. Seitdem ist 
ganz klar erkennbar, daß es der Bundesregierung 
nicht gelungen ist, deutlich zu machen, nach welchen 
ordnungspolitischen Eckdaten sie handelt, und zwar 
im Sinne von Eckdaten, die, wie der Ökonom sagen 
würde, operational sind, d. h., die man wirklich um- 
setzen kann. 


IDJ 


(Zuruf von der SPD: Sie sind doch Jurist!) 

— Ja. Juristen haben es eben an sich, ab und zu 
einmal über den Zaun zu gucken, im Unterschied z. B. 
zu einigen anderen Berufssparten, die bei Ihnen be- 
sonders vertreten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Die Eckdaten, die der Herr Bundesfinanzminister 
genannt hat, sind keine operationalen Eckdaten, son- 
dern allenfalls Ziele, und zwar sehr breit angelegte 
Ziele, Natürlich muß unsere nationale Wirtschafts- 
politik in die Weltwirtschaft passen. Das ist noch 
nie bestritten gewesen. Die Frage ist aber doch nicht, 
ob sie passen muß, sondern wie sie aussehen muß, 
damit sie paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Natürlich ist es unbestritten, daß wir eine ausge- 
wogene Haushalts- und Finanzpolitik brauchen. Aber 
warum unterhalten wir uns denn über eine riesige 
Verschuldung in den öffentlichen Kassen nach sie- 
ben Jahren sozialdemokratisch geführter Politik im 
Bund? Weil eben eine ausgewogene Finanzpolitik 
nicht möglich war, weil jahrelang die Leistungsfä- 
higkeit der Wirtschaft auf der einen Seite als un- 
endlich angesehen wurde, auf der anderen Seite 
dauernd beeinträchtigt wurde und auf der dritten 
Seite noch mehr versprochen wurde, als die angeb- 
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lieh schon unendlich leistungsfähige Wirtschaft tat- 
sächlich leisten kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute streiten wir uns über die Folgekosten dieser 
Politik, und nun werden wir aufgerufen, mitzuarbei- 
ten und Alternativen vorzulegen. 

Die Konsolidierung des sozialen Sicherheitssy- 
stems wird als Eckwert angegeben. Auch das ist doch 
in diesem Hause völlig unbestritten. Aber warum 
ist denn die Frage nach der Konsolidation notwen- 
dig geworden? Wir müssen doch darüber reden, 
welche Ursachen dazu geführt haben, daß wir heute 
über Renten in einer Weise diskutieren müssen, die 
an Dramatik kaum noch zu überbieten ist. Wir müs- 
sen doch danach fragen, warum diese Eckwerte nicht 
vor dem 3. Oktober bekanntgegeben wurden, warum 
vor dem 3. Oktober erklärt wurde, das seien über- 
haupt keine Probleme und man brauche deshalb 
nicht politisch darüber zu sprechen. 


Jeder im Land weiß, daß die Steuerkraft des Staa- 
tes, die soziale Sicherheit des Bürgers und das An- 
sehen und die Leistungskraft unseres Landes im 
(BJ europäischen Verbund und in der Welt von unserer 
Wirtschaftskraft abhängig sind. Die Bundesrepublik 
Deutschland verdankt ihren Aufstieg, ihre politische 
Stellung, ihren Einfluß in Europa ebenso ihrer Wirt- 
schaftskraft wie dem sozialen Frieden, der sozialen 
Sicherheit und einer ausgebauten Infrastruktur. 

Man hätte deshalb von der Regierungserklärung 
Auskunft darüber erwarten dürfen, wie diese Wirt- 
schaftspolitik — nicht; wie einzelne Maßnahmen 
dieser Politik, sondern wie die Wirtschaftspolitik 
selbst • — , d. h. ihre Grundlagen, aussehen soll, zumal 
im ersten Kapitel der Regierungserklärung selbst in 
Aussicht gestellt wird, daß man etwas über die öko- 
nomischen Grundlagen erfahren soll. Was wir in der 
Regierungserklärung erwarten durften, ist ein wirt- 
schaftspolitisches Gesamtkonzept. Wir durften in 
einer Erklärung, die ja nach den eigenen Einlassun- 
gen der Bundesregierung die Grundlage für die Ar- 
beit der nächsten vier Jahre sein soll, eine Aussage 
darüber erwarten, an welchen Zielen sich die Regie- 
rung langfristig orientiert und was sie im Sinne des 
Allgemeinwohls für notwendig hält. 

Aber nach der Auffassung nicht allein meiner 
politischen Freunde, sondern z. B. auch der Zeit- 
schrift „Der Gewerkschafter" war die Regierungser- 
klärung mehr eine detaillierte Bestandsaufnahme als 
eine perspektivische Vorausschau. Eine Politik der 
stetigen Reformen — so heißt es dort wörtlich — 
wurde zwar verkündet, doch blieb offen, wie sie aus- 
sehen soll. So lautet die Beurteilung der Regierungs- 
erklärung durch eine führende Gewerkschaftszeit- 
schrift. 


Kein Wunder, daß uns deshalb jeder Redner aus 
der Regierungskoalition nach unseren Alternativen 
fragt. Man ist offenbar sehr um Antworten auf die 
anstehenden Probleme verlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was in der Regierungserklärung selbst nicht zu 
finden ist, findet sich in der politischen Debatte 
außerhalb der Regierungserklärung, jedenfalls in 
Andeutungen. Da wird z. B. vom Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei ernsthafter Zweifel 
daran geäußert, ob die Soziale Marktwirtschaft über- 
haupt in der Lage sei, unsere Probleme zu lösen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Sie wird in einer Weise in Frage gestellt, die es zu- 
mindest erforderlich gemacht hätte, in der Regie- 
rungserklärung dann Aussagen darüber aufzuneh- 
men, welches denn die Alternativen zur sozialen 
marktwirtschaftlichen Ordnung sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wird im Rahmen der Sozialistischen Internatio- 
nale, in der wir ja führende Leute auch aus diesem 
Haus haben 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Haben 
Sie etwas dagegen?) 

— Nein, im Gegenteil. Ich finde das sehr hilfreich; 
dann brauche ich nicht immer erst dorthin zu fahren, 
wo Sie Ihr Hauptquartier haben, sondern wir kön- 
nen gleich hier über Sozialismus reden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt in den Erklärungen der Sozialistischen Inter- 
nationale Einlassungen zu der Wirksamkeit und der 
politischen Erwünschtheit der sogenannten kapitali- 
stischen Ordnung, womit unsere Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung gemeint ist. Es ist ganz ein- 
deutig, daß die Erklärungen dieser Organisation, zu 
deren tragenden Elementen die deutsche Sozialde- 
mokratische Partei gehört, nichts mit der in unserem 
Land verwirklichten und praktizierten freiheitlichen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung im Sinne ha- 
ben. 

Wir hätten deshalb von der Regierung gern etwas 
präzisere Auskünfte darüber gehabt, in welcher 
Weise sich die Regierungspolitik von diesen — von 
der Sozialdemokratischen Partei doch mitgetragenen 
und gegen ihren Willen gar nicht denkbaren — 
internationalen Erklärungen absetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Regierungserklärung sind einige Aussagen 
enthalten, denen ich sofort zustimmen kann. Es 
heißt dort, das Wachstum sei nicht mehr unendlich. 
Es heißt dort — ich zitiere — , daß Reformen nicht 
notwendig bedeuten, daß der Staat fortwährend 
neue und zusätzliche Leistungen erbringen kann. 
An anderer Stelle heißt es in der Regierungserklä- 
rung — ich darf mit Genehmigung des Präsidenten 
zitieren — : Wachstum im eigenen Land kann nicht 
allein zur Mehrung des eigenen Wohlstands ver- 
wendet werden. Das sind Aussagen, die auch in den 
politischen Aussagen meiner Partei enthalten und 
zutreffend sind. 


Meine Damen und Herren, wir lesen, daß Unter- 
nehmer und Steuerzahler nicht überfordert werden 
sollen. Ich nehme dankbar zur Kenntnis, daß die 
frühere Vorstellung der Sozialdemokratischen Par- 
tei, man müsse einmal die praktische Belastbarkeit 
der Wirtschaft erproben, der Einsicht Platz gemacht 
hat, daß solche Experimente lebensgefährlich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Aber es kommt doch nicht allein auf diese Aus- 
sagen an. Denn eine Regierungserklärung ist ja kein 
Kompendium zur Belehrung der Abgeordneten über 
den Tatbestand, sondern sie soll Auskunft über das 
beabsichtigte Handeln geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es reicht nicht aus, solche Feststellungen zu machen, 
sondern es ist dringend erforderlich — und zwar 
gerade dann, wenn man ordnungspolitisch denkt — , 
Konsequenzen zu ziehen. 

Welches sind denn die Auswirkungen dieser Fest- 
stellungen zum Beispiel für unsere soziale Sicher- 
heit? Was bedeutet denn die Tatsache, daß wir a) ge- 
ringeres Wachstum haben und b) einen Teil dieses 
geringeren Wachstums auch noch für die Lösung 
unserer Verteilungskonflikte abgeben müssen? Wie 
stellt sich denn die Regierung unter beschränktem 
Wachstum in Zukunft die Lösung von Verteilungs- 
konflikten vor, vor allem, wenn sie zwischen orga- 
nisierten Gruppen der Gesellschaft auf der einen 
Seite und nicht organisierten Teilen unserer Gesell- 
schaft auf der anderen Seite auftreten? Nach wel- 
chen Kriterien sollen denn diese Verteilungskon- 
flikte gelöst werden? Wie sind denn die Prioritäten, 
an denen sich die Regierung orientiert, wenn sie 
diese von ihr selbst ja vorausgesehenen und in ihren 
Ursachen richtig diagnostizierten Verteilungspro- 
bleme löst? Wie sollen denn die Verhältnisse von 
Vollbeschäftigung, Preisstabilität, außenwirtschaft- 
lichem Gleichgewicht bei Wachstum praktisch aus- 
sehen? 

Graf Lambsdorff, daß das die Ziele des Stabilitäts- 
gesetzes sind, ist in diesem Haus unbestritten. Aber 
es wäre wichtig gewesen, in der Regierungserklä- 
rung zu erfahren, ob die Regierung die Auffassung 
der Sachverständigen, die die Beurteilung des 
wirtschaftlichen und sozialen Wandels zum Auftrag 
hatten, teilt, daß die Vollbeschäftigung absoluten 
Vorrang hat, daß also die Vollbeschäftigung mög- 
licherweise auch zu Lasten der Preisstabilität ver- 
wirklicht werden 'Soll, ob die Preisstabilität ein pri- 
märes oder ein sekundäres wirtschaftspolitisches 
Ziel ist, und ähnliches mehr. 

Davon steht in der Regierungserklärung in einer 
irgendwie brauchbaren Deutlichkeit nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Regierungserklärung stehen Ausführungen 
zur Tarifpolitik. Dort wird gesagt — und ich teile 
diese Ansicht — , daß sich die Gewerkschaften in 
einer konjunkturell schwierigen Situation verant- 
wortungsvoll gezeigt haben. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Ich gehe — um das ganz eindeutig zu sagen — nicht 
davon aus, daß das nur eine Maßnahme der Ge- 
werkschaften war, um, die Bundesregierung oder die 
sie tragende Koalition zu unterstützen. Sondern ich 
bin der Meinung, daß die Gewerkschaften zu einem 
Zeitpunkt, zu dem diese Erkenntnis aber auch drin- 
gend erforderlich war, erkannt haben, daß eben doch 
ein Zusammenhang zwischen Lohnpolitik und Ar- 


beitslosigkeit besteht. Und das betrachte ich als 
einen Fortschritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Es ist in der Regierungserklärung insbesondere 
nichts zu der Frage gesagt, was die Konsequenzen 
des Wandels für unsere Ordnungspolitik sind — 
Konsequenzen, nach denen Graf Lambsdorff vorhin 
die Opposition mit der Feststellung gefragt hat, daß 
es, wenn man über diese Konsequenzen keine Aus- 
kunft gebe, entweder ein Zeichen von Ignoranz oder 
ein Zeichen von Täuschungsabsicht sei. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Uneinsichtig- 
keit!) 

Oder von Uneinsichtigkeit; ich addiere gern einige 
weitere ähnliche Vokabeln zu dieser Aufzählung. 

Aber ich möchte gleich darauf hinweisen, daß man 
genau diese Ihre Feststellung, die ich inhaltlich 
völlig teile, in erster Linie an die Adresse der Bun- 
desregierung zurückgeben muß. Denn in der Regie- 
rungserklärung ist trotz ihrer epischen Breite nichts 
darüber gesagt, was denn die Folgen — und zwar 
die dramatischen Folgen — für unsere innen- und 
wirtschaftspolitische Lage sind, die sich aus diesem 
Wandel ergeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dagegen — und das scheint mir ebenfalls eine 
sehr wichtige Feststellung über die Regierungser- 
klärung zu sein — zeichnet sich diese Erklärung 
durch eine Häufung von Anrufungen der Verant- 
wortung gesellschaftlicher Gruppen aus. Ich habe (D) 
selten ein Dokument vergleichbarer Art gelesen, in 
dem die Regierung in allen Bereichen, die sie zu- 
nächst als Bereiche ihrer eigenen Verantwortung 
definiert, auf eigene Handlungsaussagen oder Hand- 
lungsanweisungen verzichtet und statt dessen die 
gesellschaftlichen Gruppen in die Verantwortung 
nimmt. Fortwährend ist in der Regierungserklärung 
davon die Rede, daß Gewerkschaften, Tarifparteien, 
Verbände, Industrie, Unternehmen, Handwerk, Kir- 
chen und wer sonst auch immer aufgerufen seien, 
verantwortlich zu handeln, dies und jenes zu erle- 
digen. Sicherlich ist es die Aufgabe des Staates und 
insbesondere seiner Regierung, auch die gesell- 
sdiaftliciien Gruppen zur Mitwirkung bei der Lösung 
politischer Probleme zu ermutigen. Aber diese Re- 
gierungserklärung ist keine Ermutigung in diesem 
Sinne, sondern sie ist eine Flucht aus der eigenen 
Verantwortung und ein Abschieben der Verantwor- 
tung auf die gesellschaftlichen Gruppen und Ver- 
bände. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier wird gewissermaßen das Alibi für den Fall 
vorbereitet, daß sich die Regierung nicht gegen 
organisierte Besitzstände durchsetzen kann. Wenn 
sie es nicht kann, kann sie unter Berufung auf ihre 
Regierungserklärung feststellen, daß sich die gesell- 
schaftlichen Gruppen ihrer verantwortlichen Mitwir- 
kung versagt hätten. Aber das ist ordnungspolitisch 
gesehen ein entscheidender Schritt in Richtung auf 
Vergesellschaftung staatlichen Handelns; denn wem 
die Verantwortung von Regierungs wegen übertra- 
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/A) 

^ ^ gen wird, der wird natürlich sagen: Wenn ich die 
Verantwortung übernehmen soll, dann möchte ich 
auch die Risiken kontrollieren, d. h., der wird sagen: 
Wenn ich Verantwortung tragen soll, möchte ich 
auch mitentscheiden. 

Man kann einer gesellschaftlichen Gruppe nicht 
zumuten, daß sie politische Verantwortung in wich- 
tigen Teilbereichen übernimmt, aber dann kein ent- 
sprechend ausgestaltetes Mitspracherecht hat. Das 
bedeutet aber, daß die Verantwortung, die an sich 
nach den Vorstellungen unserer Verfassung bei Re- 
gierung und Parlament lagert, zunehmend, und zwar 
ganz bewußt, auf die gesellschaftlichen Gruppen 
verschoben wird. Das ist weder im Interesse des 
Staates noch im Interesse der betroffenen Gruppen 
selbst, weil die Übernahme dieser Verantwortung 
und die Mitwirkung auch an der Gestaltung der 
Politik notwendige Konsequenzen für die Autono- 
mie dieser Gruppen haben muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist nicht im Interesse der Bürger, weil der 
Rechtsschutz der Bürger und ihre Möglichkeit, durch 
den Stimmzettel als Souverän mitzuwirken, bei der 
Verlagerung politischer Verantwortung auf die 
Gruppen nachhaltig beeinträchtigt wird, und es liegt 
auch nicht im Interesse der Verwirklichung demo- 
kratischer Kontrolle. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Verfassung, das Grundgesetz der Bundes- 
republik Deutschland, versteht unter demokratischer 

(B) Ordnung klare Zuständigkeiten von Staat, gesell- 
schaftlichen Gruppen und Bürger, nicht eine Ge- 
mengelage ohne nachweisbare und nachvollziehbare 
Verantwortungsstrukturen; eine Gemengelage, die 
dann durch die Bürokratien zusammengehalten wird, 
die sich natürlich grenzüberschreitend zwischen 
Staat und gesellschaftlichen Gruppen verständigen, 
und die den gesellschaftlichen Gruppen eine Art 
Kartell der organisierten Gruppen geradezu auf- 
drängt, weil ohne eine solche Kooperation im Sinne 
eines Kartells die abgeschobene Verantwortung gar 
nicht realisiert werden kann; ein Kartell der organi- 
sierten Gruppen, das dann wiederum als Alibi für 
staatlichen Handlungsverzicht und für neue Verge- 
sellschaftungsforderungen herangezogen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die einzigen, die bei dieser Entwicklung profitieren, 
sind die Bürokratien und die Funktionäre, die sich 
in diese Gemengelage mit geringstmöglichem Risiko 
einnisten und handeln, ohne jemals von irgend je- 
mandem zur Verantwortung gezogen werden zu 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer in der Erklärung der Regierung eines Landes 
von der Bedeutung der Bundesrepublik Deutschland 
in dieser Weise auf die Gesellschaft ausweicht, bei 
dem besteht der Verdacht, daß er den Überblick ver- 
loren hat, der notwendig ist, um wirklich selbst 
kraftvoll zu regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


In der Regierungserklärung selbst gibt es ein her- 
vorragendes Beispiel dafür, daß dieser Überblick 
verlorengegangen ist. Ich werde mir erlauben, auf 
einige der Gründe für den Verlust dieses Überblicks 
noch hinzuweisen. 

Die Bundesregierung schlägt in der Regierungs- 
erklärung eine Kommission, eine Enquete vor, die 
die Transfereinkommen erforschen soll. Die Regie- 
rungserklärung enthält die Feststellung, daß eine 
Fülle solcher Transfereinkommen in unserem sozia- 
len System vorgesehen sei und daß es erforderlich 
sei, die Auswirkungen dieser vielfältigen Transfe- 
rierungen von Einkommen zwischen den staatlichen 
Kassen, sozialen Systemen und privaten Haushalten 
durch eine Enquete zu erforschen. Was heißt das 
denn? Das heißt, daß die Bundesregierung in ihrer 
Regierungserklärung — jedenfalls mittelbar — zu- 
gibt, daß sie selbst über die Auswirkungen dieser 
Transfereinkommen keine klaren Vorstellungen 
mehr hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das bedeutet aber, daß bei jeder weiteren sozial- 
politischen Maßnahme, die mit einem Transferein- 
kommen verbunden ist, die Bundesregierung keine 
Auskunft mehr über die Wirkungen dieser Maß- 
nahme geben kann. 

Das heißt, daß in diesem sehr wichtigen Bereich, 
der, wenn ich mich richtig erinnere, mehr als 
30 Milliarden DM umfaßt, ein Regierungshandeln 
nicht mehr möglich ist — wenn man unter Regie- 
rungshandeln ein gezieltes Handeln versteht. Was 
man hier tun kann, ist allenfalls noch, nach dem 
System „Versuch und Irrtum" zu handeln, d. h. ir- 
gendein Transfereinkommen zu beschließen und 
dann zu sehen, was am Ende dabei herauskommt, 
um das dann durch eine Intervention zu korrigieren, 
von der man natürlich wieder nicht weiß, welche 
Folgen sie hat, so daß Sie letztlich bei dem Murphy- 
schen Gesetz sind: „Alles geht schief, was schiefge- 
hen kann." 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Nichtvoraussehbarkeit konkreten Regierungs- 
handelns ist ein generelles Charakteristikum die- 
ser Regierung und ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt, wenn ich die letzten Jahre Revue passie- 
ren lasse — und wir müssen ja die Glaubwürdig- 
keit und die Tragfähigkeit der Regierungserklärung 
einer Regierung, die im Amt bleibt, auch an dem 
messen, was in der Vergangenheit geschehen ist — , 
für die Steuerpolitik. Man denke nur an die unter- 
schiedlichen Einlassungen des Bundesfinanzmini- 
sters zur Wünschbarkeit bzw. Unwünschbarkeit von 
Mehrwertsteuererhöhungen — in relativ kurzen 
Zeitabständen. Dies gilt im Bereich der Sozialpolitik 
für die Rentenfrage; wir haben dazu heute morgen 
eine Menge gehört. Dies gilt insbesondere aber auch 
für die Mittelstandspolitik. 

Einem Handwerker oder einem kleinen Unterneh- 
mer, der die Ausführungen in der Regierungserklä- 
rung zur Unterstützung der Regierung für den Mit- 
telstand, zu den Hilfen, die die Regierung dem Mit- 
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telstand in der Vergangenheit gegeben hat, liest, 
müssen die Tränen der Rührung in die Augen schie- 
ßen, daß ihm soviel geholfen worden ist, und er 
überhaupt nichts davon gemerkt hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis zur Lektüre dieser Passagen stand der, wahr- 
scheinlich — in Anlehnung an politologische Un- 
tersuchungen über kapitalistische Verhaltenswei- 
sen — in die Irre geführte Handwerker 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

unter dem — jedenfalls subjektiv zutreffenden — 
Eindruck, daß die Politik der Regierung ihm das 
Leben zur Hölle macht. Die Möglichkeit, eine eigene 
soziale Vorsorge für das Alter zu schaffen, wurde 
systematisch erschwert. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD) 

— Wir haben vorhin schon aus anderem Anlaß 
Gelegenheit gehabt, die Weltferne der sozialdemo- 
kratischen Fraktion feststellen zu können; das ist 
eben der Nachteil, wenn eine Fraktion sich überwie- 
gend aus Funktionären zusammensetzt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Biedenkopf, ich gehe davon aus, daß 
sämtliche Mitglieder des Hauses gewählte Abgeord- 
nete nach Art. 38 des Grundgesetzes sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

(Bj Dl-, Biedenkopf (CDU/CSU): Herr Präsident, diese 
Annahme ist völlig richtig, aber kein Widerspruch 
zu dem, was ich gesagt habe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Biedenkopf, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Emmerlich? 

(Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Professor Dr. Bieden- 
kopf, darf ich nach Ihrer soeben ausgesprochenen 
Bemerkung davon ausgehen, daß Sie deshalb vom 
Amt des Generalsekretärs der CDU zurückgetreten 
sind? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Ich darf Ihnen darauf 
sagen, daß wir sehr viel weniger Schwierigkeiten 
haben, Positionen zu wechseln, weil wir nicht an 
Ämtern kleben; das ist wiederum ein erheblicher 
Unterschied zu Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Ich darf im Zusammenhang mit der Mittelstands- 
politik darauf hinweisen, daß sowohl die steuer- 
lichen Vorschriften über die Rücklagen für Alters- 
vorsorgen als auch die Besteuerung insgesamt, die 
Gestaltung der Vermögensteuer auch für privates 
Vermögen oder für Vermögen, die Einzelpersonen 


betrieblich nutzen, allesamt dazu geführt haben, daß ^ ^ 
der Aufwand, den ein Selbständiger in diesem 
Lande treiben muß, um eine seinem Einsatz, seiner 
Leistung und seinem Berufs- oder Lebenseinkommen 
angemessene Altersversorgung zu erarbeiten, un- 
vergleichlich viel höher ist als in allen anderen 
Bereichen der Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist heute eines der Hauptprobleme der mittel- 
ständischen Wirtschaft, daß sie einem Geschäfts- 
führer oder einem leitenden Angestellten nicht mehr 
eine z. B. dem öffentlichen Dienst oder vergleichbaren 
Bereichen entsprechende Altersversorgung anbie- 
ten kann und daß junge und begabte Nachwuchs- 
leute zunehmend nicht mehr für den Bereich zur 
Verfügung stehen, der noch immer für zwei Drittel 
der Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sorgt und dem wir noch immer unsere Flexibili- 
tät, unsere Leistungsfähigkeit und unsere wirtschaft- 
liche Vorrangstellung in der Welt verdanken, näm- 
lich der mittelständischen Wirtschaft. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir schon über Ordnungspolitik reden, 
dann bedeutet das, daß wir die inneren Zusammen- 
hänge des geordneten Systems beachten müssen. 
Wenn wir im Bereich der sozialen Sicherheit, aus 
welchen Gründen auch immer, im Bereich der 
Steuerreform und in anderen Bereichen Eingriffe in 
die Möglichkeiten der privaten Altersvorsorge und 
der betrieblichen Altersvorsorge mit der Wirkung 
vornehmen, daß es für einen weiten Bereich unserer 
Wirtschaft nicht mehr möglich ist, z. B. mit dem 
öffentlichen Dienst zu konkurrieren, dann können 
wir auch auf diese Weise, ohne irgendeinen ande- 
ren Eingriff in der mittelständischen Wirtschaft vor- 
zunehmen, die Leistungsfähigkeit dieses Wirtschafts- 
bereiches verringern. Wenn wir nicht bereit sind, 
Fragen in dieser Weise zu stellen, dann werden wir 
eines Tages noch so viel Investitionsmittel in ver- 
dienstvoller Weise für die mittelständische Industrie 
zur Verfügung stellen können; sie haben dann 
keine Wirkung mehr, weil die Leute, die das 
Risiko übernehmen müssen, die die Leistung erbrin- 
gen müssen, die als Unternehmer tätig sein müssen, 
nicht mehr zur Verfügung stehen, da sie inzwischen 
unter das sichere Dach des öffentlichen Dienstes 
geflüchtet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Regierungspolitik, die den Anspruch erhebt, 
Ordnungspolitik zu sein, muß in der Lage sein, 
solche Auswirkungen ihres Handelns vorauszu- 
sehen. 

Ich sagte, es ist viel von vorausschauender Wirt- 
schaftspolitik die Rede. Alles das, was wir in der 
Vergangenheit beobachten können, läßt diese Vor- 
aussicht vermissen, und zwar in dem Sinne, daß die 
Regierung nicht in der Lage war — das wird auch 
zunehmend zugestanden — , die tatsächlichen Aus- 
wirkungen ihres Handels vorauszusagen. 

Das ist einer der entscheidenden Gründe dafür, 
daß wir in wirtschaftlichen Schwierigkeiten sind. 
Wenn man vorausschauende Wirtschaftspolitik ma- 
chen will, muß man Voraussagen können, wie die 
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(A) Bürger sich verhalten, wenn man bestimmte Dinge 
tut, es sei denn, man befiehlt es den Bürgern. 

(Zuruf von der SPD: Das hätten Sie wohl 
lieber, was?!) 

Man kann natürlidi diese vorausschauende Wirt- 
schaftspolitik, wie die Sozialdemokratische Partei 
das will, mit einem ganzen ScJiema von Plänen 
bewerkstelligen. Der Orientieningsrahmen '85 der 
SPD gibt einen interessanten Einblick in die Vor- 
stellungen, die die Sozialdemokratische Partei von 
der Planbarkeit unserer Wirtschaft und Gesellschaft 
hat. Es ist sicher das politische Dokument mit der 
größten Ansammlung von scheinbar rationalen Be- 
griffen, das in den letzten Jahren produziert wor- 
den ist. Es sind regionale Wirtschaftsausschüsse, 
Planungsausschüsse, Planungsebenen, Planungs- 
gruppen vorgesehen, und sie gehen alle von der 
Prämisse aus, daß es mit Hilfe unserer Wirtschaft 
und mit Hilfe der großen gesellschaftlichen Gruppen 
möglich ist, mittelfristige und langfristige Voraus- 
schauen zu entwickeln und Handlungsanweisungen 
zu liefern, an denen man sicJi dann orientieren kann. 
Diese Prämisse ist falsch. 

Graf Lambsdorff hat vorhin das Gutachten der 
Sachverständigen zu dem Thema „wirtschaftlicher 
und sozialer Wandel in der Bundesrepublik" an- 
gesprochen und gesagt, er halte nichts von diesem 
Gutachten. Ich bin anderer Meinung. Dieses Gut- 
achten ist in zweierlei Hinsicht ein außerordentlich 
verdienstvolles Dokument. Es gibt zunächst einmal 
durch die hohe Zahl von Sondervoten einen über- 

(B) blick darüber, worüber die großen gesellschaftlichen 
Gruppen übereinstimmen und wo nicht. Wir haben 
bisher eine solche Kompilation von Konsens und 
Dissens noch nicht gehabt. Darin liegt ein großer 
Wert. Aber der viel größere Wert in meinen Augen 
ist die Tatsache, daß es einer hervorragend be- 
setzten wissenschaftlichen Kommission — mit der 
Vertretung von Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- 
organisationen — auch nach fünfjähriger Arbeit 
nicht gelungen ist, politische Handlungsanweisungen 
von kurz- oder mittelfristiger Natur für wirtschaft- 
liches Handeln zu liefern. Dieses Gutachten hat den 
durchschlagenden Beweis dafür geliefert, daß die 
Planbarkeit der Wirtschaft nicht möglich ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der FDP) 

— Wenn die verehrten Herren Kollegen von der 
Freien Demokratischen Partei der Meinung sind, 
daß man dafür keine Gutachten brauche, dann hätte 
ich mich gefreut, wenn sie bei ihren politischen 
Überlegungen — und wenn ich richtig unterrichtet 
bin, treffen sie ja Ihre Koalitionsentscheidungen 
ausschließlich unter Sachgesichtspunkten — , 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

wenn sie bei ihren politischen Überlegungen zu der 
Frage der Affinität dieser liberalen Partei im Kräfte- 
feld der größeren Parteien auch konkrete Aussagen 
zu solchen Problemen in Richtung Sozialdemokrati- 
scher Partei gemacht hätten. Denn wenn ich Ihre 
Einlassungen richtig verstehe, fühlen Sie sich aus 
sachpolitischen Gründen im Bündnis mit der Sozial- 


demokratischen Partei am richtigen Ort. Die Sozial- 
demokratische Partei hat sehr klare Äußerungen 
dazu gemacht, was sie für Vorstellungen über die 
zukünftige Entwicklung der Wirtschaft und der 
Gesellschaft hat. Sie müssen sich an Ihren Taten 
messen lassen, nicht an den hervorragenden Reden, 
die Graf Lambsdorff hält. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein ordnungspolitisches Problem erster Klasse 

— und damit will ich diesen Bereich verlassen — , 
was im Programm der Sozialdemokratischen Partei 
und diesmal auch in den Wahlaussagen angespro- 
chen ist, ist die Forderung nach der Anmeldung 
größerer Investitionen. Man hat ja — darauf hat 
der Bundeskanzler und darauf haben andere immer 
wieder hingewiesen — auf die Forderung nach In- 
vestitionslenkung verzichtet. 

(Zuruf von der SPD: Was macht die Stahl- 
industrie?) 

— Die Stahlindustrie — darf ich Sie daran erin- 
nern — ist paritätisch mitbestimmt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir sollten, wenn wir schon über die Stahlindustrie 
und über deren Investitionslenkung sprechen, was 
ich sofort tue, mal untersuchen, welche Zusammen- 
hänge zwischen der paritätischen Mitbestimmung 
und dieser Lenkung bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Diese Investitionslenkung will man nicht mehr 
durchführen. Statt dessen hat man gesagt: wichtige (P) 
Investitionen müssen angemeldet werden. Diese 
Anmeldung wird als eine Vergrößerung der Trans- 
parenz marktwirtschaftlicher Entscheidungen dar- 
gestellt. Meine Damen und Herren, ich halte die 
verehrten Kollegen aus dem sozialdemokratischen 
Lager, die sich so etwas ausdenken, für viel zu 
intelligent 

(Zuruf von der SPD: Danke!) 

— bitte sehr! — , 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

als daß sie nicht wüßten, welche konkreten Wirkun- 
gen ein solches Investitionsanmeldeverfahren hat. 

Die Wirkungen sind so, daß natürlich eine Anmelde- 
stelle eingerichtet werden muß und daß die Anmel- 
dung nur einen Sinn hat, wenn sie öffentlich ist. Es 
ist selbstverständlich, daß die Investitionsvorhaben 
so rechtzeitig angemeldet werden müssen, daß die- 
jenigen, die die Anmeldung zur Kenntnis nehmen 
sollen, noch ihre eigenen Entscheidungen danach 
ausrichten können. Das gilt sowohl für die Kredit- 
wirtschaft wie für die Konkurrenz. Ein solches An- 
meldeverfahren in einem bestimmten Markt hat 
die zwangsläufige Folge, daß diejenigen, die anmel- 
den, vorher bei ihren Konkurrenten Umfragen, ob 
sie auch etwas anmelden, und daß sie dann, wenn 
die Konkurrenten feststellen, hier will jemand etwas 
anmelden, eine Verständigung darüber herbeiführen, 
wer was anmeldet. 

Das Verfahren hat die weitere notwendige Konse- 
quenz, daß die Kreditgewährungsausschüsse in den 
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Großbanken auf Grund dieser Anmeldungen nur noch 
solche Investitionen finanzieren — und 75 bis 80 Vo 
unserer Investitionen werden durch Kredit finan- 
ziert — , die sie auf Grund der Gesamtanmeldungen 
für sinnvoll halten. 

Meine Damen und Herren, diese Investitionsan- 
meldung führt zu einem gigantischen Investionskar- 
tell, und sobald dieses Kartell besteht, wird von der 
Sozialdemokratischen Partei aus Gründen des All- 
gemeinwohls seine Vergesellschaftung gefordert 
werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann haben Sie — wenn auch auf einem Umweg, 
und ich muß gestehen: sehr viel eleganter als durch 
den direkten Eingriff — genau das gleiche Ziel er- 
reicht, und Sie haben — das darf ich Ihnen als Kar- 
tellrechtler sagen — einen Vorteil: Sie haben eine 
Lenkungsorganisation aufgebaut, an deren weiterem 
Betrieb in Zusammenarbeit mit der Bürokratie die 
betroffene Privatwirtschaft auf das höchste inter- 
essiert ist. Das heißt. Sie haben gewissenmaßen 
das Interesse der Privatwirtschaft für staatliche Pla- 
nung eingespannt. Deshalb darf man das nicht staat- 
liche Planung, sondern muß es vergesellschaftete 
Planung nennen, und das — kombiniert mit den Mit- 
wirkungen der gesellschaftlichen Gruppen — gibt 
dann eben genau die Art von Kartell organisierter 
Gruppen, gegen die kein Kraut mehr gewachsen ist, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

auch nicht mehr das einer demokratisch gewählten 
Regierung. 

IB) 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Wirtschaftspolitik — 
und zwar freiheitliche Wirtschaftspolitik — im Ge- 
samtzusammenhang bedeutet in unserer Sicht der 
Dinge ein Zusammenwirken zwischen Staat und 
Wirtschaft oder, breiter formuliert, zwischen Staat 
und Bürger in seinen Institutionen. Der zentrale 
Punkt, der uns in der ordnungspolitischen Debatte 
trennt, ist nicht die Frage, ob der Staat mitwirken 
soll — natürlich muß er mitwirken, er muß mit- 
wirken durch die Steuergesetzgebung, durch die So- 
zialgesetzgebung, durch die Strukturpolitik, durch 
eine Fülle von Maßnahmen — , sondern die Frage, 
wie er mitwirkt, zu welchem Zwech er mitwirkt und 
wo er mitwirkt. 

Das Zusammenwirken von Staat und Bürger im 
Bereich der Wirtschaftspolitik setzt voraus, daß der 
Staat, wenn er irgend etwas tut, das Handeln sei- 
ner Bürger und ihrer Einrichtungen und Institutionen 
wenigstens in etwa voraussehen kann, und daß für 
den Bürger das Handeln des Staates wenigstens in 
großen Zügen voraussehbar ist. Meine Damen und 
Herren, ein Zusammenwirken unter freiheitlichen Be- 
dingungen ist nur möglich, wenn sich der Bürger 
in etwa darauf verlassen kann, welches das gesell- 
schafts- und wirtschaftspolitische Handeln des Staa- 
tes und seiner Einrichtungen sein wird, und der 
Staat sich in etwa darauf verlassen kann, wie die 
Bürger sich verhalten, wenn er bestimmte Chancen 
eröffnet oder Hindernisse errichtet; im allgemeinen 
gesprochen: wenn er interveniert. Ohne ein solches 
„sich gegenseitig wenigstens in großen Zügen Auf- 


einander-verlassen-Können" ist eine freiheitliche 
Wirtschaftspolitik unmöglich. 

Die Voraussetzung dafür, daß das so ist, ist eine 
gemeinsame, verpflichtende Ordnung. Ich muß hier, 
weil das seit vielen Jahren in der ordnungspoliti- 
schen Diskussion auf das heftigste umstritten ist, 
mit allem Nachdruck feststellen, daß die soziale 
Marktwirtschaft als eine Wirtschaftsordnung nicht 
eine Zweckmäßigkeitsordnung, sondern ein Teil un- 
serer Rechtsordnung ist und daß der Staat und die 
Bürger, daß beide dieser Ordnung unterliegen. So 
wie in einer rechtsstaatlichen Demokratie sowohl die 
staatliche Gewalt wie die Bürger dem Gesetz unter- 
worfen sind, so ist auch in der Wirtschaftsordnung 
der Staat, sind die Unternehmen, die Verbände und 
die Bürger der rechtlich geordneten Wirtschaftsver- 
fassung unterworfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wer bezweifelt das denn?) 

— Das will ich Ihnen sagen, wer das bezweifelt. 

(Wehner [SPD]: Die Schule der Nation!) 

— Ich war bisher immer der Meinung, daß das 
Militär die Schule der Nation sei; aber wenn Sie 
das Parlament als die Schule der Nation ansähen, 
würde ich sagen, das ist ein sehr viel zweckmäßige- 
rer Vergleich. 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

— Herr Kollege Wehner, ich hätte nie gewagt. Ihnen 
eine Vorlesung zu halten. Ich habe es mir immer 
als Ehre angerechnet, vor Ihnen reden zu dürfen. ^ 

(Heiterkeit — Wehner [SPD]: Immer um 
ein paar Groschen zu billig!) 

— Wir sind halt sparsam, sowohl im privaten als 
auch im öffentlichen Bereich. 

(Wehner [SPD]: Einverstanden, zum ersten- 
mal!) 

Die Voraussetzung dafür, daß dieses Zusammen- 
wirken funktioniert, ist, daß die Wirtschaftsordnung 
glaubwürdig bleibt. Wenn sich der Staat aus den 
Bindungen an die Grundregeln der Wirtschaftsord- 
nung befreit, um in beliebiger Weise handeln zu 
können — das ist genau das, was geschieht, wenn 
man die ordnungspolitischen Zusammenhänge auf- 
löst — , dann verliert diese Wirtschaftsordnung auch 
ihren verpflichtenden Charakter gegenüber dem 
Bürger. 

Sie können nicht in der Wirtschaft ein ordnungs- 
politisch zutreffendes Handeln erwarten, wenn die 
Regierung diese Ordnung in ihrem politischen Han- 
deln und durch ihre Mehrheitsfraktionen ständig 
mit Füßen tritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler hat sich ja während des 
Wahlkampfs verschiedentlich darüber lustig ge- 
macht, daß wir die Gewinnung und die Erhaltung 
des Vertrauens des Bürgers in die staatliche Wirt- 
schaftspolitik als eine wichtige Voraussetzung für 
die Wiedergenesung unserer Wirtschaft und für die 
Erstarkung unserer Wirtschaftskraft bezeichnet ha- 
ben. Mir beweist das ebenso wie die Regierungs- 
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(A) erklärung, daß der Bundeskanzler sich der beson- 
deren Bedeutung dieser ordnungspolitischen Ver- 
pflichtung der Wirtschaft gar nicht bewußt ist. 

(Dr. von Weizsäcker [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Er hat bei Karl Schiller gelernt, und er ist wie Karl 
Schiller ein ökonomischer Positivist. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Deswegen kommt 
Schiller auch wieder!) 

Er hat aber in seiner Regierungserklärung immer 
wieder zum Ausdruck gebracht, daß mehr Solidarität 
nötig sei. Solidarität womit denn? Ich kann doch 
vom Bürger zur Bewältigung schwieriger Aufgaben 
Solidarität nur verlangen, wenn ich im Bereich des 
Staates, des staatlichen Handelns, der staatlichen 
Autorität und der öffentlichen Einrichtungen die 
Bereitschaft vorlebe, Solidarität mit der gemein- 
samen Ordnung zu üben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann eben, Herr Bundesfinanzminister, die 
Steuermoral beim Bürger als eine Voraussetzung 
für die Funktionsfähigkeit einer freiheitlichen Ord- 
nung nur einklagen, wenn ich als Verwalter der 
öffentlichen Kassen mit der größten Peinlichkeit 
darauf bedacht bin, daß Steuergelder nicht verwirt- 
schaftet oder veruntreut werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn aber dieser ordnungspolitische Zusammen- 
hang gefährdet wird, meine Damen und Herren, 
dann tritt etwas ein, was wir heute in allen Berei- 
chen unserer Gesellschaft erleben: Die Bürger ver- 
halten sich nicht mehr im Rahmen der Ordnung, 
die Bürger brechen aus der Ordnung aus, und der 
Staat muß deshalb immer mehr reglementieren. Der 
Staat gibt einen Anreiz zu Investitionen, und dann 
wundert sich die Regierung, daß die Leute nicht 
investieren. Sie investieren nicht deshalb nicht, weil 
sie kein Geld hätten, sondern sie investieren deshalb 
nicht, weil sie der Sache nicht mehr trauen. 

(Mattick [SPD]: Jetzt kommt die Katze aus 
dem Sack!) 

Sie trauen der Sache nicht mehr. Ich darf Karl 
Schiller zitieren. Er sagte: Wir können die Pferde 
zur Tränke führen, aber saufen müssen sie selbst. 

Die Pferde, die jetzt wieder mit Investitionshilfen 
an die Tränke geführt werden sollen, saufen eben 
nur, wenn sie dem Gebräu trauen, was da in der 
Tränke drin ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn sie aber in langer Erfahrung — jetzt schon 
mehrere Jahre — immer wieder feststellen mußten, 
daß der Genuß der Flüssigkeit in der Tränke nach- 
haltige Schwierigkeiten in der einen oder anderen 
Richtung auslöst, dann ist die Zurückhaltung ge- 
rechtfertigt und von der Einstellung der Betroffenen 
her auch vollkommen verständlich, 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Deshalb 
treten die Pferde auch!) 

Nur, die Regierung darf sich nicht wundern, wenn 
jetzt plötzlich traditionelle marktwirtschaftliche Mit- 


tel versagen. Sie versagen deshalb, weil die Spiel- 
regeln nicht eingehalten worden sind. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Biedenkopf, am 
Schluß treten die Pferde nur noch!) 

— Aber nur bestimmte Personen, wie wir ja wissen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dieses Versagen, meine Damen und Herren, führt 
nun zu einer immer stärkeren staatlichen Einwir- 
kung auf die Wirtschaft: Wird nicht investiert, weil 
das Vertrauen fehlt, kommt die Forderung nach ge- 
lenkten Investitionen, Wird nicht freiwillig gehan- 
delt, kommt die Forderung nach Reglementierung. 
Und so überzieht dieses staatliche Eingreifen bisher 
freiheitliche Bereiche, die Wirtschaft und die Gesell- 
schaft. 

Es war der Bundeskanzler selbst, der in seiner Re- 
gierungserklärung die Verbürokratisierung der Ge- 
sellschaft beklagt hat. Er hat ja das mit großer Lei- 
denschaft vorgetragene Beispiel der Gasrechnung 
gebracht. 

(Strauß [CDU/CSU]: Und des Gehalts- 
zettels!) 

— Das des Gehaltszettels auch. — Ich glaube, jeder, 
der einmal einen Handwerksbetrieb von innen ge- 
sehen hat, weiß, daß die Gasrechnung und der Lohn- 
zettel noch eines der wenigst problematischen Doku- 
mente in diesem Bereich sind. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wenn ein Handwerksmeister heute zwei hauptbe- 
ruflich tätige Berater beschäftigen muß, um die Ge- 
setze zu verstehen, die er beachten muß, wenn er 
Mitarbeiter beschäftigt und wenn er seine Steuerer- 
klärung ausfüllt, dann ist auch das ein Hindernis für 
die Gründung neuer, selbständiger Existenzen, und 
zwar ein erhebliches. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Verbürokratisierung, meine Damen und 
Herren, hat eine Fülle von Konsequenzen. Ich kann 
auf sie nicht alle eingehen, sondern möchte nur drei 
erwähnen. Die erste Konsequenz ist die, daß die 
Bürger in unserem Lande ihre Intelligenz, ihre Inno- 
vation, ihren Erfindungsgeist immer mehr darauf 
richten, die Bürokratie zu unterlaufen. Das heißt, sie 
verwenden immer mehr Energie darauf, sich gegen- 
über einem überwuchernden System zu behaupten, 
statt produktive Tätigkeiten auszuüben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Immer mehr Leistungen werden in unserer Gesell- 
schaft im Gesinne der Gesamtproduktion fehlge- 
leitet, weil wir ein dauerndes Wettrennen, z. ß. 
zwischen der Finanzverwaltung und dem steuerbera- 
tenden Beruf, haben, wobei Sie an den Honoraren 
der steuerberatenden Berufe ablesen können, in wel- 
chem Umfang die steuerberatenden Berufe der Fi- 
nanzverwaltung voraus sind. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Diese Konkurrenz ist keine produktive Konkurrenz 
mehr, sondern sie ist die Konsequenz einer zuneh- 
menden Verbürokratisierung unserer Gesellschaft 
und — volkswirtschaftlich gesehen — eine Fehl- 
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i^) allokation von Ressourcen, d. h. eine Verschwen- 
dung volkswirtschaftlicher Mittel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine zweite Konsequenz des Verlustes der ord- 
nungspolitischen Orientierung ist — ich habe es vor- 
hin schon angedeutet — , daß die Lösung von Ver- 
teilungsproblemen immer mehr auf die gesellschaft- 
lichen Gruppen übergeht und die Verteilungsfragen, 
die ja so dringlich sind, gerade unter dem Gesichts- 
punkt des Wandels, von dem Graf Lambsdorff ge- 
sprochen hat, in erster Linie nicht mehr von den 
staatlichen Autoritäten, sondern von den gesell- 
schaftlichen Gruppen entschieden werden. Daß die 
gesellschaftlichen Gruppen jetzt aber nach ihren 
eigenen Interessen handeln, liegt in der Natur der 
Sache. Wenn Herr Kluncker im Fernsehen erklärt — 
ich glaube, es war am 3. Januar in der Sendung 
„Monitor" — , daß es seine Aufgabe sei, zunächst 
einmal die Interessen seiner Mitglieder bei einem 
enorm bedeutsamen Verteilungskonflikt zu vertre- 
ten, der ja tief in die öffentlichen Kassen greift, dann 
gibt er sein Selbstverständnis einer Organisation 
wieder, die eben nicht mehr von einer politischen 
Führung in einen ordnungspolitischen Zusammen- 
hang eingebunden ist, sondern allenfalls noch aus 
Gründen der eigenen Räson auf die öffentliche Mei- 
nung hört. 

(Reuschenbach [SPD]: So, und jetzt Ihre 

Schlußfolgerung daraus! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

— Die Schlußfolgerung daraus will ich Ihnen sagen. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

— Ach, Verbändegesetz, das würde Ihnen so pas- 
sen. Es gibt eine viel wichtigere Schlußfolgerung: 
daß nämlich die Regierung in ihrer Regierungserklä- 
rung etwas dazu sagt, wie diese Verteilungskon- 
flikte unter Gesichtspunkten des Allgemeinwohls ge- 
löst werden müssen, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

und damit, verehrter Herr Kollege, genau das tut, 
was nach dem ja auch von Ihnen mitgetragenen Sta- 
bilitätsgesetz vorgesehen war, nämlich den auto- 
nomen Sozialpartnern Orientierungsdaten zu geben, 
an denen sie sich — Sie haben das Gesetz mit be- 
schlossen — 

(Franke [CDU/CSU]: Und sogar die Ver- 
fassung geändert!) 

orientieren können, wenn sie ihre Autonomie in An- 
spruch nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Reuschenbach? 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Bitte schön. 

Reuschenbach (SPD): Herr Kollege Professor Bie- 
denkopf, das, was Sie fordern, ist ja gar nicht das 
eigentliche Thema. In der Konzertierten Aktion 


IQ 

werden solche Erwägungen ja durchaus angestellt 
und Hinweise gegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen!) 

Ich muß Sie fragen: Kommen Sie, wenn Sie aus- 
drücklich die Forderung einer Gewerkschaft als Bei- 
spiel nennen und die Schlußfolgerung ziehen, der 
Staat müsse diese Organisation in eine Ordnung 

— in welche auch immer — nehmen, nicht haar- 
scharf an die Grenze heran — vielleicht gehen Sie 
sogar schon über die Grenze hinweg — , wo die 
Tarif autonomie angetastet würde? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Aber ich bitte Sie! 

Ich erinnere Sie daran, daß in der ersten Regie- 
rungserklärung von Bundeskanzler Schmidt aus- 
drücklich die Feststellung enthalten war, er trete 
für die Tarif au tonoime ein, aber nur für eine am 
Allgemeinwohl orientierte Tarifautonomie. Dies hat 
der Bundeskanzler in seiner ersten Regierungs- 
erklärung zum Ausdruck gebracht. Ich stimme dieser 
Feststellung zu. Diese Feststellung bleibt allerdings 
völlig leer, wenn die Regierung nicht zum Ausdruck 
bringt, was nach ihrer Auffassung das Allgemein- 
wohl ist. Es ist eine Leerformel und damit wieder- 
um eine Vermeidung von Verantwortung im Sinne 
der politischen Führung, wenn man so etwas zwar 
in der Regierungserklärung sagt, aber nicht danach 
handelt. 

Sie fragen nach Alternativen. Wir halten eine (D) 
Reihe von Maßnahmen — ich will sie abschließend 
kurz aufzählen — für dringend erforderlich, um das 
zu gewinnen, was ich einen ordnungspolitischen 
Neubeginn nennen möchte. 

Erstens. Es ist unerläßlich, daß wir — und zwar an 
Hand jedes Gesetzes, das dieses Hohe Haus er- 
reicht und in diesen Bereich fällt — wieder die Dis- 
kussion über die Fragen aufnehmen: Welches sind 
die zutreffenden Aufgaben des Staates? Wo sollte 
der Staat nicht eingreifen? 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]; Sehr gut!) 

Wir haben uns angewöhnt, in allen Bereichen der 
Gesellschaft nach dem Staat zu rufen, wenn die Pro- 
blemlösung Schwierigkeiten bereitet. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich nehme niemanden von diesem Ruf aus. Der 
Staat ist dieser Aufforderung nach meiner Auffas- 
sung zu häufig nachgekommen und hat sich damit 
in einer Weise ausgebreitet, die nicht nur zu büro- 
kratischen Überlastungen auf Gebieten geführt hat, 
wo private Initiative oder Dezentralisation wesent- 
lich besser funktionieren. Diese Ausdehnung des 
staatlichen Wirkens hat vielmehr auch dazu geführt, 
daß der Staat seine eigentlichen Aufgaben nicht 
mehr ordnungsgemäß erledigen kann. Vorhin ist der 
Präsident des Bundes der Steuerbeamten schon ein- 
mal zitiert worden. Sie brauchen nur einmal die seit 
Jahren vorgetragenen Klagen dieses Mannes über 
die zunehmende Ineffizienz der Steuerverwaltung 
nachzulesen, um einen sehr dramatischen Fall des zu- 
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(A) nehmenden Versagens staatlicher Leistungen zu ha- 
ben. 

Wir müssen zweitens darum bestrebt sein, die 

Dezentralisation unserer Wirtsdiafts- und Gesell- 
schaftsordnung zu fördern und voranzutreiben. 

Ich stimme der Feststellung in der Regierungs- 
erklärung zu, daß das Wettbewerbsrecht fortgeführt 
werden muß, allerdings mit dem Ziel der Sicherung 
eines wirklich freien Wettbewerbs. 

Was die Forschungspolitik anbetrifft, so sehe ich 

— wie Graf Lambsdorff — die Gefahr eines Miß- 
brauchs. Vor allem aber sehe ich die Gefahr, daß die 
Forschungspolitik vom zuständigen Ministerium zu- 
nehmend auch als Strukturinstrument benutzt wird, 
und zwar zum Nachteil kleiner und mittlerer und 
zum Vorteil großer Unternehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Wenn die Bundesregierung Mittel für Forschung 
im privatwirtschaftlichen Bereich zur Verfügung 
stellt, so muß erwogen werden, ob die aus solcher 
öffentlich finanzierten Forschung resultierenden Er- 
findungen, soweit sie Patentschutz genießen und er- 
lauben, nicht auch in einer Weise Dritten zur Ver- 
fügung gestellt werden können, die zumindest an- 
ders als in den Fällen gestaltet ist, in denen es sich 
um privatwirtschaftlich finanzierte Erfindungen han- 
delt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wo 
bleibt denn der Beifall von Ihrer Fraktion?) 

Wir müssen weiter — ich habe es in meinen Aus- 
führungen schon gesagt — die Möglichkeiten für 
Initiativen und Innovationen erweitern. Dies gilt 
wiederum insbesondere für den Mittelstandr für den 
Zugang zu unternehmerischer Tätigkeit und für In- 
vestitionen. 

Was die Rationalisieningsinvestitionen anbetrifft, 
so halte ich jenen Streit für einen Streit mit falschen 
Waffen und an der falschen Front. Die Industrie- 
unternehmen, die vor allem Rationalisierungsinve- 
stitionen durchführen, sind zum großen Teil und 
werden auch in Zukunft zum überwiegenden Teil 
mitbestimmt. Ich kann Ihnen versichern, daß die mit- 
bestimmten Unternehmen genauso Rationalisie- 
rungsinvestitionen betreiben wie alle anderen, weil 
sie — und zwar gerade die Arbeitnehmervertreter 

— vor der schwierigen Frage stehen: Sollen wir 
das ganze Unternehmen gefährden oder müssen wir 
zur Sicherung des Unternehmens auf Einschränkun- 
gen hinarbeiten? Das ist das Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Regierung wird die 
Opposition gerade in ordnungspolitischen Fragen 
kooperationsbereit finden, wenn wir wirklich über 
Ordnungspolitik sprechen. Aber wir werden nicht 
bereit sein, einzelne kleine Schritte hier und dort 
singulär und isoliert zu diskutieren und darauf zu 
verzichten, nachzufragen und nachzubohren, welche 
Konsequenzen die Änderungen in den einzelnen Be- 
reichen für die Gesamtordnung haben. 


Nur eine solche Politik kann die Glaubwürdigkeit 
wiederherstellen, ohne die wir in diesem Land keine 
vernünftige Wirtschaftspolitik betreiben können. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Bundeswirtschaftsminister Dr. Fride- 
ridis. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! Ich 
will auf einige Aspekte der heutigen Debatte ein- 
gehen. Nach dem ganzen Nachmittag ist es sicher 
nicht möglich, alle Bereiche erschöpfend zu behan- 
deln. 

Herr Professor Biedenkopf hat sich soeben mit 
primär ordnungspolitischen Frage beschäftigt. Ich 
will den Teil der Rede, der — jedenfalls der Termi- 
nologie nach — etwas polemisch war, nicht behan- 
deln, sondern auf die Ursachen zurückkommen. 

Es geht um die Frage, Herr Professor Biedenkopf: 

Hat die Regierung eigentlich Auskunft über die 
ordnungspolitischen Grundlagen ihrer Politik gege- 
ben, oder ist Ihre Behauptung, sie habe dies nicht 
getan, richtig? Sie haben diese Behauptung an den 
Anfang Ihrer Ausführung gestellt, um auf dieser 
Behauptung am Ende Ihr gesamtes Konzept auf- 
bauen zu können, obwohl Sie mir zugeben müssen, 
daß in der Regierungserklärung Definitionen der 
Ordnungspolitik der Bundesregierung enthalten P) 
sind, und zwar die entscheidenden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es steht in dieser Regierungserklärung als ein 
vorrangiges Ziel — ich betone: als ein in diesem 
Augenblick vorrangiges Ziel; ich werde mich mit 
der Frage, ob es dauerhaft vorrangige Ziele gibt, 
sehr gerne beschäftigen — die Sicherung der Voll- 
beschäftigungr d. h. stetige stabilitätspolitisch abge- 
sicherte Fortsetzung des Wachstumsprozesses. Dies 
ist Bestandteil der Regierungserklärung. 

Wenn ich mich recht entsinne, steht in der Regie- 
rungserklärung an anderer Stelle, daß es darum 
gehe, die in diesem Staat bestehende Wirtschafts- 
und Sozialordnung zu erhalten. Ich denke, dazu ha- 
ben alle Fraktionen dieses Hauses beigetragen, daß 
diese Wirtschafts- und Sozialordnung in mühevoller 
Arbeit nach einem verlorenen Krieg aufgebaut wor- 
den ist. Das steht ausdrücklich in der Regierungs- 
erklärung. 

Anschließend, Herr Professor Biedenkopf, wird 
auch definiert, was wir darunter verstehen, nämlich 
individuelle Entsdieidungsfreiheit. Ich glaube, mit 
diesem Teil haben Sie sich befaßt. Warum haben 
Sie nicht gesagt, daß dies ein Programmpunkt dieser 
Regierung ist? 

Ferner steht ein klares Ja zum Leistungsprinzip 
drin. Sie fordern es, nachdem Sie gesagt haben, die 
Regierung sage nichts, obwohl es drinsteht und ob- 
wohl ich Ihnen zutraue, daß Sie es auch gelesen 
haben. 
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(A) Und es steht das Bekenntnis zum Privateigentum 
als einer der Grundlagen dieser Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung in der Regierungserklärung. 

Herr Professor Biedenkopf, es geht weiter: Es 
steht als nächstes das Ziel einer öffentlichen Infra- 
struktur drin — hier ist unmittelbar staatliches Han- 
deln geboten, auch in einem föderativen Staat — , 
die so gestaltet werden muß, daß sie ihrerseits die 
Voraussetzungen — nicht den Ersatz — von Wachs- 
tum und Lebensqualität mit sich bringt. 

Herr Professor Biedenkopf, in der Regierungser- 
klärung steht das Ziel, die soziale Sicherung der 
Menschen in diesem Lande weiterzubetreiben. 

Aber es geht noch weiter bei der Ordnungspolitik. 
Diese Regierungserklärung befaßt sich im außenwirt- 
schaftlichen Bereich, nämlich dort, wo sie sich mit 
weltwirtschaftlichen Problemen beschäftigt, auch 
mit ordnungspolitischen Fragen, Der Bundeskanz- 
ler hat vor diesem Hause gesagt: Wir erstreben 
eine marktwirtschaftlich orientierte Gestaltung der 
Weltwirtschaft. 

Daß wir nicht allein auf der Welt sind, wissen Sie 
so gut wie wir. Daß es dabei Balancen geben wird 
und daß wir dabei mit Machtstrukturen und mit 
einer neuen amerikanischen Administration zu 
rechnen haben, ist ja wohl niemandem hier verbor- 
gen geblieben. 

Diese Regierungserklärung hebt auch Notwendig- 
keit und Bedeutung einer baldigen Novelle des Ge- 
jgj setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen hervor, 
wenn Sie so wollen, Herr Biedenkopf, des Grundge- 
setzes der Wirtschaftsordnung, in der wir leben. 

Es geht weiter. Sie befaßt sich — aus bestimmten 
Gründen an einer anderen Stelle — auch mit der 
Frage der Strukturpolitik. Auch dort steht eindeutig, 
daß es sich um eine marktkonforme Strukturpolitik 
handelt, und zwar, Herr Professor Biedenkopf, flan- 
kierend zu Wettbewerbs- und Globalpolitik. Ich 
dachte, es bestünde nun aber auch in Ihren Reihen 
Konsens darüber, daß nach der Phase der Wettbe- 
werbspolitik in den fünfziger Jahren und der Phase 
einer Verbesserung des globalen Steuerungsinstru- 
mentariums dieses Staates in den sechziger Jahren 

— ausgeformt im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 

— wir auch ja dazu sagen müssen, daß dazu ebenso 
eine über Marktkräfte gesteuerte, aber vom Staat 
zukunftsorientiert flankierte Strukturpolitik gehört. 

Das ist der ordnungspolitische Handlungsrahmen, 
der in der Regierungserklärung abgesteckt worden 
ist. Herr Professor Biedenkopf, ich gebe Ihnen einen 
guten Rat: Lesen Sie einmal die Regierungserklärun- 
gen der letzten Bundeskanzler der Christlich-Demo- 
kratischen Union nach und prüfen Sie bei Herrn 
Kiesinger, ja selbst bei Ludwig Erhard nach, ob so 
viel an Detail und an ordnungspolitischen Eck- 
daten je in einer Regierungserklärung enthalten 
war, wie in der des Bundeskanzlers, der hier ge- 
wählt worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie mich auch ein offenes Wort zu der 
Frage „Investitionen und Meldung'' sagen. In der 


Regierungserklärung steht ein „Ja" zu einer größe- 
ren Transparenz, insbesondere auch in bezug auf 
die öffentlichen Investitionen. Ich bin in der Tat die- 
ser Meinung, denn es ist doch kein Geheimnis, daß 
es ein Nachteil unseres föderativen Staates ist, daß 
der Gesamtstaat — jedenfalls was die Zentralregie- 
rung angeht — einen zeitnahen Überblick über die 
öffentlichen Investitionen der drei Ebenen der Ge- 
bietskörperschaften eben nicht hat. Es ist doch wohl 
unbestritten, daß ein Teil der öffentlichen Gebiets- 
körperschaften im Jahre 1975 und im Jahre 1976 
eine im Grunde genommen konterkarierende Politik 
betrieben hat. Sie können auch sagen: Ein Teil hat 
mit einer deflatorischen Politik unsere eigenen Kon- 
junkturprogramme bis ZU einem gewissen Grade 
wieder ausgeglichen. Wir wissen das erst nachher, 
weil wir eben einen zeitnahen Überblick über die 
öffentlichen Investitionen nicht haben bei der Form 
der gesamtstaatlichen Strukturierung, wie wir sie 
in diesem Lande haben. Da muß man sich wirklich 
fragen, ob sich die zweitgrößte Industrienation der 
westlichen Welt im staatlichen Bereich — ich kon- 
zentriere mich auf den staatlichen Bereich — eine 
solche Nicht-Transparenz wirklich mit Verantwor- 
tung leisten kann. Ich meine, nein! 

Nun haben Sie dargelegt, daß die Regierung die 
Dinge auf gesellschaftliche Gruppen verschiebe. Sie 
haben Ihre Philosophie ausgeformt, die uns ja nicht 
erst aus diesem Hohen Hause bekannt ist, sondern 
aus einer Reihe von Veröffentlichungen, mit denen 
es lohnt, sich zu beschäftigen. 

Ich gebe Ihnen auch darauf eine klare Antwort: 
Nicht alle Verantwortung hat der Staat. Dies ist in 
der Regierungserklärung gesagt. Ein Teil der Verant- 
wortung wird auch von autonomen gesellsdiaftlidien 
Gruppen wahrgenommen. Wenn Sie mich fragen, 
wo im ökonomischen Bereich denn die Grenzen für 
Staat und Autonomie liegen, dann lassen Sie midi 
so antworten: Meines Erachtens kommt es auf eine 
ausgewogene Rollenverteilung zwischen Staat und 
gesellschaftlichen Gruppen an. Wenn ich, was die 
wichtigsten Punkte im ökonomischen betrifft, ge- 
fragt werde, wer für was zuständig und verantwort- 
lich ist, dann sage ich: Die Bundesbank trägt doch 
sicher eine primäre Verantwortung für die Geld- 
wertstabilität. Das steht im Bundesbankgesetz. Sie 
hat durch ihre Geldmengenpolitik dieses Ziel nach 
meiner Meinung angestrebt und weitgehend auch 
verwirklicht. 

Parlament und Regierung, also wir hier gemein- 
sam schaffen durch unsere Politik auf mittlere und 
längere Sicht Voraussetzungen für hohen Beschäfti- 
gungsstand und angemessenes und — ich unter- 
streiche das — auch qualitatives Wachstum. Ich 
meine also nicht das quantitative Wachstum allein, 
sondern ich meine es auch eingebunden in die Le- 
bensbedingungen, auch in die ökologischen Bedin- 
gungen eines dicht besiedelten Industriestaats. Das 
ist die Kompetenz von Regierung und Parlament. 

Wir tun dies — das ist eine weitere Bedingung 
— durch die Gestaltung der Wirtschaftsordnung, 
nämlich mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen. Verehrter Herr Professor Biedenkopf, 
da werden Sie mir wohl zustimmen: An meinen 
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(A) Freunden und mir hat es doch nicht gelegen, daß die 
Fusionskontrolle in diesem Parlament dreimal ge- 
scheitert ist; das wissen Sie genauso gut wie ich. Es 
war der Kardinalfehler des Gesetzes von 1957, daß 
die Fusionskontrolle nicht darin enthalten war und 
daß man den mittleren und kleineren Unternehmen, 
um die Sie sich so besorgt geben, die Kooperations- 
möglichkeiten in diesem Gesetz eben nicht geschaf- 
fen hatte. Dreimal war die Fusionskontrolle ge- 
scheitert; jetzt haben wir sie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich gebe zu — und ich bin sehr glücklich darüber — , 
daß es am Ende gelungen ist, dieses Gesetzeswerk 
mit den Stimmen aller Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zu novellieren. Hoffentlich gelingt uns 
dies jetzt noch einmal. 

Der nächste Verantwortungsbereich des Staates 
ist die Globalsteuerung; das sind die Beschlüsse 
über die Fiskalpolitik. Aber auch hier müssen wir 
offen zugeben, daß die Einflußgröße des Zentralstaa- 
tes bei der Fiskalpolitik angesichts unserer föderati- 
ven Gliederung weit hinter der Wirkungsmöglichkeit 
von zentralstaatlichen Systemen zurückbleibt. Ich bin 
kein Zentralist — ich sage das, damit es klar ist — , 
ich bin ein Anhänger des föderativen Systems. Nur 
wird im Jahre 1977 doch die Frage erlaubt sein, ob 
das föderative System mit seinen Zuständigkeiten, 
seinen Steuerverteilungssystemen den an uns von 
außen herangetragenen Anforderungen der Ökono- 
mie, der Gesellschaftspolitik, der Technologie wirk- 
lich noch gerecht wird. 

CB) Wir müssen auch offen die Frage stellen, ob das, 
was man erfunden hatte, um das Problem zu lösen, 
nämlich die Gemeinsciiaftsaufgabe, z. B. in der re- 
gionalen Strukturierung, den Anforderungen wirk- 
lich gerecht wird, die in einem modernen Industrie- 
staat an diesen Bereich der Politik gestellt werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Gebiete sind also: Wettbewerb, Wirtschafts- 
ordnung und damit Globalsteuerung, Fiskalpolitik 
und — ich füge hinzu — eine ergänzende struktur- 
politische Initiative, sei sie nun einmal regionalpoli- 
tischer Art — Versuch der Gemeinschaftsaufgabe 
und ähnlicher Dinge — oder sei sie sektoraler Art, 
insbesondere in Bereichen mit fast infrastrukturel- 
lem Charakter, wie es doch weiß Gott bei der Ener- 
giepolitik der Fall ist. 

Aber, Herr Biedenkopf, ich stehe hier und sage 
ganz klar, daß den Tarifvertragsparteien auch eine 
verantwortungsbewußte Mitwirkung bei der Gestal- 
tung stabilitätsgerechter gesamtwirtschaftlicher Ge- 
schäftsgrundlagen zukommt. 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]: Unbestritten!) 

— Na gut. Das alles ist gesagt. Das haben übrigens 
nicht wir in Frage gestellt, sondern Sie haben per- 
manent unter Bezug auf Äußerungen außerhalb der 
Bundesregierung den Versuch unternommen, dieser 
Bundesregierung zu unterschieben, daß sie nicht 
mehr auf den Edcwerten dieser Gesellschaftsordnung 
stünde; anders ist Ihre Rede jedenfalls nicht zu ver- 
stehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 


Denn, Herr Biedenkopf, wenn in der Regierungser- 
klärung zur Investitionslenkung oder Investitions- 
meldung nichts steht, dann ist dieses Nicht-Drin- 
stehen eben auch eine Aussage; das wissen Sie 
sehr genau. Sonst wäre es ja wohl gefordert worden. 

Ich möchte etwas nicht unerwähnt lassen. Als ich 
gestern erfuhr. Sie würden heute erstmals im Deut- 
schen Bundestag das Wort ergreifen, habe ich natür- 
lich mal ein bißchen nachgelesen. Und so habe ich 
vor mir einen Aufsatz von Ihnen vom 10. September 
1968 liegen. Darin beschäftigen Sie sich mit dem 
ganzen Problem. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 1968?) 

— 1968! Damals stellte die Partei, der Sie ange- 
hören, den Bundeskanzler. Da haben Sie über die 
Überlagerung staatlicher Verantwortung auf die 
gesellschaftlichen Gruppen geschrieben — im „Be- 
triebsberater" vom 10. September 1968. Alles, was 
heute hier als Problem — dieser Kanzler und diese 
Regierung entzögen sich staatlidier Verantwor- 
tung — vorgetragen wurde, haben Sie unter Kurt 
Georg Kiesinger zu Papier gebracht. Ich habe das 
hier; das kann ich Ihnen alles vorlesen. 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]; Es kommt dar- 
auf an, was ich heute gesagt habe!) 

— Moment; es geht weiter! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In einem interessanten Punkt haben Sie Ihre Mei- 
nung offensichtlich geändert, oder ich habe Sie 
falsch verstanden. Damals haben Sie die Konzer- pj 
tierte Aktion als Einrichtung sehr kritisch beleuch- 
tet. Sie haben sehr kritisch die Frage gestellt: Paßt 
sie eigentlich in dieses verfaßte Ordnungssystem 
hinein, oder wird hier nicht auch diese Verantwor- 
tung überlagert? Ich frage Sie: Wie ist das mit Ihrer 
heutigen Bemerkung zu den Orientierungsdaten zu 
vereinbaren? Denn diese Orientierungsdaten sind 
natürlich in jedem Jahr gegeben worden, und sie 
sind in jedem Jahr mit der Konzertierten Aktion er- 
örtert worden. 

Zu einem war ich nicht bereit: der Forderung des 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU, Stolten- 
berg, — auch schriftlich niedergelegt, ich habe es 
dabei — nachzukommen, der nämlich dafür plädiert 
hat, diese Orientierungsdaten der Konzertierten 
Aktion müßten ein höheres Maß an Verbindlichkeit 
erhalten. Da habe ich — idi glaube, mit Ihnen 
übereinstimmend — gesagt: Nein; das ist genau der 
Freiraum, den die Tarifvertragsparteien in unserem 
System haben und nach meiner Vorstellung eines 
freiheitlichen, demokratischen, sozial verpflichte- 
ten Rechtsstaats auch behalten müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Und nun fragen Sie: Wie ist denn eigentlich die 
Vorstellung dieser Regierung von zukünftigen Ver- 
teilungen? „Verteilungen" kann doch wohl nur be- 
deuten: Wie soll das Sozialprodukt, das immer 
100 ®/o beträgt, von welchen Gruppen in Anspruch 
genommen werden, und welche Rolle spielt dabei 
die Regierung? Nun, der Staat oder, viel richtiger 
gesagt. Sie, meine Damen und Herren, entscheiden 
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unmittelbar über jenen Anteil des Sozialprodukts, 
den der Staat für sich selbst in Anspruch nimmt. 
Aber sind Sie wirklich der Meinung — dann wären 
wir in einem ordnungspolitischen Grunddissens, was 
ich bis jetzt nicht geglaubt habe — , es sei die Auf- 
gabe der Regierung, Vorstellungen über die Vertei- 
lung des Sozialprodukts in die Zukunft hinein fest- 
zuschreiben? 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]; Das habe ich 
nie gesagt!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Dies ist nun wirk- 
lich die Aufgabe des Marktes, um die Verteilung 
des Sozialprodukts 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]; Das hat er doch 
gar nicht gesagt!) 

— Dann habe ich das alles falsch verstanden. Ich 
bitte um Entschuldigung. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Es ist ja hervorragend, und ich bin ja sehr froh, 
wenn Sie schon wieder der Bundesregierung zu- 
stimmen, daß wir auch in der Frage der Verteilung 
des Sozialprodukts im Prinzip derselben Meinung 
sind. Okay? Man kann ja auch mal etwas mißver- 
stehen. Aber ich lese das Protokoll sehr genau nach. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Sie werden mir nicht 
unterstellen, daß ich so wie Herr Biedenkopf be- 
hauptet habe, Dinge, die in der Regierungserklä- 
rung stehen, stünden nicht darin. Ich habe mich bis 
(B) jetzt wirklich mit seinen Ausführungen befaßt. Das 
müssen Sie mir zugestehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 

Kohl [CDU/CSU]: Sie haben eine völlig 

verdrehte Darstellung der Biedenkopfschen 
Äußerungen gegeben!) 

Und nun lassen Sie midi noch ein Wort zu der 
von Ihnen gegebenen Transferenquete sagen. Das 
war gekonnt gemacht. Aber Herr Biedenkopf, Sie 
wissen doch selbst — ich hoffe es wenigstens — , 
daß die in der Bundesrepublik Deutschland unter 
allen bisherigen Bundesregierungen — ich sage: 
allen — vorhandenen Erkenntnisse und Statistiken 
uns einen wirklichen Aufschluß über die Gesamt- 
problematik der Transfer-Einkommen, den wir 
brauchten, nicht geben. Das wissen Sie. 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]: Warum haben 

Sie das mit Ihren Mitarbeitern nicht er- 
reicht?) 

— Moment! Ich sage Ihnen das gleich. Ich habe in 
der Konzertierten Aktion seit drei Jahren Verhand- 
lungen geführt, um nur ein einziges Ziel zu errei- 
chen, nämlich die volkswirtschaftliche Restgröße 
„Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen" auseinanderzurechnen, weil sie bei jeder Tarif- 
verhandlung eine essentielle Rolle spielt und weil 
wir bis heute nicht wissen, wie sich in dieser Rest- 
größe die Unternehmereinkommen und die Einkom- 
men aus Vermögen verteilen. 

Und nun will ich Ihnen etwas sagen: Glauben Sie 
denn, ich käme mit einem Statistikgesetz dieser Art 


jemals über die Hürde des Bundesrates? Der letzte (^1 
Versuch, die Statistik in einigen Sektoren der Wirt- 
schaft zu verbessern, ist ebenfalls fehlgeschlagen, 
weil die Länder gesagt haben, diese unwahrschein- 
lichen Kosten der statistischen Erhebung könnten 
sie einfach nicht aufbringen; so der Bundesrat vor 
etwa eineinhalb Jahren. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das wissen Sie sehr wohl, der Sie den Zwischen- 
ruf machen: Warum macht ihr es nicht? Sie müßten 
doch wohl als früherer leitender Mitarbeiter eines 
bedeutenden Industrieunternehmens wirklich wis- 
sen, daß Sie, wenn Sie diese Statistik — ich nehme 
nur diese eine — zeitnah für die Tarifpolitik zur 
Verfügung haben wollen — und beide Tarifpar- 
teien wollen es — , für die gesamte deutsche Wirt- 
schaft zu Quartalsberichten übergehen und die Buch- 
haltung aller Konzerne und aller Unternehmen um- 
wandeln müßten, um endlich auch herauszubekom- 
men, was wirkliche Unternehmereinkommen sind 
und was in diesen Einkommen Einkommen aus Ver- 
mietung und Verpachtung ist. Wir haben das in der 
Konzertierten Aktion diskutiert. Ich will es, aber 
mit Ihren Herren — das werden Ihre Länderfinanz- 
minister auch zugeben — geht es nicht. Das soll in 
diesem einen Punkt geklärt werden. 

(Dr. Biedenkopf [CDU/CSU]: Das sind zwei 

vollkommen verschiedene Sachverhalte! — 

Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Er bringt 
dann einen Gesetzentwurf ein!) 

Zur Transfer-Enquete: Lassen Sie mich den Punkt, 
weil er heute morgen eine Rolle gespielt hat, er- 
wähnen. Wenn Sie in meinem Ministerium Akten 
aus den Jahren 1956 und 1957 lesen, werden Sie 
feststellen, daß es gar kein Geheimnis ist, daß inner- 
halb der Unions-Parteien — verständlicherweise — 
bei der Einführung der jetzigen Rentenformel eine 
Diskussion stattgefunden hat. Es ist doch gar kein 
Geheimnis, daß der von mir sehr verehrte damalige 
Bundeswirtschaftsminister, Professor Ludwig Erhard, 
gegen diese Formel erhebliche Bedenken hatte, weil 
er befürchtet hat, sie entwickle sich entweder recht- 
lich oder faktisch zu einer automatischen Indexie- 
rungsformel auf der Basis des Bruttolohnsystems 
bei der Anpassung. Das können Sie alles nachlesen. 
Andere haben damals gesagt: Nein, wir sind in 
unserer Entscheidung frei. 

Da der Staat auch hier Transferleistungen leistet, 
werden Sie mir doch zugeben, daß schon damals An- 
sätze für Transferleistungen vorhanden waren, die 
eben nicht von vornherein in ihrer tatsächlichen 
Entwicklung überschaubar waren. Das ist doch kein 
Vorwurf, den ich mache, das ist einfach eine Selbst- 
verständlichkeit. Und so ist es den Bundesregierun- 
gen in der Zeit danach auch gegangen. 

Ich halte es für einen Nachteil, daß wir heute 
nicht wissen, wie sich das Haushaltseinkommen des 
einzelnen Haushalts wirklich zusammensetzt. Wir 
orientieren uns permanent an tariflich fortgeschrie- 
benen Einkommen, ohne die wirklichen Einkom- 
menssituationen einer Vielzahl von Haushalten in- 
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(A) nerhalb der staatlichen Transfermöglichkeiten zu 
kennen. Das ist doch unbestritten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Da kann man es sich doch nicht so billig machen 
und fragen: Warum habt ihr es denn nicht gemacht? 
Die Regierung, die vor uns dran war, hat es auch 
nicht gehabt. Und Transfereinkommen gab es da- 
mals auch. Oder haben Sie die Sparförderung nicht 
mit eingeführt? Wenn ich mich recht entsinne, ja: 
312 DM-Gesetz. Ich kann Ihnen eine Fülle von Ge- 
setzen nennen: Wohnungsbauförderung, Wohnungs- 
bauprämie, Kindergeld, Studienförderung. Das alles 
sind doch staatliche Transferleistungen, die Sie zu 
einem erheblichen Teil nicht nur mit beschlossen, 
sondern zum Teil sogar initiiert haben. Der Vorwurf 
greift doch nun wirklich nicht. Was soll das denn? 
Ist es angesichts der Größenordnung dieser Trans- 
ferleistungen nicht einfach an der Zeit, darüber zu 
sprechen und es zu prüfen? 

Ein bißchen einfach, finde ich, haben Sie sich den 
Teil Mittelstandspolitik gemacht. Denn ist es wirk- 
lich so, daß die Leute in den mittleren Unternehmun- 
gen alle sagen, dann gehen wir lieber gleich in den 
Öffentlichen Dienst? Neulich bei der öffentlichen Dis- 
kussion über die Höhe der Diäten und der Minister- 
gehälter kam jedenfalls ein Mitglied der Geschäfts- 
leitung eines wirklich mittelständischen Unterneh- 
mens zu mir und sagte: Jetzt habe ich endlich ein- 
mal erfahren, was ein Bundesminister verdient; ich 
hätte nie geglaubt, daß Sie etwa bei einem Drittel 
meiner Bezüge liegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Eines mittelständischen Unternehmens. 

(Strauß [CDU/CSU]: 600 000 DM Gehalt? — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Dr. Strauß, Sie müssen zur Kenntnis neh- 
men, daß ich bis vor kurzem in den Genuß von 
Diäten nicht kam, daher nur meine zu versteuernden 
Bezüge als Bundesminister hatte. Nur in dieser 
Eigenschaft habe ich gesprochen. Ich beklage mich 
doch gar nicht, nur muß man doch die volle Wahr- 
heit sagen. Sie müssen doch auch zugeben, daß ein 
Großteil der mittelständischen Unternehmen sich ge- 
rade in den letzten zwei Jahren im Markt viel fle- 
xibler bewegt hat, als es ein Teil der Großunterneh- 
men gekonnt hat. Wir stimmen doch in Grundfra- 
gen, wie ich hoffe, überein. 

Die Regierungserklärung hat gesagt: Wegen des 
Mittelstandes — weswegen denn sonst? — gehen 
wir in der Steuerpolitik bei den ertragunabhängigen 
Steuern vor und nicht bei denen, die uns z. B. der 
Sachverständigenrat aus wachstumspolitischen Grün- 
den empfohlen hatte, nämlich bei der Frage der Ab- 
schreibung. Ich sage das hier in aller Deutlichkeit, 
weil ich höre, daß Gerüchte verbreitet werden, die 
Bundesregierung bereite eine Investitionszulage 
vor. Ich erkläre hiermit vor diesem Hohen Hause: 
Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, eine 
Investitionszuiage zu gewähren. Ich sage das des- 
wegen, weil ich nicht will, daß sich — in Erwartung 
darauf — ein Investitionsattentismus breitmacht, 
den andere vielleicht herbeireden möchten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 


Was sie durchführen wird, ist ein mittelfristiges (Q 
Investitionsprogramm, das der Bundeskanzler ange- 
kündigt und von dem er selbst gesagt hat, es habe 
mit einem kurzfristigen oder kurzatmigen Nur-Kon- 
junktur- Anregungsprogramm nichts zu tun, sondern 
es sei ein Programm, das die Wachs tumsvorausset- 
zungen für unsere Volkswirtschaft positiv beeinflus- 
sen solle. Das heißt, daß es in Bereiche der Infra- 
struktur geht — also nicht bloß Beschaffung ist — , 
sei es im Bereiche des Verkehrswesens, sei es aber 
auch im Bereiche der Ökologie oder der regionalen 
Struktur. 

Ich bedaure, daß ich auf die Ausführungen des 
Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein zur 
Kernenergie nicht mehr ausführlich eingehen kann. 

Ich hätte es wirklich gern getan,- ich habe ihm das 
vorher auch gesagt. Denn hier gibt es eine ganze 
Menge — ich sage das hier in aller Klarheit — , wo 
ich mit ihm absolut übereinstimme. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Warum soll man das nicht sagen? 

Ich weiß eines nicht, Herr Stoltenberg: ob die 
Form der Rede heute, die für mich die Gefahr her- 
aufbeschwört, daß wir auch dieses Thema noch zum 
Gegenstand parteipolitischer Auseinandersetzungen 
machen, der Lösung des Problems genützt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich stelle das nur als Frage hin. Ich sage Ihnen hier: 

Ich teile die Meinung, die in der Regierungserklä- 
rung niedergelegt ist, daß die Bundesrepublik 
Deutschland auf Dauer auf die Nutzung der Kern- 
kraft nicht verzichten kann. Ich habe das immer 
und unzweideutig gesagt. 

Entgegen Ihrer Behauptung, Herr Abgeordneter 
Dr. Kohl, die Sie bei der Debatte über die Regie- 
rungserklärung im Dezember aufgestellt haben, habe 
ich auch nicht reichlich spät an Schleswig-Holstein 
geschrieben. Wenn Sie die Daten wissen wollen: 
Nachdem mich der dortige Kollege morgens um eine 
schriftliche Stellungnahme zur Vorlage bei Gericht 
gebeten hatte, hat er sie nachmittags um 14 Uhr 
gehabt. Nun war ich lange genug in einer Landes- 
regierung, in der Sie Ministerpräsident waren, um 
zu wissen, daß alles das, was am selben Tag ge- 
schieht, auch unter Ihrer Regierung als relativ 
schnell anerkannt worden ist. Deswegen sollten Sie 
das auch hier anerkennen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Das geschah also am selben Tag. Es hat sich auch 
niemand beschwert, weder der Ministerpräsident 
noch der Kollege. Nur Sie glaubten, diesen Schlen- 
ker anbringen zu sollen, der in dieser Frage über- 
flüssig war. 

Wir stehen doch bei der Kernenergie nach meiner 
Meinung vor einer Problematik, die nicht einfach 
quantitativ größer ist als bei der konventionellen 
Energie, sondern die in der Bevölkerung als ein 
qualitativ anderes Risiko empfunden wird. Das ist 
doch ein Faktum. Wir müssen doch den Versuch 
machen, dieses qualitative Risiko dort, wo es be- 
stehen sollte, zu nennen und dann auch zu sagen: 
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(A) hier geht Sicherheit vor allem anderen, auch vor 
Energie. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen aber auch deutlich machen, wo dieses 
Risiko nicht besteht. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Wir müssen ebenso 
deutlich machen, was eigentlich die Alternative ist. 
Ich hätte beinahe noch etwas gesagt: Ich wünschte, 
jeder Bürgerinitiative, die ein Kraftwerk ganz oder 
vorübergehend verhindert, würde man unverzüglich 
zwei Kohlekraftwerke vor die Haustür bauen. Das 
wäre eigentlich die einfachste Methode, wenn sie 
volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich mög- 
lich wäre. Warum sage ich das? — Zwei Blöcke — 
Kohle — mit 700 MW haben bei 4 000 Arbeitsstun- 
den im Jahr einen Auswurf von rund 20 000 t 
Schwefel. Es kommt dann noch einiges an Staub 
— selbst bei optimaler Filterung — hinzu. Trotzdem 
brauchen wir Kohlekraftwerke. Ich will damit sa- 
gen: Es gibt nicht die Chance, elektrische Energie 
ohne Beeinträchtigung der Umwelt zu erzeugen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir müssen uns nur entscheiden, wie wir es ver- 
teilen, und deswegen wollen wir Kohlekraftwerke 
und Kernenergie haben. Ich finde es beachtlich, daß 
es die Gewerkschaft Bergbau und Energie war, die 
sich nicht vor den Wagen einer miesen Kohlelobby 
hat spannen lassen, sondern gesagt hat: Wir wollen 
ein klares Verstromungsziel bei Kohle haben; aber 
wir sind auch bereit, anzuerkennen, daß die Kern- 

(Bj energie der andere Bestandteil unserer Säule ist, 
wenn dieses Land Wachstum haben soll. Das ist die 
Voraussetzung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich spiele sehr mit dem Gedanken, ja ich neige 
sehr dazu, alternativ zur Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms, bei dem wir die Zahl der Kraftwerke 
verringern werden, den Versuch zu machen, wenn 
es geht, eine alternative Rechnung anzubieten dar- 
über, was es bedeuten würde, wenn wir per 1985 
auf die Nutzung der Kernenergie ganz verzichteten. 
Durch zwei Jahre Rezession haben wir ein Weniger 
an Stromverbrauch gehabt. Wir werden auch 1980 
weniger Stromverbrauch haben, als es in der ersten 
Fortschreibung des Energieprogramms vorgesehen 
ist, so daß man diese korrigieren sollte, d. h. wir 
brauchen insgesamt weniger Kraftwerkskapazität; 
aber es wird ein beachtlicher Bestandteil bleiben. 
Man müßte in der Alternative sagen; Das bedeutet 
soundso viel Kraftwerke anderer Bauart. Dann müß- 
ten wir über die Standortprobleme miteinander 
sprechen; denn es ist wohl keine Frage, daß sie 
nicht hemmungslos allein im Ruhrgebiet gebaut wer- 
den können. Dann kommen Transportprobleme und 
neue Standortfragen. Dann kommt ein anderer 
Strompreis, und dann müßten die Kritiker sich aber 
auch die Gegenfrage stellen lassen, was sie eigent- 
lich wegen der dadurch vernichteten Arbeitsplätze 
zu unternehmen gedenken, wie sie eigentlich das 
Wachstum in diesem Staat betreiben wollen, wenn 
sie schlicht und einfach nur „nein" sagen. Das und 
auch die Ordnungspolitik sind die Fragen, vor de- 


nen wir stehen, Herr Biedenkopf. Hierzu habe ich 
meine Auffassung jetzt klar gesagt. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sie schauen in die 

falsche Richtung, Herr Kollege!) 

— Darf ich Sie nicht mehr anschauen? 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Mich allemal!) 

— Danke. 

Ich glaube, zur Energie sollte dies angesichts der 
bevorstehenden großen Debatte genug sein. Wir 
müssen uns darüber klar sein, daß wir in der öffent- 
lichen Diskussion nur dann bestehen werden, wenn 
wir in der Frage der Entsorgung den Bürgern im 
Lande eine schlüssige Antwort zu geben in der 
Lage sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Anders hat das alles keinen Sinn, und hier sind wir 
auf das kooperative Verhalten eines Bundeslandes 
einfach angewiesen, weil ich in Deutschland eine 
andere Chance nicht sehe und weil ich Zweifel 
habe, ob eine Chance außerhalb der Republik 
eigentlich unserem eigenen langfristigen Interesse 
wirklich dient. 

Wir haben hier immer alle gemeinsam gesagt: 
Chance zum Export haben wir nur mit technologisch 
hochwertigen Produkten, und Kernkraftwerke sind 
technologisch hochwertige Produkte. Aber es soll 
niemand glauben, daß der Schah von Persien, die 
Regierung von Spanien oder wer auch immer be- 
reit wäre, noch ein deutsches Kernkraftwerk zu 
kaufen, wenn wir sagen: In unserem Lande bauen 
wir davon kein Stück mehr, weil sie uns zu gefähr- 
lich sind. Das ist doch wohl eine Selbstverständlich- 
keit. Wieviel hunderttausend Arbeitsplätze in etwa 
daranhängen, weiß hier wohl jeder. Das muß also 
so schnell wie möglich gelöst werden. 

Lassen Sie mich zukunftsperspektivisch noch et- 
was hinzufügen. Lassen wir einmal die ganze Frage 
der OPEC, des Risikos und des Kartells weg: Es 
ist doch keine Frage, daß mit hoher Wahrschein- 
lichkeit der Primärenergieträger Mineralöl früher 
quantitativ in der Welt zu Ende geht als andere 
Energieträger, und wir sollten uns auch auf diesen 
Tag vorbereiten. Der Schah von Persien sagte mir 
in dem letzten Gespräch: 28 Jahre haben wir noch 
ÖL Das heißt: Wenn es zu Ende geht, wird es im 
Zweifelsfall wegen Verknappungserscheinungen 
auch progressiv teurer. Wir müßten also auch die 
Frage stellen: Wenn die endlichen Energien unter- 
schiedlich verteilt und unterschiedlich schnell 
verbraucht werden, wo liegt denn dann das Inter- 
esse unserer Enkelkinder, wenn sie in diesem Lande 
weiterleben wollen? Das heißt: Welche Primärener- 
gie, die ich heimisch habe, will ich eigentlich für 
den Tag anbieten können, oder, anders ausgedrückt, 
ist es nicht die primäre Aufgabe der Nuklearenergie, 
eine bestimmte Spanne zu überspringen, bis es uns 
technologisch möglich ist, z. B. die Solarenergie, 
also die Sonnenenergie stärker zu nutzen, als es uns 
bisher aus betriebswirtschaftlichen Gründen möglich 
ist? Dahinter steckt natürlich auch die Frage der 
Nutzung der Abwärme und ähnliches mehr. 



312 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Januar 1977 


Bundesminister Dr. Frideridis 

Zurück zum Ordnungspolitischen! Ich will Herrn 
Professor Biedenkopf nur sagen, wo ich die Haupt- 
Probleme sehe. Wir müssen leider bei der Novelle 
schon wieder an die Fusionskontrolle heran. Denn 
die letzten Jahre der Rezession haben gezeigt, daß 
Fusionen auf uns zukamen, mit denen wir so und in 
dieser Form offensichtlich bei der Novelle nicht ge- 
rechnet hatten. Ich frage an Hand des letzten Fal- 
les — Karstadt/Neckermann — , ob es wirklich auf 
Dauer möglich ist, daß der übernehmende in immer 
häufigeren Fällen gleichzeitig der Branchengrößte 
ist. Da liegt ein Problem. Kann man es verbieten? 
Was kann man da tun? Denn wenn es der Branchen- 
größte ist und sein Abstand zum Zweiten durch die 
Fusion plötzlich ruckartig größer wird, dann stehen 
wir doch vor dem Problem der Folgefusionen des 
Zweiten, des Dritten und ähnlichen Dingen mehr. 
Hier bin ich sehr gespannt, ob wir Ordnungspolitik 
nicht nur nennen, sondern ob wir sie auch gegen 
den harten Widerstand von Lobbyistengruppen 
außerhalb des Parlaments durchzusetzen bereit sind. 

Der zweite Bereich betrifft nach meiner Meinung 
den Leistungswettbewerb, also die Probleme der 
Nachfragemacht im Handel und all der Dinge, die 
damit Zusammenhängen. Lassen Sie mich gleich 
eines sagen. Herr Biedenkopf hätte sich in diesem 
Zusammenhang sicher besser mit der Pressemittei- 
lung der Mittelstandsvereinigung der CDU befaßt, 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

wo Herr Lampersbach Dinge vorgeschlagen hat, die^ 
mit Marktwirtschaft überhaupt nichts mehr zu tun 
haben: 

(B) (Beifall bei der FDP und der SPD) 

das totale Diskriminierungsverbot, das Verbot des 
Verkaufs von Waren unter Einstandspreis — dann 
hat der Markt nichts mehr zu sagen — , ja bis hin 
zur Preiskalkulationskontrolle durch das Bundes- 
kartellamt. Meine Damen und Herren, diese Bun- 
desregierung wird gerade dieses eben nicht Vor- 
schlägen. Dann mag das die angeblich marktwirt- 
schaftlich orientierte Opposition tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Mi- 
nister, würden Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Lampersbach zulassen? — Ich muß aber 
darauf aufmerksam machen, daß um 17.30 Uhr die 
Konstituierung der Ausschüsse beginnen soll. 

Lampersbach (CDU/CSU): Herr Minister, Sie ha- 
ben mich nur teilweise zitiert. Hier geht es dar- 
um — 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege, Frage bitte, damit wir zum Abschluß kommen! 

Lampersbach (CDU/CSU): Herr Minister, würden 
Sie mir zustimmen, daß ein Feuer, das man leicht- 
fertig entzündet hat, durch das Herbeirufen der 
Feuerwehr gelöscht werden kann, oder würden Sie 
das Haus abbrennen lassen? 

(Lachen bei der SPD) 


Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: So- 
weit meine Kenntnisse reichen, würde ich den Ver- 
such machen, das Feuer zu löschen. Aber ich weiß 
nicht, was diese Frage mit meiner Behauptung zu 
tun hat, Vorschläge, die Sie unterbreitet hätten, 
fänden in diesem Ordnungssystem keinen Platz. 

Dies ist meine Meinung. Darüber werden wir bei 
der Kartellnovelle zu diskutieren haben. 

Ich bin sehr froh, daß die Ordnungspolitik diesen 
Rang hat. Wir werden bei der Debatte zum Jah- 
reswirtschaftsbericht die Chance haben, über kon- 
junkturpolitische, strukturpolitische und dann spä- 
ter energiepolitische Fragen miteinander zu disku- 
tieren. Ich legte nur Wert darauf, daß die Behaup- 
tung, die Regierungserklärung dieses Bundeskanz- 
lers enthalte keine Eckdaten, keine klaren Orien- 
tierungen im Bereich der Ordnungspolitik, schlicht 
und einfach nicht stimmt. Sie stehen in der Regie- 
rungserklärung, und ich habe den Versuch -gemacht, 
das, was darin steht, zu interpretieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, nach den interfraktionellen Ver- 
einbarungen schließen wir um 17.30 Uhr. Herr Kol- 
lege Dollinger, Sie haben die Möglichkeit, noch 
sieben Minuten hier zu sprechen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Es ist das Recht einer Fraktion. — Bitte! 

Dr. Doiiinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine p) 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bedaure, 
daß dieser Zeitdruck entstanden ist. Ich habe das 
nicht zu vertreten. 

Wir haben an diesem Nachmittag sehr nüchterne 
Betrachtungen gehört, wobei ich von der unvor- 
nehmen Polemik von Graf Lambsdorff absehe, die 
er sicher gegen Herrn Strauß getrieben hat, um 
ein Soll zu erfüllen, um dann um so mehr zu zeigen, 
daß er in seinen wirtschaftspolitischen Vorstellun- 
gen viel näher bei der CDU/CSU als bei seinem tat- 
sächlichen Koalitionspartner steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei dieser nüchtetnen Betrachtung an diesem 
Nachmittag wurde auch klar, daß offenbar die Stim- 
mung nach dem 3. Oktober 1976 bei der Koalition 
etwas anders ist als vorher. Der Optimismus und 
die Schönfärberei von damals sind verflogen, und 
man sieht bei diesen Diskussionsbeiträgen den 
Ernst der Lage. 

Wenn der Herr Bundeswirtschaftsminister eben 
gesagt hat, daß es ja in der Regierungserklärung 
des Herrn Bundeskanzlers viele Elemente der so- 
zialen Marktwirtsdiaft gibt, so meine ich, das kann 
man mit gewissen Einschränkungen sagen. Aber 
eines steht fest: Es kommt nicht auf das Wollen 
an, sondern auf die Tat; es kommt nicht darauf an, 
welche Theorie man betreibt, sondern darauf, wie 
die Praxis aussieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Dollinger 

Ich gehe gleich auf einen Gedanken des Herrn 
Bundeswirtschaftsministers ein. Es hat gerade von 
der Novelle zum Kartellgesetz gesprochen. Es ist 
gar kein Zweifel, daß sich in den letzten Jahren 
der Wettbewerb in der Bundesrepublik Deutschland 
so entwickelt hat, daß die Konzentration in der 
Wirtschaft immer stärker geworden ist, mit dem 
ganz klaren Ergebnis, daß die alte geordnete Struk- 
tur von Klein-, Mittel- und Großbetrieben in Unord- 
nung geraten ist und man sich heute die Frage stel- 
len muß, inwieweit der Wettbewerb und zwar der 
Leistungswettbewerb, auf die Dauer überhaupt noch 
garantiert ist. Auch der Bericht des Bundeskartell- 
amts und der Monopolkommission unterstreicht ja 
gerade diese Sorge. Es gibt gar keinen Zweifel dar- 
an, daß die mittelständische Wirtschaft bei dieser 
Entwicklung einer falschen Wirtschafts- und Steuer- 
politik die Hauptzeche gezahlt hat. 

Meine Damen und Herren, wenn die breite Unter- 
nehmensstruktur schrumpft, wenn Risikobereitschaft 
und Unabhängigkeitsstreben nachlassen, wird auch 
früher oder später das System der sozialen Markt- 
wirtschaft als Wettbewerbswirtschaft in Frage ge- 
stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß ein anderer Gedanke hier noch hinzuge- 
fügt werden. Die Methode der wirtschaftlichen Aus- 
einandersetzung in den letzten Jahren, als man im- 
mer mehr Neidkomplexe gefördert und Klassen- 
kampf getrieben hat, hat auch dazu geführt, daß die 
Risikobereitschaft in zunehmendem Maße abgenom- 
men hat. Nicht nur diese Dinge spielen eine Rolle, 
sondern einfach auch die Tatsache, daß auf die mit- 
telständische Wirtschaft in zunehmendem Maße neue 
Belastungen zugekommen sind. 

Meine Damen und Herren, man sollte sich einmal 
ernsthaft vor Augen halten, was es bedeutet, was an 
Konkursen, Vergleichsverfahren, Fusionen und Li- 
quidationen gerade in den letzten Jahren in Deutsch- 
land durchgeführt werden mußte und wieviel 
menschliche Not damit nicht nur für die Inhaber sol- 
cher Betriebe, sondern auch für die Arbeitnehmer, 
die dort tätig waren, verbunden gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, deshalb sind wir der 
Meinung, daß dieses Gesetz novelliert werden muß. 
Wir können nur hoffen und wünschen, daß dann 
auch tatsächlich der Leistungswettbewerb und damit 
die Chancen der mittelständischen Wirtschaft erhal- 
ten bleiben. 

Der Herr Bundeskanzler hat vor einiger Zeit ge- 
sagt, die Marktwirtschaft sei von sich aus niemals 
sozial. Ich glaube, daß diese Betrachtungsweise hier 
erwähnt werden muß, weil sie nach meiner Über- 
zeugung zeigt, wie wenig eigentlich hier die Lei- 


stungen der sozialen Marktwirtschaft für die Ge- (C) 
samtheit unseres Volkes in den letzten 20 Jahren 
noch klar erkannt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was will 
das Volk eigentlich haben? Unser Bürger will die 
Sicherheit des Arbeitsplatzes. Er will nicht prozen- 
tualen Zuwachs; er will vor allem Kaufkraft Und er 
will einen Anteil an den Segnungen des Lebens, die 
auch etwas Glück beinhalten. Es kommt darauf an, 
daß eine Politik betrieben wird, die das im Inter- 
esse unserer Bürger erfüllt. 

Wir sehen heute ein anderes Bild. Es ist nicht die 
Zeit, das hier im einzelnen aufzuführen, aber es gibt 
keinen Zweifel mehr daran, daß die Gefährdung der 
sozialen Marktwirtschaft in den letzten Jahren fort- 
geschritten ist, und dies zum Nachteil der Struktur 
unserer Wirtschaft, zum Nachteil der Bürger und mit 
Gewißheit auch zum Nachteil des Staates. Denn nur 
ein solcher Staat wird hohe Einnahmen haben, der 
eine blühende Wirtschaft und gute Einkommensver- 
hältnisse in allen Bereichen der Bevölkerung ver- 
zeichnen kann. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat vor einiger Zeit den Wahlkampf unter dem Mot- 
to „Modell Deutschland" geführt. Dabei wurde ge- 
sagt, dieses Modell Deutschland sei ein Beispiel für 
die Zukunft, und es sei ein Vorbild für die anderen 
Länder. Meine Damen und Herren, dieses Modell 
Deutschland beruht in erster Linie auf Wirksamkeit 
und Erfolg der sozialen Marktwirtschaft, und es be- (P) 
ruht auf dem Fleiß der Arbeiter und der Unterneh- 
mer in Deutschland. Ich stelle mir die Frage: Ist die- 
ses System „soziale Marktwirtschaft" nicht in Ge- 
fahr, bewußt oder unbewußt durch diese Koalition 
demontiert zu werden? Wenn das erfolgt, braucht 
man nicht mehr vom „Modell Deutschland" zu spre- 
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koalition hat nicht die Kraft, eine klare Politik 
zu konzipieren, und auch nicht die Kraft, eine klare 
Politik durchzusetzen. Wir werden kritisch den Weg 
der Regierung begleiten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr, Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir stehen am Ende der heuti- 
gen Aussprache. Ich berufe die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf Freitag, den 21. Januar 
1977, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.31 Uhr) 
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Schwabe * 
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Dr. Schwencke ** 

21. 1. 

Dr. Schwörer * 
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Dr. Staudt 
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Frau Dr. Walz * 
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für die Teilnahme an Sitzungen 

des Europäischen 

Parlaments 

für die Teilnahme an Sitzungen der 

Parlamentarischen 


Versammlung des Europarates 

für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
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Anlage 2 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schüler auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Miltner (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 1 und 2): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß das Bundeskanzleramt und 
das Auswärtige Amt einem privaten Auskunftsbüro Aufträge zur 
Besdiaffung von Personenauskünften erteilt haben, und wenn ja, 
auf weldien Personenkreis bezogen sich die Aufträge? 

Welches ist der gesetzliche Auftrag, zu dessen Erledigung die 
Auskünfte verwendet werden sollten, und welche Haushalts- 
mittel wurden zur Finanzierung der Aufträge verwendet? 

Zu Frage 1 : 

Die von Ihnen erwähnten Pressemeldungen treffen 
nicht zu. Weder das Bundeskanzleramt noch das Aus- 
wärtige Amt haben je einem privaten Auskunfts- 
büro Aufträge zur Beschaffung von Personenaus- 
künften erteilt. Das Bundeskanzleramt hat dies ge- 
genüber mehreren Zeitungen richtiggestellt und den 
Sachverhalt der zuständigen Staatsanwaltschaft zur 
Kenntnis gegeben. 

Zu Frage 2: 

Nach der Antwort auf Frage 1 erübrigt sich eine 
Antwort zu Frage 2. 


Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Zimmermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 3 und 4) : 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Wie ist die Äußerung des Leiters des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung, Staatssekretär Bölling, zu verstehen, 
in seiner Behörde gebe es „Mitarbeiter, die sich als CDU- 
Politruks betätigen“, und auf welche Tatsachen gründet sich 
ein solches Urteil? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das wiederge- 
gebene Urteil abwertend und ungerecht bt, und was gedenkt 
sie zu veranlassen, um Bedienstete des Presse- und Infonnations- 
amts der Bundesregierung dagegen in Schutz zu nehmen? 

Zu Frage 3: 

Offensichtlich bezieht sich die Frage auf einen Ar- 
tikel in der „Welt" vom 22. Dezember 1976. Bei mei- 
nem Gespräch mit dem Journalisten lag es mir fern, 
mit dem Wort „Politruks" eine Parallele im Sinne 
des historischen Wortinhalts hersteilen zu wollen. 
Ich bin davon ausgegangen, daß der Berichterstatter 
bei einer evtl. Auswertung des Gesprächs entwe- 
der diese Formulierung nicht verwenden ober aber 
ihren auf der Hand liegenden pointierten Charakter 
erkennen und dies dann auch entsprechend würdi- 
gen werde. 

In einem Gespräch mit dem in dem Bericht der 
Zeitung erwähnten Mitarbeiter meines Amtes, Herrn 
Ministerialdirigenten Alfred Kloft, habe ich folglich 
mein Bedauern über die beiläufig gefallene Äuße- 
rung ausgedrückt. In diesem Zusammenhang habe ich 
aber auch klargestellt, daß damit solche Mitarbeiter 
gemeint gewesen seien, die gegen ihre Pflicht ver- 
stießen, indem sie dienstliche Vorgänge in die Öf- 
fentlichkeit trügen. 

Alle Mitarbeiter des Presse- und Informationsam- 
tes der Bundesregierung sind unabhängig von ihrer 
Parteizugehörigkeit ihrem Dienstherrn — gleich wel- 
che Parteien die Bundesregierung tragen — zu Loya- 
lität verpflichtet. 

Zu Frage 4: 

Meinen Ausführungen zu Frage 3 bitte ich zu ent- 
nehmen, daß diese Frage somit gegenstandslos ist. 


Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Weisklrch (Olpe) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 5 und 6) : 

Was sind im einzelnen die Gründe dafür, daß die Bundesre- 
gierung im Gegensatz zu dem Organisationsgutaditen des Bun- 
des redinungshofs vom Mai 1966 und audi der Auffassung des 
damaligen Haushaltsaussdiusses nur noch vier Abteilungen im 
Bundespresse- und Informationsamt für erforderlich hält, obwohl 
das Stellensoll für 1977 um ca. 100 Stellen über dem Soll des 
Jahres 1966 liegt? 

Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Weise hat die vorge- 
schriebene Mitwirkung des Personalrats bei der Auflösung der 
Abteilung V im Bundespresse- und Informationsamt stattgefun- 
den? 

Zu Frage 5: 

Die seit längerem ins Auge gefaßte organisato- 
rische Straffung des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung dient ausschließlich der Ver- 
besserung der Arbeitseffizienz des Hauses. Im Ver- 
lauf der letzten Jahre hat sich in zunehmendem 
Maße herausgestellt, daß zwischen der jetzt aufge- 
lösten Abteilung V, die zuletzt nur noch 5 Referate 
umfaßte, und den Abteilungen III (Inland) und IV 
(Ausland) zahlreiche Kompetenzüberschneidungen 
bestanden, die zu erheblichen Reibungsverlusten 
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(A) verbunden mit Doppelarbeit geführt haben. Eine 
Verringerung des Koordinationsaufwandes zwi- 
schen den Abteilungen und eine Beschleunigung 
der Arbeitsabläufe war daher entsprechend dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der Spar- 
samkeit der Verwaltung geboten. 

überdies ergibt sich aus § 4 Abs. 1 der Gemein- 
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien I, 
daß schon zur Bildung einer Unterabteilung minde- 
stens 5 Referate erforderlich sein sollen. Schließ- 
lich ermöglicht die Neuorganisation einen effektive- 
ren Personaleinsatz, da das Presse- und Informa- 
tionsamt entsprechend den Beschlüssen der Bundes- 
regierung und des Deutschen Bundestages 1975 und 
1976 zusammen 53 Stellen einsparen mußte. Dies 
entspricht einer Verringerung um etwa 8 ®/o des 
Stellenhaushalts. 

Die Neuorganisation des Presse- und Informa- 
tionsamtes fügt sich insgesamt in die auch vom 
Bundesrechnungshof unterstützten Bemühungen der 
Bundesregierung ein, größere Arbeitseinheiten zu 
schaffen und zusammengehörige Aufgaben auch 
dort organisatorisch zusammenzufassen. 

Zu Frage 6: 

Am 16. Dezember 1976 habe ich die Vorsitzende 
des Personalrates über die zum 1. Januar 1977 be- 
absichtigte Auflösung der Abteilung V (Produktion) 
unterrichtet. Am 17. Dezember 1976 haben der 
Stellvertretende Chef des Presse- und Informations- 
amtes und der für Organisation und Personal zu- 
ständige Leiter der Abteilung I (Allgemeine Ver- 

(B) waltung) das Plenum des Personalrates über die 
geplante Maßnahme und diese dabei erörtert. 

Nachdem am 20. Dezember 1976 der Organisa- 
tionserlaß ergangen war, haben die beiden zuvor 
genannten Beamten am 22. Dezember 1976 mit dem 
Personalrat auch die aufgrund dieses Erlasses beab- 
sichtigten personellen Folgemaßnahmen besprochen. 


Wird die Bundesregierung nadi Zurückweisung ihres Protestes (C) 
die Ausweisung des ARD-Korrespondenten aus Ost-Berlin ohne 
Konsequenzen hinnehmen und sidi auf ihre Ankündigung be- 
schränken, den Fall auf der Konferenz zur Überprüfung der 
„Fortschritte“ vorzutragen, die im Rahmen der Vereinbarungen 
von Helsinki erreicht wurden? 

Die Bundesregierung hat gegenüber der DDR un- 
mißverständlich deutlich gemacht, daß die Auswei- 
sung des ARD-Korrespondenten Loewe unsere Be- 
ziehungen zur DDR schwer belastet und entspan- 
nungswidrig ist. 

Die freiheitliche Rechtsordnung der Bundesrepu- 
blik Deutschland läßt Konsequenzen in der Form 
einer unmittelbaren Vergeltung mit gleichen Maß- 
nahmen nicht zu. 

Die Arbeit von Korrespondenten in totalitären 
Regimen ist nicht vergleichbar mit der Arbeit in 
demokratisch regierten Staaten. Unter den gegebe- 
nen Umständen sind die erreichten Vereinbarungen 
besser als der frühere Zustand, als es keine ständi- 
gen Korrespondenten aus der Bundesrepublik 
Deutschland in der DDR gab. 


Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 9): 

In welcher Auflage und zu welchen Kosten wurde der Brief 
„Helmut Schmidt, Bundeskanzler" . . . „im September 1976" ver- 
teilt bzw. versandt, und aus welchen Mitteln wurde diese 
Aktion finanziert? 

Zu Ihrer Anfrage teile ich Ihnen mit, daß der Brief (P) 
„Helmut Schmidt, Bundeskanzler ..." an Bürger von 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands finan- 
ziert worden ist. Aufgrund einer ähnlichen Anfrage 
hatte ich bereits den Abgeordneten Leicht am 1. Ok- 
tober 1976 entsprechend unterrichtet (Bundestags- 
Drucksache 7/5825). 


Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/33 Frage 7): 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, ob und 
in welcher Höhe ein von Kameraleuten der Volksrepublik Polen 
während des Besuchs des KP-Chefs Gierek in der Bundes- 
republik Deutschland und kurz danach gedrehter Film materiell 
durch das Bundespresseamt oder eine andere Dienststelle dei 
Bundesregierung unterstützt worden ist? 

Ich bitte um Ihr Verständnis dafür, daß ich von 
einer Beantwortung Ihrer Anfrage auf diesem Wege 
absehe, nachdem der Leiter der Ausländsabteilung 
des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung, Ministerialdirektor Dr. J. J. Thomas, Sie 
am 17. Januar 1977 mündlich umfassend über den 
Sachverhalt unterrichtet hat. 


Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten HÖsl (CDU/CSU) (Drucksache 8/33 
Frage 8) : 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Lenz (Berg- 
straße) (CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 59 
und 60) : 

Wann wird die Bundesregierung entsprechend der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages bei der Verabschiedung des 
Zweiten Gesetzes über den Kündigungsschutz für Mietverhält- 
nisse über Wohnraum einen Gesetzentwurf vorlegen, der das 
derzeit geltende, in zahlreichen Vorschriften zersplitterte Recht 
über die soziale Sicherung des Wohnens bereinigt und diese 
Vorschriften einheitlich und für die Betroffenen verständlich und 
übersichtlich zusammenfaßt? 

Kann die Bundesregierung bereits ein Ergebnis der Überprü- 
fung vorlegen, inwieweit die mietrechtlichen Vorschriften unter 
Vermeidung einseitiger Bevorzugung oder Benachteiligung von 
Mieter und Vermieter der künftigen Situation am Wohnungs- 
markt angepaßt werden müssen? 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung sieht die von Ihnen ange- 
sprochene Entschließung, nach deren vollen Wort- 
laut gleichzeitig geprüft werden soll, inwieweit die 
mietrechtlichen Vorschriften unter Vermeidung ein- 
seitiger Bevorzugung oder Benachteiligung von Mie- 
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ter und Vermieter der künftigen Situation am Woh- 
nungsmarkt angepaßt werden müssen, im Zusam- 
menhang mit der vom 7. Deutschen Bundestag zu- 
gleich angenommenen weiteren Entschließung, 
durch die die Bundesregierung ersucht wird nach 
Ablauf von vier Jahren seit dem Inkrafttreten des 
Zweiten Gesetzes über den Kündigungsschutz für 
Mietverhältnisse über Wohnraum über die Auswir- 
kungen dieses Gesetzes zu berichten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die tat- 
sächlichen Erhebungen für den Bericht und der Be- 
richt selbst die Grundlage für ihre Prüfung zur An- 
passungsbedürftigkeit des derzeitigen Mietrechts 
sein sollen. Sie hält die danach sich ergebende Be- 
obachtungsphase von vier Jahren seit Erlaß des 
Zweiten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes für er- 
forderlich, um hinreichende Erfahrungen über die 
Auswirkungen des neuen Rechts in der Praxis zu 
sammeln und insbesondere die Abklärung einzelner 
Fragen durch die Rechtsprechung zu gewährleisten. 
Der Entwurf des von Ihnen angesprochenen Miet- 
rechtsbereinigungsgesetzes ist daher erst für die Zeit 
nach Erstattung des Berichts über die Auswirkungen 
des Zweiten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes in 
Aussicht genommen. 

Zu Frage 60: 

Wie zu der vorhergehenden Frage ausgeführt, hält 
die Bundesregierung mit der Entschließung des 
7. Deutschen Bundestages eine vierjährige Beob- 
achtungsphase für erforderlich. Dabei sind rechts- 
tatsächliche Erhebungen zweckmäßigerweise an das 
^B) Ende der Beobachtungsfrist zu legen, um ein mög- 
lichst umfassendes Bild zu erhalten. Die bisherigen 
Erfahrungen — es handelt sich neben den veröffent- 
lichten gerichtlichen Entscheidungen im wesentlichen 
um Äußerungen interessierter Verbände — reichen 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht aus, 
Schlußfolgerungen hinsichtlich der Frage einer mög- 
lichen Anpassungsbedürftigkeit des geltenden Miet- 
rechts zu ziehen. 


Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Erkel auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 61): 

Beabsiditigt die Bundesregierung im Hinblick auf immer wieder 
bekanntwerdende Mißstände auf dem Gebiet der Eheverraittlung, 
die den heutigen Verhältnissen wohl kaum mehr Reäinung 
tragen, die Regelung des § 656 BGB zu ändern? 

Die Mängel im Schutz der Kunden von Ehever- 
mittlern liegen großenteils auf allgemein-vertrags- 
rechtlichem Gebiet. Zum Beispiel schränken be- 
kannte Institute in ihren Vertragsbedingungen for- 
mularmäßig das jederzeitige Kündigungsrecht des 
Kunden ein oder gewähren im Falle einer Kündi- 
gung nur einen geringen Bruchteil der vom Kunden 
geleisteten hohen Vorauszahlungen zurück. Durch 
das am 1. April 1977 in Kraft tretende Gesetz zur Re- 
gelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen vom 9. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3317) wird 
der Kundenschutz auch gegenüber den Vertragsbe- 
dingungen der Ehevermittler erheblich verbessert. 


So sind etwa nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 dieses Gesetzes 
AGB-Bestimmungen, die zum Nachteil des Kunden 
von wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen 
Regelung abweichen, unwirksam; § 10 Nr. 7 Buch- 
stabe a erklärt AGB-Bestimmungen, nach denen der 
Unternehmer im Falle einer Kündigung des Ver- 
trags eine unangemessen hohe Vergütung für gelei- 
stete Dienste verlangen kann, für unwirksam. 

Weitere Mißstände sind im Zusammenhang mit 
finanzierten Ehemäklerverträgen bekanntgeworden. 
Die in der Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 angekündigte Regelung der finanzierten Ab- 
zahlungsgeschäfte wird Gelegenheit bieten, auch den 
Mißständen bei finanzierten Ehemäklerverträgen zu 
begegnen. 

Die Bundesregierung wird prüfen, welche sonsti- 
gen Verbesserungen des Kundenschutzes bei Ehe- 
vermittlungsverträgen geboten sind. In Betracht zu 
ziehen sind in diesem Zusammenhang auch die Strei- 
chung des § 656 BGB sowie die Schaffung einiger 
spezifischer Vorschriften für Ehemäklerverträge, die 
insbesondere die Kündigung, das Vermittlungsent- 
gelt sowie Vorauszahlungen betreffen. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 73 und 74): 

Hält die Bundesregierung weiter an der Auffassung fest, daß 
zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung auch der 
fiktive Nutzungswert der eigenen Wohnung gehöre, und gege- 
benenfalls warum? 

Bestehen nach Meinung der Bundesregierung Gründe, die 
gegen die Beseitigung der Besteuerung des selbstgenutzten 
Wohnungseigentums bei Beibehaltung der Abschreibungsmög- 
lichkeiten nach § 7 b sprechen, und gegebenenfalls warum? 

Die Zurechnung des Nutzungswertes der selbst- 
genutzten Wohnung im eigenen Haus zu den Ein- 
künften aus Vermietung und Verpachtung beruht 
seit jeher u. a. auf der Erwägung, daß der Eigen- 
tümer einer selbstgenutzten Wohnung Mietaufwen- 
dungen erspart und deshalb steuerlich leistungs- 
fähiger als ein Mieter ist. 

Die Aufhebung der Nutzungswertbesteuerung 
würde voraussetzen, daß die Gründe für diese Be- 
steuerung nicht mehr als tragfähig angesehen wer- 
den. Davon abgesehen würde die Aufhebung der 
Nutzungswertbesteuerung eine Reihe sehr kompli- 
zierter Fragen aufwerfen, von denen Sie selbst mit 
der Abschreibungsmöglichkeit nach § 7 b EStG eine 
anschneiden. Die erhöhte Absetzung für Abnutzung 
des § 7 b EStG als Werbungskosten könnte dann so 
nicht beibehalten werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb zur 
Zeit nicht, eine Aufhebung der Nutzungswertbe- 
steuerung mit allen Konsequenzen vorzuschlagen. 
Sie hat vielmehr ihre Absicht erklärt, die Steuer- 
vergünstigung nach § 7 b EStG auf den Erwerb von 
Altbauwohnungen und alten Wohngebäuden auszu- 
dehnen, um so erfolgreichen Wohnungsbau- und 
vermögenspolitischen Instrumenten einen weiteren 
Anwendungsbereich zu erschließen. 

Das schließt nicht aus, daß die Besteuerung des 
Nutzungswertes der selbstgenutzten Wohnung im 
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(AJ eigenen Haus längerfristig insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt von Einnahmen und Verwaltungsauf- 
wand überprüft wird. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 75 und 76) : 

Wie hodi war der Staatsanteil, das ist der Teil des Brutto- 
sozialprodukts, der über öffentlidie Kassen ausgegeben wird, in 
den Jahren 1965 bis 1976, angegeben nadi der Finanzstatistik und 
der volkswirtsdiaftlidien Gesamtrechnung? 

Wie hoch wird der Staatsanteil voraussiditlidi im Jahre 1977 
sein? 

Die beigefügte Übersicht enthält die erbetenen 
Anteile für die Jahre 1965 bis 1976 in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
und in der Abgrenzung der Finanzstatistik. Bei der 
Beurteilung sind aus meiner Sicht folgende Ge- 
sichtspunkte zu berücksichtigen: 

a) Das sprunghafte Ansteigen der Quote in den 
Jahren 1974 und 1975 war in erster Linie konjunk- 
turell bedingt. Einerseits stiegen die Ausgaben in- 
folge von Mehrausgaben für Arbeitslosengeld und 
-hilfe sowie für Konjunkturprogramme stark an, 
zugleich nahm das Bruttosozialprodukt infolge der 
schwachen Konjunktur nur wenig zu. Diese kon- 
junkturbedingte Ausweitung des Anteils der staat- 
lichen Ausgaben am Bruttosozialprodukt deutet im 
Gegensatz zu einer Ausweitung in Zeiten einer Nor- 
malauslastung des Produktionspotentials aber nicht 


(C) 

darauf hin, daß der Staat auf Dauer das Produktions- 
potential stärker beanspruchen will. Bereits 1976 
sind die öffentlichen Ausgaben deutlich geringer 
als das Bruttosozialprodukt angestiegen, so daß sich 
hier schon eine rückläufige Tendenz des Anteils 
ergibt. 

b) Außerdem stieg der BSP-Anteil um etwa 
IV2 V. H.-Punkte durch die Reform des Familien- 
lastenausgleichs. Davon entfällt V /2 v. H. -Punkt auf 
die rein buchmäßigen Auswirkungen der Kinder- 
geldreform. Bis 1974 wurde das Kindergeld als 
Steuerfreibetrag gewährt. Ab 1975 wird er als 
Transferleistung gezahlt, ist also eine Ausgabe. Aus 
der Änderung in der Zahlungsweise resultiert daher 
ein höherer BSP-Anteil von v. H. -Punkt, ohne 
daß eine materiell höhere Ausgabe getätigt wird. 

Für 1977 errechnen sich nach dem derzeit be- 
kannten Stand der Haushaltsplanungen und der 
gesamtwirtschaftlichen Eckwerte folgende Quoten: 


— in V. H. des BSP — 

1977 

I. in der Abgrenzung der VGR 


Staat 

46 

davon: 


Gebietskörperschaften 

29 

Sozialversicherung 

17 

II. in der Abgrenzung der Finanzstatistik 

Öffentlicher Gesamthaushalt 

32 V 2 


Ausgaben des Staates ^) in v. H. des BSP 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 S) 

1975 3) 

1976 ’) 

I. In der Abgren- 
zung der volks- 
wirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 













Staat insgesamt 

davon: 

36,5 

36,8 

38,5 

37,6 

37,4 

37,3 

38,5 

39,2 

40,0 

43,1 

47,2 

46,6 

Gebietskörper- 

schaften 

26,1 

25,7 

26,4 

25,5 

25,2 

25,4 

26,1 

26,5 

26,6 

28,3 

31,0 

30,1 

Sozial- 
versicherung 2) 

10,5 

11,1 

12,2 

12,1 

12,1 

11,8 

12,3 

12,7 

13,3 

14,8 

16,2 

16,5 

II. In der Abgren- 
zung der Finanz- 
statistik 



♦ 










öffentlicher 
Gesamthaushalt 
(Bund, Länder, 
Gemeinden, 

LAF, ERP, EG, 
öffa) 

30,3 

29,6 

31,1 

29,4 

28,8 

28,7 

29,8 

30,2 

30,2 

31,9 

34,6 

33,4 


Anmerkungen: 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

1) Einschließlich jeweiliger Konjunkturprogramme. 

*) Um den Verrechnungsverkehr bereinigt (Belastungsprinzip). 
3) Vorläufige Ergebnisse. 
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CA) Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Vogel (Ennepetal) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 77 und 78): 

Welche Ergebnisse haben die von der Bundesregierung in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage betreffend Föderation für Welt- 
frieden und Vereinigung (Mun-Sekte), Drudcsadie 7/5716, ange- 
kündigten, in Verbindung mit den zuständigen Landesbehörden 
anzustellenden Prüfungen der Frage gehabt, ob die Föderation 
und die mit ihr verbundenen Organisationen möglidierweise un- 
gereditfertigt steuerliche Vergünstigungen in Anspruch nehmen? 

Hat die Bundesregierung zu der Überprüfung auch einschlägige 
Entscheidungen von US-Gerichten beigezogen (z. B. Westchester 
County District Court), und wenn nein, ist sie bereit, das un- 
verzüglich zu tun? 

Das Steuergeheimnis (§ 30 AO 1977) verbietet mir, 
Einzelheiten über die steuerlichen Verhältnisse 
eines Steuerpflichtigen mitzuteilen. 

Daraus bitte ich jedoch nicht den Schluß zu 
ziehen, daß der in Ihren Fragen zum Ausdruck 
kommenden Besorgnis nicht die notwendig Auf- 
merksamkeit gewidmet wird. Selbstverständlich 
wird jedem begründeten Hinweis auf eine miß- 
bräuchliche Inanspruchnahme von Steuervergünsti- 
gungen mit der gebotenen Sorgfalt nachgegangen 
und das Erforderliche veranlaßt. Dabei werden auch 
alle geeigneten Unterlagen, soweit sie der Finanz- 
verwaltung zugänglich sind, mit in die Prüfung ein- 
bezogen. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 79); 

Hält die Bundesregierung den Freibetrag von 100 DM für 
Weihnachtszuwendungen bei der Lohn- und Einkommensteuer 
noch für angemessen, und wird sie dazu eine verbesserte Rege- 
lung vorlegen? 

Ein vom Arbeitgeber gezahltes Weihnachtsgeld 
gehört grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeits- 
lohn. Es wäre mit dem Grundsatz der gleichmäßigen 
Besteuerung aller Bürger nicht vereinbar, wenn der- 
artige Sonderzuwendungen allgemein begünstigt 
würden. Eine begünstigte Besteuerung ließe sich 
auch nicht unter sozialen Gesichtspunkten rechtfer- 
tigen. Schließlich gibt es immer noch eine beträcht- 
liche Zahl von Arbeitnehmern, die Weihnachtsgeld 
nicht oder nur in geringer Höhe erhalten. 

Aus diesen Gründen ist der ursprünglich nur für 
tatsächliche Weihnachtszuwendungen geltende Frei- 
betrag von 100 DM bereits 1960 in einen Freibetrag 
umgewandelt worden, der in jedem Fall zu berück- 
sichtigen ist, und zwar unabhängig davon, ob der 
betreffende Arbeitnehmer überhaupt eine Weih- 
nachtszuwendung erhalten hat. Das aber hat zur 
Folge, daß eine Verdoppelung des Weihnachts-Frei- 
betrages zu Steuermindereinnahmen von 720 Mil- 
lionen DM jährlich und eine Erhöhung auf 500 DM 
sogar zu Steuermindereinnahmen von rd. 2,8 Mil- 
liarden DM führen würde. 


Diese Zahlen haben die Bundesregierung davon IQ 
abgehalten, in den Katalog der in der Regierungs- 
erklärung vom 16. Dezember 1976 vorgesehenen 
steuerlichen Entlastungsmaßnahmen auch die An- 
hebung des Weihnadits-Freibetrages aufzunehmen. 

Es sollte nidit übersehen werden, daß erst im 
Jahre 1975 mit der Steuerreform steuerliche Entla- 
stungen von ca. 15 Milliarden DM in Kraft getreten 
sind, die insbesondere Arbeitnehmern mit kleinen 
und mittleren Einkommen zugute gekommen sind. 
Damals wurde auch der Arbeitnehmerfreibetrag von 
240 DM auf 480 DM erhöht, der dem Weihnachtsfrei- 
betrag in etwa vergleichbar ist. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Statssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 80 und 81): 

Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die im Beschluß 
des Bundesfinanzhofs vom 16. September 1976 — VB 74/75 ~ 
zum Ausdruck gekommenen Zweifel eine Änderung des Ura- 
satzsteuergesetzes dergestalt Vorschlägen, daß durch eine gesetz- 
liche Einzelregelung oder im Wege einer Ermächtigung zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung sichergestellt wird, daß den Rege- 
lungen zur Abrechnung vermittels Gutschriften eine abge- 
stimmte Regelung des Vorsteuerabzugs entspricht? 

Wird die Bundesregierung auch die vom Bundesfinanzhof in 
dem erwähnten Beschluß aufgeworfene Frage prüfen, inwieweit 
die Vorschrift des § 14 Abs. 3 UStG einzubeziehen ist, deren 
Anwendung nach der Auffassung des Bundesfinanzhofs im Gut- 
schriftverfahren derzeit wegen der unzureichenden Rechtsregelung 
völlig ausgeschlossen ist? 

Zu Frage 80: 

Die Bundesregierung teilt nicht die in dem Be- 
schluß vom 16. September 1976 — V B 74/75 — zum 
Ausdruck gebrachten Bedenken des Bundesfinanz- 
hofs. Sie vertritt in Übereinstimmung mit den ober- 
sten Finanzbehörden der Länder die Auffassung, 
daß der Vorsteuerabzug aus Gutschriften, die die 
Voraussetzungen des § 5 der 1. UStDV erfüllen, 
auch ohne eine Änderung gesetzlicher Vorschriften 
zulässig ist. 

Der Bundesminister der Finanzen hat auf Grund 
der Ermächtigung in § 14 Abs. 4 Nr. 1 UStG in § 5 
der 1. UStDV Gutschriften den Rechnungen gleich- 
gestellt. Diese Gleichstellung hat auch Wirkung für 
die den Vorsteuerabzug regelnde Vorschrift des 
§ 15 UStG. Weder die Entstehungsgeschichte noch 
der Wortlaut und die Systematik des Umsatzsteuer- 
gesetzes bieten Anhaltspunkte für die Annahme, 
daß den §§ 14 und 15 UStG unterschiedliche Rech- 
nungsbegriffe zugrunde liegen. 

Es ist beabsichtigt, diese Auffassung, die die Um- 
satzsteuerreferenten der obersten Finanzbehörden 
der Länder einstimmig gebilligt haben, in einem 
BdF-Schreiben darzulegen, das im Bundessteuerblatt 
veröffentlicht wird. Damit sollen Unsicherheiten der 
Unternehmen wegen der Zulässigkeit des Vorsteuer- 
abzugs aus Gutschriften beseitigt werden. 

Eine Änderung des Umsatzsteuergesetzes im Sin- 
ne des BFH-Beschlusses wäre im gegenwärtigen 
Zeitpunkt verfrüht. Die Bedenken des Bundesfinanz- 
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(A) hofs beruhen auf einer summarischen Prüfung der 
Rechtslage. Erst wenn der Bundesfinanzhof auch in 
dem Urteil zur Hauptsache seine Auffassung auf- 
rechterhalten sollte, wird erneut zu prüfen sein, ob 
eine Gesetzesänderung erforderlich ist 

Zu Frage 81 : 

Die in dem BFH-Beschluß aufgeworfene Frage, ob 
Gutschriften in die Regelung des § 14 Abs. 3 UStG 
einbezogen werden sollen, ist bei Abfassung der 
1. UStDV im Jahre 1967 eingehend geprüft worden. 
Von einer Anwendung des § 14 Abs. 3 UStG auf 
Gutschriften ist damals bewußt abgesehen worden. 

Die hierfür maßgebenden Gründe gelten auch 
heute noch. 

In Fällen des unberechtigten Steuerausweises in 
einer Rechnung ist die Erhebung der ausgewiesenen 
Steuer beim Aussteller der Rechnung erforderlich. Ist 
nämlich der Aussteller der Rechnung als Kleinunter- 
nehmer (§ 19 UStG) oder als Unternehmer, der 
steuerfreie Umsätze ausführt, zum gesonderten 
Steuerausweis nicht berechtigt, kann dem Rech- 
nungsempfänger gleichwohl der Vorsteuerabzug 
nicht versagt werden. Die Erhebung der unberechtigt 
ausgewiesenen Steuer beim Aussteller der Rech- 
nung nach § 14 Abs. 3 UStG dient dazu, Steueraus- 
fälle zu verhindern. 

Demgegenüber ist der Aussteller einer Gutschrift 
in allen Fällen vom Vorsteuerabzug ausgeschlos- 
sen, in denen der Empfänger der Gutschrift nicht 
zum gesonderten Steuerausweis berechtigt ist, weil 

(B) die Gutschrift in diesen Fällen nicht als Rechnung 
gilt (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 der 1. UStDV). Es besteht daher 
keine Notwendigkeit, zur Vermeidung von Steuer- 
ausfällen den ausgewiesenen Steuerbetrag beim 
Gutschriftempfänger nach § 14 Abs. 3 UStG zu 
erheben. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Mülheim) 
(SPD) (Drucksache 8/33 Fragen 82 und 83) : 

Treffen Behauptungen zu, daß ein bestimmter Kreis von Jour- 
nalisten über die dieser Berufsgruppe zustehenden steuerlichen 
Abzugsmöglidikeiten hinaus besondere steuerliche Begünstigun- 
gen erfährt, und wenn ja, kann die Bundesregierung erläutern, 
seit wann und in welchem Maße dies zutrifft? 

Kann die Bundesregierung gegebenenfalls auch erläutern, wie 
das angeführte Privileg begründet wird und ob es bald beseitigt 
werden wird? 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit Ihren Fragen die 
Pauschbeträge für Parlamentsjournalisten meinen. 

Parlamentsjournalisten, die von der Bundesregie- 
rung anerkannt, beim Bundestag zugelassen und in 
dem Verein „Bundes-Pressekonferenz" zusammen- 
geschlossen sind, erhalten zur Abgeltung ihrer beruf- 
lich veranlaßten Aufwendungen einen Werbungs- 
kosten-Pauschbetrag in Höhe von 35 Vo der Einnah- 
men, höchstens von 10 200 DM jährlich (angestellte 
Journalisten), bzw. einen Betriebsausgaben-Pausch- 


betrag in Höhe von 35 ®/o der Einnahmen, höchstens 
10 800 DM jährlich (freiberufliche Journalisten). 

Für die bei den Landtagen zugelassenen Journa- 
listen bestehen in den Ländern ähnliche Regelungen 
mit geringeren Beträgen. Der sogenannte Journali- 
sten- Pauschbetrag nach Abschnitt 23 Abs. 1 Nr. 4 
LStR wird daneben nicht gewährt. 

Die Regelung für die Bonner Parlamentsjournali- 
sten besteht seit 1950, jedoch zunächst mit niedrige- 
ren Höchstbeträgen. 

Bei der Anerkennung der Pauschbeträge für die 
Parlaments journalisten handelt es sich um eine Ver- 
einfachungsmaßnahme und nicht um eine materielle 
Steuerbegünstigung. Die Regelung hat ihren Grund 
darin, daß den Parlaments journalisten durch die 
Eigenart ihres Berufes erhebliche Unkosten entste- 
hen, darunter auch solche, deren Nachweis nicht oder 
nur schwer möglich ist. Sie verfolgt damit gleichzei- 
tig den Zweck, den Einzelnachweis der tatsächlichen 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben entbehrlich 
zu machen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Ab- 
schaffung oder Einschränkung des besonderen 
Pauschbetrags für Bonner Parlaments journalisten in 
die Wege zu leiten. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Blüm (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 84): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für den Bereich der Land- 
wirtschaft steuerliche Änderungen durchzuführen, und wenn ja, 
an welche sind gedacht, und wie schätzt die Bundesregierung 
deren Folgen für kleinere und mittlere Betriebe ein? 

Die Fragen der Besteuerung der Landwirtschaft 
werden im Auftrag der Bundesregierung durch ein 
unabhängiges Gremium geprüft werden. Sodann 
wird zu entscheiden sein, welche grundlegenden 
Änderungen gegebenenfalls anzustreben sind. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Müller (Mülheim) (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 85): 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der Bundesverband 
deutscher Banken die Ansicht geäußert hat, daß über kurz oder 
lang eine Gebührenerhöhung für Girokonten unvermeidbar sei, 
wenngleich im „Augenblick" nicht daran gedacht würde, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls gegen derartige 
Pläne zu unternehmen? 

Der Bundesregierung sind keine Äußerungen des 
Bundesverbandes deutscher Banken bekannt, daß 
über kurz oder lang eine Gebührenerhöhung für 
Girokonten unvermeidbar sei. 
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(A) Zwar hat der Verband in seinen „Informationen" 
zum Thema „Gebühren für Lohn- und Gehaltskon- 
ten" vom 13. Dezember 1976 darauf hingewiesen, 
daß die von den Banken in diesem Bereich erho- 
benen Gebühren nur rund ein Drittel der gesamten 
Kosten decken und somit keinesfalls überhöht seien. 
Er hat aber zugleich die Ansicht vertreten, daß der 
harte Wettbewerb unter den Kreditinstituten eine 
volle Kostendeckung nicht zulasse. 

Falls Banken in Zukunft ihre Gebühren für Lohn- 
und Gehaltskonten erhöhen würden, wäre es — wie 
die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort in der 
Fragestunde vom 19. Juni 1974 (s. BT-Protokoll 
über die 109. Sitzung, S. 7385) und in ihrer schrift- 
lichen Antwort vom 19. Oktober 1976 (s. BT-Drs. 
7/5886, S. 11) auf Anfrage des Abgeordneten Hansen 
dargelegt hat — nicht ihre Aufgabe, die Kosten- 
kalkulation der Kreditinstitute zu kontrollieren oder 
auf sie Einfluß zu nehmen. Die Bundesregierung 
vertraut darauf, daß der Wettbewerb um die Kun- 
den die Institute davon abhält, unangemessen hohe 
Gebühren zu verlangen. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr, Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 86 und 87): 

(B) Warum hat die Bundesregierung den nach § 56 EStG bis zum 

1. Januar 1977 zu erstellenden Tarifbericht nicht fristgemäß vor- 
gelegt? 

Wann wird die Bundesregierung ihre Pflicht gegenüber dem 
Parlament erfüllen? 

Der Auftrag des Gesetzgebers zur Vorlage des 
Tarifberichtes richtet sich an die derzeitige Bundes- 
regierung. 

Die Bundesregierung ist erst am 15. Dezember 
1976 gebildet worden. Eine sachgerechte Verab- 
schiedung des Tarifberichtes im Kabinett vor dem 
1. Januar 1977 war daher nicht möglich. 

Die Bundesregierung wird den Tarifbericht noch 
in diesem Monat verabschieden und dem Deutschen 
Bundestag zuleiten. Damit steht genügend Zeit zur 
Verfügung, um die Frage, ob ein durchgehend pro- 
gressiver Einkommensteuertarif zum 1. Januar 1978 
eingeführt werden soll, auf der Grundlage des Be- 
richts zu beraten. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Klepsch (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 88, 89 und 90) : 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein wesentlicher 
Grund für die bisher unzulängliche Ausschöpfung der allgemeinen 
Zollpräferenzen der EG in der Kompliziertheit des EG-Präferenz- 
systems liegt und daß folglich eine Vereinfachung dieses Sy- 
stems schnell zu einer besseren Ausschöpfung der Vorteile führen 


könnte, und wenn ja, welche Schritte wird die Bunderegierung (C) 
auf Grund dieser Beurteilung unternehmen? ^ 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Erörterung der von 
der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Verordnung „zur 
Errichtung einer europäischen Agentur für handelspolitische Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern“, die u. a. der bes- 
seren Ausnutzung der allgemeinen Zollpräferenzen durch Infor- 
mation über die Funktionsweise dieses Systems dienen soll, im 
Ministerrat eine Vereinfachung des Pr&ferenzsystems zur Spra- 
che .zu bringen? 

Ist die Bundesregierung weiter bereit, den o. a. Vorschlag der 
Kommission dann abzulehnen, wenn sich ergibt, daß der mit ihm 
verbundene Aufwand nicht zu einem angemessenen Ergebnis 
führt? 

Zu Frage 88: 

Die Allgemeinen Zollpräferenzen der EG für Ent- 
wicklungsländer sind seit ihrem Inkrafttreten (1. 7. 

1971) in der Bundesrepublik Deutschland unabhän- 
gig von der konjunkturellen Entwicklung in ständig 
steigendem Maße in Anspruch genommen worden. 

Die präferenzierten deutschen Einfuhren zeigten fol- 
gende Werte (in Mio. DM): 

2. Halbjahr 1971 328,8 

1972 817,0 

1973 1 232,6 

1974 2 046,5 

1975 2 231,0 

1. Halbjahr 1976 1 641,7 

Das bedeutet vom ersten Anwendungszeitraum 
bis zum 1. Halbjahr 1976 mehr als eine Verfünffa- 
chung der begünstigten Einfuhren. Da die Zuwachs- 
rate des Präferenzangebots zwischen 15 Vo und 40 Vo 
jährlich lag, läßt sich aus den vorstehenden Zahlen 
ein ständig steigender Ausschöpfungsgrad ablesen. 

Während der Aufbauphase des Präferenzsystems 
bestanden sowohl in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft als auch bei den begünstigten Ländern 
Anlaufschwierigkeiten, die einer optimalen Aus- 
schöpfung der Vorteile im Wege standen. Durch 
Seminare an Ort und Stelle in Entwicklungsländern 
oder auch in den Geberländern sind die Informatio- 
nen über die Zollpräferenzen soweit wie möglich 
gestreut worden. 

Gleichzeitig sind in den jährlichen Beratungen 
Vereinfachungen bei der Ausgestaltung des Sy- 
stems jeweils im Lichte der Erfahrungen vorgenom- 
men worden, und zwar insbesondere durch 

— die erhebliche Verringerung der Anzahl der 
Zollkontingente, mit denen die präferenzierten 
Höchstmengen überwacht werden, und 

— die Beendigung der unterschiedlichen Präferenz- 
gewährung für Baumwollwaren und die übrigen 
Textilerzeugnisse. 

Ziel der Allgemeinen Zollpräferenzen ist die 
Diversifizierung der Exportstruktur und die Verbes- 
serung der Zahlungsbilanz der Entwicklungsländer. 

Das bedarf einer längerfristig angelegten Politik 
der Marktöffnung. Aus diesem Grunde hatten sich 
die Geberländer auch zunächst auf einen 10jährigen 
Anwendungszeitraum für die Zollpräferenzen fest- 
gelegt. Die Gemeinschaft hat sogar erklärt, daß sie 
eine Verlängerung vorsehen wird. 

Die Bemühungen, sowohl über mehr Informatio- 
nen als auch durch Vereinfachung des Systems die 
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^ Ausschöpfung der Zollpräferenzen zu verbessern, 
werden seitens der Bundesregierung fortgesetzt. 
Dazu gehört auch die von den Vertretern der Bun- 
desregierung in den EG-Gremien betriebene Verein- 
fachung der Ursprungsregeln, 

Zu Fragen 89 und 90: 

Der Wunsch der Bundesregierung, das gemein- 
schaftliche Zollpräferenzsystem durch geeignete 
Bemühungen zu vereinfachen, wird selbstverständ- 
lich in den Erörterungen des Kommissionsvor- 
schlags zur Errichtung einer Agentur für handels- 
politische Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
zur Sprache gebracht. Die Bundesregierung ist sich 
darüber im klaren, daß Aufwand und möglicher 
Nutzen einer solchen Agentur sorgfältig gegenein- 
ander abgewogen werden müssen und insbeson- 
dere zu prüfen ist, ob sich die mit der Agenturgrün- 
dung angestrebten Ziele nicht mit weniger Auf- 
wand oder auf andere Weise erreichen lassen. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Narjes (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 91): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einer zunehmenden 
Zahl von Kompensationsgeschäften zwischen deutschen Unter- 
nehmen und den Staatshandelsländern der Import von Konsum- 
gütern zu Preisen vereinbart wird, die erheblich unter den 
Selbstkosten der konkurrierenden inländischen Erzeugnisse lie- 
gen, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß regel- 
mäßige Kompensationsgeschäfte dieser Art als ein Verdrängungs- 
wettbewerb mit Dumpingpraktiken bewertet werden müssen, 
und daß deshalb Abwehrmaßnahmen insbesondere zum Schutz 
der betroffenen mittelständischen Industrie vorzubereiten sind? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Staats- 
handelsländer ihren Export verstärkt auch über Kom- 
pensationsgeschäfte zu fördern versuchen. Grund- 
sätzlich sind Bemühungen um eine Steigerung der 
östlichen Lieferungen angesichts der unausgegliche- 
nen Handelsbilanzen zu begrüßen. Auch einzelne 
Kompensationsgeschäfte können die Entwicklung des 
deutschen Osthandels positiv beeinflussen, wenn die 
Koppelung von Ex- und Importen für beide Seiten 
deutliche Vorteile bringt, wie die mit der UdSSR ab- 
geschlossenen Erdgas-Röhren-Geschäfte zeigen. Pro- 
blematisch wird die Kompensation dagegen, wenn 
sie zum Prinzip erhoben wird oder dem deutschen 
Exporteur als Gegenlieferung Waren angeboten wer- 
den, für deren Vermarktung er wegen der Art oder 
Menge der angebotenen Waren nicht sorgen kann. 
Auf dieses Problem, das speziell die Beteiligung 
mittelständischer Unternehmen am Osthandel er- 
schweren kann, hat die Bundesregierung die östli- 
chen Handelspartner wiederholt und nachdrücklich 
hingewiesen. 

Nur ein begrenzter Teil der Kompensationsliefe- 
rungen betrifft den Konsumgüterbereich. Klagen 
über Kompensationslieferungen von Konsumgütern 
zu Preisen, die erheblich unter den Selbstkosten kon- 
kurrierender inländischer Erzeugnisse liegen, sind 
der Bundesregierung bisher nicht bekanntgewor- 


den. Eventuell notwendige Abwehrmaßnahmen kön- (C) 
nen im Rahmen des allgemeinen Preisprüfungsver- 
fahrens getroffen werden, das für alle Einfuhren aus 
Staatshandelsländern gilt und dessen Einleitung je- 
der deutsche Hersteller gleicher Waren veranlas- 
sen kann. Im übrigen sind die durch Importe be- 
sonders gefährdeten Konsumgüterindustrien noch 
durch das System der Kontingentierung gegen Ein- 
fuhren aus Staatshandelsländern geschützt. 


Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hüsdi (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 92) : 

Weldie Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, dem Verlust 
von Produktion und Absatz von Polyamidfilamentgarntextil 
(Perlonseide), der sidi u. a. mit der Aufgabe der Produktion bei 
der Bayer-Werke AG und dem für 1977 zu befürchtenden Weg- 
fall von 1000 Arbeitsplätzen im Werk Dormagen niederschlägt, 
entgegenzuwirken? 

Die von Ihnen angesprochene Einstellung der Pro- 
duktion von Perlon-Seide bei der Firma Bayer AG 
ist im Zusammenhang mit den Schwierigkeiten zu 
sehen, denen sich zur Zeit die deutsche und euro- 
päische Chemiefaserindustrie insgesamt gegen- 
übersieht. Bestehende Überkapazitäten, verbunden 
mit Schwierigkeiten bei der Ertragslage, sowie 
Unsicherheiten über zukünftige Absatzmöglichkei- 
ten haben innerhalb der Chemiefaserindustrie zu 
einer verstärkten Prüfung von Struktur-, Rentabi- 
litäts- und Absatzfragen geführt. 

Die unternehmerische Entscheidung der Fa. Bayer, 
ihre Faserpalette zu straffen und dadurch die 
Struktur des gesamten Faserbereiches zu verbes- 
sern, wird nach Mitteilung der Fa. Bayer nicht zu 
einer Freisetzung von Arbeitskräften führen. Viel- 
mehr werden den betroffenen Arbeitnehmern bei 
Vermeidung materieller Nachteile andere Arbeits- 
plätze im Unternehmensbereich zur Verfügung ge- 
stellt werden. Somit werden durch die Maßnahmen 
der Fa. Bayer keine schwerwiegenden sozial- und 
beschäftigungspolitischen Probleme entstehen. 

über die Situation der Chemiefaserindustrie in 
der Gemeinschaft und eventuell notwendig erschei- 
nende Maßnahmen werden zur Zeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der EG-Kommission Überlegun- 
gen angestellt, die noch nicht abgeschlossen sind. 

Bereits jetzt möchte ich aber darauf hinweisen, 
daß sich die Bundesregierung und die EG für eine 
Verlängerung des Welttextilabkommens einsetzen, 
um die Einfuhr von Textilien aus Niedrigpreislän- 
dern in Grenzen zu halten; dies dürfte auch die 
Absatzmöglichkeiten der Chemiefaserindustrie gün- 
stig beeinflussen. 

Außerdem hat das Bundesministerium für Wirt- 
schaft ein Wirtschaftsforschungsinstitut mit der An- 
fertigung einer Studie über Struktur, Kapazitäts- 
entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der Chemie- 
faserindustrie beauftragt, welche künftigen Über- 
legungen als Entscheidungshilfe dienen sollen. 
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Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift- 
lidien Fragen des Abgeordneten Hoffte (FDP) 
(Drucksache 8/33 Fragen 93, 94, 95 und 96): 

wie beurteilt die Bundesregierung die Beridite, daß seit 1972 

ein internationales Urankartell, das unter anderem die Erhöhung 
des Preises pro Pfund Uran von 6 US-Dollar im Jahr 1972 auf 
heute 40 US-Dollar bewirkt haben soll, besteht, welche Auswir- 
kungen sieht sie hierdurch auf die Energiepolitik der Bundes- 
republik Deutschland, und wie gedenkt sie, die Bundesrepublik 
Deutschland vor den negativen Folgen dieses Kartells zu schüt- 
zen? 

Hat die Bundesregierung eine Untersuchung der Frage ver- 
anlaßt, ob an diesem Urankartell auch deutsche Unternehmen 
direkt oder indirekt teilnehmen, liegen ihr hierüber gegebenen- 
falls schon Ergebnisse vor, oder wird sie noch eine entspre- 
chende Maßnahme in die Wege leiten? 

Ist seitens der Bundesregierung sichergestellt, daß sie in 
Ansehung des im Juni 1976 Unterzeichneten wettbewerbspoliti- 
schen Kooperationsabkommens zwischen den Regierungen der 
USA und der Bundesrepublik Deutschland sofortigen und umfas- 
senden Einblick in die dort in diesem Zusammenhang schon lau- 
fenden Antitrustuntersuchungen erhält und daß bei der Auf- 
deckung und Bekämpfung des Kartells eng zusammengearbeitet 
wird? 

Wird die Bundesregierung bei der EG auf die Untersuchung 
des dringenden Verdachts hinwirken, daß an dem Urankartell 
multinational operierende Unternehmen aus anderen EG-Mit- 
gliedstaaten teilnehmen, und wird sie auf nationale sowie EG- 
Gegenmaßnahmen dringen? 

Die Situation auf den ausländischen Märkten für 
Natururan ist in erster Linie durch die tiefgreifen- 
den staatlichen Preis- und Mengenreglementierun- 
gen der Uranproduktion und insbesondere des 
-exports durch die Förderländer bestimmt. Neben 
der in den letzten Jahren u. a. unter dem Eindruck 
der Mineralölkrise sprunghaft gestiegenen Nach- 
^ frage nach Natururan dürften diese staatlichen Kon- 
trollen eine der wesentlichen Ursachen für die dra- 
stischen Uranpreissteigerungen sein. Ob und gege- 
benenfalls in welchem Umfang außerdem internatio- 
nale Kartellabsprachen der bedeutendsten uranpro- 
duzierenden Unternehmen, die sich zu einem großen 
Teil auch in staatlicher Hand befinden, zu dem 
Preisanstieg beigetragen haben, läßt sich nach den 
bisher vorliegenden Informationen nicht mit Sicher- 
heit beurteilen. 

Wegen der negativen energiepolitischen Auswir- 
kungen, die ein eventuell bestehendes internationa- 
les Urankartell vor allem durch eine künstliche Ver- 
knappung des Angebots und die damit verbundene 
Verteuerung von Natururan für die Versorgung der 
Bundesrepublik haben könnte, hält die Bundesregie- 
rung die volle Ausschöpfung aller Möglichkeiten der 
internationalen Zusammenarbeit zur Aufklärung der 
insoweit erhobenen Vorwürfe für erforderlich. Sie 
hat die entsprechenden Schritte eingeleitet. 

Das Justizministerium der USA hatte die Bundes- 
regierung im Sommer vergangenen Jahres — noch 
vor der Unterzeichnung des deutsch-amerikanischen 
wettbewerbspolitischen Kooperationsabkommens — 
im Rahmen der OECD-Empfehlung von 1967 über 
die wettbewerbspolitische Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten davon unterrichtet, daß die 
Antitrustabteilung Ermittlungen wegen des Ver- 
dachts von Kartellabsprachen in der Uranindustrie, 
die insbesondere auch den amerikanischen Markt 
betreffen könnten, eingeleitet habe. Diese Unterrich- 
tung sowie die aus der deutschen Wirtschaft der 
Bundesregierung freiwillig zur Verfügung gestellten 


Informationen, die dem Bundeskartellamt ebenfalls (C) 
vorliegen, enthalten keine Anhaltspunkte für eine 
direkte oder indirekte Beteiligung deutscher Unter- 
nehmen an dem angeblich bestehenden internatio- 
nalen Urankartell. 

Um die erhobenen Vorwürfe hinsichtlich des Be- 
stehens eines internationalen Urankartells weiter 
aufzuklären, insbesondere die Frage etwaiger Aus- 
wirkungen für die Uranversorgung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, hat die Bundesregierung durch ein 
auf das am 11. September 1976 in Kraft getretene 
„Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika über die Zusammen- 
arbeit in bezug auf restriktive Geschäftspraktiken" 
(BGBl. 1976, II 1711) gestütztes Beistandsersuchen 
an das amerikanische Justizministerium weitere In- 
formationen über das dortige Kartellverfahren ge- 
gen die Uranindustrie und über etwaige Erkennt- 
nisse, die den Markt der Bundesrepublik Deutsch- 
land betreffen, erbeten. 

Die amerikanische Wettbewerbsbehörde hat eine 
möglichst rasche Unterrichtung zugesagt, gleichzei- 
tig aber auf die besonders langwierige und kompli- 
zierte Natur der Ermittlungen hingewiesen. 

Nach Auswertung der noch ausstehenden Beant- 
wortung dieses Beistandsersuchens wird darüber zu 
befinden sein, ob hinreichende Anhaltspunkte für 
ein auf das deutsche oder europäische Kartellrecht 
gestütztes Verfahren bestehen oder ob andere Maß- 
nahmen in Betracht zu ziehen sind. Die Bundesregie- 
rung hält dabei eine enge Koordinierung mit den CD] 
zuständigen Institutionen der Europäischen Gemein- 
schaften für notwendig. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/33 Frage 97): 

Trifft es zu, daß die italienisdie Regierung im Rahmen ihrer 
Politik zusätzlidier Industrieansiedlungen in bestimmten Regio- 
nen 240 000 Tonnen Textilfaserkapazitäten aufbaut, obwohl einer 
bestehenden Kapazität von 4,3 Millionen Tonnen in der Euro- 
päischen Gemeinschaft 1975 nur eine Produktion von 2,5 Millionen 
Tonnen gegenüberstand, was deutsche Firmen zwingt, über einen 
Kapazitätsabbau nachzudenken, weil für niederländische Ferti- 
gungsstätten Massenentlassungen nicht zu verwirklichen sind, 
und hat die Bundesregierung im Rahmen der Kreditverhand- 
lungen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt war, 
darauf hingewirkt, daß die wettbewerbsverzerrenden italieni- 
schen Förderungsmaßnahmen eingestellt werden? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß seit meh- 
reren Jahren Pläne zum Ausbau der chemischen 
Industrie in Süditalien bestehen; welchen Anteil 
die Chemiefaserindustrie an den vorgesehenen Pro- 
duktionskapazitäten haben soll, ist ihr dagegen nicht 
bekannt. Daneben wird in Italien von staatlicher 
Seite versucht, das Einverständnis der italienischen 
Gewerkschaften zur Schließung unrentabler Be- 
triebe u. a. im Chemiefaserbereich zu erhalten. 

Staatliche Beihilfen zum Aufbau von Industrie- 
und damit auch von Chemiefaserbetrieben in Süd- 
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(A) italien wurden bisher von der EG-Kommission als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen. 
Solche Beihilfen verzerren auch nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht den Wettbewerb, wenn 
im wesentlichen nur Standortnachteile ausgeglichen 
werden. 


am 5. November 1976 einstimmig für die förmliche 
Eröffnung eines Antidumping- Verfahrens ausgespro- 
chen, nachdem prima-facie Beweise vorliegen, daß 
japanische Hersteller Wälzlager auf dem europä- 
ischen Markt zu niedrigeren Preisen als in Japan 
verkaufen. 


Inwieweit der italienische Staat Chemiefaserbe- 
trieben, die Staatsunternehmen gehören, indirekt 
Beihilfen zukommen läßt, z. B. durch Übernahme 
von Konzernverlusten, ist nicht bekannt und läßt 
sich auch nicht annähernd genau ermitteln. 

Ein direkter bilateraler Kredit wurde bisher nur 
von der Bundesbank an die Bank von Italien ge- 
währt. Es ist nicht üblich, daß derartige Notenbank- 
kredite mit Auflagen an die Regierung verbunden 
werden. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, daß 
dieser Kredit durch die Verpfändung von Gold 
abgesichert wurde. 

Auf Kreditverhandlungen zwischen der EWG bzw. 
dem Internationalen Währungsfonds und der ita- 
lienischen Regierung hat die Bundesregierung nur 
einen begrenzten Einfluß. Es ist im allgemeinen nur 
möglich, mit solchen Krediten Auflagen volkswirt- 
schaftlicher Art z. B. bezüglich der Nichteinführung 
von Handelsbeschränkungen zu verbinden; bran- 
chenspezifische Forderungen lassen sich hierbei 
nicht durchsetzen. 

Die Bundesregierung hat aus Anlaß der Schwie- 
rigkeiten, die der deutschen Textilindustrie durch 
die Einfuhr von billigen Strumpfhosen aus Italien 
erwuchsen, die italienische Regierung mehrfach 
(B) u. a. auf die niedrigen Preise der italienischen Che- 
miefaserindustrie hingewiesen und eine kosten- 
deckende Preiskalkulation dieser Branche verlangt. 

Seit kurzem werden von den für die Industrie- 
politik zuständigen Beamten der Ministerien der 
einzelnen Mitgliedstaaten der EWG bei der EG- 
Kommission die sich aus Überkapazitäten im Che- 
miefaserbereich ergebenden Probleme erörtert. Ich 
hoffe, daß die Ergebnisse der Besprechungen zur 
Lösung dieser Probleme beitragen werden. 


Anlage 24 


Antwort 


Die Kommission hat das Prüfungsverfahren am 
13. November 1976, förmlich eröffnet und die japa- 
nischen Exporteure aufgefordert, zu den Vorwürfen 
Stellung zu nehmen und dazu gültige Preisunter- 
lagen vorzulegen. Die japanische Seite soll bereits 
umfangreiche Unterlagen vorgelegt haben. 

Am 18. und 19. Januar 1977 wird bei der Kom- 
mission ein sogenanntes „Confrontation Hearing" 
stattfinden, wobei die unmittelbar betroffenen Par- 
teien Gelegenheit haben werden, ihre Standpunkte 
zu vertreten. 

Im Verlaufe der nächsten Sitzung des EG-Anti- 
dumping-Ausschusses (28. Januar 1977) soll dann 
das Ergebnis der Anhörung mit den EG-Mitglied- 
staaten erörtert werden. Danach wird sich die Kom- 
mission über die weiteren Schritte in dieser Ange- 
legenheit — insbesondere über das Ausmaß mögli- 
cher Schutzmaßnahmen — zu entscheiden haben. 

Wie die Bundesregierung bereits mehrfach ver- 
sichert hat, wird sie die Belange der Wälzlager- 
industrie im Rahmen des Antidumping-Verfahrens 
bei der EG-Kommission nach Kräften unterstützen. 


P) 


Anlage 25 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 8/33 Fragen 99 und 100): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß — wie im 
„Handelsblatt“ vom 30. November 1976 unter der Überschrift 
„Das Energiesparen ist viel zu teuer — Widersprüche des 
Energieeinsparungs gesetzes“ dargelegt — die vom Energieein- 
sparungsgesetz vorgeschriebene Verwirklichung von mehr Wär- 
meschutz zu der paradoxen Situation führen würde, daß gegen 
dieses Gesetz verstoßen würde, da die Mehrkosten für zusätz- 
liche Baumaterialien und technische Einrichtungen höher wären, 
als zu erwartende Einsparungen bei den Heizkosten, und wenn 
ja, welche Folgerungen wird die Bundesregierung daraus ziehen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in absehbarer Zeit eine 
Novelle zum Energieeinspaningsgesetz vorzulegen, in der die 
Erfahrungen mit diesem Gesetz berücksichtigt sind? 


des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Glos (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/33 Frage 98): 

Was hat die Bundesregierung mittlerweile unternommen, die 
vom Bundeskanzler auf Wahlveranstaltungen im Wahlkreis 
Schweinfurt gemachten Versprechungen zu verwirklichen, für 
den Schutz der Wälzlagerindustrie in Deutschland gegenüber 
japanischen Dumpingpraktiken zu sorgen, und welche Haltung 
wird die Bundesregierung in dieser Frage zukünftig einneh- 
men? 

Das Europäische Komitee der Wälzlagerhersteller- 
Verbände, dessen Geschäftsführung beim deutschen 
Verband liegt, hat am 15. Oktober 1976 bei der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften die 
Eröffnung eines Antidumping-Verfahrens beantragt. 
Der Antidumping-Ausschuß der Gemeinschaft, in 
dem die Mitgliedstaaten vertreten sind, hat sich 


Zu Frage 99: 

Den in dem Artikel des Handelsblattes wieder- 
gegebenen Feststellungen des Gesamtverbandes ge- 
meinnütziger Wohnungsbauunternehmen kann die 
Bundesregierung nicht folgen. Die Bundesregierung 
geht vielmehr davon aus, daß durch die Verbesse- 
rung des Wärmeschutzes aufgrund der nach dem 
Energieeinsparungsgesetz zu erlassenden Rechtsver- 
ordnungen keine überhöhten Kostensteigerungen 
entstehen. Eine diesbezügliche Gegenerklärung des 
Bundesministers für Wirtschaft ist in dem beigefüg- 
ten Auszug aus dem Handelsblatt vom 2. Dezember 
1976 veröffentlicht. 

Der Gesamtverband geht bei den gewählten Bei- 
spielen einerseits von zu hohen Annahmen für die 
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Investitionskostenerhöhung und andererseits zu ge- 
ringen Annahmen für die Einsparungen aus — z. B. 
ohne Berücksichtigung der Einsparungen bei den 
heiztechnischen Anlagen infolge verbesserten bau- 
lichen Wärmeschutzes. Audi ist eine wie der Gesamt- 
verband befürchtet extrem hohe Baukostensteigenmg 
allenfalls denkbar durch Kombination einer ungün- 
stigen Gebäudeform mit ungünstiger Bauweise und 
ungeeigneten Baustoffen. Eine Argumentation mit 
solchen negativen Extremen läßt sich jedoch nicht 
mit der in § 5 des Gesetzes geforderten generellen 
— modellhaften — Betrachtung vereinbaren. 

Eine Gruppe unabhängiger Wissenschaftler er- 
rechnet im Auftrag der federführenden Ressorts 
(BMWi und BMBau) in Modellrechnungen für ty- 
pische Gebäude die Zeiträume, in denen die nach 
den Rechtsverordnungen entstehenden Mehraufwen- 
dungen durch Einsparungen bei den Heizkosten er- 
wirtschaftet werden. Die vor dem Abschluß stehen- 
den Untersuchungen und Kalkulationen lassen be- 
reits erkennen, daß die Amortisationszeiten bei ver- 
nünftiger Baustoffwahl innerhalb der Nutzungsdauer 
der Gebäude liegen. Die Feststellungen der Bundes- 
regierung stützen sich dabei auch auf Ergebnisse von 
Untersuchungen bei gemeinnützigen Wohnungsbau- 
unternehmen. 

Die gutachtlichen Untersuchungen und die Erfah- 
rungen praktischer Versuche widerlegen außerdem 
die Behauptung, daß durch die „vorgeschriebene 
Verwendung zusätzlicher Heizungsaggregate (Ther- 
mostatventile, Regelungseinrichtungen) kein Kosten- 
ausgleich eintrete'\ Es ist vielmehr damit zu rech- 
nen, daß allein durch die verbesserte Regelung der 
Heizungsanlagen eine Energieersparnis von 10 bis 
15 Vo eintritt. 

Die Bundesregierung wird nach Abschluß inten- 
siver Erörterungen mit den Wirtschaftsverbänden 
und Vertretern der Landesregierungen unter Berück- 
sichtigung der wissenschaftlichen Untersuchungen 
das Anforderungsniveau in den zu erlassenden 
Rechtsverordnungen so wählen, daß die generelle 
Erwirtschaftbarkeit im Sinne des § 5 des Gesetzes 
gewährleistet ist. Im übrigen haben Gespräche mit 
dem Gesamtverband der gemeinnützigen Woh- 
nungsbauunternehmen dazu geführt, daß dieser Ver- 
band die Prämissen seiner Berechnungen überdenkt. 

Zu Frage 100: 

Eine Novellierung des Energieeinsparungsgeset- 
zes unter Berücksichtigung praktischer Erfahrungen 
kann erst dann in Frage stehen, wenn die Rechts- 
verordnungen zu diesem Gesetz längere Zeit in 
Kraft sind und sich aus der praktischen Anwendung 
heraus eine entsprechende Gesetzesnovellierung als 
erforderlich erweisen sollte. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die im 
Referentenentwurf vorliegenden Verordnungen nach 
der bevorstehenden abschließenden Anhörung der 
Länder und Verbände im März dieses Jahres dem 
Bundesrat zugeleitet werden können. 


Energiesparen nicht paradox (C) 

HANDELSBLATT, Donnerstag, 2. 12. 1976 

uhl. BONN. Die durch das Energieeinsparungsgesetz 

entstehenden Mehrkosten seien im sozialen Woh- 
nungsbau keineswegs höher als die daraus resul- 
tierenden Einsparungen bei den Heizungskosten. 
Allein die verbesserten Heizungsanlagen brächten 
eine Energieeinsparung von 10 bis 15 ®/o. 

Damit wiederspricht das Bundeswirtschaftsmini- 
sterium (BMWi) dem Gesamtverband gemeinnüt- 
ziger Wohnungsbauunternehmen, der das Gegen- 
teil behauptet, (vgl. HV vom 30. November). Das 
BMWi beruft sich in diesem Zusammenhang auf den 
Zwischenbericht unabhängiger Wissenschaftler, die 
in seinem Auftrag von 13 typischen Gebäuden Mo- 
dellrechnungen aufgestellt hätten. 

„Die Wissenschaftler haben die Zeiträume errech- 
net, in denen die nach dem Gesetz und den dazu 
vorbereiteten Rechtsverordnungen entstehenden 
Mehraufwendungen durch Einsparungen bei den 
Heizungskosten erwirtschaftet werden. Aus diesen 
Untersuchungen ergibt sich, daß die Amortisation 
der höheren Kosten für Energieeinsparung auch bei 
Mehrfamilienhäusern erheblich kürzer ist als die 
Nutzungsdauer der Gebäude." Die nach § 5 des 
Energieeinsparungsgesetzes gebotene Wirtschaftlich- 
keit der geforderten Aufwendungen sei mithin auch 
im sozialen Wohnungsbau zweifelsfrei vorhanden. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. DoUinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 102 und 103): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um der Auf- 
fassung entgegenzutreten, ein integriertes Rohstoffprogramm 
mit einem gemeinsamen Fonds sei hinsichtlich der zehn wichtig- 
sten Rohstoffe praktisch schon unabwendbar, und welche Argu- 
mente setzt die Bundesregierung den Behauptungen der Befür- 
worter einer solchen Politik entgegen, der deutsche Anteil an 
dem gemeinsamen Fonds werde zunächst höchstens 50 Millionen 
Dollar betragen? 

Welche Industrieansiedlungen sind durch die Unterstützung 
des Bundeskanzlers persönlich und anderweitige Bemühungen 
der Bundesregierung in Berlin ermöglicht worden? 

Zu Frage 102: 

Die Bundesregierung hat wiederholt klargestellt, 
daß sie sich aktiv an den vorbereitenden Treffen 
und Verhandlungen im Rahmen der UNCTAD be- 
teiligen wird; daß es jedoch vom Ergebnis dieser 
Arbeiten abhängen wird, welche Rohstoffabkommen 
erreicht werden können und ob ein Gemeinsamer 
Fonds das beste Mittel ist, um Ausgleichslager zu 
finanzieren. Sie hat dabei die Auffassung bekräftigt, 
daß es auch nicht im Interesse der Länder der 
Dritten Welt wäre, einen dirigistischen Mechanis- 
mus für zentrale Lenkung zu schaffen. Eine solche 
Erklärung wurde schon bei der Verabschiedung der 
Rohstoff-Resolution der UNCTAD in Nairobi abge- 
geben. Sie wurde in der Bundestagsdebatte zu den 
Ergebnissen der UNCTAD am 2. Juni 1976 wieder- 
holt. 
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(A) In der Regierungserklärung vom 16. Dezember 
1976 heißt es zu dieser Frage: 

„Wir beteiligen uns an der internationalen Dis- 
kussion der Rohstoffproblematik auf der Pariser 
Konferenz genauso wie auf der Welthandels- 
konferenz. Allerdings halten wir weltweiten 
Rohstoffdirigismus für unzweckmäßig. Vielmehr 
sind wir nach wie vor der Ansicht, daß eine 
Stabilisierung der Rohstoffexporterlöse für Ent- 
wicklungsländer besser geeignet ist, deren Lage 
zu verbessern, als etwa eine weltweite Manipu- 
lation der Rohstoffpreise, die dann im Ergebnis 
weit überwiegend eine kleine Gruppe rohstoff- 
reicher Industrieländer begünstigen und die 
große Mehrzahl der Entwicklungsländer benach- 
teiligen würde." 

Außerdem wurde diese Position bei vielen inter- 
nationalen Treffen gegenüber unseren Partnern in 
Entwicklungs- und Industrieländern immer wieder 
vertreten. 

Die Höhe der Kosten würde von der Ausgestal- 
tung eines eventuellen Gemeinsamen Fonds abhän- 
gen. In der Diskussion sind eine Reihe sehr unter- 
schiedlicher Modelle. Zuverlässige Aussagen über 
Kosten sind daher zur Zeit überhaupt nicht möglich. 

Zu Frage 103: 

Die Aufgabe der Bundesregierung besteht darin, 
Rahmenbedingungen für eine möglichst gleichmä- 
ßige Aufwärtsentwicklung der deutschen Wirtschaft 
zu schaffen. Investitionsentscheidungen sind in un- 
pj serem marktwirtschaftlichen System dagegen in er- 
ster Linie eine Sache der Wirtschaft selbst. 

Wegen der besonderen Lage Berlins steht die 
Bundesregierung über die Berliner Wirtschaftsge- 
spräche des Bundeskanzlers und die Zusammen- 
künfte der Berlinbeauftragten der deutschen Indu- 
strie unter Vorsitz des Bundesministers für Wirt- 
schaft in ständigem Kontakt mit der Wirtschaft. Ein 
wesentliches Ziel dieser Kontakte ist u. a., die In- 
vestitionen und damit das Dauerengagement der 
deutschen Wirtschaft in Berlin zu verstärken. 

Sie werden verstehen, daß ich an dieser Stelle 
keine schriftlichen Einzelangaben über unternehme- 
rische Entscheidungen oder längerfristige Absichten, 
die mir im Rahmen dieser Kontakte bekanntgewor- 
den sind, machen kann. Sollten Sie an Einzelheiten 
interessiert sein, stehe ich zu einer Besprechung 
gern zur Verfügung. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 105): 

Kennt die Bundesregierung die Erfahrungen, die die Regierung 
der Vereinigten Staaten mit der von ihr verfolgten Praxis ge- 
madit hat, die Namen derjenigen Firmen zu veröffentlichen, die 
sich arabischen Boykottdrohungen beugen, und wenn ja, welche 
Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung daraus für eine 
Politik des abgestimmten Verhaltens der westlichen Industrie- 
länder? 

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse 
über Erfahrungen der Regierung der Vereinigten 


Staaten mit der Veröffentlichung von Unternehmen (Q 
vor, die Boykottforderungen arabischer Geschäfts- 
partner nadigekommen sind. 

Hinsichtlich der Möglichkeit abgestimmter Maß- 
nahmen der westlichen Industrieländer darf ich auf 
die Ausführungen verweisen, die Staatssekretär Dr. 
Rohwedder am 14. Oktober 1976 auf eine Anfrage 
des Abgeordneten Zoglmann gemacht hat (BT-Dru(i- 
sache 7/5878 S. 11 f.). 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 107): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregierung ein 
Investitionsprogramm vorbereitet, das der Verbesserung der 
der kommunalen Infrastruktur dienen und im Bedarfsfall 
abgerufen werden soll, und kann die Bundesregierung 
schon jetzt genaue Angaben darüber machen, für weldie Be- 
reiche diese Maßnahme zu erwarten ist, um den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden den Anreiz zu geben, im Bereich des Um- 
weltschutzes, der Wasserversorgung oder Erschließung von 
Verkehrswegen Schubladenprojekte anzufertigen, und wird die 
Bundesregierung darauf achten, daß diese Mittel bevorzugt in 
wirtschaftsschwachen Gebieten eingesetzt werden? 

Wie aus der Regierungserklärung vom 16. Dezem- 
ber 1976 ersichtlich, trifft es zu, daß die Bundesre- 
gierung z. Z. ein mehrjähriges öffentliches Investi- 
tionsprogramm zur Wachstums- und umweltpoli- 
tischen Vorsorge vorbereitet, über die Ausgestal- 
tung des Programms, das gemeinsam mit Ländern 
und Gemeinden vorbereitet und sobald wie möglich 
in Gang gesetzt wird, können Einzelheiten noch nicht 
dargelegt werden. Es ist an die schwerpunktmäßige 
Förderung einer Reihe zukunftsweisender öffent- 
licher Investitionen zum Ausbau einer umwelt- 
freundlichen Infrastruktur, zur Verbesserung des 
Verkehrswesens und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensbedingungen gedacht. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 108): 

Wie hat sich die Einführung des Gesetzes über die weitere 
Sicherung des Einsatzes von Gemeinschaftskohle in der Elektri- 
zitätswirtschaft (Drittes Verstromungsgesetz) nach Meinung der 
Bundesregierung bewährt, welche Mengen an Kohle wurden da- 
durch zusätzlich von den EVU's zur Stromerzeugung abgenom- 
men, und wie und in welcher Höhe sind die Mittel der Ab- 
gabe nach dem sogenannten „Kohlepfennig“ vergeben worden? 

1. Das Dritte Verstromungsgesetz hat sich nach 
Ansicht der Bundesregierung bewährt. Bei der Fest- 
legung des Einsatzziels — 33 Mio. t SKE deutsche 
Steinkohle im Durchschnitt der Jahre bis 1980, min- 
destens 30 Mio. t SKE im einzelnen Jahr — war eine 
Zuwachsrate beim Stromverbrauch von 7 Vo/a unter- 
stellt worden. Ein Einbruch im Stromverbrauch, wie 
er 1974 und 1975 eingetreten ist, mußte die Stein- 
kohlenverstromung nachhaltig beeinträchtigen. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, daß 1976 wie- 
der mehr als 29 Mio. t SKE deutsche Steinkohle in 
der Kraftwirtschaft eingesetzt worden sind — die 
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(A) genauen Zahlen werden erst Anfang Februar vor- 
liegen — und damit das Verstromungsziel in etwa 
erreicht worden ist. Dazu hat ganz wesentlich auch 
die Novelle zum Dritten Verstromungsgesetz vom 
Frühjahr 1976 beigetragen. 

2. Abgesehen von den Genehmigungspflichten für 
den Bau und Betrieb von Heizöl- und Erdgas-Kraft- 
werken, sieht das dritte Verstromungsgesetz Zu- 
schüsse für den Einsatz heimischer Steinkohle vor. 
Die Höhe der Zuschüsse bemißt sich dabei grund- 
sätzlich nach der Kostendifferenz der Stromerzeu- 
gung aus Steinkohle und Heizöl (Wärmepreisdiffe- 
renz und sonstige Betriebsmehrkosten). Auf die 
Jahre 1976/77 begrenzt, können im Einzelfall auch 
die Mehrkosten des Steinkohleneinsatzes gegen- 
über anderen Energieträgern als schwerem Heizöl, 
insbesondere Erdgas und Importkohle, ausgeglichen 
werden. Außerdem gibt es Zuschüsse zum Transport 
von Steinkohlenstrom, zum Bau neuer Steinkohlen- 
kraftwerke sowie zur Ablösung sog, Minderpreis- 
verträge der deutschen Bergbauunternehmen. 

1975 wurden an Zuschüssen insgesamt 440 Mio. 
DM gezahlt. Die Verteilung auf die einzelnen Zu- 
schußtatbestände bitte ich der Bundestags-Druck- 
sache 7/5416 zu entnehmen, die die Rechnungs- 
legung des Bundesministers für Wirtschaft enthält. 

1976 beliefen sich die Zuschüsse auf insgesamt 
1,17 Milliarden DM; davon entfielen auf den Mehr- 
kostenausgleich zum Heizöl 410 Mio. DM, auf den 
Mehrkostenausgleich zu anderen Energieträgern 
(nach der Novelle) 389 Mio, DM. Eine genaue Auf- 

[BJ Schlüsselung der Ausgaben und Einnahmen des Jah- 
res 1976 wird dem Deutschen Bundestag mit der 
Rechnungslegung für 1976 übermittelt werden. 

3. Durch die Zuschüsse zum Ausgleich der Mehr- 
kosten insbesondere gegenüber Erdgas und Import- 
kohle nach der Novelle ist 1976 ein Mehreinsatz 
von rd. 5,5 Mio. t SKE erreicht worden. Im übrigen 
läßt sich nicht quantifizieren, welchen Mehreinsatz 
das Dritte Verstromungsgesetz bewirkt hat. Dies 
hängt zunächst damit zusammen, daß der Mehr- 
kostenausgleich zum Heizöl in jedem Falle gezahlt 
wird, die Verdrängung von Heizöl also konkret nicht 
nachgewiesen werden muß. Außerdem sind auch 
schon vor 1975 Zuschüsse zur Steinkohlenverstro- 
mung gezahlt worden (nämlich nach dem Zweiten 
Verstromungsgesetz für die zwischen dem 1. Juli 
1966 und dem 3. Juni 1971 in Betrieb genommenen 
Steinkohlenkraftwerke) . 

Zumindest soviel läßt sich jedoch sagen: Wären 
die Verstromungszuschüsse nach dem Zweiten und 
Dritten Verstromungsgesetz von Anfang an nicht 
gezahlt worden, so wäre bis heute wohl nur noch 
ein geringer Einsatz heimischer Steinkohle in der 
Kraftwirtschaft übriggeblieben. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Busdifort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Glos (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 112): 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu den Problemen, denen 
sich die Nebenerwerbslandwirte gegenübersehen, die einen 
Teil des zunehmend größer werdenden harten Kerns länger- 
fristig Arbeitsloser bilden und denen wegen ihres landwirt- 
schaftlichen Eigentums kein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe zu- 
erkannt wird, und wie sollen die davon Betroffenen ihren 
Lebensunterhalt bestreiten, wofür die Erträge der Nebener- 
werbswirtschaft schon bisher nicht ausreichten? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei den ar- 
beitslosen Nebenerwerbs-Landwirten insoweit be- 
sondere Probleme vorliegen, als sie durch ihre 
landwirtschaftlichen Betriebe ortsgebunden und da- 
durch in ihrer Mobilität eingeengt sind. In diesem 
Zusammenhang muß aber darauf hingewiesen wer- 
den, daß im Interesse der Siedlungsstruktur des 
ländlichen Raumes die Nebenerwerbs-Landwirt- 
schaft erwünscht ist. 

Auch Nebenerwerbs-Landwirte haben bei Arbeits- 
losigkeit grundsätzlich Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe. Da die Arbeitslosenhilfe 
aber nur bei Bedürftigkeit zu gewähren ist, müssen 
hier wie bei allen anderen Erwerbstätigen die ge- 
samten Einkommensverhältnisse berücksichtigt wer- 
den. Die Zahl der Nebenerwerbs-Landwirte, die die 
Arbeitslosenhilfe nicht in Anspruch nehmen kann, 
ist ge.ring. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 113): 

In weldien konkreten Maßnahmen bestehen die in der Ant- O) 
wort der Bundesregierung auf meine Frage von Ende Oktober 
erwähnten „anderen Maßnahmen", die als Ersatz für die abge- 
lehnte Freistellung von der Mitverantwortungsabgabe für die 
Bergbauern gedacht sind, und ist die Bundesregierung ange- 
sichts der Tatsache, daß auch die Milcherzeuger im württem- 
bergischen Allgäu, die größtenteils nicht zum Bergbauerngebiet 
gehören, ebenfalls ohne Alternativen zur Milchproduktion und 
unter erschwerten Bedingungen arbeiten müssen, bereit, solche 
Ersatzmaßnahmen auch auf diese Milcherzeuger zu erstrecken? 

Unter den in der Antwort der Bundesregierung 
auf Ihre Anfrage von Ende Oktober genannten „an- 
deren Maßnahmen" sind die in der Richtlinie des 
Rates über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
benachteiligten Gebieten festgelegten zu verstehen. 

Zu diesen zählen vor allem 

— die Ausgleichszulage und 

— die verbesserte und erleichterte Investitionsför- 
derung. 

Da eine Freistellung von der Mitverantwortungs- 
abgabe in den Berggebieten aus den Ihnen bereits 
dargestellten Gründen nicht für zweckmäßig gehal- 
ten wird, stellt sich für außerhalb der erwähnten Re- 
gionen liegende Gebiete die Frage nach Ersatzmaß- 
nahmen für eine Freistellung nicht. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Ansicht, daß 
die spezielle Situation von Grünlandbetrieben ohne 
Alternativen zur Milchviehhaltung, zu denen auch 
die von Ihnen angesprochenen Milcherzeuger im 
württembergischen Allgäu gehören dürften, durch 
entsprechende einzelbetriebliche Kriterien berück- 
sichtigt werden sollte, wenn der Beihilfestopp für In- 
vestitionen in der Milcherzeugung, der im Rahmen 
des „Aktionsprogramms Milch" vorgesehen ist, zur 
Anwendung kommt. 
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Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 114): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durdi den Wegfall der 
elternunabhängigen Förderung von berufsvorbereitenden Maß- 
nahmen auf Grund des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. De- 
zember 1975 (Neufassung des § 40 Abs. 1 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes) einer wachsenden Zahl von nidit berufsreifen Haupt- 
und Sondersdiulabgängern der Besuch von Berufsförderungslehr- 
gängen unmöglich geworden ist, und beabsichtigt die Bundes- 
regierung angesichts der heute herrschenden Arbeitslosigkeit 
unter Jugendlichen ohne Berufsausbildung, mit Sondermaßnah- 
men (z. B. Heraufsetzung des Freibetrags für elterliche Ein- 
kommen) die berufsvorbereitenden Maßnahmen wieder finan- 
ziell so abzusichern, daß allen auf diese Weise bildungsfähigen 
Jugendlichen der Eintritt ins Arbeits- und Berufsleben ermöglicht 
werden kann? 

Vor Inkrafttreten des Haushaltsstrukturgesetzes 
hat die Bundesanstalt für Arbeit unter bestimmten 
Voraussetzungen bei der Berechnung von Berufsaus- 
bildungsbeihilfe für Teilnehmer an einem Förderungs- 
lehrgang, die in einem Wohnheim oder Internat un- 
tergebracht waren, einen Freibetrag vom Nettoein- 
kommen der Eltern in Höhe von 4 000 DM einge- 
räumt. Derartig hohe Freibeträge kamen praktisch 
einer elternunabhängigen Förderung gleich. 

Nach der geltenden Anordnung des Verwaltungs- 
rates der Bundesanstalt für Arbeit über die indivi- 
duelle Förderung dei' beruflichen Ausbildung ist 
Einkommen der Eltern auf den Bedarf für den Le- 
bensunterhalt und die Ausbildung — hierzu gehören 
nicht die Lehrgangsgebühren — anzurechnen, soweit 
folgende monatliche Freibeträge vom Nettoeinkom- 
men der Eltern überschritten werden: 

1. Für den Haushaltungsvorstand 950 DM, 

2. für den Ehegatten, sofern die Ehegatten 

nicht dauernd getrennt leben 250 DM, 

3. für jedes unverheiratete Kind mit 

Ausnahme des Auszubildenden 200 DM. 

Dieser Betrag vermindert sich um das 
Einkommen des betreffenden Kindes. 

Ist eine Unterbringung außerhalb des elterlichen 
Haushalts erforderlich, z. B. in einem Internat, er- 
höht sich der Gesamtfreibetrag um 500 DM monat- 
lich. In Ausnahmefällen kann von der Anrechnung 
des übersteigenden Einkommens bis zu einem Be- 
trag von weiteren 500 DM abgewichen werden, wenn 
dies zur Vermeidung unbilliger Härten gerechtfertigt 
ist. Soweit nach Abzug der Freibeträge die Eltern 
für den Unterhalt ihrer Kinder während einer berufs- 
vorbereitenden Maßnahme ganz oder teilweise auf- 
kommen müssen, erscheint dies zumutbar. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß eine Eigen- 
beteiligung der Eltern, obwohl diese grundsätzlich 
zumutbar ist, in manchen Fällen Probleme aufwerfen 
kann. Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Ar- 
beit hat daher in seiner Sitzung am 16. Dezember 
1976 die Freibeträge in der betreffenden Anordnung 
auch unter diesen Gesichtspunkten überprüft und 
eine Erhöhung beschlossen. Unter anderem sollen 
mit Wirkung vom 1. April 1977 die Freibeträge vom 
Elterneinkommen für den Haushaltungsvorstand und 
den Ehegatten wegen der geänderten wirtschaftli- 
chen Verhältnisse seit der letzten Anpassung der 
Freibeträge um rund 15 Vo angehoben werden. Der 


zusätzliche Freibetrag für eine Unterbringung außer- 
halb des Haushalts der Eltern soll für Teilnehmer an 
berufsvorbereitenden Maßnahmen von 500 DM auf 
900 DM überdurchschnittlich erhöht werden. 

Die neue Anordnung der Bundesanstalt für Arbeit 
bedarf noch der Genehmigung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung. Hierüber wird in ab- 
sehbarer Zeit entschieden. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Wendt (SPD) (Druck- 
sache 8/33 Frage 115): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglidikeit, durch ver- 
stärkte Vermittlungsbemühungen der Arbeitsverwaltung — etwa 
verstärkten Außendienst — zu einer Senkung der Arbeitslosen- 
ziffern zu kommen, wie dies beispielsweise im Arbeitsamtsbe- 
zirk Sündern mit einer Arbeitslosenquote von 0,4 ®/o geschieht? 

Die Bundesregierung und die Bundesanstalt für 
Arbeit halten intensive Vermittlungsbemühungen 
für einen wichtigen Beitrag zum Abbau der Arbeits- 
losigkeit und zur Wiedereingliederung der Arbeits- 
losen in das Berufsleben. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat 
deswegen in mehreren Weisungen die Verpflichtung 
der Vermittlungs- und Beratungsfachkräfte der Ar- 
beitsverwaltung zur regen Außendiensttätigkeit be- 
tont. 

Die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit 
wurden von ihm außerdem wiederholt, zuletzt mit pj 
Runderlaß vom 5. Juli 1976, aufgefordert, ihre Ver- 
mittlungsbemühungen allgemein zu verstärken. 

Die Führungskräfte der Arbeitsämter wurden mit 
besonderem Erlaß auf ihre Pflicht zur verstärkten 
Dienst- und Fachaufsicht in Zeiten verhältnismäßig 
hoher Arbeitslosigkeit aufmerksam gemacht und 
angewiesen, personelle Vorkehrungen zu treffen 
oder organisatorische Anpassungen vorzunehmen 
und dabei die in den Stellenplänen und Haushaltser- 
mächtigungen liegenden Möglichkeiten für den Per- 
sonalansatz voll auszuschöpfen. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat 
jedoch in seiner von mir erbetenen Stellungnahme 
zu Ihrer Frage darauf hingewiesen, daß die gegen- 
wärtige Arbeitsbelastung, die insbesondere durch 
die hohe Zahl von Arbeitslosen gekennzeichnet ist 
und die zur Sicherung der Lohnersatzleistungen Ver- 
waltungsarbeiten von Mitarbeitern der Vermitt- 
lungsabteilungen erforderlich macht, die Durchfüh- 
rung des Außendienstes in dem notwendigen Um- 
fang nicht immer zuläßt. 

Die Bundesregierung ist weiterhin bemüht, die 
Vermittlungsdienste zu aktivieren. Sie hat u. a. den 
Haushaltsplan der Bundesanstalt für Arbeit für das 
Jahr 1977 genehmigt, der eine erhebliche Vermeh- 
rung der Planstellen für Vermittler vorsieht. In die- 
sem Zusammenhang möchte ich auch auf das Ar- 
beitsmarktprogramm der Bundesregierung vom 
10. November 1976 hinweisen. Das Programm stellt 
den Vermittlern zusätzliche regionale und sektorale 
Mobilitätshilfen und Eingliederungsbeihilfen zugun- 
sten der Vermittlung Arbeitsloser zur Verfügung. 
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Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Leidit (CDU/CSU) 
(Drucksadle 8/33 Fragen 116, 117, 118 und 119): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung aus der von ihr vorge- 
sehenen Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung auf 3 400 DM ein Beitragsmehrauf- 
kommen von etwa 2 V 2 Milliarden DM jährlich erwartet, und ist 
bei dieser Schätzung davon ausgegangen, daß die bisherigen 
Versicherten, die mehr als 2 550 DM monatlich verdienen, auch 
nach Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze Mitglieder der 
gesetzlichen Krankenversicherung bleiben? 

Schließt die Regierung für den Fall, daß als Folge der Anhe- 
bung der Beitragsbemessungsgrenze ab 1. Juli 1977 eine erheb- 
liche Zahl von Versicherten die gesetzliche Krankenversiche- 
rung verlassen und in eine private Krankenversicherung eintre- 
ten, eine Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze in der Kran- 
kenkasse aus? 

Schließt die Regierung aus, daß als Folge der vorgesehenen 
Senkung der Zuschüsse der Träger der Rentenversicherung für 
die Krankenversicherung der Rentner auch die Beitragssätze zur 
Krankenversicherung erhöht werden? 

Welche Folgen hat die Verringerung der Zuschüsse der Trä- 
ger der Rentenversicherung an die Krankenversicherung der 
Rentner für diejenigen Rentner, die von der Befreiungspflicht in 
der gesetzlichen Krankenversicherung durch Eintritt in die pri- 
vate Krankenversicherung oder durch freiwillige Versicherung 
Gebrauch gemacht haben und die unmittelbar einen Beitragszu- 
schuß (ab 1. Januar 1977 von 145 DM) erhalten? 


Die von Ihnen aufgeworfenen Fragen sind zur Zeit 
Gegenstand von Beratungen in der Bundesregierung, 
die noch nicht abgeschlossen sind. Die Bundesregie- 
rung wird zu gegebener Zeit im Rahmen eines Ge- 
setzgebungsvorschlages und seiner Begründung zu 
den Fragen Stellung nehmen. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Althammer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 120): 


Trifft es zu, daß die Vertreterversammlung der Bundesver- (C) 
Sicherungsanstalt für Angestellte als höchstes Gremium einstim- 
mig von der Bundesregierung die Begleichung aller ihrer Schul- 
den gegenüber der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
verlangt hat, und wie rechtfertigt die Bundesregierung ange- 
sichts dessen ihre früheren auf meine Anfragen gegebenen Aus- 
künfte, daß eine Notwendigkeit dafür nicht ersichtlich sei? 

Es trifft zu, daß die Vertreterversammlung der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte die 
Bundesregierung aufgefordert hat, als erste Maß- 
nahme die Schuldverpflichtungen des Bundes gegen- 
über der gesetzlichen Rentenversicherung in voller 
Höhe zu begleichen, um dadurch zur Sicherung der 
Liquidität des Jahres 1977 beizutragen. 

Die Bundesregierung hält demgegenüber an ihrer 
Auffassung fest, daß eine vorzeitige Begleichung 
aller Schuldverpflichtungen des Bundes gegenüber 
der gesetzlichen Rentenversicherung zur Sicherung 
der Liquidität der Rentenversicherungsträger im 
Jahre 1977 nicht notwendig ist. Der Rentenanpas- 
sungsbericht 1977 wird hierüber nähere Informa- 
tionen enthalten. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 121): 

Wie ho(± waren die Beitragseinnahmen der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in den einzelnen Monaten dieses Jahrs absolut 
und im Verhältnis zu den entsprechenden Einnahmen des Vor- 
jahrs? 

Die von Ihnen gewünschten Angaben über die 
Beitragseinnahmen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen im Jahre 1976 bitte ich der beigefügten 
Tabelle zu entnehmen. 

Für den Monat Dezember 1976 liegen die Ergeb- 
nisse noch nicht vor. 


Die Beitragseinnahmen der gesetzlichen Rentenversicherungen 1976 


Monat 

ArV 

AnV 

ArV + AnV zusammen 

KnRV 

Millionen 

DM 

1975 = 100 

Millionen 

DM 

1975 = IOC 

Millionen 

DM 

1975 = 100 

Millionen 

DM 

1975 = 100 

Januar 

3 651,8 

102,5 

3 467,4 

107,9 

7 119,2 

105,1 

149,6 

114,1 

Februar 

3 292,8 

105,4 

2 846,9 

113,4 

6 139,7 

109,0 

142,0 

101.4 

März 

3 043,1 

104,6 

3 024,5 

117,3 

6 067,6 

110,6 

140,4 

106,0 

April 

3 207,1 

103,0 

3 169,8 

100,1 

6 376,9 

101,5 

141,6 

104,0 

Mai 

3 761,7 

111,6 

2 958,5 

106,2 

6 720,2 

109,2 

141,2 

100,8 

Juni 

3 529,4 

103,0 

3 164,9 

110,2 

6 694,3 

106,3 

140,9 

95,0 

Juli 

3 702,7 

107,5 

3 191,8 

105,3 

6 894,5 

106,4 

147,1 

97,0 

August 

3 848,8 

108,4 

3 312,9 

113,7 

7 161,7 

110,8 

151,6 

102,2 

September 

3 636,0 

107,8 

2 965,2 

108,7 

6 601,2 

108,2 

150,2 

104,6 

Oktober 

3 573,2 

107,1 

2 974,3 

101,3 

6 547,5 

104,4 

148,3 

103,8 

November 

3 839,3 

109,5 

3 319,5 

118,1 

7 158,8 

113,3 

197,9 

105,0 

Dezember 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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(A) Anlage 37 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Hasinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 122 und 123): 

Hält es die Bundesregierung für sinnvoll und mit dem Gleidi- 
heitssatz vereinbar, daß ausländisdie Arbeitnehmer aus NiAt- 
EWG-Ländern, die mit einer Deutschen verheiratet sind, keine 
Arbeitsgenehmigung erhalten, wodurch dann oft die Ehefrau den 
Unterhalt der Familie bestreiten muß, und wenn nein, welche 
Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß koreanische 
Krankenschwestern mit Dreijahresverträgen, die nicht verlängert 
werden, in Deutschland arbeiten und diese Schwestern nach 
Ablauf der Verträge keine Arbeitsmöglichkeit mehr haben, son- 
dern Arbeitslosengeld beziehen, und wenn nein, welche Folge- 
rungen wird sie daraus ziehen? 

Zu Frage 122: 

Ausländische Arbeitnehmer, die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaf- 
ten sind, benötigen ■ — unabhängig davon, ob sie 
mit einem deutschen Ehepartner verheiratet sind 
oder nicht — aufgrund der EG-Freizügigkeitsrege- 
lung zur Arbeitsaufnahme im Bundesgebiet keine 
Arbeitserlaubnis. Allen anderen ausländischen Ar- 
beitnehmern, die mit einem deutschen Ehepartner 
verheiratet sind und ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Bundesgebiet haben, ist die Arbeitserlaub- 
nis unabhängig von Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarkts zu erteilen. 

Sollten Ihnen Fälle bekannt geworden sein, in 
denen ausländischen Arbeitnehmern, die mit einem 
deutschen Staatsbürger verheiratet sind, eine Ar- 
jgj beitserlaubnis nicht erteilt worden ist, bitte ich, mir 
Einzelheiten darüber mitzuteilen, damit ich der An- 
gelegenheit nachgehen kann. 

Zu Frage 123: 

Aufgrund einer im Jahre 1971 zwischen der 
deutschen Krankenhausgesellschaft und der Korean 
Overseas Development Corporation getroffenen 
Verfahrensabsprache werden die Arbeitsverträge 
koreanischer Krankenpflegekräfte, die zur Arbeits- 
aufnahme in die Bundesrepublik Deutschland ein- 
reisen, für die Dauer von drei Jahren abgeschlos- 
sen. Dieser Zeitraum schien angemessen, weil einer- 
seits angesichts des akuten Personalmangels in 
deutschen Krankenhäusern mindestens für diese 
Zeit Beschäftigungsmöglichkeiten für koreanische 
Krankenpflegekräfte bestanden, andererseits die 
deutschen Krankhäuser wegen der vertraglichen 
Übernahme der hohen Anreisekosten Wert darauf 
legten, daß die koreanischen Krankenpflegekräfte 
längere Zeit bei ihnen beschäftigt blieben. 

Die Arbeitsverträge der koreanischen Kranken- 
pflegekräfte können nach Ablauf der drei Jahre 
verlängert werden, wenn Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarkts dies zulassen. Ist die Verlänge- 
rung der Arbeitserlaubnis im Einzelfall wegen der 
Verfügbarkeit deutscher oder ihnen gleichgestellter 
ausländischer Krankenpflegekräfte nicht möglich, 
haben die koreanischen Krankenschwestern — wie 
andere ausländische Arbeitnehmer — unter den üb- 
lichen Voraussetzungen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld. Während des Bezugs des Arbeitslosengeldes 


bemühen sich die Dienststellen der Bundesanstalt (Q 
für Arbeit, die koreanischen Krankenpflegekräfte 
erneut — auch überregional — in ein Arbeitsver- 
hältnis zu vermitteln. 

Wegen der veränderten Arbeitsmarktlage sind in 
den beiden letzten Jahren nur noch wenige korea- 
nische Krankenpflegekräfte zur Arbeitsaufnahme in 
die Bundesrepublik Deutschland eingereist. Die 
Bundesanstalt für Arbeit prüft, bevor sie ihre Zu- 
stimmung zur Anwerbung koreanischer Kranken- 
pflegekräfte erteilt, unter Anlegung strenger Maß- 
stäbe, ob der zu besetzende Arbeitsplatz nicht von 
einer deutschen oder auch arbeitslosen koreanischen 
Krankenpflegekraft eingenommen werden kann. Im 
ersten Halbjahr 1976 hat die Bundesanstalt für 
Arbeit nur noch der Anwerbung von 26 koreani- 
schen Krankenpflegekräften zugestimmt. 


Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 124) 

Welche finanziellen Mittel hat die Bundesregierung im Jahr 
1976 (einschl. Bundestagswahlkampf) aufgewandt, um die Öffent- 
lichkeit über die Lage der Rentenversicherung zu informieren? 

Im Rahmen ihrer Informationspflicht hat die Bun- 
desregierung im Jahre 1976 selbstverständlich auch 
über Fragen der Rentenversicherung die Öffentlich- 
keit in den verschiedensten Medien informiert. Im 
allgemeinen jedoch haben solche Fragen nur im 
Zusammenhang mit der Information über andere 
wichtige Themen eine Rolle gespielt. Insoweit ist 
eine Feststellung der Höhe der finanziellen Mittel, 
die ausschließlich für Informationen über Fragen 
der Rentenversicherung aufgewendet wurden, nicht 
möglich. 

Zwei Publikationen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung sowie fünf Anzeigen und 
ein Film des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung hatten 1976 nahezu ausschließlich 
Informationen über die Rentenversicherung, wie 
z. B. über das System der Rentenversicherung, über 
die Rentenerhöhungen von 1969 bis 1976, über die 
flexible Altersgrenze, über die Veränderungen in 
der Rentenversicherung seit 1972 sowie über die 
Lage der Rentenversicherung zum Inhalt. Für diese 
Veröffentlichungen sind von der Bundesregierung 
im Jahre 1976 finanzielle Mittel in Höhe von . 
589 430, — DM aufgewendet worden. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün- 
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 125): 
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In weldier Weise und zu welchem Umrechnungskurs werden 
Kriegsopferrenten an Berechtigte in der CSSR bezahlt? 

Für die Durchführung der Versorgung der in der 
Tschechoslowakei lebenden Kriegsopfer ist das Ver- 
sorgungsamt Fulda zuständig. Dieses Amt führt den 
einzelnen Berechtigten die jeweils in Betracht kom- 
menden Leistimgen über die Deutsche Bundesbank 
und die Tschechoslowakische Handelsbank in Prag 
zu. Die Handelsbank leitet die ihr zugegangenen 
Beträge an die Verrechnungs- und Kontrollzentrale 
der Post in Prag weiter. Diese Stelle gibt für den 
zum offiziellen Umrechnungskurs (zur Zeit: 1 DM = 
2,30 tschechoslowakische Kronen) ermittelten Ge- 
genwert in Kronen sog. Tuzex-Bons aus, die den 
einzelnen Berechtigten von der Post durch Wert- 
brief unter Einschreiben zugestellt werden. Diese 
Bons berechtigen zum Einkauf in Tuzex-Geschäften, 
die Waren führen, die sonst nicht oder nur zu be- 
sonders hohen Preisen erhältlich sind. Der Vorteil 
für Empfänger von Tuzex-Bons liegt auch darin, daß 
der Kaufkraftwert der in den Bons ausgewiesenen 
Kronenbeträge etwa dem Vier- bis Fünffachen des 
Wertes einer Krone entspricht. Damit erhalten 
Kriegsopfer in der Tschechoslowakei im Ergebnis 
einen Gegenwert der deutschen Leistung, der erheb- 
lich über dem sonst für nichtkommerzielle Zahlun- 
gen vorgesehenen Umrechnungskurs (zur Zeit: 
1 DM = 4,60 tschechoslowakische Kronen) liegt. 

Dem Versorgungsamt Fulda sind bisher keine Ein- 
wendungen von Kriegsopfern gegen das von 
tschechoslowakischer Seite gehandhabte Verfahren 
der Aushändigung von Tuzex-Bons bekanntgewor- 
den. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Nordlohne (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 126 und 127): 

Welches ist das Ergebnis der ersten Kabinettsitzung dieses 
Jahrs, die am 5. Januar 1977 unter Vorsitz des Bundesarbeits- 
ministers Dr. Ehrenberg in nur vier Minuten «zügig und schnell" 
abgewickelt wurde und auf deren Tagesordnung nach Angaben 
des Regierungssprechers Grünewald nichts stand, was hätte be- 
schlossen werden müssen? 

Sieht auch die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen 
der Feststellung des Bundeskanzlers in seiner Ansprache zum 
Jahreswechsel 1976/1977 „Wir haben Probleme. Das Schwierigste 
darunter ist nach wie vor die Arbeitslosigkeit, die wir entschie- 
den und mit allen Mitteln bekämpfen müssen.“ und dem Tat- 
bestand, daß die vom neuen Bundesarbeitsminister Dr. Ehren- 
berg in Anwesenheit der zuständigen Staatssekretäre geleitete 
erste Kabinettsitzung dieses Jahrs nur vier Minuten dauerte 
und die am selben Tag von der Bundesanstalt für Arbeit be- 
kanntgegebene neueste Arbeitsmarktentwicklung mit 1 089 900 
Arbeitslosen, 213 800 Kurzarbeitern und 186 000 offenen Stellen 
per 31, Dezember 1976 nicht einmal zur Kenntnis genommen 
wurde, und wenn ja, wie gedenkt die Bundesregierung den Bür- 
gern unseres Landes diesen Widerspruch zu erklären? 

In Beantwortung Ihrer beiden Fragen darf ich 
darauf hinweisen, daß die Dauer der Kabinettsitzung 
am 5. Januar 1977 nicht im Widerspruch zu der von 
Ihnen zitierten Äußerung des Herrn Bundeskanzlers 
zum Jahreswechsel und zur Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes im Dezember 1976 steht. 


Bereits in der Regierungserklärung des Bundes- (Q 
kanzlers vom 16. Dezember 1976 wurden die Grund- 
züge der Wirtschafts- und Besdiäftigungspolitik 
der Bundesregierung deutlich gemacht. Insbesondere 
wurde ein mehrjähriges öffentliches Investitions- 
programm zur wachstumspolitischen Vorsorge, das 
gerade auch dem weiteren Abbau der Arbeitslosig- 
keit dienen wird, angekündigt. Schon im November 
1976 wurde ein zusätzliches arbeitsmarktpolitisches 
Programm im Gesamtumfang von rund 1,6 Milliar- 
den DM eingeleitet. 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit im Dezember 
1976 hatte überwiegend saisonale Ursachen. Obwohl 
der Wintereinbruch ausgeprägter als in den Vor- 
jahren war, lag die Arbeitslosenzahl im Dezember 
1976 um 133 000 und die Kurzarbeiterzahl um 535 000 
niedriger als im Dezember 1975. Dies zeigt, daß die 
allgemeine Tendenz zur schrittweisen Besserung der 
Arbeitsmarktlage generell nicht unterbrochen 
wurde. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Sdirift- 
lidie Frage des Abgeordneten Dr. Sdiöfberger (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 128); 

Reichen nach Ansicht der Bundesregierung die Mittel und Sank- 
tionen des geltenden Betriebsverfassungsrechts aus, um ein Un- 
ternehmen zu zwingen, einen Betriebsrat zuzulassen, oder wel- (D) 
che Gesetzesinitiative wird die Bundesregierung gegebenenfalls 
ergreifen? 

Die Bildung eines Betriebsrats ist nicht von einer 
Zulassung des Arbeitgebers abhängig; sie ist viel- 
mehr allein Sache der Arbeitnehmer des Betriebes 
bzw. der in ihm vertretenen Gewerkschaften. 

Zahlreiche Vorschriften des neuen Betriebsverfas- 
sungsgesetzes (BetrVerfG) dienen dem Ziel, die Bil- 
dung und das Tätig werden eines Wahlvorstands — 
der die Wahl einzuleiten und durchzuführen hat — 
zu gewährleisten (§§ 16 ff. BetrVerfG) und eine un- 
gestörte Wahl des Betriebsrats zu sichern. So haben 
z. B. die im Betrieb vertretenen Gewerkschaften ein 
Antragsrecht auf Bestellung des Wahlvorstands 
durch das Arbeitsgericht und in betriebsratslosen 
Betrieben ferner ein eigenes Wahlvorschlagsrecht. 
Außerdem ist vorgesehen, daß das Arbeitsgericht 
auch betriebsfremde Mitglieder einer im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaft zu Mitgliedern des Wahl- 
vorstands berufen kann. 

§ 20 BetrVerfG verbietet ausdrücklich jede Behin- 
derung oder Beeinflussung der Wahl eines Betriebs- 
rats. Eine Verletzung dieses Verbotes kann mit Frei- 
heitsstrafe bis zu einem Jahr und/oder Geldstrafe 
geahndet werden (§ 119 Abs. 1 Nr. 1 BetrVerfG). 
Rechtsgeschäftliche Maßnahmen, die diesem Verbot 
widersprechen, sind nichtig. 

Wahlbewerber und Mitglieder des Wahlvorstands 
genießen einen besonderen Kündigungsschutz, nach 
dem eine ordentliche Kündigung generell unzuläs- 
sig und eine außerordentliche Kündigung nur mit 
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' ^ Zustimmung des Betriebsrats bzw. des Arbeitsge- 
richts zulässig ist (§15 Abs. 3 bis 5 Kündigungs- 
schutzgesetz, § 103 BetrVerfG). 

Nach Ansicht der Bundesregierung reichen die ge- 
setzlichen Vorschriften in der Regel aus, um in be- 
triebsratspflichtigen Betrieben auch tatsächlich Be- 
triebsräte bilden zu können. Nach den Angaben der 
Gewerkschaften sind bei den letzten regelmäßigen 
Betriebsratswahlen 1975 in mehr als 34 000 Betrie- 
ben Betriebsräte gewählt worden. Die Zahl der Be- 
triebe, in denen Betriebsräte bestehen, hat sich da- 
mit gegenüber den vorletzten regelmäßigen Be- 
triebsratswahlen 1972 um annähernd 5 000 und 
gegenüber den Betriebsratswahlen 1968 um rund 
9 000 erhöht. Die Bundesregierung wird die Anwen- 
dung des Gesetzes auch künftig allgemein auf etwa 
notwendig erscheinende weitere Verbesserungen 
sorgfältig beobachten. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 130) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Studie des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforsdiung in Nürnberg, in der darge- 
legt wird, daß eine generelle Verkürzung der Arbeitszeit um ein 
Prozent einen zusätzlichen Arbeitskräftebedarf von rund 250 000 
Personen zur Folge haben würde, bzw. wie steht sie allgemein 
zu der Frage, die Vollbeschäftigung durch Arbeitszeitverkür- 
zung wiederzuerlangen? 

In der von Ihnen erwähnten Studie aus dem Insti- 
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun- 
desanstalt für Arbeit („Mögliche Auswirkungen der 
letzten Rezession auf die Arbeitsmarktentwicklung 
bis 1990", in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, Heft 3/1976) wird dargelegt, in 
welchem Umfang sich der vorausgeschätzte Arbeits- 
kräftebedarf durch zusätzliche, über den unterstell- 
ten Trend hinausreichende Arbeitszeitverkürzun- 
gen erhöhen könnte. Dieser — wie in der Studie aus- 
drücklich betont wird — rein rechnerischen Betrach- 
tungsweise liegt die Annahme zugrunde, daß sich 
bei derartigen zusätzlichen Arbeitszeitverkürzun- 
gen das Wachstum der Produktion nicht vermindert 
und die Zunahme der Arbeitsproduktivität nicht er- 
höht. 

Die Autoren der Studie weisen zu Recht auf die 
Problematik dieser Annahme und auf die Schwie- 
rigkeit hin, Arbeitszeitverkürzungen so zu gestalten, 
daß negative Beschäftigungswirkungen als Folge 
verminderten Wachstums und verstärkten Produk- 
tivitätsfortschritts vermieden werden. Da nur im 
Wege tariflicher Vereinbarungen diese Gestaltungs- 
schwierigkeiten hinreichend betriebsnah und damit 
befriedigend gelöst werden können, sollte die Frage 
zusätzlicher, beschäftigungspolitisch motivierter 
Arbeitszeitverkürzungen dem Verantwortungs- und 
Handlungsbereich der Tarifparteien überlassen 
bleiben. 


Deshalb konzentriert sich die Politik der Bundes- (^) 
regierung auf eine positive Bewältigung der Be- 
schäftigungsprobleme durch Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 131): 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Novellierung des 
Mitbestimmungsgesetzes den von Prof. Michael Kittner in der 
Frankfurter Rundschau vom 22. Dezember 1976 vorgebrachten 
Vorschlag zu realisieren, die volle Mitbestimmung des Betriebs- 
rats bei Kündigungen zu verankern? 

Die Beteiligungsrechte des Betriebsrats und die 
Rechtsposition des einzelnen Arbeitnehmers bei 
einer Kündigung durch den Arbeitgeber sind an- 
läßlich der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 
1972 eingehend erörtert und erheblich verbessert 
worden. Bei allen Kündigungen ist nunmehr ein 
zwingendes Anhörungsrecht des Betriebsrats vorge- 
sehen. Außerdem enthält das Gesetz bei ordent- 
lichen Kündigungen einen Katalog über weitge- 
hende Gründe, die den Betriebsrat zum Widerspruch 
gegen die Kündigung berechtigen. Widerspricht der 
Betriebsrat der Kündigung, so ist der Arbeitnehmer, 
der Kündigungsschutzklage erhoben hat, auf sein 
Verlangen grundsätzlich bis zum rechtskräftigen 
Abschluß des Kündigungsschutzprozesses zu unver- 
änderten Arbeitsbedingungen weiter zu beschäfti- 
gen. Ferner kann durch Betriebsvereinbarung die 
Kündigung von der Zustimmung des Betriebsrats 
abhängig gemacht werden. 

Die weitergehenden Vorstellungen des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes über eine noch stärkere Be- 
teiligung des Betriebsrats bei Kündigungen konnten 
bei der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 
nicht verwirklicht werden. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß nun- 
mehr zunächst Erfahrungen gesammelt werden soll- 
ten, ob die geltenden gesetzlichen Vorschriften den 
zu berücksichtigenden Interessen der Arbeitnehmer 
gerecht werden. Die Bundesregierung beobachtet 
diese Erfahrungen aufmerksam. Gegenwärtig plant 
die Bundesregierung keine Änderung des Betriebs- 
verfassungsgesetzes. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Büchner (Speyer) 
(SPD) (Drucksache 8/33 Fragen 132 und 133): 

Wie viele Zivildienstleistende haben bisher ihren Dienst in 
den Sportorganisationen abgeleistet, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung die gewonnenen Erfahrungen? 
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Ist die Bundesregierung bereit, die Tätigkeit von Zivildienst- 
leistenden auch in den Sportorganisationen nodi mehr als bisher 
zu fördern und dabei die Aufmerksamkeit besonders auf die 
Bereiche zu richten, wo der Sport als Beitrag zur Lebenshilfo von 
besonderer Bedeutung ist? 

In den als Beschäftigungsstellen des Zivildienstes 
anerkannten Sportorganisationen sind zur Zeit 
15 Zivildienstleistende beschäftigt. Zu diesen Orga- 
nisationen wurden erstmalig Zivildienstleistende im 
Februar 1976 einberufen. Die Dienstzeit dieser 
Dienstleistenden endet im Mai 1977. Sowohl der 
Deutsche Sportbund als auch die Bundesregierung 
beurteilen die aus dem Versuch gewonnenen Erfah- 
rungen sehr positiv. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be- 
merken: Die Bundesregierung ist grundsätzlich 
bereit, Beschäftigungsmöglichkeiten für Zivildienst- 
leistende im Sportbereich auszuweiten. Sie ist 
jedoch der Auffassung, daß dies erst dann gesche- 
hen sollte, wenn die Dienstplätze für Zivildienst- 
leistende in den herkömmlichen Bereichen, wie zum 
Beispiel in Krankenhäusern, Altenpflegeeinrichtun- 
gen sowie im Krankentransport und Unfallrettungs- 
dienst, weitgehend besetzt werden können. Dies 
schließt jedoch nicht aus, daß Zivildienstleistende 
mehr als bisher in Bereichen tätig werden, in denen 
Sport als Beitrag zur Lebenshilfe von Bedeutung ist. 
So ist der Bundesbeauftragte für den Zivildienst z. Z. 
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Behinderten- 
sportverband bemüht, auch den Bereich des Behin- 
dertensports für den Zivildienst zu erschließen. 

Die bereits vorhandenen Beschäftigungsmöglich- 
keiten im Altensport sollen erweitert werden. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 134): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang die Ren- 
tenversicherungsträger ihre Rücklagen im sozialen Wohnungsbau 
eingesetzt haben und zu welchen Zinssätzen und welche Fol- 
gen die Abschmelzung der gesetzlichen Rücklagen auf einen 
Monat und der daraus sich ergebende Rückzug der Rentenver- 
sicherungsträger aus dem sozialen Wohnungsbau für die Miet- 
höhen der nach dem sozialen Wohnungsbau errichteten Woh- 
nungen haben würde? 

Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten haben zusammen rund 5,5 Milliar- 
den DM ihrer Rücklage als Investitionen im Woh- 
nungsbau angelegt. Davon sind rund 4,6 Milliarden 
DM (ArV: rund 0,9 Milliarden DM; AnV; rund 3,7 
Milliarden DM) als Hypothekendarlehen an Einzel- 
siedler, Wohnungsbauges^llschaften und zum Alten- 
heimbau gewährt worden; der Zinssatz , beträgt 
durchweg etwa 5,5 v. H. Als Darlehen an öffentliche 
Unternehmen und Kreditinstitute für Zwecke des 
Wohnungsbaus haben die o. g. Versicherungsträger 
zusammen rund 0,9 Milliarden DM (ArV: rund 0,2 
Milliarden DM; AnV: rund 0,7 Milliarden DM) an- 


gelegt; der Zinssatz beträgt bei diesen Darlehen (U) 
zwischen 4 und 8 v. H. 

Auch bei einer weiteren Inanspruchnahme der 
Rücklage, die zur Zeit rund 35,8 Milliarden DM be- 
trägt, wird eine vorzeitige Auflösung oder ander- 
weitige Liquidisierung dieser Darlehen nach dem 
derzeitigen Erkenntnisstand nicht erforderlich wer- 
den. Die von Ihnen angesprochenen Auswirkungen 
werden daher schon aus diesem Grunde nicht ein- 
treten. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 135): 

Was hat die Bundesanstalt für Arbeit veranlaßt, über andere 
Lösungen des Beschäftigungsproblems nachzudenken, die auf 
eine Umverteilung und Verwaltung des Mangels hinauslau- 
fen, statt der Bundesregierung zu empfehlen, die erforderlichen 
Maßnahmen für die Schließung der Investitionslücke in Gestalt 
eines Abbaus übermäßiger Belastung zu treffen, die für die 
mangelnde Investitionsfähigkeit und -Bereitschaft in entschei- 
dendem Maße verantwortlich ist? 

Es handelt sich bei den von Ihnen erwähnten 
Überlegungen um Ergebnisse von Studien aus dem 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit. Ihre Autoren legen u. a. CDJ 
dar, wie sich bei rein rechnerischer Betrachtungs- 
weise der vorausgeschätzte Arbeitskräftebedarf er- 
höhen könnte, wenn das Arbeitsvolumen durch ver- 
schiedene Maßnahmen vermindert würde. Dabei 
wird auch die Schwierigkeit gesehen, die Maßnah- 
men so zu gestalten, daß negative Beschäftigungs- 
wirkungen als Folge verminderten Wirtschafts- 
wachstums und verstärkten Produktivitätsfortschritts 
nicht zustande kommen. Im übrigen möchte ich dar- 
auf hinweisen, daß es nicht zu den Aufgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit gehört, der Bundesregie- 
rung Empfehlungen in Sachfragen der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik zu erteilen, die außerhalb ihres 
im Arbeitsförderungsgesetz festgelegten Aufgaben- 
bereichs liegen. 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 137): 

Hält die Bundesregierung unter Berüdcsiditigung der auf eine 
Legalisierung sogenannter Warnstreiks hinauslaufenden Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts, die eine Sanktion durch 
Entlassung ausdrücklich untersagt, die rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung der Tarifvertragspartner im Arbeitskampfrecht 
noch für gegeben, und zu welchen Überlegungen gibt dies der 
Bundesregierung Anlaß? 
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Die Bundesregierung nimmt an, daß Sie sich auf 
das Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 17. De- 
zember 1976 — 1 AZR 605/75 — beziehen. Nach der 
vom Bundesarbeitsgericht am gleichen Tage heraus- 
gegebenen Presseinformation und Veröffentlichun- 
gen in der Tagespresse liegt der gerichtlichen Ent- 
scheidung ein etwa zweistündiger, von der zuständi- 
gen Gewerkschaft getragener Warnstreik zur Unter- 
stützung der gewerkschaftlichen Verhandlungsposi- 
tion bei Tarifverhandlungen zugrunde. Die schrift- 
lichen Urteilsgründe liegen der Bundesregierung 
noch nicht vor. Sie sieht sich außerstande, vor Kennt- 
nis und Prüfung der Urteilsgründe zu dem Urteil 
Stellung zu nehmen. Es läßt sich daher zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht übersehen, welche Bedeu- 
tung dem genannten Urteil im Zusammenhang mit 
der bisherigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge- 
richts zum Arbeitskampfrecht beizumessen ist. Le- 
diglich ergänzend möchte ich erwähnen, daß nach 
den im Schrifttum vertretenen Auffassungen schon 
bisher sogenannte Warnstreiks nicht generell als 
rechtswidrig bezeichnet werden, namentlich wenn sie 
nach Ablauf der tarifvertraglichen Friedenspflicht 
durchgeführt werden. 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
(B) liehe Frage des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) 
(Drucksache 8/33 Frage 138): 

Teilt die Bundesregierung die von verschiedenen Seiten vor- 
gebrachten Prognosen von einem bleibenden „Sockel" von 
500 000 Arbeitslosen bis 800 000 Arbeitslosen, oder sieht sie in 
den eingeleiteten arbeitsmarktpolitisdien Maßnahmen eine aus- 
reichende Möglichkeit, die Arbeitslosigkeit weiter abzubauen? 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Wie- 
derherstellung und Sicherung der Vollbeschäftigung 
ist eine der vorrangigen Aufgaben der Bundesregie- 
rung in der 8. Legislaturperiode. Der Arbeitsmarkt- 
politik fällt daher bei der Bewältigung der beschäf- 
tigungspolitischen Aufgaben eine wichtige Rolle zu. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf das Son- 
derprogramm der Bundesregierung vom 10. Novem- 
ber 1976 hinweisen, das insgesamt 1,5 Milliarden 
DM zusätzlich für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
zur Verfügung stellt. Die Hilfen nach diesem Pro- 
gramm dienen vor allem der Eingliederung der Pro- 
blemgruppen des Arbeitsmarktes und tragen dazu 
bei, daß offene Stellen leichter und schneller mit 
Arbeitslosen besetzt werden können. Damit begün- 
stigen sie auch den Abbau der Gesamtarbeitslosig- 
keit. 

Um zu einem nachhaltigen Abbau der Arbeits- 
losigkeit beizutragen, wird — wie der Herr Bundes- 
kanzler in der Regierungserklärung vom 16. Dezem- 
ber 1976 angekündet hat — im Jahre 1977 ein 
mehrjähriges öffentliches Investitionsprogramm zur 
wachstumspolitischen Vorsorge bereitgestellt. Die 
Bundesregierung teilt daher nicht die Auffassung, 
daß mit einer bleibenden Arbeitslosenzahl in der 
Größenordnung um 800 000 gerechnet werden muß. 


Anlage 49 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretär Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 140 und 141): 

Wie hat sich der kostendeckende Zuschuß des Bundes zur 
Krankenversicherung der landwirtschaftlichen Altenteiler je Per- 
son vom Inkrafttreten des Gesetzes über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte bis jetzt entwickelt? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren Standpunkt zum Bei- 
tragszuschuß für privatkrankenversicherte Altenteiler im Hin- 
blidc auf sein zu erwartendes Absinken infolge der geplanten 
Reduzierung der Leistungen der Rentenversicherung für die 
Krankenversicherung der Rentner zu überprüfen? 

Die Zuschüsse des Bundes zur Krankenversiche- 
rung der Landwirte haben sich seit dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes am 1. Oktober 1972 je Altenteiler 
folgendermaßen entwickelt: 

1972 (ab Oktober) 88,— DM 

1973 1 098,— DM 

1974 1 338,— DM 

1975 1 632,— DM 

1976 (vorläufig) 1 747,— DM. 

Der von Ihnen im zweiten Teil Ihrer Frage ange- 
sprochene Komplex ist z. Zt. Gegenstand von Bera- 
tungen innerhalb der Bundesregierung. Die Bundes- 
regierung wird in Kürze im Rahmen eines Gesetzes- 
vorschlags und seiner Begründung zu den Fragen 
Stellung nehmen. p) 


Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Fellermaier 
(SPD) (Drucksache 8/33 Fragen 144 und 145): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Verwaltungsakt aufzu- 
heben, demzufolge die Angehörigen der kürzlich im Landkreis 
Günzburg durch einen Flugzeugabsturz der Luftwaffe tödlich 
verunglückten fünf Soldaten das Weihnachtsgeld zurückzahlen 
müssen, und ist sie weiterhin bereit, im Wege einer Härtefall- 
regelung den betroffenen Angehörigen unverzüglich und unbüro- 
kratisch das Weihnachtsgeld zu gewähren? 

Falls die Bundesregierung die Frage 144 verneinen sollte, ist 
sie dann bereit, das Weihnachtsgeld in die Schadensausgleichs- 
summe miteinzubeziehen? 

Zu Frage 144: 

Einen Verwaltungsakt, demzufolge die Angehöri- 
gen das Weihnachtsgeld zurückzahlen müssen, gibt 
es nicht. Er kann deshalb auch nicht aufgehoben 
werden. Die jährliche Sonderzuwendung (Weih- 
nachtsgeld) ist bei den drei ledigen Soldaten zusam- 
men mit den Dienstbezügen für den Monat Dezem- 
ber 1976 ordnungsgemäß vor der Auszahlung (Fäl- 
ligkeitstag) von der Bank zurückgerufen, bei den 
beiden Witwen mit den ab 1. Dezember 1976 zuste- 
henden Hinterbliebenenbezüge verrechnet worden. 
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Für die Gewährung des Weihnachtsgeldes sind 
nach der gesetzlichen Regelung die am 1. Dezember 
zustehenden Dienstbezüge aus einem bestehenden 
Rechtsverhältnis als Soldat oder Beamter maßge- 
bend. Das Gesetz über die Gewährung einer jähr- 
lichen Sonderzuwendung erlaubt eindeutig keine Er- 
messensentscheidung. Die Witwen der beiden Be- 
rufssoldaten haben jedoch Anspruch auf die Sonder- 
zuwendung aus eigenem Recht. 

Zu Frage 145; 

Die Höhe der einmaligen Unfallentschädigung be- 
stimmt das Soldatenversorgungsgesetz. Danach er- 
hielten die Witwen von zwei Soldaten 40 000 DM 
und die Angehörigen der drei ledigen Soldaten 
20 000 DM. Für eine Erhöhung dieser Unfallentschä- 
digungen um das Weihnachtsgeld fehlt die gesetz- 
liche Grundlage. 

Die Hinterbliebenen der zwei Soldaten auf Zeit 
erhielten außerdem die Übergangsbeihilfe, die den 
Verstorbenen zugestanden hätte, wenn im Zeitpunkt 
ihres Todes ihr Dienstverhältnis geendet hätte; in 
einem Fall waren das 6 355,20 DM, im anderen Fall 
10 876,60 DM. 

Daneben steht nach dem Soldatenversorgungsge- 
setz den Hinterbliebenen in allen fünf Fällen das 
Sterbegeld entsprechend den beamtengesetzlichen 
Regelungen zu. 


(B) 


Anlage 51 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Josten (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Frage 146): 

Wie weit ist die Entscheidung betreffend einer Einrichtung 
einer Ausbildungswerkstatt für den Ausbildungsberuf des Flug- 
zeugmechanikers/Hubschraubermechanikers auf dem Heeresflug- 
platz Mendig gediehen? 

Die Neueinrichtung einer Berufsausbildungsstätte 
im Bereich des Heeresflugplatzes Mendig kann bei 
der derzeitigen Haushaltstage nicht realisiert wer- 
den. 

Im Laufe der zurückliegenden Monate wurde über- 
prüft, auf welche Weise die allgemeine Zielsetzung 
der Bundesregierung, regional und strukturell be- 
dingte Arbeitslosigkeit durch qualifizierte Ausbil- 
dung zu beseitigen, auch im Bereich der Streitkräfte 
unterstützt werden kann. 

Die Überprüfung ergab, daß bei vorgegebenen 
Haushaltsbegrenzungen am wirksamsten dort ge- 
holfen werden kann, wo bereits die Grundeinrich- 
tung vorhanden ist. 

Auf diese Weise konnten 1976 mit relativ gerin- 
gen Mitteln über 500 neue Ausbildungsplätze 


schwerpunktmäßig in strukturschwachen Regionen 
eingerichtet werden. 

Neueinrichtungen sind nur bei veränderter Haus- 
haltssituation möglich. Auch ist es aus Bedarfs- und 
Fürsorgegrjinden nicht vertretbar, bestehende Ein- 
richtungen aufzulösen und durch eine neue in Men- 
dig zu ersetzen. 


Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Becher 
(Pullach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 147): 

Läßt die Ausrüstung der in Mitteldeutschland liegenden so- 
wjetischen Truppen auf eine defensive oder auf eine offensive 
Ausrichtung der sowjetischen Strategie gegenüber der Bundes- 
republik Deutschland und Westeuropa schließen? 

Unverändert gilt die im „Weißbuch 1975/76 — Zur 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Entwicklung der Bundeswehr" gegebene grundle- 
gende Einschätzung der sowjetischen Militärstrate- 
gie als eine auf die „strategische Offensive" gegen- 
über dem „Hauptgegner" ausgerichtete Strategie. 
Als militärischer Hauptgegner wird nach den so- 
wjetischen Vorstellungen im Falle eines Krieges die 
NATO angesehen. 

Führungsgrundsätze, Stärke, Aufbau und Ausbil- 
dung der gegenüber der NATO stationierten so- 
wjetischen Truppen sind entsprechend offensiv aus- 
gelegt. Dies wird dadurch unterstrichen, daß z. B. 
rund zwei Drittel der sowjetischen Landstreitkräfte 
gegenüber Europa und nur weniger als ein Drittel 
gegenüber der Volksrepublik China stationiert sind. 

Die „Gruppe sowjetischer Truppen in Deutsch- 
land" ist die stärkste Konzentration sowjetischer 
Truppen außerhalb der Sowjetunion u. a. mit einem 
über dem Durchschnitt liegenden Anteil an Panzer- 
divisionen (10 Panzerdivisionen, 10 MotSchützen- 
divisionen) und einer starken Luftangriffskompo- 
nente. 

Dieser Kräftegruppierung muß in einem Konflikt- 
falle offensiver Charakter zugesprochen werden. 


Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Ey (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 148 und 149): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß — wie in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung berichtet — im Zusammenhang 
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mit dem beabsichtigten Führungswechsel in der Bundeswehr- 
führungsakademie „mehr Demokratisierung in der Akademie" 
angestrebt werden soll? 

Hat es in der Bundesregierung Meinungsverschiedenheiten 
gegeben, wonach der gegenwärtige Kommandeur der Akademie 
„höchstens noch bis Herbst 77 gehalten" werden könne? 

Zu Frage 148: 

Ihre erste Frage, ob im Zusammenhang mit dem 
beabsichtigten Führungswechsel an der Führungs- 
akademie der Bundeswehr mehr Demokratisierung 
dieser Institution angestrebt werde, geht von der 
Vermutung aus, die Führungsakademie solle künftig 
stärker „demokratisiert'' werden und ihr derzeitiger 
Kommandeur stehe möglicherweise einem solchen 
Prozeß der „Demokratisierung" im Wege. 

Der turnusmäßige Wechsel des Kommandeurs der 
Führungsakademie steht in keinem Zusammenhang 
mit Fragen, die in dem Artikel der FAZ vom 12. Ja- 
nuar 1977 aufgeworfen wurden. 

Unabhängig von der Person des Kommandeurs be- 
steht die Notwendigkeit, aufgrund fortschreitender 
Spezialisierung der Führungsfunktionen in moder- 
nen Streitkräften Führungsstil und Führungsverfah- 
ren stärker auf Kooperation und beratende Mitwir- 
kung hin zu entwickeln. Die Entscheidungsbefugnis 
und die Verantwortung des militärischen Führers 
werden dadurch nicht eingeschränkt. In diesem Pro- 
zeß der Anpassung des Führungsverhaltens und der 
schärferen Akzentuierung der Mitverantwortung hat 
das Konsilium einen hervorragenden Platz. 

Das Konsilium ist vor drei Jahren als ein auf die 
besonderen Aufgaben und Belange der Führungs- 
akademie zugeschnittenes Beratungsorgan des Kom- 
mandeurs eingerichtet worden. Es berät gemäß der 
„Vorläufigen Geschäftsordnung" den Kommandeur 
in Ausbildungsfragen von grundsätzlicher Bedeu- 
tung, dient der gegenseitigen Unterrichtung auf dem 
Gebiet der Ausbildung und wirkt mit an der Planung 
und Weiterentwicklung der Ausbildung an der Füh- 
rungsakademie. Entscheidungsbefugnisse stehen ihm 
nicht zu. 

Unabhängig davon, wie Zusammensetzung und 
Arbeitsverfahren des Konsiliums endgültig geregelt 
werden, behält das Konsilium den Charakter eines 
Beratungsorgans. Die ungeteilte Verantwortung des 
Kommandeurs der Führungsakademie gegenüber sei- 
nen Vorgesetzten bleibt unangetastet. 

Der Kommandowechsel an der Führungsakademie 
steht daher auch in keinem Zusammenhang mit der 
Diskussion um die Rolle des Konsiliums. 

Zu Frage 149: 

In der Bundesregierung hat es keine Meinungs- 
verschiedenheiten über die Frage gegeben, wie 
lange der gegenwärtige Kommandeur der Führungs- 
akademie, GenMaj Dr. Wagemann, im Dienst bleibt. 
Die Entscheidung über die Besetzung der Komman- 
deurstelle trifft der Bundesminister der Verteidi- 


(Cl 

gung. Er hat entschieden, daß GenMaj Dr. Wage- ' 
mann nach dreijähriger Tätigkeit als Kommandeur 
der Führungsakademie im Rahmen des üblichen 
Herbststellenwechsels 1977 dem Bundespräsidenten 
zur Versetzung in den einstweiligen Ruhestand vor- 
geschlagen wird. 

GenMaj Dr. Wagemann wird im Alter von 59 Jah- 
ren aus dem aktiven Dienst ausscheiden. Die Zur- 
ruhesetzungsplanung ist Teil einer Gesamtplanung, 
die aus Gründen eines sachgerechten Altersauf- 
baues der Spitzenstellungen die vorzeitige Zurruhe- 
setzung von Generälen vorsieht. Dies ist auch in der 
Vergangenheit so gehandhabt worden. Das durch- 
schnittliche Zurruhesetzungsalter der vergangenen 
5 Jahre beträgt für 2-Sterne-Generale 58,7 Jahre. 

GenMaj Dr. Wagemann ist bei seiner Zurruhe- 
setzung 59 Jahre alt. Die meisten Kommandeure 
der Führungsakademie hatten diese Dienststellung 
weniger als 3 Jahre inne. 


Anlage 54 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 150 und 151): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bislang 
gemäß § 10 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
eine bundeseinheitliche Hygieneverordnung nicht erlassen wurde? 

Bis zu welchem Zeitpunkt gedenkt die Bundesregierung, die 
genannte Rechtsverordnung zu erlassen, und ist sie in diesem 
Zusammenhang bereit, insbesondere hinsichtlich der Frage des 
kombinierten Transports von flüssigen Lebensmitteln und Che- 
mikalien in Straßentankwagen eine eindeutige Klarstellung her- 
beizuführen? 

Zu Frage 150: 

Bei der auf § 10 des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes zu stützenden bundeseinheit- 
lichen Lebensmittelhygieneverordnung handelt es 
sich um ein umfangreiches Vorhaben, durch das 
einerseits die in den Ländern bereits bestehenden, 
teilweise aber unterschiedlichen Hygienevorschrif- 
ten abgelöst, andererseits auch für bisher noch nicht 
geregelte Bereiche des Umgangs mit Lebensmitteln 
erstmalig Hygieneanforderungen gestellt werden 
sollen. Das hierfür erforderliche Material einschließ- 
lich gutachtlicher Äußerungen von Sachverständigen 
lag nicht so rechtzeitig vor, daß bereits ein erster 
Entwurf der Lebensmittelhygieneverordnung hätte 
verwirklicht werden können. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß wegen des Umfanges und 
der Vielschichtigkeit dieses Verordnungsvorhabens 
in besonderem Maße die Notwendigkeit besteht, 
Vorsorge zu treffen, daß ausgewogene Regelungen 
geschaffen werden können, die die Erfordernisse der 
Hygiene beim Umgang mit Lebensmitteln sachge- 
recht sicherstellen, wobei auch zu berücksichtigen 
ist, daß die für die Betriebe entstehenden wirtschaft- 
lichen Belastungen tragbar sind. 
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Zu Frage 151: 

Es wird angestrebt, den Entwurf einer bundesein- 
heitlichen Lebensmittelhygieneverordnung in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1977 dem Bundesrat zu- 
zuleiten. Im Rahmen dieser Verordnung soll auch 
die Frage des kombinierten Transportes von flüssi- 
gen Lebensmitteln und Chemikalien eindeutig ge- 
regelt und sichergestellt werden, daß Lebensmittel 
beim Transport nicht ekelerregend oder sonst nach- 
teilig beeinflußt werden können. In diesem Zusam- 
menhang wird darauf hingewiesen, daß der Bun- 
desminister der Finanzen nach vorheriger Abspra- 
che mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit in einer am 26. April 1976 an die Ober- 
finanzdirektionen gerichteten „Vorläufigen Dienst- 
anweisung für Kontrollen des Treibstoffs zum Be- 
trieb von Dieselmotoren" u. a. eine Vorschrift auf- 
genommen hat, daß anläßlich der Kontrollen von 
Tanklastwagen, Tankanhängern und Sattelschlep- 
pern mit Tankaufliegern stets zusätzlich anhand des 
Fahrtenbuches oder sonstiger Fahrtunterlagen zu 
prüfen ist, ob lebensmittelrechtlich bedenklich er- 
scheinende Wechseltransporte von Lebensmitteln 
und anderen Stoffen (z. B. Chemikalien) vorliegen. 
Im Verdachtsfall soll unverzüglich die nächstgele- 
gene örtliche Lebensmittelüberwachungsbehörde 
unterrichtet werden. Diese Maßnahme eröffnet be- 
reits jetzt die Möglichkeit zu verstärkter Überwa- 
chung von Lebensmitteltransporten auf deren hygie- 
nische Unbedenklichkeit im Rahmen der landesrecht- 
lichen Hygienevorschriften. 

|B) 


Anlage 55 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Egert (SPD) (Drucksache 
8/33 Fragen 152 und 153): 

Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung bezüglich 
der in der letzten Zeit verstärkt aufgetretenen Hinweise auf 
Rückstände von Schwermetallen (z. B. Cadmium und Quecksilber) 
in Lebensmitteln tierischer und pflanzlicher Herkunft, und welche 
Schlüsse zieht sie daraus, um die hiervon ausgehenden Gesund- 
heitsgefahren für den Verbraucher zu beseitigen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die nach 
Verabschiedung des neuen Arzneimittelrechts gesetzlich erreichte 
Verbesserung der Arzneimittelsicherheit durch eine vergleichbare 
Verbesserung der Arzneimittelüberwachung von auf dem Markt 
ausgebotenen Präparaten abzusichern, und welche Maßnahmen 
im organisatorischen und institutioneilen Bereich ist sie hierzu 
bereit zu ergreifen? 

Zu Frage 152: 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat die zuständigen Behörden der Län- 
der im Jahre 1974 gebeten, vermehrt Untersuchun- 
gen über Schwermetalle in Lebensmitteln durchzu- 
führen. Hieraufhin wurden von den Ländern wie 
auch von Hochschulen und Bundesforschungsanstal- 
ten in größerem Umfange Untersuchungen auf Um- 
weltkontaminanten in Lebensmittel vorgenommen. 
Die Ergebnisse sind der Zentralen Erfassungs- und 
Bewertungsstelle für Umweltchemikalien (ZEBS) im 


Bundesgesundheitsamt zur Auswertung zugeleitet 
worden. 

Die Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für 
Umweltchemikalien hat im Jahre 1976 dem Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
einen Bericht über die besonders bedenklichen 
Schwermetalle Blei, Cadmium und Quecksilber in 
Lebensmitteln vorgelegt. 

Auf Grund dieses Berichtes kam die interministe- 
rielle Projektgruppe „Umweltchemikalien" in ihrem 
Bericht — „Umweltchemikalien — Probleme — Si- 
tuation — Maßnahmen" vom März 1976 zu dem Er- 
gebnis, daß von den mit Lebensmitteln aufgenom- 
menen Mengen der in dem Bericht behandelten 
Schwermetalle z. Z. keine unmittelbaren Gefahren 
abzuleiten sind, die sofortige gesetzgeberische Maß- 
nahmen notwendig machten. Jedoch sollte dem Pro- 
blem der Schwermetallkontamination weiterhin vor- 
sorgliche Aufmerksamkeit gewidmet werden, insbe- 
sondere mit dem Ziel, die gegebenen Erkenntnis- 
lücken durch ausreichend abgesichertes, wissen- 
schaftlich fundiertes Datenmaterial zu schließen. 

Zu entsprechenden Ergebnissen kommt auch der 
Ernährungsbericht 1976 der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung e. V. 

Die Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle 
für Umweltchemikalien hat dem Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit im Oktober 
1976 neue, dem gegenwärtigen wissenschaftlichen p) 
Erkenntnisstand entsprechende Zusammenstellungen 
von Orientierungsdaten über durchschnittliche Ge- 
haltsmengen von Schadstoffen in Lebensmitteln zu- 
geleitet. Auch hiernach sind nach wie vor Erkennt- 
nislücken vorhanden, so daß eine abschließende Ge- 
samtbewertung noch nicht möglich ist. 

Die Bundesregierung wird, sobald ihr die erfor- 
derlichen, wissenschaftlich fundierten Grundlagen 
vorliegen, und soweit dies zur Abwendung von Ge- 
sundheitsgefahren notwendig scheint, im Rahmen 
einer Rechtsverordnung Höchstmengen für Umwelt- 
chemikalien in Lebensmitteln festsetzen. 


Zu Frage 153: 

Nach § 82 des Arzneimittelgesetzes von 1976 ist 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit gehalten, die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. 

In diesem Zusammenhang steht die Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 6. Mai 1976 (BT- 
Drucksache 7/5025), in der er die Auffassung ver- 
treten hat, „daß das Ziel des Gesetzes, nach Artikel 
1 §§ 59 bis 64 (jetzt §§64 bis 69) für die notwendige 
Sicherheit im Verkehr mit Arzneimitteln zu sorgen, 
nur erreicht werden kann, wenn die Überwachung 
des Verkehrs mit Arzneimitteln intensiviert und 
die Maßnahmen von Bund und Ländern koordiniert 
werden. Die einheitliche Durchführung soll durch 
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(A) allgemeine Verwaltungsvorschriften nach Artikel 1 
§ 76 (jetzt § 82) gewährleistet werden“. 

Unter Berücksichtigung des gesetzlichen Auftrages 
und der Entschließung des Deutschen Bundestages 
beabsichtigt die Bundesregierung folgende Schritte 
zu unternehmen: 

1. Die Bundesländer werden in Kürze zu einer 
Erörterung aller Fragen, die mit der bundeseinheit- 
lichen Überwachung nach dem Arzneimitttelgesetz 
1976 (§§ 64 bis 69) in Zusammenhang stehen, ins- 
besondere der Intensivierung und Koordinierung 
der Überwachung des Arzneimittelverkehrs, einge- 
laden. 

2. Die Bundesregierung wird den Bundesländern 
die Einsetzung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
Vorschlägen, die die Aufgabe haben soll, eine Ver- 
waltungsvorschrift zur Durchführung des Arznei- 
mittelgesetzes 1976 (§ 82), insbesondere der bundes- 
einheitlichen Überwachung des Arzneimittelver- 
kehrs, vorzubereiten. 


Anlage 56 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 154): 

Welche Bestimmungen wird die Bundesregierung in der auf der 
Ermächtigungsgrundlage des § 10 des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes zu erstellenden bundeseinheitlichen Le- 
bensmittelhygieneverordnung vorsehen, um den Verbraucher 
vor der Verunreingung von Lebensmitteln, die im Freien, ins- 
besondere an Straßen mit dichtem Autoverkehr, angeboten wer- 
den, zu schützen? 

Die auf der Ermächtigungsgrundlage des § 10 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
in Vorbereitung befindliche bundeseinheitliche 
Lebensmittelhygieneverordnung wird in einem be- 
sonderen Abschnitt auch Vorschriften über den 
Umgang mit Lebensmitteln im Freien enthalten. Um 
zu sachgerechten Regelungen zu gelangen, die 
einerseits den Verbraucherschutz sicherstellen und 
andererseits dem Inverkehrbringen von Lebensmit- 
teln auf Märkten, Straßen und bei Veranstaltungen 
im Freien keine unnötigen Beschränkungen auferle- 
gen, müssen angesichts der vielgestaltigen Rege- 
lungsnotwendigkeit noch eingehende Erörterungen 
mit Sachverständigen zu bestimmten Teilfragen ge- 
führt werden. Ich bitte deshalb um Verständnis, daß 
es der gegenwärtige Sachstand noch nicht erlaubt, 
mitzuteilen, welche Bestimmungen die Bundesregie- 
rung hierfür im einzelnen in der Lebensmittel- 
hygieneverordnung vorsehen wird. Die zu treffenden 
Regelungen werden aber von dem allgemeinen 
Grundsatz der Hygiene geleitet werden, daß Lebens- 
mittel so herzustellen, zu behandeln und in den 
Verkehr zu bringen sind, daß sie keiner ekelerregen- 
den oder sonst nachteiligen Beeinflussung durch 
Umwelteinflüsse wie Staub, Schmutz, Gerüche und 
Autoabgase ausgesetzt sind. 


Anlage 57 

Antwort 

des Pari. Staatsskretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Sdimitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/33^Frage 155): 

Beabsiditigt die Bundesregierung, die Bestimmungen des Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetzes zu ändern, oder sieht sie andere 
Möglichkeiten, um der Lage Rechnung zu tragen, in der sich 
viele Krankenhäuser befinden, insbesondere auch die 
Krankenhäuser der freien gemeinnützigen Träger? 

Fragen der wirtschaftlichen Sicherung der Kran- 
kenhäuser sind z. Z. Gegenstand von Beratungen 
der Bundesregierung, die noch nicht abgeschlossen 
sind. Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit 
im Rahmen eines Gesetzentwurfs zu den von ihr für 
vordringlich erachteten Problemen der Kranken- 
hausfinanzierung Stellung nehmen. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 156): 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung z. B. den Ausschluß des 
Arzneimittels Wobe-Mugos, über das zahlreiche unbestrittene 
Publikationen über Erfolge bei der Behandlung von Krebs und 
akuter Pankreasentzündungen vorliegen sollen, und wie verant- 
wortet die Bundesregierung dies mit der dem neuen Arznei- 
mittelrecht zugrundeliegenden Auffassung, daß Arzt und Patient m) 
in der Entscheidung über Heilverfahren und Arzneimittel frei 
sein sollen? 

Ein Ausschluß des Arzneimittels Wobe-Mugos 
trifft nicht zu, denn die genannte Arzneispezialität 
ist bereits in mehreren Darreichungsformen, nämlich 
als Dragees, Ampullen, Zäpfchen und Salbe beim 
Bundesgesundheitsamt ordnungsgemäß registriert. 
Diese Arzneispezialitäten sind auch in der „Roten 
Liste" 1976, die jedem Arzt zur Verfügung steht, 
aufgeführt. Im Rahmen des noch nicht abgeschlos- 
senen Registrierverfahrens für die weitere Darrei- 
chungsform „Klistiertabletten" wurde zwischen dem 
Bundesgesundheitsamt und dem Anmelder in ge- 
genseitigem Einvernehmen noch die Vorlage zu- 
sätzlicher Unterlagen vor der Eintragung in das 
Spezialitätenregister vereinbart. 


Anlage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
liche Frage der Abgeordneten Frau Sdileidier, 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 157): 

Trifft es zu, daß die Bemühungen der britschen Kronkolonie 
Hongkong um die Heilung und Rehabilitierung von Rausciigift- 
süciitigen inzwisciien weltweites Interesse gefunden haben, und 
was hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung getan, um 
diese Erfahrungen für Deutschland nutzbar zu machen? 
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tA) Die kürzlich im Deutschen Fernsehen ausgestrahl- 
te Sendung über vermeintlich neue Wege zur Hei- 
lung Suchtkranker in der Kronkolonie Hongkong 
haben nach kritischer Einschätzung den Wert der 
auch hier verfolgten «Aversionstherapie". Das Be- 
sondere liegt wohl mehr in den äußeren Umständen, 
die in der Sendung gezeigt wurden. So wurde dort 
von Mönchen ein Kräutertrank zubereitet, der zu 
Erbrechen führt und damit die Abneigung gegen 
Drogen suggestiv vorbereitet; außerdem findet das 
Ritual der Behandlung in einem Kloster statt. Hier 
liegen keine weiteren Informationen darüber vor, 
daß dort wirklich neue Therapieansätze verfolgt 
werden oder der verabfolgte Trank sich als ein 
spezifisches Präparat zur Aussteuerung von Dro- 
genabhängigkeit besonders eignet. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit verfolgt seit längerem u. a. therapeutische 
Ansätze, die in Asien entwickelt und auch in Hong- 
kong besonders beachtet werden. Dabei handelt es 
sich jedoch um den spezifischen Einsatz der Aku- 
punktur, nicht um medikamentöse Verfahren. 
Grundsätzlich ist bei der Übertragung von sozial- 
therapeutischen Verfahren aus Asien auf Patienten 
in der Bundesrepublik zu beachten, daß sie in einem 
anderen Kulturraum entwickelt wurden, daß die 
psychosozialen Bedingungen, die zur Erkrankung 
geführt haben, oft sehr unterschiedlich sind und daß 
auch die Einstellung zur Therapie anders als bei 
uns ist. Nach allen bisherigen Erfahrungen lassen 
sich deshalb solche Verfahren nur sehr begrenzt in 
| 3 j der Bundesrepublik einsetzen. 


Anlage 60 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 158): 

Trifft es zu, daß das bei der Herstellung von Chemikalien, 
Kunststoffen und Pflanzenschutzmitteln anfallende Hexachlorben- 
zol in der Natur kaum abgebaut wird und deshalb in den USA 
wegen seines möglicherweise krebserregenden und auch sonst 
gesundheitsschädlichen Charakters die Anwendung verboten wer- 
den soll, und welche Erkenntnisse geben in der Bundesrepublik 
Deutschland zu welchen Maßnahmen Anlaß? 

Hexachlorbenzol wird u. a. hergestellt zur Ver- 
wendung als Saatbeizfungizid. Wegen seiner Persi- 
stenz ist ein Verbot des Hexachlorbenzols in dem 
Verordnungsentwurf zur Änderung der Verordnung 
über Anwendungsverbote und Anwendungsbe- 
schränkungen für Pflanzenschutzmittel, der dem 
Bundesrat am 17. Dezember 1976 zugeleitet wurde, 
generell vorgesehen. Verdachtsmomente über eine 
mögliche krebserregende Wirkung des Hexachlor- 
benzols liegen in der Bundesrepublik nicht vor. 
über die Aussage einer möglicherweise krebser- 
regenden Wirkung des Hexachlorbenzols und ein 
Verbot dieses Stoffes in den USA gab es keine 
offizielle Bestätigung von amerikanischer Seite. 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Blank (SPD) (Drucksache 
8/33 Frage 159): 

Wie beurteilt ciie Bunciesregierung Befragungsaktionen wie 
die der Illustrierten „Stern" in der Ausgabe Nummer 4 „Ist 
Ihr Herz in Gefahr", und wird sie unter dem Gesichtspunkt der 
Gesundheits- und Datensicherung Konsequenzen daraus ziehen? 

Die Bundesregierung hat die Aktion des „stern" 
zur Erkennung von Risikofaktorenträgern für Herz- 
Kreislauf-Erkrankungen mit Interesse zur Kenntnis 
genommen und ist bei deren Vorbereitung unter- 
stützend tätig geworden. 

Rücklauf und Auswertung der Daten werden 
nach Abschluß der Aktion unter verschiedenen 
Aspekten zu betrachten sein, wobei die Frage nach 
einer genügend breiten Treffsicherheit des Befund- 
bogens im Vordergrund steht. 

Dem Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit steht umfangreiches Vergleichsmaterial 
zur Prüfung der Effektivität unterschiedlicher Unter- 
suchungs- und Befragungsmethoden zur Früherfas- 
sung von Herz-Kreislaufrisikofaktoren zur Verfü- 
gung, das derzeit in einem Forschungsauftrag aus- 
gewertet wird. 

Ob und ggf. welche gesundheitspolitischen Kon- 
sequenzen zur gesundheitlichen Versorgung der 
Bevölkerung zu ziehen sind, bleibt einer späteren 
Entscheidung auf der Basis der dann vorliegenden 
Ergebnisse Vorbehalten. 

Der Stern hat in Heft 3, Seite 64, die absolut ver- 
trauliche Behandlung aller Angaben der Einsender 
zugesichert. 


Anlage 62 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 160 und 161): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die Umweltge- 
fährdung durch Hexachlorbenzol (HCB) vor, und wenn ja, worin 
bestehen diese? 

In welchen Pflanzenschutzmitteln kommt Hexachlorbenzol 
überwiegend zur Anwendung? 

Zu Frage 160: 

Der Bundesregierung ist die Persistenz des Hexa- 
chlorbenzols bekannt. Eine mögliche Umweltgefähr- 
dung durch diesen Stoff ist daher nicht auszuschlie- 
ßen. Im tierischen Fettgewebe und in der Mutter- 
milch wird Hexachlorbenzol angereichert. 
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(A) Die Bundesregierung beabsichtigt, in einer Verord- 
nung zur Änderung der Verordnung über Anwen- 
dungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel ein generelles Verbot für 
Hexachlorbenzol herbeizuführen. 

Der Verordnungsentwurf ist bereits am 17. De- 
zember 1976 dem Bundesrat zugeleitet worden 
(Bundesrats-Drucksache 735/76). 

Zu Frage 161 : 

Hexachlorbenzol ist in der Bundesrepublik 
Deutschland nur als Saatbeizfungizid für Weizen 
zugelassen. 


Anlage 63 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/33 Frage 179): 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen daß die 
zum 1. Januar 1977 mit der kommunalen Neugliederung be- 
gründete Kündigung der Postsdiließfächer bei den Poststellen 
Klein-Gerau und Worfelden zurückgenommen wird, da die 
Poststellen personell auf dem gleichen Stand bleiben und der 
Bevölkerung ein Abholen der Post in Büttelborn nicht zuge- 
mutet werden sollte? 

(B) Die Weisung an die Poststellen in den bisher 
selbständigen Gemeinden Klein-Gerau und Worfel- 
den, die Abholung auf Antrag nicht mehr zuzulas- 
sen, beruht auf einem Irrtum. 

Da die beiden Poststellen weiterhin den Zustell- 
dienst in den Ortsteilen Klein-Gerau und Worfel- 
den ausführen, können dort auch Sendungen abge- 
holt werden. Den betroffenen Postkunden wurde die 
Abholung bereits wieder ermöglicht. 


Anlage 64 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Druck- 
sache 8/33 Fragen 180 und 181): 

Ist die Bundesregierung bereit, sich aus Anlaß der bevorstehen- 
den ersten direkten Wahl zum Europäisdien Parlament für die 
Herausgabe eines supranationalen Postwertzeichens in den neun 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft einzusetzen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, wenn diese Bemühungen 
scheitern sollten, sich dafür einzusetzen daß im Bereich der 
Deutschen Bundespost eine Briefmarke herauskommt, die auf 
das Ereignis der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament 
hinweist? 

Zu Frage 180: 

Die „Europäische Konferenz der Verwaltungen für 
Post- und Fernmeldewesen“ hat, zuletzt auf der VlI. 


Ordentlichen Vollversammlung, die vom 11. bis 
22. September 1972 in Den Haag stattfand, entschie- 
den, daß der Einführung eines europäischen Post- 
wertzeichens unüberwindliche Schwierigkeiten ent- 
gegenstehen. Die Hinderungsgründe liegen in der 
unterschiedlichen Höhe der Gebühren in den einzel- 
nen Ländern und im Gefälle zwischen den Währun- 
gen der einzelnen Länder. Diese Unterschiede wür- 
den dazu führen, daß diese Postwertzeichen in dem 
Land gekauft würden, in dem sie unter Ausnutzung 
des Gebühren- und Währungsgefälles zum niedrig- 
sten Preis zu erstehen wären. 

Auch die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften ist zu dem Ergebnis gekommen, daß es 
nicht zweckmäßig ist, die Frage der Austauschbar- 
keit der von den Mitgliedstaaten herausgegebenen 
Postwertzeichen weiter zu verfolgen (vgl. die in Ab- 
lichtung beigefügte Antwort der Kommission vom 
19. 6. 1975 auf die schriftliche Anfrage von Herrn 
Johnston). 

Die in der Europäischen Konferenz der Verwal- 
tungen für das Post- und Fernmeldewesen zusam- 
mengeschlossenen Postverwaltungen fördern bereits 
seit 1960 den europäischen Gedanken durch die 
regelmäßige Herausgabe der „EUROPA“ -Marken. 

Auf diesen Marken werden nach Abstimmung zwi- 
schen den Verwaltungen in den einzelnen Jahren 
jeweils die gleichen Themen behandelt, wobei auch 
stets die Angabe „EUROPA“ verwendet wird. 

Zu Frage 181: (D) 

Die Anregung wird in die Planungsunterlagen für 
ein Sonderpostwertzeichenprogramm 1978 aufge- 
nommen. Der Programmbeirat der Deutschen Bun- 
despost wird dazu in seiner Sitzung am 20. 1. 1977 
eine Empfehlung abgeben, über die der Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen abschließend 
entscheidet. 


SCHRIFTLICHE ANFRAGE Nr. 111/75 von Herrn 
Johnston an die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften (25. April 1975) 

Betrifft: Gemeinsamer Portostandard 

Welche Beratungen haben im Hinblick auf die Ein- 
führt einer allgemeine Geltung des Portos aus einem 
Mitgliedsland in alle anderen Mitgliedsländer nach 
einem gemeinsamen Kostenstandard stattgefunden? 


Antwort 
(19. Juni 1975) 

Da die von der Kommission unternommenen Ver- 
suche zur Harmonisierung der Grundpostgebühren 
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(A) zu keinem Erfolg geführt haben, hat es die Kommis- 
sion nicht für zweckmäßig gehalten, die etwaige 
Austauschbarkeit der von den Mitgliedstaaten her- 
ausgegebenen Postwertzeichen zu prüfen. 


Anlage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Glos (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/33 Frage 187): 

Was hat die Bundesregierung, nach dem die Deutsche Bundes- 
post wieder Gewinne erwirtsdiaftet, unternommen, um die 
postalisdie Versorgung des fladien Landes, insbesondere die 
Ausstattung kleinerer Orte mit öffentlidien Fernsprechzellen, 
zu verbessern, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß jeder Ort wenigstens mit einer öffentlichen Fernsprechzelle 
ausgostattet sein sollte? 

Die Deutsche Bundespost hat sich stets um die 
Versorgung des flachen Landes bemüht und ihr 
Dienstleistungsangebot im Post- und Fernmelde- 
wesen der Nachfrage ihrer Kunden angepaßt. Nach 
einer bundesweiten Aktion sind deshalb heute 
praktisch alle Orte mit mehr als 200 Einwohnern 
mit einer jederzeit zugänglichen Fernsprechzelle mit 
Münzfernsprecher ausgestattet. 

Auch bei der durch kostenbewußte Unternehmens- 
führung erreichten Gewinnsituation ist die Deutsche 
Bundespost allerdings verpflichtet, ihre Dienstlei- 
stungen durch wirtschaftliche Unternehmensführung 
aus den eigenen Einnahmen zu finanzieren. 

Da selbst in vielen kleinen Orten mit mehr als 
200 Einwohnern die Einnahmen der Fernsprechzellen 
bei weitem nicht kostendeckend sind, wäre es nicht 
zu vertreten, in noch kleineren Orten öffentliche 
Fernsprechzellen einzurichten. Die wirtschaftlichen 
Verluste müßten letzten Endes von allen anderen 
Benutzern von Fernmeldeeinrichtungen mitfinanziert 
werden. 

Um auch den Belangen des dünner besiedelten 
ländlichen Raumes zu genügen, bietet die Deutsche 
Bundespost wesentlich kostengünstigere öffentliche 
Sprechstellen mit gewöhnlichen Sprechapparaten an, 
die als gemeindliche öffentliche Sprechstellen auf An- 
trag der Gemeinden eingerichtet werden. 

Solche öffentlichen Sprechstellen haben gegenüber 
dem Münzfernsprecher in der Fernsprechzelle den 
wesentlichen Vorteil, daß sie auch angerufen werden 
können. 


Anlage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wawrzik (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 193 und 194): 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Vordringen privater 
Unternehmen im Paketdienst? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um gleiche 
Wettbewerbsbedingungen im Interesse der Deutschen Bundes- 
post wieder herzustellen? 

Zu Frage 193: 

Der Paketdienst der Deutschen Bundespost befin- 
det sich seit jeher im Wettbewerb mit anderen Ver- 
kehrsträgern. Die Aktivitäten neuer privater Unter- 
nehmen im Kleingutbereich bedeuten eine Verschär- 
fung des Wettbewerbs. 


Zu Frage 194: 

Die Deutsche Bundespost ist entschlossen, der 
neuen Konkurrenz durch eine aktive Marktpolitik 
und durch einen verbesserten Service entgegenzu- 
treten. Dies geschieht u. a. durch die konsequente 
Fortführung der Kooperation mit Paketversendern, 
durch den Aufbau eines Transportnetzes mit schnel- 
len Paketpostzügen, durch den weiteren zügigen 
Aufbau eines Transportkettensystems mit Klein- 
containern, und durch die Erweiterung des Dienst- 
leistungsangebots (z. B. Einführung der Rücknahme 
von Paketsendungen und Päckchen, Erhöhung des 
Nachnahmebetrages auf 3 000 DM). 

Die Frage von marktordnenden Maßnahmen we- 
gen der durch die Bedienungspflicht bestehenden 
Wettbewerbsverzerrungen wird untersucht. 


Anlage 67 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Krockert (SPD) (Drucksache 
8/33 Frage 198): 

Trifft es zu, daß die Postbeamtenkrankenkasse die Kosten für 
indizierte Sdiwangersdiaftsabbrüdie nidit in jedem Fall trägt, 
weil ihre Satzung eine soldie Erweiterung des Leistungskatalogs 
nicht zuläßt, trifft dies auch für andere Kassen zu, und sieht die 
Bundesregierung eine Möglichkeit, auf gesetzlichem Weg An- 
passungen der zugrundeliegenden Satzungen zu erwirken? 

Die Postbeamtenkrankenkasse ist eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts mit eigener Rechts- 
persönlichkeit, die nach den Grundsätzen des Selbst- 
verwaltungsrechts (paritätische Besetzung der Or- 
gane) organisiert ist. Versicherungsbedingungen und 
Leistungsumfang werden von den Organen der 
Krankenkasse (Vorstand und Vertreterversamm- 
lung) beschlossen. Der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen übt die Staatsaufsicht aus. 

Es trifft zu, daß die Postbeamtenkrankenkasse der- 
zeit Kassenleistungen bei nicht rechtswidrigem Ab- 
bruch der Schwangerschaft nur im Falle einer medi- 
zinischen oder eugenischen Indikation übernimmt. 
Dies resultiert aus der engen Bindung der Kasse an 
die Beihilfevorschriften. Die Leistungen der Post- 
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(A) beamtenkrankenkasse werden nämlich nur ergän- 
zend zu den Leistungen nach den Beihilfevorschrif- 
ten gewährt. Aufwendungen, die nicht beihilfefähig 
sind, begründen daher grundsätzlich keinen An- 
spruch auf Kassenleistungen. Nach den zur Zeit 
gültigen „Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen" des Bundes (Beihilfevor- 
schriften) werden bei nicht rechtswidrigem Abbruch 
der Schwangerschaft die hiermit im Zusammenhang 
stehenden Aufwendungen nur dann als beihilfefähig 
anerkannt, wenn eine medizinische oder eugenische 
Indikation vorliegt (Krankheitsfälle). Im Hinblick 
auf das Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz — 
StREG — vom 28. August 1975 (BGBl. I S. 2289) prüft 
der für die Beihilfevorschriften zuständige Bundes- 
minister des Innern zur Zeit, ob künftig auch Auf- 
wendungen bei einem nicht rechtswidrigen Abbruch 
der Schwangerschaft aus ethischer oder sozialer In- 
dikation als beihilfefähig anzuerkennen sind. Das 
Ergebnis wird in Kürze mit den Bundesländern in 
der Bund-Länder-Kommission „Beihilferecht" erör- 
tert werden. Eine Änderung der Beihilfevorschriften 
würde voraussichtlich im Mai d. J. bekanntgegeben. 

Unabhängig von dieser Entwicklung prüft die 
Postbeamtenkrankenkasse, ob nicht ausnahmsweise 
bereits vor einer Änderung der Beihilfevorschriften 
Kassenleistungen bei nicht rechtswidrigem Abbruch 
der Schwangerschaft aus ethischer oder sozialer In- 
dikation gewährt werden können. Die Organe der 
Kasse werden voraussichtlich am 10. /ll. Februar 
1977 entsprechende Beschlüsse fassen. 

Die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Ortskrankenkassen, Betriebskrankenkasse, Innungs- 
krankenkassen, Ersatzkassen) erbringen seit 1. De- 
zember 1975 Leistungen in allen Fällen des nicht 
rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs gemäß 
§ 200 f der Reichsversicherungsordnung, eingefügt 
durch das StREG vom 28. August 1975. Die Postbe- 
amtenkrankenkasse gehört nicht zu den Trägern der 
gesetzlichen Krankenversicherung; sie ist eine So- 
zialeinrichtung der Deutschen Bundespost aufgrund 
§ 28 Postverwaltungsgesetz. Dagegen gehört die 
Bundespostbetriebskrankenkasse zu den gesetz- 
lichen Krankenkassen und erbringt Leistungen nach 
den Grundsätzen der Reichsversicherungsordnung. 


Anlage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Flämig (SPD) (Drucksache 
8/33 Fragen 209 und 210) : 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den Plänen 
ein, Postboten als Altenpfleger ausbilden zu lassen, damit sie 
bei ihren Zustellgängen betagten Bürgern mit fachmännischen 
Tips und kleinen Handreichungen unter die Arme greifen kön- 
nen oder in der Lage sind, in dringenden Fällen sdinelle Hilfe 
zu leisten? 


Ist aus der Tatsache, daß der Präsident der Oberpostdirek- (C) 
tion Frankfurt und der Direktor des Postamts Hanau sich hin- 
sichtlich der Realisierung derartiger Pläne bereits wohlwollend 
ausgesprochen haben sollen, zu entnehmen, daß die Deutsche 
Bundespost diesen Vorschlägen positiv gegenübersteht? 

Das Bundespostministerium hat grundsätzlich 
nichts gegen eine solche Initiative einzuwenden, 
die dazu beitragen kann, die Arbeitsplätze bei der 
Deutschen Bundespost sicherer zu machen und das 
Dienstleistungsangebot sinnvoll zu erweitern. 

Das Bundespostministerium wird deshalb die Vor- 
schläge in einer Arbeitsgruppe prüfen. Das ist auch 
wegen der Beteiligung anderer Ressorts notwendig. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist deshalb eine Stel- 
lungnahme zu den Vorschlägen leider noch nicht 
möglich. 

U. a. müssen folgende Fragen geklärt werden: 
Organisatorisch: 

Welche Hilfeleistungen lassen sich durch Brief- 
träger erbringen und wie können sie ohne Be- 
einträchtigung der Briefzustellung erbracht wer- 
den? 

Personell: 

Sind die Briefträger bereit und geeignet, Alten- 
hilfe zu leisten. Lassen sich vertretbare Dienst- 
pläne aufstellen? Wie soll die Ausbildung orga- 
nisiert werden? 

Finanziell: 

Wer trägt die Kosten für Ausbildung und Tä- 
tigkeit? 

über die bisherigen Besprechungen mit Institutio- 
nen im Hanauer Raum wird die Oberpostdirektion 
Frankfurt dem Bundespostministerium demnächst 
berichten. 


Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Tillmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Frage 215): 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auffassung, daß ein 
historisches Stadtbild nicht durch städtebauliche Fehlleistungen 
beeinträchtigt werden darf, und wenn ja, sollte dann nicht der 
Bau des 90 Meter hohen Fernmeldeturms verhindert werden, um 
die als einzigartig anerkannte Silhouette der Stadt Soest zu 
erhalten, insbesondere, da sidi z. B, mit der Haar auch eine 
andere Standortmöglichkeit bietet? 

Die Deutsche Bundespost ist gesetzlich verpflich- 
tet, ihre Anlagen technisch und betrieblich den An- 
forderungen des Verkehrs entsprechend weiterzu- 
entwickeln und zu vervollkommnen. Zur Bereitstel- 
lung einer ausreichenden Fernmeldeversorgung 
nutzt die Deutsche Bundespost für den Fernsprech- 
verkehr neben den Kabelverbindungen auch den 
Richtfunk. 
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(•A-) In Soest wurde bereits im Jahre 1967 eine Knoten- 
vermittlungsstelle mit dem dazugehörigen Anten- 
nenträger gebaut. Das sprunghaft steigende Ver- 
kehrsvolumen sowie die Erschließung neuer Fre- 
quenzbereiche und Dienste erfordert es, den vorhan- 
denen, 30 m hohen Antennenträger jetzt gegen 
einen aufnahmefähigeren Femmeldeturm mit An- 
tennenplattformen in 60 und 67,5 m Höhe auszutau- 
schen. 

Aus übertragungstechnischen Gründen kann der 
Fernmeldeturm in Soest nicht weiter als 20 m vom 
Gebäude entfernt errichtet werden. Bei größeren Ab- 
ständen müßten zur Anbindung des Turmes an die 
Knotenvermittlungsstelle alle Fernsprechfernverbin- 
dungen zu einem einzigen Leitungsbündel (Kabel) 
zusammengefaßt werden. Das könnte zu einem Aus- 
fall aller Richtfunklinien bei Unterbrechung des Ka- 
bels führen. 

Die Verbindung zwischen einem Fernmeldeturm 
und einer zugehörigen Vermittlungsstelle über eine 
größere Entfernung ist außerdem außerordentlich 
kostenaufwendig. Unter Berücksichtigung insbeson- 
dere der Abschreibungszeiträume und der Zinsen 
beliefen sich die Mehrkosten für technische Anlagen 
auf rd. 4,2 Millionen DM. 

Der geplante Fernmeldeturm wird außerhalb des 
historischen inneren Stadtbezirks in einer Randzpne 
stehen. Bedingt durch die vorwiegend engen Straßen 
ist ein Durchblick auf den Turm kaum möglich. Au- 
ßerdem liegt der Turm nicht in einer Verlängerungs- 
(B) achse durchgehender Straßenzüge, so daß eine do- 
minierende und damit störende Wirkung ausge- 
schlossen sein dürfte. 

Außerdem möchte ich darauf hinweisen, daß der 
Regierungspräsident von Arnsberg das Bauvorha- 
ben positiv beurteilt und die Einwände der Stadt 
Soest abgewiesen hat. 


Anlage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 221): 

Wie erklärt die Bundesregierung den Unterschied zwischen ih- 
rer Antwort auf meine Schriftliche Anfrage Nummer 72 in 
Drucksache 7/5749 und der Feststellung des Personalrats im 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
der in seinem Schwerpunktprogramm 1976 bis 1979 an die Lei- 
tung des Hauses appelliert hat, „eine übermäßige Belastung 
einzelner ebenso zu vermeiden, wie eine ungenügende Beschäf- 
tigung"? 

Die Bundesregierung sieht zwischen ihrer Antwort 
auf die schriftliche Anfrage Nr. 72 in Drucksache 
7/5749 und der Feststellung des Personalrats im 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau in seinem Schwerpunktprogramm 
1976 bis 1979 keinen Unterschied. 


Der auszugsweise zitierte Programmpunkt des 
Personalrats hat insgesamt folgenden Wortlaut: 

„3. Der Personalrat appelliert an alle Verantwort- 
lichen, ihren Mitarbeitern Sinn, Zweck, Bedeutung 
und Wert ihrer Arbeit klarzumachen, damit sich alle 
als vollwertige Mitarbeiter des Hauses fühlen und 
entsprechend handeln. Spezielle Kenntnisse und 
Neigungen sollten im allseitigen Interesse stärker 
berücksichtigt werden, damit es möglich ist, eine 
übermäßige Belastung einzelner ebenso zu ver- 
meiden, wie eine ungenügende Beschäftigung." 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr, von Geldern 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 222): 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß der 
nach dem Gesetz über Investitonszuschüsse im sozialen Woh- 
nungsbau vom 27. Dezember 1974 für Investitionszuschüsse ge- 
setzte Termin für die Bezugsfertigkeit, nämlich der 30. Juni 1977, 
erhebliche Schwierigkeiten in kunjunkturpolitischer Sicht auf- 
wirft und es dringend geboten ist, diesen Termin zu ver- 
schieben, und wenn ja, wird die Bundesregierung eine entspre- 
chende Initiative ergreifen? 

Die Zielsetzung des Investitionszuschußgesetzes, 
durch die von vornherein zeitlich begrenzte Gewäh- 
rung der Zuschüsse auf eine beschleunigte Abwick- 
lung und Stützung der Wohnungsbauprogramme 
der Länder hinzuwirken, um damit in den Jahren 
1975 und 1976 eine stärkere Auslastung der Hoch- 
baukapazitäten zu erzielen, ist erreicht worden. 
Nach den gegenwärtigen Erkenntnismöglichkeiten 
wird der voraussichtliche Gesamtaufwand auf rd. 
900 Mio. DM geschätzt; der ursprünglich angenom- 
mene Mittelbedarf wird damit um ein Mehrfaches 
überschritten (vgl. auch meine Antworten auf die 
Anfragen der Abgeordneten Dr. Schneider, Druck- 
sache 7/5825, und Pawelczyk, Drucksache 7/5926). 

Die der Bundesregierung bisher bekanntgeworde- 
nen Auswirkungen des gesetzlich bestimmten äußer- 
sten Fertigstellungstermins lassen in konjunktur- 
politischer Hinsicht keine so erheblichen Schwierig- 
keiten erwarten, daß es geboten wäre, diesen Ter- 
min generell zu verschieben. Bei dem weit fort- 
geschrittenen Abwicklungsstand handelt es sich im 
übrigen weniger um ein Problem des Bauhauptge- 
werbes (Rohbau) als um eine Frage der Kapazitäts- 
auslastung im Ausbaugewerbe. Hier aber dürften 
nach Auslaufen der verstärkten Modernisierungs- 
maßnahmen in absehbarer Zeit wieder größere Ka- 
pazitätsspielräume vorhanden sein. 

Ob eine regional gezielte Modifizierung des Fer- 
tigstellungstermins in Erwägung gezogen werden 
sollte, wofür im Bundeshaushalt ggf. weitere Mittel 
für etwa notwendig werdende Mehraufwendungen 
zur Verfügung gestellt werden müßten, soll im Zu- 
sammenhang mit den Haushaltsberatungen der Bun- 
desregierung entschieden werden. 
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(A) Anlage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Hauff auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Burger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/33 Fragen 236 und 237) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung von Bür- 
gerinitiativen — die sidi auf vorliegende Erfahrungen und 
Berechnungen stützen soll — , wonadi durdi Nutzung der Wind- 
energie der Anteil des Öls an der bundesdeutsdien Elektri- 
zitätserzeugung voll und ganz ersetzt werden könne? 

Kann angenommen werden, daß die vom Bundesforsdiungs- 
minister in dem von ihm herausgegebenen Budi „Forschung 
aktuell“ erhobene Forderung, eine Prototyp-Windenergieanlage 
zu errichten, in absehbarer Zeit erfüllt wird? 

Zu Frage 236; 

In der Studie „Energiequellen für morgen?" wurde 
u. a. auch die Möglichkeit der Nutzung der Wind- 
energie in der Bundesrepublik Deutschland ausführ- 
lich untersucht. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, 
daß ohne Berücksichtigung wirtschaftlicher Rand- 
bedingungen in der Bundesrepublik etwa 220 TWh/a 
elektrische Energie aus Wind erzeugt werden könn- 
te. Dies entspricht rund der derzeitigen Brutto- 
stromerzeugung in der Bundesrepublik Deutschland. 
Voraussetzung für die Nutzung dieses Potentials 
sind große Windkraftwerke mit einer Leistung von 
2 bis 3 MW, die nicht Stand der Technik sind. Die 
Studie regt deshalb an, derartige Windkraftwerke 
zu entwickeln. Unter Berücksichtigung der dafür 
notwendigen Entwicklungs- und Erprobungszeit so- 
wie einer Markteinführungsphase mit tragbarem 
wirtschaftlichem Risiko wird in der Studie eine Ab- 
schätzung durchgeführt, nach der im Jahre 2000 
zehn bis dreißig TWh elektrischer Energie aus 
Windenergie erzeugt werden könnten. Die Gesamt- 
stromerzeugung aus Erdölprodukten in öffentlichen 
Wärmekraftwerken und Industriekraftwerken be- 
trug im Jahr 1974 rund 25 TWh. Wenn man die Zeit- 
differenz in den Aussagen außer acht ließe und da- 
mit von einem absolut nicht wachsenden Beitrag 
des Öls zur Stromerzeugung bis zum Jahre 2000 aus- 
ginge, so gäbe es keinen Widerspruch zu der von 
Ihnen angeführten Ansicht von Bürgerinitiativen. 
Allerdings müßte bei insgesamt wachsendem Bedarf 
der elektrische Strom dann zunehmend mit Hilfe 
anderer Energiequellen erzeugt werden. Die An- 
nahme eines stagnierenden Bedarfs dürfte unreali- 
stisch sein. 


Zu Frage 237 : 

Die in der Studie „Energiequellen für morgen?" 
gegebene Anregung, eine Prototyp-Windenergie- 
anlage zu errichten, ist bereits aufgegriffen worden. 
Im Herbst 1976 wurde eine Ausschreibung durch- 
geführt, um Angebote für die Erarbeitung baureifer 
Unterlagen für eine Windenergieanlage im Lei- 
stungsbereich 1 bis 3 Megawatt zu erhalten. Die 
Einzelverhandlungen mit dem in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht günstigsten Anbieter sind 
bereits aufgenommen worden. Mit der Vergabe der 
Arbeiten ist kurzfristig nach der Verabschiedung 


des Haushaltes für das Haushaltsjahr 1977 zu rech- 
nen. Falls diese Arbeiten die in der Studie „Energie- 
quellen für morgen?" enthaltenen Kostenabschät- 
zungen im wesentlichen bestätigen und bei der De- 
tailkonstruktion einer großen Windenergieanlage 
keine Probleme auftauchen, die noch eine einge- 
hendere Einzeluntersuchung erfordern, ist Ende 
1978 mit der Entscheidung über den Bau einer Proto- 
typ-Windenergieanlage zu rechnen. 


Anlage 73 

Antwort 

des Bundesministers Frau Schlei auf die Sdiriftlidien 
Fragen des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Fragen 249 und 250): 

Teilt die Bundesregierung die Ansidit, daß die Äußerungen 
des Parlamentarisdien Staatssekretärs beim Bundesminister für 
wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit, Alwin Brück, (siehe Frankfurter 
Rundschau vom 12. Dezember 1976) die Deutschen im heutigen 
Süd-West-Afrika sollten in einem künftigen Namibia verblei- 
ben, um beim Aufbau des Landes zu helfen, den bisher er- 
brachten großen persönlichen und wirtschaftlichen Aufbauleistun- 
gen der dortigen Bevölkerung nicht gerecht werden, und wenn 
ja, welche Forderungen wird sie daraus ziehen? 

Hält es die Bundesregierung nicht für zweckmäßiger, mit allen 
politischen Mitteln einen bruchlosen Übergang vom gegenwär- 
tigen zum zukünftigen Status Namibias zu fördern, anstatt sich 
mit Überlegungen zu Flüchtlings- und Wiederaufbauproblemen 
zu beschäftigen, die eine krisenhafte Entwicklung als unaus- 
weichlich unterstellen? 

Zu Frage 249; 

Die Bundesregierung erwartet, daß das entgegen 
den Forderungen der Vereinten Nationen immer 
noch von der Republik Südafrika verwaltete Nami- 
bia bald ein unabhängiger Staat wird, in dem die 
Menschenrechte gelten und realisiert werden, ins- 
besondere das Selbstbestimmungsrecht für alle Be- 
völkerungsteile. Dafür wird sich die Bundesregie- 
rung weiter im Rahmen ihrer Möglichkeiten mit 
Nachdruck einsetzen. 

Die Bundesregierung hofft, daß die in Namibia 
lebenden deutschen Staatsbürger und Deutschstäm- 
migen auf der Grundlage der oben genannten poli- 
tischen Vorstellungen einen Beitrag für ein unab- 
hängiges Namibia leisten, der der weiteren Ent- 
wicklung dieses Landes dient. 

Die Bundesregierung verkennt dabei nicht, daß 
sich viele Deutsche bzw. Deutschstämmige in an- 
erkennenswerter Weise in Namibia eine Existenz- 
grundlage aufgebaut haben. 

Zu Frage 250: 

Ja, die Bundesregierung hofft, daß der Übergang 
zu einem unabhängigen Namibia auf friedlichem 
Wege erfolgt. Dafür setzt sie sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten ein. Sie wird jedoch bei ihren Über- 
legungen keine Erfahrungen ausschließen, die sie 
beim Unabhängigwerden anderer afrikanischer Staa- 
ten gemacht hat. 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 8. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Januar 1977 


345’ 


Anlage 74 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/33 Frage 251 ) : 

Fällt unter die Aussage der neuen Bundesministerin für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, „die Zeit dränge, auf die Forde- 
rungen der Entwicklungsländer nach neuen Strukturen der Welt- 
wirtschaft einzugehen", auch die Forderung nach der Schaffung 
von integrierten oder separaten Rohstoffabkommen? 


Diese Aussage bedeutet nicht, daß wir die Forde- (Q 
rungen der Entwicklungsländer so, wie sie uns zu 
den einzelnen Rohstoffen gestellt werden, akzeptie- 
ren. Vielmehr muß die Bundesregierung ernsthaft 
und konstruktiv auch über Rohstoffabkommen in 
Prüfung des Einzelfalles verhandeln, wie sie dies 
in Nairobi bei der UN-Weltkonferenz für Handel 
und Entwicklung (UNCTAD IV) und in der Regie- 
rungserklärung betont hat. Wir müssen dabei nach 
dauerhaften Lösungen suchen, die im Interesse aller 
liegen. 






